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A. Staatskanzlei

Honorarkonsuln in der Bundesrepublik Deutschland

Bek. d. StK v. 7. 1. 2009 — 203-11700-5 ML —

Das Herrn Dr. Hans-Georg Graichen am 9. 5. 1974 erteilte
Exequatur als Honorargeneralkonsul der Republik Mali in
Hamburg mit dem Konsularbezirk Länder Hamburg, Bremen,
Niedersachsen, Schleswig-Holstein und Mecklenburg-Vorpom-
mern ist mit Ablauf des 8. 12. 2008 erloschen.

Die honorarkonsularische Vertretung der Republik Mali in
Hamburg ist somit geschlossen.

— Nds. MBl. Nr. 4/2009 S. 60

B. Ministerium für Inneres, Sport und Integration

Polizeigewahrsamsordnung

RdErl. d. MI v. 15. 12. 2008 — P 22.2-12340/1 —

— VORIS 21011 —

1. Geltungsbereich
Die Polizeigewahrsamsordnung regelt den Vollzug der Frei-

heitsentziehung im Polizeigewahrsam. 
Für den Vollzug des Gewahrsams nach § 18 Abs. 1 Nds.

SOG im Wege der Amtshilfe in einer Justizvollzugsanstalt gilt
§ 20 Abs. 5 Nds. SOG.  

2. Begriffsbestimmungen
Das Polizeigewahrsam dient der vorübergehenden Unter-

bringung von Personen, denen aufgrund gesetzlicher Vor-
schriften die Freiheit entzogen worden ist. Polizeigewahrsame
i. S. dieses RdErl. sind
— Gewahrsamszentren bei den Polizeibehörden,
— Gewahrsamsräume bei den Polizeidienststellen,
— Gefangenensammelstellen, die temporär eingerichtet wor-

den sind.

3. Gewahrsamsverzeichnis
Für jedes Polizeigewahrsam ist ein Gewahrsamsverzeichnis

zu führen, in dem Angaben (bei zeitlichen Angaben jeweils
Datum und Uhrzeit) festzuhalten sind über
— die Personalien der im Polizeigewahrsam untergebrachten

Person, 
— zeitlichen Beginn, Anlass und Rechtsgrundlage der Unter-

bringung im Polizeigewahrsam, die sachbearbeitende Or-
ganisationseinheit, den Namen der oder des die Unterbrin-
gung Anordnenden,

— Hinweise von besonderer Bedeutung zur Person (z. B.
Selbsttötungsabsichten, Fluchtgefahr, Trennung von ande-
ren Personen, Verletzungen der eingelieferten Person), 

— die in Verwahrung genommenen Gegenstände und Be-
weismittel sowie deren Verbleib, den Namen der sicher-
stellenden Beamtin oder des sicherstellenden Beamten,

— Zeitpunkt der Aushändigung des Merkblattes über die
Rechte der im Polizeigewahrsam untergebrachten Person,

— bei ausländischen Personen: Zeitpunkt der Belehrung über
ihre Rechte auf Inanspruchnahme konsularischer Unter-
stützung sowie ggf. der Unterrichtung der konsularischen
Vertretung und der Weiterleitung von Mitteilungen an diese,

— Personalien der Person, die zu benachrichtigen ist und
Zeitpunkt der Benachrichtigung, Gründe für die Verzöge-
rung einer Benachrichtigung und ggf. Zeitpunkt des Ein-
treffens dieser Person, 

— Zeitpunkt der Verweigerung einer Mahlzeit, 
— Krankheitsfälle, Unfälle, Todesfälle, Benachrichtigung

und Zeitpunkt des Eintreffens einer Ärztin oder eines Arz-
tes, Beginn und Ende des Besuchs bei einer Ärztin oder ei-
nem Arzt, Zeitpunkt und Gründe einer Verweigerung der
Hilfeleistung durch die angeforderte Ärztin oder den ange-
forderten Arzt,

— Personalien von Besucherinnen und Besuchern sowie Be-
ginn und Ende des Besuchs,

— Zeitpunkt von Kontrollen der belegten Gewahrsamsräume,
— Beschwerden der im Polizeigewahrsam untergebrachten

Person,
— Anlass, Art und Dauer der Anwendung von Zwangsmit-

teln, den Namen der oder des Anordnenden,
— bei Fixierung: Beginn und Ende der Maßnahme, Gründe

für die Maßnahme und Zeitpunkt der Information der Per-
son über die Gründe, Benachrichtigung und Zeitpunkt des
Eintreffens einer Ärztin oder eines Arztes, Darstellung
eventueller Verletzungen der Person und/oder Dritter,
Zeitpunkt und Gründe einer Verweigerung der Hilfeleis-
tung durch die angeforderte Ärztin oder den angeforderten
Arzt,

— bei vorübergehenden Verlassen des Polizeigewahrsams:
Anlass, Beginn und Ende, Name der begleitenden Beamtin
oder des begleitenden Beamten,

— Entlassung oder Übergabe der im Polizeigewahrsam unter-
gebrachten Person an andere Dienststellen, ggf. über den
Wunsch, über Nacht im Polizeigewahrsam verbleiben zu
dürfen.

Es ist zu gewährleisten, dass überprüft und festgestellt wer-
den kann, welche Daten zu welcher Zeit von wem in das Ge-
wahrsamsverzeichnis aufgenommen worden sind.

4. Aufnahme
Die Aufnahme in ein Polizeigewahrsamszentrum oder in eine

Gefangenensammelstelle setzt eine schriftliche Anweisung
(z. B. Einlieferungsbeleg PolN 200, Kurzbericht Einlieferung
GeSa), einen Vorführungsbefehl oder eine Festnahmeanzeige
ggf. mit Haftbefehl voraus.

5. Verhalten der den Gewahrsamsdienst versehenden Bediensteten
5.1 Die im Polizeigewahrsam eingesetzten Bediensteten sol-
len den dort untergebrachten Personen auf Verlangen ihren
Namen nennen.
5.2 Die mit Aufgaben des Gewahrsamsdienstes betrauten
Bediensteten sollen zumindest in Gewahrsamszentren und in
Gefangenensammelstellen keine Schusswaffen tragen. Soweit
der Dienstbetrieb es zulässt, sollte dies auch in Gewahrsams-
räumen erfolgen. Auf den Leitfaden LF 371 „Eigensicherung
im Polizeidienst“ wird hingewiesen.

6. Behandlung festgehaltener Personen
6.1 Im Polizeigewahrsam untergebrachte Personen sollen
nur von Personen gleichen Geschlechts betreut werden; ist
dies nicht möglich, so sind mindestens zwei Bedienstete ein-
zusetzen.
6.2 Gegenstände, mit denen die im Polizeigewahrsam unter-
gebrachte Person sich selbst oder andere verletzen könnte,
sind bis zu ihrer Entlassung in Verwahrung zu nehmen; dies
ist zu dokumentieren. 

Sachen zum persönlichen Gebrauch oder Verbrauch, die
für die im Polizeigewahrsam untergebrachte Person abge-
geben oder übersandt werden, dürfen nur nach Durchsicht
und im Zweifel nur mit Zustimmung der sachbearbeitenden
Dienststelle ausgehändigt werden.
6.3 Der im Polizeigewahrsam untergebrachten Person ist ein
Merkblatt über ihre mit der Unterbringung verbundenen Rech-
te auszuhändigen. Das Merkblatt ist in gängigen Sprachen
vorzuhalten.
6.4 Vernehmungen dürfen nicht in Gewahrsamszellen durch-
geführt werden.
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7. Kinder, Jugendliche, Vorzuführende
7.1 Kinder und Jugendliche dürfen nicht in einem Polizeige-
wahrsam untergebracht werden. Können sie nicht sofort einer
oder einem Erziehungsberechtigten oder dem Jugendamt zu-
geführt werden, so sind sie außerhalb eines Polizeigewahr-
sams zu beaufsichtigen. Dies gilt nicht für Jugendliche, die
aus strafprozessualen Gründen im Polizeigewahrsam unter-
gebracht worden sind oder die den Dienstbetrieb erheblich
stören.
7.2 Personen, die als Zeugin oder Zeuge oder als Beschuldig-
te oder Beschuldigter zur Vernehmung oder zur Hauptver-
handlung aufgrund eines richterlichen Vorführungsbefehls
vorgeführt werden sollen, sind grundsätzlich nicht in Ge-
wahrsamszellen, sondern in anderen geeigneten Räumen
unterzubringen. Dies gilt nicht, wenn sie den Dienstbetrieb er-
heblich stören.

8. Krankheitsfälle; Personen, die sich in hilfloser Lage befinden
8.1 Ist eine Person zu ihrem eigenen Schutz gegen eine Ge-
fahr für Leib oder Leben in Gewahrsam genommen worden,
kommt eine Aufrechterhaltung des Gewahrsams nur in Be-
tracht, wenn die Gefahr nicht durch Übergabe der betroffenen
Person in die Obhut von Angehörigen oder in ärztliche Obhut
beseitigt werden kann.
8.2 Wenn Personen im Polizeigewahrsam untergebracht
werden sollen oder sind, die 
— offensichtlich nicht nur unerheblich verletzt oder krank

sind,
— angeben, nicht nur unerheblich krank oder verletzt zu sein,
— erhebliche Auffälligkeiten im Verhalten zeigen, wie z. B.

Verwirrtheit oder Nichtansprechbarkeit, Orientierungsstö-
rungen, schwere Erregung und gesteigerte Aggressivität,
Äußerung von Selbsttötungsabsichten, Anzeichen schwe-
rer Trunkenheit oder Drogensucht,

— sich sonst in hilfloser Lage befinden, 
ist in jedem Fall unverzüglich die Vorstellung bei einer Ärztin
oder einem Arzt zu veranlassen. Erforderlichenfalls ist der
Rettungsdienst zu benachrichtigen. Der angeforderten Ärztin
oder dem angeforderten Arzt ist der Zustand der im Polizeige-
wahrsam untergebrachten Person zu schildern. Jede Verwei-
gerung der ärztlichen Hilfeleistung ist zu dokumentieren.
8.3 Ist die Vorstellung bei einer Ärztin oder einem Arzt oder
in einem Krankenhaus erforderlich, kann der Transport in ei-
nem Polizeifahrzeug nur dann erfolgen, wenn dies nicht Auf-
gabe des Rettungsdienstes nach § 2 NRettDG ist.   
8.4 Hält die Ärztin oder der Arzt eine Weiterbehandlung
oder eine Einweisung in ein Krankenhaus nicht für erforder-
lich, so ist die Person dem Polizeigewahrsam zuzuführen, so-
fern die Voraussetzungen dafür weiterhin bestehen. Soweit
die Ärztin oder der Arzt eine regelmäßige weitere Beobach-
tung der Patientin oder des Patienten für erforderlich hält, ist
die Angemessenheit der weiteren Unterbringung im Polizei-
gewahrsam besonders zu prüfen; auf Nummer 8.1 wird ver-
wiesen. Vorgaben der Ärztin oder des Arztes für die weitere
Unterbringung im Polizeigewahrsam sind schriftlich festzu-
halten.
8.5 Auf Wunsch der Person kann in den Fällen der Num-
mern 8.2 und 8.3 eine Vorstellung bei einer Ärztin oder einem
Arzt ihrer Wahl erfolgen, sofern dies möglich ist und nicht zu
einer die Gesundheit gefährdenden Zeitverzögerung führt. 
8.6 Der behandelnden Ärztin oder dem behandelnden Arzt
ist zu erklären, dass es sich um einen Notfall oder um eine
durch die Patientin oder den Patienten gewünschte ärztliche
Versorgung handelt. Die ärztliche Hilfe wird also nicht von
der Polizei, sondern von der Patientin oder dem Patienten in
ihrem oder seinem Interesse erbeten.

Die Kosten der ärztlichen Untersuchung und Behandlung
sind nicht von der Polizei zu tragen.
8.7 Betrunkene, drogensüchtige oder hilflose Personen sollen
einzeln untergebracht werden. Bewusstlose Personen sind mit
flach gelagertem Kopf in stabile Seitenlage zu bringen und bis
zum Eintreffen der Ärztin oder des Arztes oder des Rettungs-
dienstes zu überwachen.

9. Verpflegung
Im Polizeigewahrsam untergebrachte Personen sind, soweit

sie nicht nach kurzer Zeit wieder entlassen werden oder sich
nicht selbst beköstigen wollen, zu den gängigen Zeiten ausrei-
chend zu verpflegen. Dabei ist mindestens einmal am Tag eine
Hauptmahlzeit anzubieten. Gesundheitliche und religiöse Be-
lange sollen bei der Auswahl der Mahlzeiten berücksichtigt
werden. Den im Polizeigewahrsam untergebrachten Personen
muss jederzeit Trinkwasser in ausreichender Menge zur Ver-
fügung gestellt werden. Die Verpflegungssätze werden ent-
sprechend den örtlich verschiedenen Verhältnissen von den
Polizeibehörden festgesetzt. 

10. Nichtraucherschutz
Im Polizeigewahrsam untergebrachten Personen kann das

Rauchen gestattet werden (§ 2 Abs. 1 Nr. 1 Nds. NiRSG). Da-
bei ist auf die Belange des Nichtraucherschutzes besondere
Rücksicht zu nehmen.

11. Aufenthalt im Freien
Wenn es die personellen und räumlichen Voraussetzungen

zulassen, ist den Personen, die länger als 24 Stunden im Poli-
zeigewahrsam untergebracht werden, die Möglichkeit zu ge-
ben, sich täglich 45 Minuten im Freien aufzuhalten. 

12. Besuche
12.1 Personen können Besuch empfangen, soweit dadurch
der Zweck oder die Durchführung der Maßnahme nicht ge-
fährdet wird. Besuche bedürfen der Zustimmung der sachbe-
arbeitenden Organisationseinheit. Satz 2 gilt nicht für Besuche
von Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten, Konsularvertre-
terinnen und Konsularvertretern oder Geistlichen. Die sach-
bearbeitende Organisationseinheit ist jedoch — möglichst
vorher — zu unterrichten. 
12.2 Die Besuchsdauer soll 15 Minuten nicht übersteigen.
Besuche sind nur in Gegenwart einer oder eines Bediensteten
des Gewahrsamsdienstes oder der sachbearbeitenden Organi-
sationseinheit zulässig. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für die
in Nummer 12.1 Satz 3 genannten Besucherinnen und Be-
sucher.

13. Nachtruhe
Im Polizeigewahrsam untergebrachte Personen haben,

wenn das Einsatzgeschehen dies zulässt, Anspruch auf ausrei-
chende Nachtruhe. Sie soll um 21.00 Uhr beginnen und um
6.00 Uhr enden. 

14. Gewahrsamsdienst
14.1 Beschäftigte dürfen mit Aufgaben des Gewahrsams-
dienstes nur betraut werden, wenn sie zur Hilfspolizeibeam-
tin oder zum Hilfspolizeibeamten bestellt worden sind. Sie
sind zuvor in einer Einarbeitungszeit, während der sie nicht
mit hoheitlichen Aufgaben betraut werden dürfen, über die
besonderen Aufgaben im Gewahrsamsdienst und in der Er-
sten Hilfe zu unterrichten.
14.2 Im Polizeigewahrsam untergebrachte Personen sind
mehrmals täglich zu kontrollieren; bei Jugendlichen sind die
Abstände zwischen den Kontrollen altersangemessen zu ver-
ringern. Kranke, betrunkene und sonstige hilflose Personen
sind mindestens halbstündlich zu kontrollieren.
14.3 Gewahrsamszellen sollen möglichst nur von zwei Be-
diensteten gemeinsam betreten werden. Während der Nacht-
ruhe sollen Gewahrsamszellen nur aus besonderem Anlass
betreten werden.

15. Zwangsmittel
15.1 Die Anwendung von Zwangsmitteln, insbesondere bei
Gewalttätigkeiten, Widerstand, Fluchtversuchen, bei Gefahr
der Selbsttötung oder wenn besondere Umstände für eine
mögliche Gefangenenbefreiung sprechen, richten sich nach
den Vorschriften des Nds. SOG. 
15.2 Für die vollständige Entziehung der Bewegungsfreiheit
durch Fesselung von Armen, Beinen und ggf. der Körpermitte
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in der Weise, dass die betroffene Person ihre Sitz- oder Liege-
position nicht mehr selbständig verändern kann (Fixierung),
gelten folgende Regelungen:

15.2.1 Eine Person darf nur fixiert werden, wenn die Gefahr
einer erheblichen Selbst- oder Fremdverletzung auf
andere Weise nicht abgewendet werden kann. Ist die
Fixierung aus medizinischen Gründen erforderlich,
ist die Einweisung in ein Krankenhaus zu veranlas-
sen.

15.2.2 Zur Fixierung sind Mittel einzusetzen, die eine mög-
lichst schonende Behandlung gewährleisten und so
beschaffen sind, dass durch sie keine Verletzungen
verursacht werden können. In Betracht kommen z. B.
Kletthandfesseln; Polizeihandschellen dürfen nicht
verwendet werden. Eine Fixierung darf nicht in
Bauchlage durchgeführt werden.

15.2.3 Jede fixierte Person ist unverzüglich von einer Ärztin
oder einem Arzt zu untersuchen. Nummer 8.6 gilt
entsprechend. Der angeforderten Ärztin oder dem an-
geforderten Arzt ist der Zustand der im Polizeige-
wahrsam untergebrachten Person zu schildern. Jede
Verweigerung der ärztlichen Hilfeleistung ist zu do-
kumentieren.

15.2.4 Die fixierte Person ist ständig, unmittelbar und per-
sönlich zu überwachen.

15.2.5 Der fixierten Person sind die Gründe für die Maßnahme
zu nennen, sobald ihr psychischer und physischer
Zustand dies zulassen.

16. Ausstattung der Gewahrsamszentren und der Gewahrsamsräume

16.1 In den Gewahrsamszellen der Gewahrsamszentren
oder der Gewahrsamsräume müssen sicher befestigte Liegen
und eine Gegensprechanlage oder Klingel vorhanden sein. Die
Zellentüren sollten aus Sicherheitsgründen mit Weitwinkel-
spionen versehen sein. Die im Polizeigewahrsam untergebrach-
ten Personen erhalten eine Matratze oder eine Kunststoffauflage
und je nach Jahreszeit ein oder zwei Wolldecken. Einer Per-
son, die länger als 48 Stunden im Polizeigewahrsam unterge-
bracht wird, ist eine angemessene Zellenausstattung (min-
destens Tisch und Stuhl) zur Verfügung zu stellen. Soweit
dies vor Ort nicht möglich ist, ist die Person einer geeigneten
Einrichtung (Gewahrsamszentrum oder Justizvollzugsanstalt)
zuzuführen.

16.2 Matratzen, Kunststoffauflagen und Decken sind nach
Gebrauch zu reinigen und mindestens alle sechs Monate zu
desinfizieren. Ist eine Person, bei der der Verdacht einer an-
steckenden Krankheit besteht, in einer Gewahrsamszelle unter-
gebracht worden, ist die gesamte Gewahrsamszelle einschließlich
der in Satz 1 genannten Gegenstände unverzüglich zu desinfi-
zieren. Über die Desinfizierung ist ein entsprechender Nach-
weis zu führen.

16.3 Die Gewahrsamszellen müssen ausreichend temperiert,
beleuchtet und belüftet sein. 

16.4 In den Gewahrsamszentren und Dienststellen mit Ge-
wahrsamsräumen müssen die erforderlichen Sanitätsmittel
für die Leistung Erster Hilfe vorhanden sein.

16.5 Die Polizeiärztin oder der Polizeiarzt überwacht die
Gewahrsamszentren und Gewahrsamsräume in hygienischer
Hinsicht und überzeugt sich einmal im Jahr von deren ord-
nungsgemäßem Zustand.

17. Gefangenensammelstellen

17.1 Gefangenensammelstellen sollen so ausgestattet sein,
dass die im Polizeigewahrsam untergebrachten Personen ru-
hen können. Soweit bei der Einsatzplanung vorauszusehen
ist, dass eine Gefangenensammelstelle über Nacht aufrechter-
halten bleiben muss, soll mindestens eine Ausstattung nach
Nummer 16.1 Satz 3 gewährleistet sein.

17.2 Gefangensammelstellen sollen hinsichtlich der in ihnen
unterzubringenden Personenzahl eine angemessene Größe
aufweisen; dabei sind für eine nur wenige Stunden dauernde
Unterbringung im Polizeigewahrsam 3,5 m2/Person noch an-

gemessen. Ist dies aufgrund des Einsatzgeschehens kurzfristig
nicht möglich, sollen die betroffenen Personen unverzüglich
in Gewahrsamszentren oder Gewahrsamsräumen unterge-
bracht werden.  
17.3 Die Nummern 16.2 bis 16.5 gelten entsprechend.

18. Entlassung, Übergabe an eine andere Dienststelle
18.1 Die sachbearbeitende Organisationseinheit trägt die
Verantwortung dafür, dass die zulässige Dauer der Freiheits-
entziehung nicht überschritten wird. Im Zweifelsfall ist sie
von der für das Polizeigewahrsam zuständigen Organisations-
eineinheit einzuschalten. Die Entlassung, die Übergabe an
eine andere Dienststelle oder die Vorführung vor eine Richterin
oder einen Richter bedarf mit Ausnahme von Eilfällen einer
vorherigen Abstimmung mit der sachbearbeitenden Organisa-
tionseinheit. 
18.2 Muss eine im Polizeigewahrsam untergebrachte Person
zur Nachtzeit entlassen werden, so kann sie bei ungünstigen
Witterungs- oder Verkehrsverhältnissen auf ihren Wunsch bis
zum Morgen im Polizeigewahrsam bleiben; dies ist zu doku-
mentieren.

19. Schlussbestimmung
Dieser RdErl. tritt am 1. 1. 2009 in Kraft. 

An die
Polizeibehörden und -dienststellen

— Nds. MBl. Nr. 4/2009 S. 60

Zentraler Fahrdienst Niedersachsen,
Nutzungsregelungen

RdErl. d. MI v. 15. 12. 2008 
— P26.22-02723-2/VM 3-27019-2 —

— VORIS 20480 —

Bezug: a) RdErl. v. 20. 11. 2007 (Nds. MBl. S. 1715)
— VORIS 21021 —

b) RdErl. d. MF v. 4. 10. 2002 (Nds. MBl. S. 911), geändert durch
RdErl. d. MF. v. 30. 11. 2004 (Nds. MBl. S. 861)
— VORIS 64000 —

Im Zuge der Verwaltungsmodernisierung in Niedersachsen
hat die LReg am 19. 12. 2006 die Errichtung eines Zentralen
Fahrdienstes Niedersachsen (ZFN) beschlossen. Der ZFN ist
als Organisationseinheit der Zentralen Polizeidirektion in Han-
nover zugeordnet. Der ZFN hat seinen Sitz in der Tannenber-
gallee 11, 30163 Hannover.

Die Inanspruchnahme von Leistungen des ZFN basiert auf
der vertrauensvollen Zusammenarbeit der Kunden mit dem
ZFN. Die Nutzungsregelungen ZFN weisen den Beteiligten
Rechte und Pflichten zu und erläutern das Verfahren.

Der ZFN ist als Shared Service eingerichtet. Durch den
Aufbau eines zentralen Dienstleisters für administrative Auf-
gaben zur Sicherung der Mobilität für die gesamte Landesver-
waltung sollen Synergien genutzt und Einspar- und Qualitäts-
effekte erzielt werden.

Der ZFN deckt als zentraler Dienstleister die Mobilitätsbe-
darfe der Landesverwaltung im Rahmen des in Abschnitt IV
definierten Leistungsumfangs ab. Das Angebotsprofil des ZFN
richtet sich am Bedarf der Kunden aus und orientiert sich an
Preisen und Qualitäten des Marktes. Der Grundsatz der Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit wird durch die Bündelung der
Fahrbedarfe und die Optimierung der Disposition der Kun-
denwünsche gewährleistet. Auf die Privatisierung von Leis-
tungen, insbesondere im Logistikbereich, und eine weitere
Konzentration auf die Vermittlung von Selbstfahrerangeboten
soll hingewirkt werden. Es gelten die Bestimmungen der Richt-
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linie über Dienstkraftfahrzeuge in der Landesverwaltung
(Kfz-Richtlinie) — siehe Bezugserlass zu b — in der jeweils
geltenden Fassung.

1. Vorrang öffentlicher Verkehrsmittel
Der Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel ist grundsätzlich

Vorrang einzuräumen. Ein Fahrzeug mit Fahrer soll nur dann
eingesetzt werden, wenn das Reiseziel nicht in zumutbarer
Zeit mit öffentlichen Verkehrsmitteln zu erreichen ist oder die
Dauer der Dienstreise, die Art des Dienstgeschäftes oder be-
sondere persönliche Gründe der oder des Dienstreisenden die
Nutzung eines Selbstfahrerfahrzeuges ausschließen.

2. Kontrahierungsverpflichtung und Mobilitätsgarantie
2.1 Die Behörden, Dienststellen und sonstigen Einrichtun-
gen der Landesverwaltung (Kunden) sind verpflichtet, die Leis-
tungen des ZFN in Anspruch zu nehmen (Kontrahierungs-
verpflichtung). Der ZFN gewährleistet im Gegenzug die ge-
wünschte Mobilität gegen Erstattung der Kosten.
2.2 Der ZFN bietet seine Leistungen zunächst Behörden,
Dienststellen und sonstigen Einrichtungen der Landesver-
waltung auf dem Gebiet der Region Hannover an. Ab dem
1. 1. 2009 wird der sukzessive landesweite Ausbau des ZFN
geplant.
2.3 Grundsätzlich ausgenommen sind die Hochschulen, die
Landeskrankenhäuser, der Verfassungsschutz, der LRH, der
LT sowie die Landesvertretungen beim Bund und bei der EU. 

3. Leistungsumfang
3.1 Der ZFN ist während der Geschäftszeiten von Montag
bis Freitag (ausgenommen gesetzliche Feiertage) in der Zeit von
6.00 bis 16.00 Uhr und außerhalb der Geschäftszeiten in Not-
fällen (Panne, Unfall) über die Servicenummer 0511 9695-1818
zu erreichen.
3.2 Die Leistungen des ZFN umfassen:
— Fahrerservice (Personenbeförderung), 
— Selbstfahrerservice (Überlassung von Kraftfahrzeugen),
— Logistikservice (Post- und Kurierdienste, Materialtranspor-

te) sowie 
— Mitfahrzentrale (Optimierung des Fahrer- und Selbstfah-

rerservice).
3.3 Der ZFN gewährleistet darüber hinaus die Vertretung
der ständigen persönlichen Fahrerinnen und Fahrer des Mi-
nisterpräsidenten, der Ministerinnen und Minister und der
Staatssekretärinnen und Staatssekretäre mit fest zugeordne-
tem Fahrpersonal.
3.4 Die regelmäßige Wagenpflege für den Fuhrpark des ZFN
obliegt dem Fahrpersonal des ZFN. Das Fuhrparkmanagement
des ZFN veranlasst die regelmäßige Pflege der Selbstfahrer-
fahrzeuge und eine notwendige technische Wartung des Fuhr-
parks.
3.5 Zur Sicherung der Fahrdienstleistung mit Fahrpersonal
werden die Ressourcen für diese Fahrbedarfe bis zur Ein-
führung einer Vollkostenrechnung auf der Grundlage der Jah-
resarbeitsleistung der aus den Ressorts und nachgeordneten
Dienststellen zum ZFN übergeleiteten VZE bzw. Personal-
kostenbudgets kontingentiert. Die Vertretung der ständigen
persönlichen Fahrer wird auf die Ressourcen des jeweiligen
Ressorts angerechnet.
3.6 Zu den Aufgaben des ZFN gehören nicht die Leistungen,
die durch Sonderfahrzeuge, Fahrzeuge mit Spezialeinbauten
für fachliche Aufgaben, Fahrzeuge für polizeispezifische Auf-
gaben sowie durch Einsatzfahrzeuge der Polizei und deren
Fahrpersonal erbracht werden. Im Einzelfall können Ausnah-
men einvernehmlich zugelassen werden. 

4. Bestellung der Leistung
4.1 Die Fahrzeuge des zentralen Fahrdienstes dürfen aus-
schließlich zu dienstlichen Zwecken genutzt werden. Darun-
ter fallen grundsätzlich nicht Fahrten zwischen Dienststelle
und Wohnung. Nummer 6.2.2 der Anlage des Bezugserlasses
zu b bleibt unberührt. Schwerbehinderten Beschäftigten kann

im Rahmen der Verfügbarkeit von Dienstwagen die Möglich-
keit eines Abholdienstes zwischen Dienststelle und Wohnung
angeboten werden, wenn ihnen nach Art und Schwere der Be-
hinderung die Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel und das
Führen eines Kraftfahrzeuges nicht zumutbar sind.

4.2 Die Buchung von Leistungen des ZFN erfolgt grundsätz-
lich direkt durch die Dienstreisenden oder durch bevoll-
mächtigte Servicestellen (z. B. Vorzimmerkräfte) in den Dienst-
stellen der Landesverwaltung. Sie hat frühzeitig, zunächst mit
einer maximalen Vorlaufzeit von bis zu drei Monaten vor Rei-
seantritt bzw. Kurier- oder Transportauftrag, über das bereit-
gestellte elektronische Antragsverfahren zu erfolgen. Kurzfris-
tige Buchungen ab einer Frist von drei Arbeitstagen erfolgen
auf Risiko der oder des Dienstreisenden bzw. der Servicestel-
le. Ausgenommen sind Fahraufträge aus Gründen besonderer
politischer oder polizeilicher Dringlichkeit.

4.3 Den Kunden wird der Zugang zum elektronischen Auf-
tragsverfahren des ZFN über das Intranet ermöglicht. Das Sys-
tem generiert für die weitere Bearbeitung des Auftrages eine
Auftragsnummer. Im Ausnahmefall und bei kurzfristigen Be-
darfen kann die Antragstellung telefonisch erfolgen. Abwei-
chend kann die Buchung auch über zentrale Servicestellen in
den Dienststellen erfolgen. Das elektronische Verfahren sieht
für zentrale Stellen in den Behörden (sog. Kopfstellen) die Mög-
lichkeit einer elektronischen Bestätigung eines Fahrantrages
vor. Soweit nicht anders vereinbart, erfolgt ohne diese Bestä-
tigung keine Disposition des Fahrauftrages, da dieser dann
nicht an das elektronische Buchungssystem weitergeleitet
wird. Sofern ein Fahrauftrag nicht bestätigt wird, obliegt es
der Kopfstelle, die Antragstellerin oder den Antragsteller zu
unterrichten. Die Entscheidung zur Errichtung der Service-
stellen und zur funktionalen Ausgestaltung der Kopfstellen
obliegt den Kunden.

4.4 Die dienst- und haushaltsrechtliche Verantwortung für
die Dienstreise oder den Logistikauftrag und die Auswahl des
Transport- bzw. Beförderungsmittels verbleiben bei den Kun-
den. Ihnen obliegt die Verantwortung, dass bis zum Zeitpunkt
der Einführung einer Vollkostenrechnung die Inanspruchnah-
me von Leistungen den übergeleiteten Ressourcen grundsätz-
lich entsprechen.

4.5 Der ZFN bestätigt umgehend, spätestens drei Arbeitstage
vor Fahrtantritt, die Buchung und teilt nach Disposition der
oder dem Dienstreisenden bzw. der Servicestelle die Einzel-
heiten der Fahrt per E-Mail mit (Abfahrts-/Bereitstellungsort/
-zeit, ggf. Name der Fahrerin/des Fahrers nebst mobiler Er-
reichbarkeit, Kennzeichen des Fahrzeugs, voraussichtlicher
Fahrpreis usw.). 

4.6 Soweit der ZFN im Rahmen der vorhandenen Ressour-
cen die gewünschte Mobilität nicht erbringen kann, erfolgt
spätestens drei Arbeitstage vor Fahrtantritt eine Absage an die
oder den Dienstreisenden bzw. die Servicestelle und die Kopf-
stelle. Eine Umdisponierung zur Nutzung eines Selbstfahrer-
fahrzeuges stellt keine Absage dar. Bei Absagen und kurz-
fristigen Ausfällen (Krankheit, Vertretungsfahrten) prüft der
ZFN im Einvernehmen mit dem Antragsteller Alternativlö-
sungen.

5. Erbringung der Leistung, Übernahme und Abgabe des Fahrzeuges

5.1 Transporte und Beförderungen beginnen und enden
grundsätzlich an dem von den Dienstreisenden bzw. der Ser-
vicestelle bezeichneten Ort. Abhol- und Ankunftszeiten wer-
den grundsätzlich nach den Vorgaben des Kunden festgelegt.
In der Regel ist Abfahrts- und Ankunftsort die Dienststelle der
oder des Dienstreisenden. 

5.2 Bei der Nutzung von Fahrzeugen mit Fahrpersonal (Fah-
rerservice) für die Personenbeförderung stehen beim ZFN ne-
ben Pkw auch Transporter und Busse für 7 bis 51 Fahrgäste
zur Verfügung. Sollte kein Fahrzeug mit Fahrpersonal zur
Verfügung stehen, wird der ZFN Alternativen in einer direk-
ten Kontaktaufnahme vorschlagen. Bei der Buchung ist des-
halb stets mitzuteilen, ob alternativ ein Selbstfahrerfahrzeug
in Betracht kommt oder ein externer Dritter beauftragt werden
könnte. Die Fahraufträge werden grundsätzlich nach Ein-
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gangsdatum bearbeitet. Sofern Prioritäten zu berücksichtigen
sind oder bei Eil- oder Sofortbedarfen ist unter Angabe der
Gründe eine unmittelbare Anfrage an den ZFN zu richten. Die
Bearbeitung des Auftrages erfolgt dann vorrangig. Wird die
Buchung bestätigt, hat eine nachträgliche Anforderung über
das System zu erfolgen.
5.3 Fahrzeuge für die Nutzung als Selbstfahrer (Selbstfahrer-
service) werden betriebsbereit an einem zentralen oder dem
vereinbarten Standort bereitgestellt. Hierzu werden Fahrzeug-
übergabepunkte errichtet (Anlage). An den benannten Stellen
sind die Fahrzeugdokumente und Fahrzeugschlüssel in Fä-
chern mit den jeweiligen Fahrzeugkennzeichen hinterlegt. Bei
den Fahrzeugunterlagen befinden sich:
— Fahrzeugschein und Fahrzeugschlüssel
— Fahrtenbuch
— Tankkarten mit PIN (UTA) einschließlich Gebrauchsan-

weisung
— Informationen über technische Besonderheiten des Fahr-

zeugs
— Regelungen für Selbstfahrerinnen und Selbstfahrer
— Regelungen für besondere Vorkommnisse 
— Vordruck „Schadens-/Mängelbericht“ einschließlich Fahr-

zeug-Piktogramm
— Erreichbarkeit des ZFN. 
Dienststellen, in denen Fahrzeugübergabepunkte errichtet
werden, stellen sicher, dass ein unerlaubter Zugriff auf die
Fahrzeugdokumente und Fahrzeugschlüssel nicht möglich
ist. Die Fahrzeugübergabepunkte sollten in den Dienststellen
gut erreichbar sein. Bei Übernahme der Fahrzeuge ist als
Nachweis die Buchungsbestätigung des ZFN im jeweiligen
Fahrzeugfach zu hinterlegen. Nach Rückgabe des Fahrzeugs
kann die Buchungsbestätigung wieder entnommen werden.
5.4 Zur weiteren Verbesserung der Wirtschaftlichkeit der
Personenbeförderung und der Verringerung der Umweltbe-
lastungen arbeitet der ZFN i. S. einer Mitfahrzentrale, soweit
mehrere Kunden zeitgleiche Fahrten zum gleichen Zielort
gebucht haben. Der ZFN disponiert eine gemeinsame Fahrt
mehrerer Kunden, wenn dies aufgrund der Reiseanforderun-
gen infrage kommt. Im Rahmen der Buchung kann durch den
Kunden eine Mitnahmemöglichkeit ausgeschlossen werden.
In der Buchungsbestätigung erhalten die Mitfahrenden die
notwendigen Informationen. In der Regel übernimmt bei der
Buchung eines Selbstfahrerfahrzeuges der Kunde die Rolle
der oder des Fahrenden, die oder der nächst dem Fahrzeug-
übergabepunkt ihren oder seinen Dienstsitz hat. 
5.5 Die Fahrzeuge des ZFN sind Nichtraucherfahrzeuge. Die
Fahrzeuge sind in dem gleichen ordnungsgemäßen und sau-
beren Zustand zurückzugeben, in dem sie übernommen wur-
den. Vor Fahrtantritt ist das Fahrzeug auf Verkehrs- und
Betriebssicherheit sowie auf offensichtliche Beschädigungen
zu überprüfen. Mängel am Fahrzeug oder starke Verunrei-
nigungen der Karosserie bzw. des Fahrgastraumes sind um-
gehend, möglichst vor Fahrtantritt, dem ZFN mitzuteilen.
Mängel sind in dem Schadens-/Mängelbericht zu dokumentie-
ren. Der Kilometerstand bei Übernahme ist in das Fahrten-
buch einzutragen. Gebuchte Zeiten sind konsequent einzu-
halten. Sollte sich die Rückgabe des Fahrzeuges verzögern, ist
dies dem ZFN unverzüglich mitzuteilen.
5.6 Vor Abgabe ist das Fahrzeug zu betanken, wenn seit
dem letzten Tanken eine Gesamtstrecke von mehr als 100 km
zurückgelegt wurde. Die Tankdaten sind im Fahrtenbuch ein-
zutragen und der Tankbeleg zu den Fahrzeugunterlagen zu
nehmen. Die Bezahlung erfolgt mit der Tankkarte (UTA). An-
schließend ist das Fahrzeug auf einem der vorgesehenen Park-
plätze abfahrbereit abzustellen. Für jede Fahrt ist im Fahr-
tenbuch eine vollständige, lesbare Eintragung (in Blockschrift)
vorzunehmen. Die in der Auftragsbestätigung mitgeteilte Tou-
rennummer ist im Fahrtenbuch („Zweck der Fahrt“) einzutra-
gen. Die Fahrzeugunterlagen sind am Fahrzeugübergabepunkt
zu hinterlegen.
5.7 Bei Fahrzeugpannen und Unfällen ist der ZFN umge-
hend zu informieren. Bei Unfällen ist immer die Polizei einzu-

schalten. Dies gilt auch für Bagatellschäden. Bei der Meldung
an die Polizei ist darauf hinzuweisen, dass ein Dienstwagen
am Unfall beteiligt ist. Auf Nummer 12 der Kfz-Richtlinie (Be-
zugserlass zu b) wird hingewiesen.
5.8 Der ZFN führt neben den regelmäßigen Post-, Kurier-
und Servicefahrten auch sonstige Transportaufträge wie z. B.
Material-, Logistik-, Akten- und Pakettransporte sowie Über-
führen von Fahrzeugen aus. Bei der Beantragung über das Bu-
chungssystem sind dabei neben Größe und Gewicht der zu
transportierenden Gegenstände insbesondere auch Abholort
mit Straße und Hausnummer, Abholdatum und -zeitraum,
Ansprechpartner am Abholort mit Erreichbarkeit und der
Zielort mit Empfänger, Straße, Hausnummer sowie die Er-
reichbarkeit der Auftraggeberin oder des Auftragsgebers zur
Transportzeit anzugeben. Besonderheiten des Transportgutes,
die spezielle Fahrzeuge bzw. Fachkenntnisse erfordern (z. B.
Museumsgüter etc.) sind bei der Beauftragung anzugeben. So-
weit möglich, hilft das Fahrpersonal beim Be- und Entladen.

6. Entgelte, Abrechnung
6.1 Die Tätigkeit des ZFN ist nicht auf Gewinnerzielung aus-
gerichtet. Sie wird nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen
organisiert. Der ZFN kalkuliert seine Entgelte grundsätzlich
kostendeckend.
6.2 Die für den Betrieb des ZFN erforderlichen Haushalts-
mittel sowie Stellen und Beschäftigungsvolumen werden im
Kapitel 0320 bereitgestellt. Die Höhe der Sachausgaben korres-
pondiert mit der Höhe der Einnahmen aus den Entgelten für
Leistungen des ZFN. Im Rahmen der Kostenabrechnung wer-
den den Kunden zunächst nur die Sachausgaben insbeson-
dere für Betriebsstoffe, Inspektion und Wartung, Leasing bzw.
Anmietung und anteilig für die Ersatzbeschaffung sowie die
Reisekosten für das Fahrpersonal in Rechnung gestellt. Alle
Kunden erstatten diese Ausgaben verursachungsgerecht in
Höhe der in Anspruch genommenen Leistungen.
6.3 Im Haushalt des Kunden veranschlagte Investitionsmit-
tel für die Ersatzbeschaffung von Fahrzeugen sind in Höhe des
ausgebrachten Ansatzes gemäß § 50 LHO in das Kapitel 0320
umzusetzen. Fahrzeuge, die im Rahmen vertraglicher Verein-
barungen zu festgelegten Terminen getauscht werden, gehen
zu den bestimmten Bedingungen an den ZFN über. Der ZFN
führt die weiteren notwendigen Vertragsverhandlungen. Ab-
weichend von Absatz 2 Satz 3 werden diesen Kunden für die
Dauer des Abschreibungszeitraumes im Fall des Satzes 1 und
des Fortbestands der Vereinbarungen gemäß Satz 2 insoweit
keine Ausgaben für Leasing oder anteilige Wiederbeschaffung
in Rechnung gestellt.
6.4 Der ZFN erbringt, beginnend ab dem Jahr 2011, die
Einsparverpflichtungen im Rahmen der sog. Fünftelung. Die
haushalterische Anrechnung der Einsparung im Kapitel 0320
erfolgte bzw. erfolgt außerhalb dieser Regelung. Die summa-
rische Betrachtung der landesweiten Einsparpotenziale im
Aufgabengebiet der Fahrdienste bleibt hiervon unberührt. Ab
dem Jahr 2016 werden die gesamten Personalausgaben (ohne
Beihilfen und kalkulatorische Versorgungsrückstellungen) bei
der Entgeltkalkulation berücksichtigt. Die eingebrachten Per-
sonalkostenbudgets werden nach Abzug der jeweils zu erbrin-
genden Einsparungsanteile den Dienststellen als Sachkosten-
ansätze für die Begleichung der Entgelte zurückgegeben.
Rechtzeitig für die Aufstellung des Haushaltsplans 2016 wird
der ZFN eine Aufstellung der jeweiligen Rückführungsbeträge
vorlegen. Maßgeblich für die Berechnung der Ansätze werden
die für das Jahr der Rückführung gültigen Personalkosten-
Durchschnittssätze zur Aufstellung des Haushaltsplanent-
wurfs sein.
6.5 Der ZFN teilt den Kunden zeitnah zu festgelegten Be-
zugszeitpunkten (z. B. 31. März, 30. Juni, 30. September und
30. November) des lfd. Jahres die zu erstattenden Ausgaben
mit und stellt ihnen Informationen über die Einnahmen und
Ausgaben des ZFN zur Verfügung. Auf deren Grundlage sind
die erforderlichen Erstattungen für geleistete und — soweit er-
forderlich — für erwartete Ausgaben unverzüglich zu veran-
lassen. Zur Unterstützung der Nutzung und Auslastung des
Fahrdienstes durch die Kunden wird ein monatliches Be-
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richtswesen aufgebaut und elektronisch zur Verfügung ge-
stellt. Zum Stichtag 31. Dezember eines Jahres wird ein
Jahresbericht vorgelegt. 
6.6 Zur Berechnung der verursachungsgerechten Verteilung
der Ausgaben für in Anspruch genommene Leistungen wird
unterschieden zwischen Fahrerservice (Personenbeförderung
mit Gestellung von Fahrpersonal), Selbstfahrerservice und Lo-
gistikservice (Post- und Kurierfahrten sowie Materialtranspor-
te). Bei der Inanspruchnahme der Leistung „Fahrerservice“ ist
bis zur Einführung einer Vollkostenrechnung vom Kunden
darauf zu achten, dass die Nutzung in einem angemessenen
Verhältnis zu den vom jeweiligen Kunden an den ZFN abge-
gebenen Ressourcen für Fahrerinnen und Fahrer steht.
6.7 Für Personenfahrten wird eine Kilometerpauschale in
Abrechnung gebracht. Sie ergibt sich aus der Summe aller für
diesen Zweck entstandenen Ausgaben (insbesondere Betriebs-
und Unterhaltungsausgaben einschließlich der Reisekosten
für das Fahrpersonal), dividiert durch die Jahressumme der
von allen Kunden insgesamt gefahrenen Kilometer. Zur Steu-
erung der Nachfrage und im Interesse einer angemessenen
Auslastung der Fahrzeuge und des Fahrpersonals hat der ZFN
die Möglichkeit, Zu- und Abschläge auf die Pauschalsätze für
den Fahrer- und Selbstfahrerservice zu erheben. Bei der ge-
meinsamen Fahrt mehrerer Kunden (Mitfahrzentrale) werden
die Fahrtkosten pro Person anteilig ermittelt und in Rechnung
gestellt.
6.8 Logistiktransporte werden als Kurierdienste über eine
Kilometerpauschale oder als Post- und Servicetouren o. Ä.
über eine Post-Pauschale abgerechnet. Grundlage für die
Kilometerpauschale bilden die Jahressummen aller für Lo-
gistiktransporte entstandenen Sachausgaben (insbesondere
Betriebs- und Unterhaltungsausgaben einschließlich der Rei-
sekosten für das Fahrpersonal und Unfallausgaben gegenüber
Dritten) sowie der für diese Zwecke gefahrenen Kilometer. Die
Postpauschale errechnet sich auf der Grundlage der hierauf
entfallenden Ausgaben, aus der Anzahl der an den Touren be-
teiligten Kunden und deren Häufigkeit (z. B. täglich, wöchent-
lich). Ausgaben für die Inanspruchnahme privater Dienst-
leister trägt der ZFN, soweit diese von ihm beauftragt wurden;
sie werden im Rahmen der Gesamtkalkulation umgelegt. Ab-
schnitt 4 Abs. 6 Satz 3 bleibt unberührt.

7. Datenschutz, Vertraulichkeit
Der ZFN speichert Daten, die zur Abwicklung der Dienst-

leistung sowie der Kunden-/Dienstleisterbeziehung benötigt
werden. Die Einhaltung datenschutzrechtlicher Vorschriften
wird sichergestellt. Der ZFN sichert die vertrauliche Behand-
lung der erhobenen Daten und Erkenntnisse zu. Die Interes-
sen der Beteiligten werden gewahrt.

8. Schlussbestimmungen
Dieser RdErl. tritt am 1. 1. 2009 in Kraft. Gleichzeitig wird

der Bezugserlass zu a aufgehoben.
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Anlage

Fahrzeugübergabepunkte für die Nutzung als Selbstfahrer

Übergabepunkt 1:
Zentrale Polizeidirektion
Zentraler Fahrdienst Niedersachsen
Tannenbergallee 11
30163 Hannover
Tel. 0511 9695-1818
Fahrzeugstandort: Parkdeck 1 im Parkhaus
Bemerkungen: Fahrzeugschlüssel und -papiere direkt 

beim Zentralen Fahrdienst (Zwischenge-
schoss Parkhaus)
Geschäftszeit 6.00 bis 16.00 Uhr 
Zutritt über Pförtner der Zentralen Polizei-
direktion mit dem Hinweis auf Fahrzeug-
Abholung 

Übergabepunkt 2:
Polizeidirektion Hannover
Waterloostraße 9
30169 Hannover
Tel. 0511 106-2515 oder -2516 (Wache PK Schützenplatz)
Fahrzeugstandort: Parkplatz Innenhof Hauptdienstgebäude, 

zwischen Polizeigewahrsam und Stabs-
dienstgebäude (Altbau)

Bemerkung: Fahrzeugschlüssel und -papiere rund um 
die Uhr beim PK Schützenplatz (gleiche 
Anschrift)

Übergabepunkt 3:
Landeskriminalamt Niedersachsen
Schützenstraße 25
30161 Hannover
Tel. 0511 26262-1383
Fahrzeugstandort: Tiefgarage und Innenhof LKA

Bemerkungen: Fahrzeugschlüssel und -papiere rund um 
die Uhr nur für Angehörige des LKA 
Andere Kunden während der Pförtnerzeit 
(7.00 bis 16.00 Uhr) beim Pförtner melden 

Übergabepunkt 4:
Landeskriminalamt Niedersachsen — Behördenhaus
Am Waterlooplatz 11
30169 Hannover
Tel. 0511 106-7099
Fahrzeugstandort: hinterer Parkplatz des Behördenhauses, 

1. Reihe der Parkplätze im sog. Spaten 
(Behindertenparkplätze)

Bemerkungen: Fahrzeugschlüssel und -papiere von 6.00 
bis 20.00 Uhr beim Pförtner, danach Ein-
werfen in den Nachtbriefkasten am Haupt-
eingang des Behördenhauses

Übergabepunkt 5:
Niedersächsisches Ministerium 
für Inneres, Sport und Integration
Lavesallee 6
30169 Hannover
Tel. 0511 120-6201
Fahrzeugstandort: Garage MI
Bemerkungen: Fahrzeugschlüssel und -papiere beim 

Pförtner rund um die Uhr

Übergabepunkt 6:
Niedersächsisches Justizministerium
Am Waterlooplatz 1
30169 Hannover
Tel. 0511 120-5031
Fahrzeugstandort: Parkplätze Garage MJ
Bemerkungen: Fahrzeugschlüssel und -papiere beim 

Pförtner in der Zeit von 6.30 bis 17.30 Uhr 
(freitags bis 16.30 Uhr)
Abholung und Abgabe außerhalb der 
Pförtnerzeit (von 6.00 bis spätestens 20.00 
Uhr) beim Aktenverteilerschrank Refe-
rat 106

Übergabepunkt 7:
Niedersächsische Staatskanzlei
Planckstraße 2
30169 Hannover
Tel. 0511 120-6962
Fahrzeugstandort: Garage Staatskanzlei
Bemerkungen: Fahrzeugschlüssel und -papiere beim 

Pförtner rund um die Uhr

Übergabepunkt 8:
Niedersächsisches Finanzministerium
Schiffgraben 10
30159 Hannover
Tel. 0511 120-8152
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Fahrzeugstandort: Parkhaus Sparkassenverband, 3. Tiefge-
schoss, Stellplätze Nrn. 359 und 360
(Codekarte für Schranke bei den Fahrzeug-
papieren/Tankkarte)

Bemerkungen: Fahrzeugschlüssel und -papiere beim 
Pförtner MF in der Zeit von 6.00 bis 20.00 
Uhr, danach Einwerfen in den Briefkasten 
MF

Übergabepunkt 9:
Niedersächsisches Ministerium 
für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr
Friedrichswall 1
30159 Hannover
Tel. 0511 120-5485
Fahrzeugstandort: Hof/Garage MW
Bemerkungen: Fahrzeugschlüssel und -papiere beim 

Pförtner in der Zeit von 6.00 bis 19.00 Uhr

Richtlinie zur Korruptionsprävention 
und Korruptionsbekämpfung

in der Landesverwaltung 
(Antikorruptionsrichtlinie)

Beschl. d. LReg. v. 16. 12. 2008 
— MI-15.3-03019/2.4.1.3 —

— VORIS 20480 —

Bezug: Gem. RdErl. v. 14. 6. 2001 (Nds. MBl. S. 572) 
— VORIS 20480 00 00 00 025 —

Die LReg hat am 16. 12. 2008 die nachstehende Richtlinie
zur Korruptionsprävention und Korruptionsbekämpfung in der
Landesverwaltung (Antikorruptionsrichtlinie) beschlossen.

I n h a l t s ü b e r s i c h t

1. Allgemeines
1.1 Zielsetzung
1.2 Anwendungsbereich

2. Korruption
2.1 Definition
2.2 Strafgesetzliche Regelungen
2.3 Dienst- und Arbeitsrecht

3. Korruptionsgefährdete Bereiche

4. Gefährdungsatlas
4.1 Grundsatz
4.2 Feststellung der gesteigerten Korruptionsgefährdung
4.3 Risikoanalyse
4.4 Rotation

5. Maßnahmen in der Landesverwaltung
5.1 Verhaltenskodex
5.2 Belehrung
5.3 Verpflichtung
5.4 Aus- und Fortbildung
5.5 Sensibilisierung, Bekanntgabe

6. Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner für Korruptions-
bekämpfung, Interministerieller Arbeitskreis

6.1 Bestellung
6.2 Aufgaben
6.3 Information, Vortragsrecht
6.4 Schweigepflicht
6.5 Aktenführung
6.6 Interministerieller Arbeitskreis

7. Verhalten bei Korruptionsverdacht

8. Sponsoring, Werbung, Spenden und mäzenatische Schenkungen
8.1 Sponsoring
8.2 Werbung
8.3 Spenden und mäzenatische Schenkungen

9. Öffentliches Auftragswesen, Vergaben
10. Schlussbestimmungen

1. Allgemeines
1.1 Zielsetzung

Ziel der Landesregierung ist es, auftretende Korruptionsfäl-
le nachhaltig und konsequent zu verfolgen und mithilfe vor-
beugender Maßnahmen der Korruption rechtzeitig entgegen-
zuwirken. Der mit dieser Richtlinie geschaffene Rahmen ist
deshalb vollständig auszufüllen.

Diese Richtlinie dient dem Schutz und der Sicherheit der
Beschäftigten im Umgang mit Korruptionsgefahren sowie der
Sensibilisierung der Beschäftigten hinsichtlich der Korrupti-
onsgefahren. Die Richtlinie ist zugleich Handlungsanleitung,
um die notwendigen Maßnahmen zur Prävention und Be-
kämpfung der Korruption treffen zu können.
1.2 Anwendungsbereich

Diese Richtlinie gilt für alle Behörden und Einrichtungen
des Landes sowie für Landesbetriebe. Der Landtagsverwal-
tung, dem LRH sowie der Aufsicht des Landes unterstehen-
den Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffent-
lichen Rechts wird empfohlen, die Richtlinie entsprechend
anzuwenden.

2. Korruption
2.1 Definition

Korruption ist der Missbrauch eines öffentlichen Amtes, ei-
ner Funktion in der Wirtschaft oder eines politischen Mandats
zugunsten eines anderen, begangen auf dessen Veranlassung
oder aus Eigeninitiative zur Erlangung eines Vorteils für sich
oder einen Dritten mit Eintritt oder in Erwartung des Eintritts
eines Schadens oder Nachteils für die Allgemeinheit (in amt-
licher oder politischer Funktion) oder für ein Unternehmen
(in wirtschaftlicher Funktion). Auf die Verhältnisse in der
Landesverwaltung übertragen umfasst der Begriff der Korrup-
tion auch Handlungen, die nicht straf- aber dienstrechtlich
relevant sind.
2.2 Strafgesetzliche Regelungen

Das Strafrecht kennt keine übergreifende Korruptionsstraf-
vorschrift, sondern sanktioniert das mit Korruption verbun-
dene Unrecht in verschiedenen Straftatbeständen. Relevante
strafrechtliche Korruptionsdelikte sind insbesondere Vorteils-
annahme (§ 331 Abs. 1 des Strafgesetzbuchs — StGB —, Straf-
rahmen: bis zu drei Jahren Freiheitsstrafe oder Geldstrafe),
Bestechlichkeit (§ 332 Abs. 1 StGB, Strafrahmen: bis zu fünf
Jahren Freiheitsstrafe, in minder schweren Fällen Freiheits-
strafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe), Vorteilsgewährung
(§ 333 Abs. 1 StGB, Strafrahmen: bis zu drei Jahren Freiheits-
strafe oder Geldstrafe) und Bestechung (§ 334 Abs. 1 StGB,
Strafrahmen: bis zu fünf Jahren Freiheitsstrafe, in minder
schweren Fällen bis zu zwei Jahren Freiheitsstrafe oder Geld-
strafe).
2.3 Dienst- und Arbeitsrecht

Die beamtenrechtlichen Regelungen dienen einer unpartei-
ischen, unabhängigen, uneigennützigen am Gemeinwohl orien-
tierten Amtsausübung der Beamtinnen und Beamten. Schuld-
hafte Pflichtverletzungen werden als Dienstvergehen geahndet,
auch wenn dadurch keine Straftatbestände erfüllt werden. 

Arbeitsrechtliche Regelungen lassen bei Pflichtverletzun-
gen entsprechende abgestufte Maßnahmen zu. 

Ist ein Schaden eingetreten, sind Schadensersatzansprüche
mit Nachdruck zu verfolgen.

3. Korruptionsgefährdete Bereiche
Grundsätzlich können alle Arbeitsplätze korruptionsgefähr-

det sein. Als korruptionsgefährdet sind insbesondere alle Ar-
beitsbereiche anzusehen, in denen Informationen vorhanden
sind oder Entscheidungen getroffen werden, die — unmittel-
bar erkennbar — für Dritte einen materiellen oder immateriel-
len Vorteil darstellen (z. B. bei Auftragsvergaben) oder von
Bedeutung sind. 

4. Gefährdungsatlas
4.1 Grundsatz

In den Gefährdungsatlas werden nur die Arbeitsplätze auf-
genommen, die einer gesteigerten Korruptionsgefährdung aus-
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gesetzt sind. Nur für diese Arbeitsplätze ist eine Risikoanalyse
durchzuführen. Den erkannten Sicherungslücken ist unver-
züglich durch geeignete Maßnahmen zu begegnen. Eine Über-
sicht der gesteigert korruptionsgefährdeten Arbeitsplätze und
die Ergebnisse der Überprüfungen nach den Nummern 4.2
und 4.3 werden zusammengefasst und bilden zusammen mit
einer Gesamtübersicht den Gefährdungsatlas einer Dienst-
stelle.

Die Bewertungen sind in regelmäßigen Abständen zu aktu-
alisieren. 

4.2 Feststellung der gesteigerten Korruptionsgefährdung

Zur Erstellung des Gefährdungsatlasses sind die Arbeitsab-
läufe eines jeden Arbeitsplatzes dahin zu überprüfen, ob eine
gesteigerte Korruptionsgefährdung zu bejahen ist. Dies wird
der Fall sein, wenn eine der folgenden Fragestellungen mit
„Ja“ zu beantworten ist:

— Werden bei der Vergabe von Aufträgen, öffentlichen För-
dermitteln, Zuschüssen u. a. Haushaltsmittel in größerem
Umfang bewirtschaftet?

— Werden regelmäßig Leistungsbedingungen oder -beschrei-
bungen (z. B. Pflichtenhefte, Leistungsverzeichnisse) ab-
schließend erstellt oder deren Erstellung in Auftrag ge-
geben? 

— Besteht die Möglichkeit, ohne Mitwirkung Dritter Sach-
verhaltsfeststellungen oder Prüfergebnisse zu beeinflussen
(z. B. Aufmaße und Messungen, Gutachten, auch das Un-
terlassen von Beanstandungen)?

— Liegt eine Zuständigkeitskonzentration vor, weil z. B. Aus-
schreibung, Vergabe und Abrechnung oder Sachverhalts-
feststellung, Entscheidung und Vollzug bei einer Person
konzentriert sind?

— Bestehen häufig Außenkontakte zu einem bestimmten Per-
sonenkreis, der von den Entscheidungen der oder des je-
weiligen Bediensteten Vor- oder Nachteile zu erwarten hat
(z. B. Entscheidung über Genehmigungen, Konzessionen
oder Lizenzen, Abschluss von Verträgen, mit Auswirkun-
gen auf Vermögensvorteil oder -nachteil oder Auswirkun-
gen auf die berufliche oder wirtschaftliche Existenz eines
anderen)?

4.3 Risikoanalyse 

Für die Risikoanalyse gesteigert korruptionsgefährdeter Ar-
beitsplätze sind nachfolgende Fragen zu bewerten:

a) Wie groß ist der Anteil der gesteigert korruptionsgefährde-
ten Tätigkeit auf dem einzelnen Arbeitsplatz (z. B. Anteil
der Genehmigungen, Prüfungen, Vergaben, Leistungsfest-
stellungen usw. im Vergleich zur übrigen Tätigkeit)?

b) Hat es Beanstandungen gegeben (z. B. Prüfberichte)?

c) Welche Umstände prägen das besondere Interesse mög-
licher Geber, Vorteile zu erlangen?

d) Liegt der Schwerpunkt der gesteigerten Korruptionsgefähr-
dung

— in der Art der auf dem Arbeitsplatz anfallenden Tätig-
keit,

— im Arbeitsablauf der Tätigkeit,

— in besonderen Umständen in der Person der Mitarbei-
terin oder des Mitarbeiters oder in dem besonders ge-
steigerten Interesse möglicher Geber?

e) Welche Sicherungsmaßnahmen sind schon vorhanden
(z. B. Vier-Augen-Prinzip, getrennte Aufgabenwahrneh-
mung, Fortbildung, Mitzeichnung, Berichtspflicht, voll-
ständige Dokumentation, Rotation, verstärkte Dienst- und
Fachaufsicht)?

f) Welche weiteren Sicherungs- oder Präventionsmaßnah-
men wären erforderlich?

Bei der Beantwortung der nachfolgenden Frage kommt es
entscheidend auf die Wahrnehmung der unmittelbaren Füh-
rungskraft an:
Gibt es Umstände in der Person der Mitarbeiterin oder des
Mitarbeiters, die zu einer erhöhten Korruptionsgefahr auf die-

sem Arbeitsplatz führen können (z. B. Unregelmäßigkeiten
im Dienstbetrieb, Lohnpfändungen, Mitteilungen in Strafsa-
chen)?
4.4 Rotation

In gesteigert korruptionsgefährdeten Arbeitsbereichen soll
ein Arbeitsplatzwechsel in bestimmten Zeitabständen vorge-
sehen werden. Dies gilt auch für Arbeitsplätze, bei denen Auf-
sichts- oder Kontrollfunktionen für gesteigert korruptionsge-
fährdete Arbeitsplätze wahrgenommen werden. Dem Wechsel
des Dienstpostens steht eine Änderung des Aufgabenzu-
schnitts gleich, mit der sichergestellt ist, dass sich die Zustän-
digkeit der Beschäftigten in ihren neuen Arbeitsbereichen auf
einen anderen Personenkreis erstreckt. Die Rotation ist inhalt-
lich, zeitlich und organisatorisch so zu gestalten, dass sie
nicht zu unvertretbaren Nachteilen für die Funktionsfähigkeit
des betroffenen Bereichs führt. Von einer Rotation darf nur in
besonders begründeten Ausnahmen (z. B. bei vorhandenen
Fachkenntnissen, die nicht ohne Weiteres austauschbar sind,
bei Personalmangel, aus personalwirtschaftlichen Gründen,
bei besonderen aufbauorganisatorischen Strukturen oder Auf-
gabenstellungen) abgesehen werden. Die Gründe und erfor-
derliche Zusatzmaßnahmen (z. B. Vier-Augen-Prinzip, Vor-
lagepflichten, verstärkte Kontrollen) sind zu dokumentieren.
In bestimmten Zeitabständen ist zu prüfen, ob Hinderungs-
gründe für eine Rotation entfallen sind.

5. Maßnahmen in der Landesverwaltung
5.1 Verhaltenskodex

Der als Anlage 1 abgedruckte Verhaltenskodex gegen Kor-
ruption ist für alle Beschäftigten verbindlich. Er weist die Be-
schäftigten auf Gefahrensituationen hin, in denen sie in Kor-
ruption verstrickt werden können, und ist Richtschnur allen
Handelns. 
5.2 Belehrung

Im Zusammenhang mit der Ablegung des Diensteids oder
des Gelöbnisses erfolgt eine Belehrung über den Unrechtsge-
halt und die dienst- und strafrechtlichen Folgen der Korrup-
tion sowie über die Verwaltungsvorschrift über die Annahme
von Belohnungen und Geschenken. Die Belehrung ist anläss-
lich der Umsetzung sowie der Versetzung der Beschäftigten in
einen gesteigert korruptionsgefährdeten Bereich zu wiederho-
len. 
5.3 Verpflichtung 

Wirken private Unternehmen (z. B. Architekten- oder Inge-
nieurbüros) bei der Ausführung von Aufgaben der öffent-
lichen Hand mit, sind die Personen dieser Unternehmen
— soweit erforderlich — nach dem Verpflichtungsgesetz auf
die gewissenhafte Erfüllung ihrer Obliegenheiten aus dem
Auftrag zu verpflichten. Die verpflichteten Personen sind
strafrechtlich Amtsträgern gleichgestellt. 
5.4 Aus- und Fortbildung

Bei der Aus- und Fortbildung sind die Erscheinungsformen
von Korruption und die damit verbundenen Gefahrensituati-
onen, die Maßnahmen zur Korruptionsprävention sowie straf-,
dienst- und arbeitsrechtliche Konsequenzen in Korruptions-
fällen angemessen zu thematisieren. Beschäftigte in gesteigert
korruptionsgefährdeten Bereichen und Führungskräfte sollen
an Fortbildungsveranstaltungen zur Korruptionsbekämpfung
teilnehmen. 
5.5 Sensibilisierung, Bekanntgabe

Als Maßnahme der Sensibilisierung ist diese Richtlinie mit
ihren Anlagen allen Beschäftigten bekannt zu geben. Über die
Art der Bekanntgabe entscheiden die Dienststellen.

6. Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner für Korruptions-
bekämpfung, Interministerieller Arbeitskreis

6.1 Bestellung
Für die Dienststellen sind Ansprechpartnerinnen und An-

sprechpartner für Korruptionsbekämpfung zu bestellen. Diese
können auch für mehrere Dienststellen zuständig sein. Ange-
hörige der personalverwaltenden Stellen sowie Personen mit
administrativen Aufgaben der Korruptionsbekämpfung sol-
len nicht mit dieser Funktion beauftragt werden. 
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6.2 Aufgaben

Die Ansprechpartnerin oder der Ansprechpartner für Kor-
ruptionsbekämpfung ist die direkte Gesprächspartnerin oder
der direkte Gesprächspartner für die Beschäftigten. Sie oder er
steht auch den Bürgerinnen und Bürgern für diesen Themen-
bereich zur Verfügung. Zum Aufgabenbereich gehören ferner
insbesondere:

— Förderung der Sensibilität der Beschäftigten durch Bera-
tung und Aufklärung,

— Vorschläge an die Dienststellenleitung zu internen Ermitt-
lungen, zu Maßnahmen gegen Verschleierung und zur
Unterrichtung der Staatsanwaltschaft bei einem durch
Tatsachen gerechtfertigten Korruptionsverdacht,

— Beratung bei der Entgegennahme von Sponsoringleistun-
gen und bei der Öffentlichkeitsarbeit,

— Kontakthalten zu und Informationsaustausch mit der Auf-
sichtsbehörde und anderen Stellen und

— Zusammenarbeit mit den Strafverfolgungsbehörden in all-
gemeinen Fragen der Korruptionsbekämpfung.

6.3 Information, Vortragsrecht 

Zur Durchführung der Aufgaben hat die Dienststelle die
Ansprechpartnerin oder den Ansprechpartner rechtzeitig und
umfassend zu informieren. Sie oder er hat ein Vortragsrecht
bei der Dienststellenleitung.

6.4 Schweigepflicht

Die Ansprechpartnerin oder der Ansprechpartner hat über
die ihr oder ihm bekannt gewordenen persönlichen Verhält-
nisse von Beschäftigten, auch nach Beendigung der Amtszeit,
Stillschweigen zu bewahren; dies gilt nicht gegenüber der
Dienststellenleitung und der Personalverwaltung sowie ge-
genüber Personen, die Ermittlungen im Disziplinarverfahren
bei einem durch Tatsachen gerechtfertigten Korruptionsver-
dacht durchführen. Das Stillschweigen gilt auch nicht gegen-
über den Strafverfolgungsbehörden und den Finanzkontroll-
behörden gemäß § 95 LHO. In Disziplinarverfahren dürfen sie
nicht tätig werden.

6.5 Aktenführung

Akten mit personenbezogenen Daten, die bei der Ansprech-
partnerin oder dem Ansprechpartner für Korruptionsbekämp-
fung entstehen, sind hinsichtlich der technischen und organi-
satorischen Maßnahmen wie Personalakten zu behandeln. Sie
sind abweichend von der Aktenordnung zu vernichten, so-
weit die einzelnen Vorgänge nicht mehr für Zwecke der Kor-
ruptionsbekämpfung oder -prävention erforderlich sind.

6.6 Interministerieller Arbeitskreis

Unter der Federführung des MI ist ein „Interministerieller
Arbeitskreis Korruptionsbekämpfung (IMA-Kor)“ eingerichtet.
Mitglieder des Arbeitskreises sind die Ansprechpartnerinnen
und Ansprechpartner für Korruptionsbekämpfung der Res-
sorts. Der Arbeitskreis wird bei konkretem Anlass oder bei
Vorliegen von Verdachtsmomenten Prüfungen in einzelnen
Geschäftsbereichen oder in einzelnen Behörden empfehlen.
Das MI nimmt für die Bürgerinnen und Bürger ebenso wie für
Landesbedienstete die Funktion einer zentralen Ansprech-
stelle des Arbeitskreises wahr.

7. Verhalten bei Korruptionsverdacht

Für eine erfolgreiche Korruptionsbekämpfung müssen die
Dienststellen, Aufsichts- und Strafverfolgungsbehörden zu-
sammenarbeiten. Die Dienststellen und Aufsichtsbehörden
haben den auf mögliche korrupte Verhaltensweisen hindeu-
tenden Indizien nachzugehen. Etwaige spätere Ermittlungen
der Strafverfolgungsbehörden dürfen dadurch nicht gefährdet
werden.

Alle Beschäftigten der Landesverwaltung haben ihren
Dienstvorgesetzten Mitteilung zu machen, wenn sie nachvoll-
ziehbare Hinweise auf korruptes Verhalten erhalten. Die Hin-
weise können auch an die zuständigen Ansprechpartnerinnen
oder Ansprechpartner für Korruptionsbekämpfung gegeben
werden.

Ergeben sich in einer Dienststelle konkrete Anhaltspunkte
für Korruption oder deren Begleitdelikte, so haben Dienstvor-
gesetzte die dienstliche Verpflichtung, unverzüglich die Straf-
verfolgungsbehörden zu unterrichten.

Die Dienststellen haben die Strafverfolgungsbehörden in ih-
rer Ermittlungsarbeit, insbesondere bei der Vorbereitung von
Durchsuchungen und Beschlagnahmungen sowie der Aus-
wertung sichergestellten Materials, zu unterstützen.

Nach Unterrichtung der Strafverfolgungsbehörden haben
die Dienststellen alles zu unterlassen, was die Ermittlungen
der Strafverfolgungsbehörden gefährden könnte; insbesonde-
re führen sie keine eigenen Ermittlungen zur Aufklärung des
Sachverhalts in eigener Zuständigkeit ohne Abstimmung mit
den Strafverfolgungsbehörden.

Disziplinar- und arbeitsrechtliche Verfahren sind bei aufkom-
mendem Korruptionsverdacht mit Nachdruck und beschleu-
nigt zu betreiben. Schadensersatzansprüche gegen Beschäftig-
te und Dritte sind in jedem Fall sorgfältig und umfassend zu
prüfen und konsequent durchzusetzen. Auch insoweit sind
die Belange der Ermittlungen der Strafverfolgungsbehörden
zu berücksichtigen.

8. Sponsoring, Werbung, Spenden und mäzenatische Schenkungen 
Für die Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben durch die

unmittelbare Landesverwaltung gelten die folgenden Grund-
sätze: 
— Wahrung der Integrität der öffentlichen Verwaltung,
— Vermeidung eines bösen Anscheins bei der Wahrnehmung

öffentlicher Aufgaben,
— Sicherung des Budgetrechts der Parlamente und ggf. der

Vertretungen der Körperschaften des öffentlichen Rechts,
— vollständige Transparenz bei der Finanzierung öffent-

licher Aufgaben,
— Vorbeugung gegen jede Form von Korruption und unzu-

lässiger Beeinflussung und die Flankierung korruptions-
präventiver Maßnahmen und

— Sicherstellung der Finanzierung öffentlicher Aufgaben
grundsätzlich durch öffentliche Mittel über den Haus-
haltsgesetzgeber. 

Spezifische oder übergreifende Regelungen für die Drittmittel-
forschung (Hochschulen, Hochschulklinika, öffentlich geför-
derte Hochschuleinrichtungen) bleiben unberührt. 
8.1 Sponsoring

Unter Sponsoring ist die Zuwendung von Geld oder einer
geldwerten Leistung zur Erfüllung von Landesaufgaben durch
eine juristische oder natürliche Person mit wirtschaftlichen
Interessen zu verstehen, die neben dem Motiv zur Förderung
der öffentlichen Einrichtung auch andere Interessen verfol-
gen. Dem Sponsor kommt es auf seine Profilierung in der Öf-
fentlichkeit über das gesponserte Produkt an (Imagegewinn,
Kommunikative Nutzung), nicht auf eine angemessene Ge-
genleistung. 
8.1.1 Zulässigkeit 

Sponsoring ist nur zulässig, wenn der Anschein einer mög-
lichen Beeinflussung bei der Wahrnehmung des Verwaltungs-
handelns nicht zu erwarten ist und im Einzelfall keine sons-
tigen Hinderungsgründe entgegenstehen. Das Ansehen des
Landes in der Öffentlichkeit darf keinen Schaden nehmen.
Sponsoring ist insbesondere zulässig für Zwecke der Öffent-
lichkeitsarbeit, der Kultur und des Sports, wenn jeder Einfluss
auf die Inhalte auszuschließen ist. 

Sponsoring kann in geeigneten Fällen zur Erfüllung von
Landesaufgaben beitragen. Die Landesverwaltung darf sich
aber nicht uneingeschränkt dem Sponsoring öffnen. 

In Bereichen der Eingriffsverwaltung (z. B. Polizei, Steuer-
verwaltung, Justiz, Maßregelvollzug) ist Sponsoring grund-
sätzlich abzulehnen. Es ist in diesen Bereichen nur aus-
nahmsweise und nur dann zulässig, wenn der Sponsor seine
Förderung nicht unmittelbar gegenüber der zu begünstigen-
den Dienststelle erbringt, sondern an die zur Entscheidung
über die Annahme der Förderung befugte Dienststelle leistet
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und diese die Sponsoringleistung der zu begünstigenden
Dienststelle unter Wahrung der Anonymität zur Verfügung
stellt. 

Die dauerhafte Überlassung von Personal an die öffentliche
Verwaltung durch Sponsoren oder die Finanzierung von Per-
sonalhaushaltsstellen ist zu vermeiden. Dies gilt nicht für Stif-
tungsprofessuren im Hochschulbereich.

Sponsoring ist ausgeschlossen, wenn der Haushaltsgesetz-
geber erkennbar nicht mit der Durchführung der Aufgabe ein-
verstanden ist oder aus anderen als finanziellen Gründen für
einen bestimmten Zweck keine oder nur begrenzte Ausgaben
zugelassen hat.

Sachleistungen sind nur zulässig, wenn die Finanzierung
der Folgekosten gewährleistet ist.

Durch die Annahme einer Sponsoringleistung darf keine
Bindung für künftige (Folge-)Beschaffungen entstehen.

Liegen mehrere Angebote für Sponsoring vor, so ist bei der
Auswahlentscheidung auf Neutralität zu achten. Die Gründe
für die Auswahlentscheidung sind bei mehreren möglichen
Sponsoren schriftlich niederzulegen.

8.1.2 Durchführung 

8.1.2.1 Für die Annahme von Sponsoringleistungen ist die
Einwilligung der zuständigen obersten Landesbehörde einzu-
holen; sie kann ihre Befugnis übertragen. Im Bereich der Ein-
griffsverwaltung kann die Befugnis nur auf die unmittelbar
nachgeordnete Behörde übertragen werden, es sei denn, dass
die Sponsoringleistung dieser Behörde zugute kommen soll.
Die obersten Landesbehörden können für den eigenen Ge-
schäftsbereich im Benehmen mit dem MF ergänzende Rege-
lungen erlassen.

8.1.2.2 Sponsoringmaßnahmen sind vollständig und ab-
schließend aktenkundig zu machen. Ab einer Sponsoringleis-
tung von 500 EUR ist ein schriftlicher Sponsoringvertrag ab-
zuschließen (Muster siehe Anlage 2). Ansonsten ist der Inhalt
des mündlich geschlossenen Vertrages in einem Aktenver-
merk darzulegen. Dies gilt auch, soweit ein schriftlicher Ver-
trag im Einzelfall weder angezeigt noch durchsetzbar ist. Der
Wert von gesponserten Sach- oder Dienstleistungen ist in dem
Vertrag oder Aktenvermerk festzuhalten. Kann der Wert erst
nachträglich festgestellt werden, so ist er nachzutragen. Der
Sponsor ist auf eine Veröffentlichung und deren Mindest-
angaben nach Nummer 8.1.2.5 hinzuweisen. 

8.1.2.3 Geldleistungen des Sponsors sind Einnahmen des
Landes, die im Landeshaushalt nachzuweisen sind. Bei der
Vereinnahmung und Verausgabung sind die haushaltsrecht-
lichen Bestimmungen zu beachten.

8.1.2.4 Wird eine Sponsoringleistung einer einzelnen Per-
son angeboten, oder soll sie einer Person oder mehreren be-
stimmten Personen zugute kommen, so darf sie nur ange-
nommen werden, wenn 

— damit ersichtlich nicht einzelne Landesbedienstete, son-
dern eine Landesaufgabe gefördert werden soll,

— kein Widerspruch zu den Regelungen über die verbotene
Annahme von Belohnungen und Geschenken vorliegt und

— eine Auswahlentscheidung, wem die Sponsoringleistung
zugute kommen soll, nicht schon deshalb ausgeschlossen
ist, weil (z. B. aufgrund der speziellen Ausrichtung der
Sponsoringleistung) die begünstigte Person oder mehrere
einzelne zu begünstigende Personen (z. B. spezialisierte
Fachkräfte) bereits feststehen. Eine ausgeschlossene Aus-
wahlentscheidung steht der Annahme einer Sponsoring-
leistung dann nicht entgegen, wenn diese der Förderung
mehrerer Personen im Bereich der Ausbildung dient.

Das Sponsoringangebot ist auf dem Dienstweg unverzüglich
der Leiterin oder dem Leiter der Dienststelle zur weiteren Ver-
anlassung vorzulegen. Wird das Sponsoring angenommen, so
ist der Sponsor durch die begünstigte Dienststelle schriftlich
darüber zu unterrichten, dass einzelne Personen zur Annah-
me der Förderung nicht befugt sind, die Sponsoringleistung
aber zur Erfüllung der Aufgabe, die gefördert werden soll, ver-
wendet werden wird.

8.1.2.5 Die Erkennbarkeit des Sponsorings für die Öffent-
lichkeit ist dadurch herzustellen, dass die obersten Landesbe-
hörden die in ihrem Geschäftsbereich angenommenen Spon-
soringleistungen (auch Sachleistungen und Dienstleistungen)
mit einem Wert ab 1 000 EUR im Einzelfall in dem auf die An-
nahme folgenden Kalenderjahr erfassen und dem MI zur Ver-
öffentlichung im Internet auf der Seite des MF zuleiten. In die
Veröffentlichung sind mindestens folgende Angaben aufzu-
nehmen: 
— Name des Sponsors,
— Höhe des gesponserten Geldbetrages oder Bezeichnung der

gesponserten Sache oder Dienstleistung mit Angabe des
vollen Wertes und

— Hinweis zur Verwendung.
Wenn ein Sponsor nicht genannt werden möchte, so wird

in dem Vertrag oder Vermerk der Hinweis aufgenommen, dass
bei der Veröffentlichung im Internet der Name nicht erwähnt
wird. In der Liste erfolgt der Eintrag: „Sponsor möchte na-
mentlich nicht genannt werden“.
8.2 Werbung

Unter Werbung sind Zuwendungen eines Unternehmens
oder unternehmerisch orientierter Privatpersonen für die Ver-
breitung seiner oder ihrer Werbebotschaften durch die öffent-
liche Verwaltung zu verstehen, wenn es ausschließlich um
die Erreichung eigener Kommunikationsziele (z. B. Verkaufs-
förderung, Produktinformation) des Unternehmens oder der
Privatperson geht. Die Förderung der jeweiligen öffentlichen
Einrichtung ist nur Mittel zum Zweck und liegt nicht im un-
mittelbaren Interesse des Zuwenders. 

Werbeverträge mit Trägern der Landesverwaltung sind nur
zulässig, wenn der Anschein einer möglichen Beeinflussung
bei der Wahrnehmung des Verwaltungshandelns nicht zu er-
warten ist und im Einzelfall keine sonstigen Hinderungsgrün-
de entgegenstehen. Werbeverträge sind ausgeschlossen, wenn
der Anschein entstehen könnte, Verwaltungshandeln würde
hierdurch beeinflusst werden. Hinsichtlich der Durchführung
von zulässigen Werbeverträgen ist wie beim Sponsoring zu
verfahren (siehe Nummer 8.1.2). Eine Veröffentlichung ge-
mäß Nummer 8.1.2.5 erfolgt ebenfalls.
8.3 Spenden und mäzenatische Schenkungen

Spenden sind Zuwendungen von z. B. Privatpersonen oder
Unternehmen, bei denen das Motiv der Förderung der jeweili-
gen Behörde oder Einrichtung dominant ist. Der Spender er-
wartet keine Gegenleistung.

Mäzenatische Schenkungen sind Zuwendungen durch
z. B. Privatpersonen oder Stiftungen, die ausschließlich unei-
gennützige Ziele verfolgen und denen es nur um die Förde-
rung des jeweiligen öffentlichen Zwecks geht.

Die Annahme von Spenden und mäzenatischen Schenkun-
gen ist zulässig, wenn nicht im Einzelfall ein Anschein für ei-
ne mögliche Beeinflussung bei der Wahrnehmung öffentlicher
Aufgaben zu befürchten ist. Die Grundsätze für die verwal-
tungsmäßige Behandlung von Sponsoring nach Nummer 8.1.2
gelten auch für Spenden und mäzenatische Schenkungen.
Abweichend davon ist der Abschluss eines schriftlichen Ver-
trages bei Spenden und mäzenatischen Schenkungen nicht
erforderlich. Eine Veröffentlichung gemäß Nummer 8.1.2.5
erfolgt jedoch.

9. Öffentliches Auftragswesen, Vergaben
Die Vergabe öffentlicher Aufträge ist wegen des zum Teil

nicht unerheblichen Geldflusses zwischen zwei Parteien in
besonderem Maße korruptiver und unlauterer Handlungen
ausgesetzt.

Zur Sicherstellung eines einheitlichen und transparenten
Vergabeverfahrens sind die dazu bestehenden vergaberechtli-
chen Vorschriften und Grundsätze strikt einzuhalten. Ein be-
sonderes Augenmerk ist bei der Vergabe öffentlicher Aufträge
auf unzulässige Einflussnahmen, Korrektheit des Vergabever-
fahrens, Vollständigkeit und Transparenz der Unterlagen und
Dokumentation sowie konkrete Sicherungsmaßnahmen (Vier-
Augen-Prinzip, Arbeitsplatzrotation etc.) zu richten.
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Wirken private Unternehmen, z. B. Architekten- oder Inge-
nieurbüros, bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen mit,
sind die Handelnden dieser Unternehmen auf die gewissen-
hafte Erfüllung ihrer Obliegenheiten zu verpflichten (siehe
Nummer 5.3).

Legen Indizien den Verdacht auf Preisabsprachen nahe, so
sind die zuständigen Stellen (siehe Nummer 7) unverzüglich
einzuschalten. Eine Verzögerung der Vergabe ist zu vermei-
den, damit absprachebeteiligte Bieter dadurch nicht gewarnt
werden und beweiskräftige Unterlagen vorzeitig beseitigen. 

10. Schlussbestimmungen
10.1 Dieser Beschl. tritt am 1. 1. 2009 in Kraft. Gleichzeitig
tritt der Bezugserlass (VV-Kor) außer Kraft.
10.2 Die nach dem Bezugserlass erfolgten Übertragungen
von Befugnissen bei der Annahme von Sponsoringleistungen
und ergänzende Regelungen der Ministerien bleiben bestehen.

An die
Dienststellen der Landesverwaltung
Gemeinden, Landkreise und sonstigen der Aufsicht des Landes unter-
stehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen
Rechts 

— Nds. MBl. Nr. 4/2009 S. 66

Anlage 1

Verhaltenskodex gegen Korruption

1. Seien Sie Vorbild: Zeigen Sie durch Ihr Verhalten, dass
Sie Korruption weder dulden noch unterstützen.

Korruptes Verhalten schädigt das Ansehen des öffentlichen
Dienstes. Es zerstört das Vertrauen in die Unparteilichkeit
und Objektivität der Staatsverwaltung und damit die Grund-
lagen für das Zusammenleben in einem staatlichen Gemein-
wesen.

Alle Beschäftigten haben daher die Aufgabe, durch ihr Ver-
halten Vorbild für Kolleginnen und Kollegen, Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter sowie Bürgerinnen und Bürger zu sein.
Eine besondere Verantwortung bei der Korruptionsbekämp-
fung obliegt allen Führungskräften.
2. Wehren Sie Korruptionsversuche sofort ab und informie-

ren Sie unverzüglich Ihre Vorgesetzten oder die An-
sprechpartnerin oder den Ansprechpartner für Korrup-
tionsbekämpfung.

Bei Außenkontakten, z. B. mit Antragstellerinnen und An-
tragstellern oder bei Kontrolltätigkeiten, müssen Sie von An-
fang an klare Verhältnisse schaffen und jeden Korruptions-
versuch sofort abwehren. Halten Sie sich daher streng an
Recht und Gesetz und beachten Sie die Verwaltungsvorschrif-
ten zum Verbot der Annahme von Belohnungen oder Ge-
schenken. Es darf niemals der Eindruck entstehen, dass Sie
für „kleine Geschenke“ offen sind. Scheuen Sie sich nicht, ein
Geschenk zurückzuweisen oder es zurückzusenden — mit der
Bitte um Verständnis für die für Sie geltenden Regeln. Sinn-
voll ist es auch, ein Geschenk von der Personalstelle mit klar-
stellenden Worten zurücksenden zu lassen. Dem Empfänger
wird hierdurch umso klarer, dass die Dienststelle eine be-
stimmte Zuwendung ablehnt und nicht nur eine einzelne
Person.

Bei Korruptionsversuchen informieren Sie unverzüglich
Ihre Vorgesetzten oder die Ansprechpartnerin oder den
Ansprechpartner für Korruptionsbekämpfung. Schützen Sie
auch Ihre Kolleginnen und Kollegen durch konsequentes Of-
fenlegen von Korruptionsversuchen Außenstehender. 
3. Vermuten Sie, dass jemand Sie um eine pflichtwidrige

Bevorzugung bitten will, so ziehen Sie eine Kollegin oder
einen Kollegen als Zeugin oder Zeugen hinzu.

4. Arbeiten Sie so, dass Ihre Arbeit jederzeit überprüft wer-
den kann.

Ihre Arbeitsweise sollte transparent und für jeden nachvoll-
ziehbar sein.
5. Achten Sie auf eine Trennung von Dienst und Privat-

leben. Prüfen Sie, ob Ihre Privatinteressen zu einer Kolli-
sion mit Ihren Dienstpflichten führen.

Korruptionsversuche werden oftmals gestartet, indem Drit-
te den dienstlichen Kontakt auf Privatkontakte ausweiten. Bei
privaten Kontakten sollten Sie daher von Anfang an klarstel-
len, dass Sie streng zwischen Dienst und Privatleben trennen
müssen, um nicht in den Verdacht der Vorteilsannahme zu
geraten. 

Erkennen Sie bei einer konkreten dienstlichen Aufgabe eine
mögliche Kollision zwischen Ihren dienstlichen Pflichten und
Ihren privaten Interessen oder den Interessen Dritter, denen
Sie sich verbunden fühlen, so unterrichten Sie darüber Ihre
Vorgesetzten, damit sie angemessen reagieren können und Sie
z. B. von Tätigkeiten im konkreten Einzelfall befreien.

Bei von Ihnen ausgeübten oder angestrebten — auch ehren-
amtlichen — Nebentätigkeiten muss eine klare Trennung zwi-
schen dem Dienst und der Nebentätigkeit bestehen. 
6. Unterstützen Sie Ihre Dienststelle bei der Entdeckung

und Aufklärung von Korruption. Informieren Sie Ihre
Vorgesetzten oder die Ansprechpartnerin oder den An-
sprechpartner für Korruptionsbekämpfung bei Anhalts-
punkten für korruptes Verhalten.

Korruption kann nur verhindert und bekämpft werden,
wenn sich alle für ihre Dienststelle verantwortlich fühlen und
als gemeinsames Ziel die „korruptionsfreie Dienststelle“ ver-
folgen. 
7. Unterstützen Sie Ihre Dienststelle beim Erkennen fehler-

hafter Organisationsstrukturen, die Korruptionsversuche
begünstigen.

Alle Beschäftigten sind aufgefordert, entsprechende Hin-
weise an die Organisatoren zu geben, um zu klaren und trans-
parenten Arbeits- und Verfahrensabläufen beizutragen.
8. Lassen Sie sich zum Thema Korruptionsprävention fort-

bilden.
Fortbildung wird Sie sicher machen, mit dem Thema Kor-

ruption in offensiver Weise umzugehen.

Anlage 2

Mustersponsoringvertrag

Präambel

Darstellung der Landesaufgabe, die mit dem Sponsoring ge-
fördert werden soll (Nummer 8.1 der Antikorruptionsrichtli-
nie), Benennung des Sponsors und der gesponserten Behörde.
Beispiel:
„Das Staatliche Gewerbeaufsichtsamt ... (der Gesponserte) setzt sich
für die Sicherstellung der Beachtung der europäischen Sicherheitsvor-
schriften bei der Einführung ihrer Produkte auf dem europäischen
Markt ein. Zum Zweck der Beratung und Information der jeweiligen
Aussteller stellt der Messeveranstalter (Sponsor) Messebüros bzw.
Messestände zur Verfügung. Dies vorausgeschickt schließen Sponsor
und Gesponserter folgenden Vertrag: ...“

(1) Konkrete Darstellung der Leistung des Sponsors
Beispiel:
„Der Sponsor verpflichtet sich, auf seine Kosten für die am ............ in
............................. geplante Messe entsprechende Messebüros/Messe-
stände zur Information und Beratung der Aussteller zur Verfügung zu
stellen.
Der Sponsor wird dem Gesponserten bis spätestens Datum: ......................
Anzahl ..................... Zugangsberechtigungskarten (Ausstellerausweise)
zur Ausübung der Informations- und Beratungstätigkeit in den jeweili-
gen Messebüros zur Verfügung stellen.“

(2) Gegebenenfalls eingegangene Verpflichtungen der Be-
hörde

Beispiel:
„Der Gesponserte verpflichtet sich, am Messestand einen Hinweis an-
zubringen, dass dieser Informationsstand von dem Messeveranstalter
gesponsert wurde.“

(3) Wert der Sponsoringleistung
Beispiel:
„Der Wert der Sponsoringleistung (Mietwert für das Messebüro/den
Messestand, Ausstellerausweise) beträgt .................... EUR.“

(4) Der Sponsor erklärt sich damit einverstanden, dass der
Name des Sponsors, die Höhe des Wertes der gesponserten
Leistung und ein Hinweis zur Verwendung in der Sponso-
ringliste des Niedersächsischen ...ministeriums veröffentlicht
werden können. (Sponsoringleistungen ab 1 000 EUR werden
jährlich im Internet veröffentlicht unter www.niedersach-
sen.de > Politik&Staat > Finanzen > Sponsoring).

Datum: .................................................

............................................... ...............................................
Unterschrift Sponsor Unterschrift Behörde
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Vereinbarung 
zur Änderung des Verwaltungsabkommens zwischen 

dem Land Hessen und dem Land Niedersachsen 
über die Wahrnehmung wasserschutzpolizeilicher 

Aufgaben in den Stromgebieten der Weser und Fulda

Bek. d. MI v. 8. 1. 2009 — P 22.1-01371/11 —

Bezug: RdErl. v. 19. 1. 2005 (Nds. MBl. S. 172)

Die Anlage des Bezugserlasses wird durch die am 8./22. 12.
2008 unterzeichnete und am 1. 1. 2009 in Kraft getretene Ver-
einbarung zur Änderung des Verwaltungsabkommens zwi-
schen dem Land Hessen und dem Land Niedersachsen über
die Wahrnehmung wasserschutzpolizeilicher Aufgaben in den
Stromgebieten der Weser und Fulda (Anlage) geändert.
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Anlage

Vereinbarung
zur Änderung des Verwaltungsabkommens

zwischen dem Land Hessen und dem Land Niedersachsen 
über die Wahrnehmung wasserschutzpolizeilicher Aufgaben

in den Stromgebieten der Weser und Fulda

Das Land Hessen,
vertreten durch den Hessischen Ministerpräsidenten,
dieser vertreten durch den Hessischen Minister des Innern
und für Sport,
und
das Land Niedersachsen,
vertreten durch den Niedersächsischen Ministerpräsidenten,
dieser vertreten durch den Niedersächsischen Minister für
Inneres, Sport und Integration,
schließen folgende Vereinbarung:

Artikel 1
Das Verwaltungsabkommen vom 15. November 1994/19. Ja-

nuar 1995 wird wie folgt geändert:
1. § 1 erhält folgende Fassung:

„§ 1
(1) Das Land Hessen überträgt die Wahrnehmung der

wasserschutzpolizeilichen Aufgaben in den in seinem
Hoheitsgebiet gelegenen Stromgebieten der Weser auf das
Land Niedersachsen.

(2) Das Land Niedersachsen überträgt die Wahrneh-
mung der wasserschutzpolizeilichen Aufgaben in den in
seinem Hoheitsgebiet gelegenen Stromgebieten der Fulda
von Flusskilometer 87,746 bis 103,870 auf das Land
Hessen.“

2. In § 2 Abs. 4 wird der Klammerzusatz „(§ 102 Abs. 2
HSOG, § 103 Abs. 2 NGefAG)“ durch den Klammerzusatz
„(§ 102 Abs. 2 HSOG, § 103 Abs. 2 Nds. SOG)“ ersetzt.

3. § 3 Abs. 2 erhält folgende Fassung:
„(2) Über besondere Vorkommnisse im Übertragungs-

bereich (§ 1 Abs. 1 und 2) sind auf dem Gebiet des Lan-
des Niedersachsen das Niedersächsische Ministerium für
Inneres, Sport und Integration, auf dem Gebiet des Lan-
des Hessen das Hessische Bereitschaftspolizeipräsidium
— Wasserschutzpolizeiabteilung — in Mainz-Kastel zu
unterrichten.“

Artikel 2
Diese Änderungsvereinbarung tritt am 1. Januar 2009 in Kraft.

Wiesbaden, den 8. 12. 2008 Hannover, den 22. 12. 2008

Für das Land Hessen Für das Land Niedersachsen
Für den Ministerpräsidenten Für den Ministerpräsidenten

Der Minister Der Minister für 
des Innern und für Sport Inneres, Sport und Integration
Gez. V. Bouffier Gez. Uwe Schünemann

Anerkennung der
Bohnenkamp Management Stiftung

Bek. d. MI v. 8. 1. 2009
— RV OL 2.03-11741-16 (061) —

Mit Schreiben vom 12. 12. 2008 hat das MI, Regierungs-
vertretung Oldenburg, als zuständige Stiftungsbehörde gemäß
§ 3 des Niedersächsischen Stiftungsgesetzes vom 24. 7. 1968
(Nds. GVBl. S. 119), zuletzt geändert durch Gesetz vom
23. 11. 2004 (Nds. GVBl. S. 514), aufgrund des Stiftungsge-
schäfts mit Satzung vom 6. 12. 2008 die Bohnenkamp Ma-
nagement Stiftung mit Sitz in der Stadt Osnabrück gemäß
§ 80 BGB als rechtsfähig anerkannt.

Zweck der Stiftung ist das Halten und Verwalten einer Be-
teiligung an der Bohnenkamp-Verwaltungsgesellschaft mit
beschränkter Haftung mit Sitz in Osnabrück.

Die Anschrift der Stiftung lautet:
Bohnenkamp Management Stiftung
c/o Herrn Franz-Josef Hillebrandt
Arndtstraße 35
49078 Osnabrück.
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Anerkennung der
Friedel und Gisela Bohnenkamp Stiftung

Bek. d. MI v. 8. 1. 2009
— RV OL 2.03-11741-16 (060) —

Mit Schreiben vom 11. 12. 2008 hat das MI, Regierungs-
vertretung Oldenburg, als zuständige Stiftungsbehörde gemäß
§ 3 des Niedersächsischen Stiftungsgesetzes vom 24. 7. 1968
(Nds. GVBl. S. 119), zuletzt geändert durch Gesetz vom
23. 11. 2004 (Nds. GVBl. S. 514), aufgrund des Stiftungsge-
schäfts mit Satzung vom 6. 12. 2008 die Friedel und Gisela
Bohnenkamp Stiftung mit Sitz in der Stadt Osnabrück gemäß
§ 80 BGB als rechtsfähig anerkannt.

Zweck der Stiftung ist die Förderung von Kunst, Kultur und
Wissenschaft, die Förderung von Bildung und Erziehung leis-
tungsfreudiger Kinder, insbesondere von ehemaligen und akti-
ven Betriebsangehörigen des Unternehmens der Bohnenkamp
AG, Osnabrück, die Förderung von Umwelt- und Naturschutz
sowie der Landschaftspflege, die Förderung von Jugend- und
Altenhilfe sowie die Unterstützung von in Not geratenen Per-
sonen, bei denen die Voraussetzungen des § 53 der Abgaben-
ordnung vorliegen, insbesondere von aktiven und ehemaligen
Betriebsangehörigen des Unternehmens der Bohnenkamp AG,
Osnabrück.

Die Anschrift der Stiftung lautet:
Friedel und Gisela Bohnenkamp Stiftung
c/o Herrn Albert Scherger
Am Haster Berg 39
49090 Osnabrück.

— Nds. MBl. Nr. 4/2009 S. 71

Verwaltungsabkommen zwischen 
der Freien Hansestadt Bremen und dem Land Niedersachsen 

über die Wahrnehmung vollzugspolizeilicher Aufgaben 
auf Bundesautobahnen

Bek. d. MI v. 9. 1. 2009 — P 22.1-01371/8 —

Das am 28. 11./16. 12. 2008 unterzeichnete und am 1. 1.
2009 in Kraft getretene Verwaltungsabkommen zwischen der
Freien Hansestadt Bremen und dem Land Niedersachsen über
die Wahrnehmung vollzugspolizeilicher Aufgaben auf Bun-
desautobahnen wird in der Anlage bekannt gemacht.

— Nds. MBl. Nr. 4/2009 S. 71
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Anlage

Verwaltungsabkommen
zwischen der Freien Hansestadt Bremen 

und dem Land Niedersachsen
über die Wahrnehmung vollzugspolizeilicher Aufgaben 

auf Bundesautobahnen

Die Freie Hansestadt Bremen,
vertreten durch den Präsidenten des Senats, 
dieser vertreten durch den Senator für Inneres und Sport,
und 
das Land Niedersachsen, 
vertreten durch den Niedersächsischen Ministerpräsidenten, 
dieser vertreten durch den Niedersächsischen Minister für
Inneres, Sport und Integration,
schließen folgendes Verwaltungsabkommen:

§ 1
(1) Die Freie Hansestadt Bremen überträgt die Wahrneh-

mung der in § 3 genannten vollzugspolizeilichen Aufgaben
auf der Bundesautobahn A 27
a) zwischen der Landesgrenze Niedersachsen/Bremen (km

56,622) und der Anschlussstelle Sebaldsbrück (km 58,181)
sowie

b) zwischen der Landesgrenze Niedersachsen/Bremen im
Bereich der Anschlussstelle Bremerhaven Wulsdorf (km
121,052) und der Landesgrenze Bremen/Niedersachsen
(km 134,552)

im Bereich beider Richtungsfahrbahnen, einschließlich der
Anschlussstellen — soweit diese nicht schon auf niedersäch-
sischem Gebiet liegen —, auf das Land Niedersachsen. Werden
bei einer Neuvermessung andere Kilometerwerte festgesetzt,
so treten diese an die Stelle der in Satz 1 genannten Angaben.

(2) Das Land Niedersachsen nimmt die Aufgaben durch die
Polizeidirektion Oldenburg wahr.

§ 2
(1) Das Land Niedersachsen überträgt die Wahrnehmung

der in § 3 genannten vollzugspolizeilichen Aufgaben
a) auf der Bundesautobahn A 1 zwischen der Anschlussstelle

Bremen-Brinkum (km 113,736) und der Landesgrenze Bre-
men/Niedersachsen (km 112,733) sowie zwischen der
Anschlussstelle Bremen-Uphusen (km 102,151) und der
Landesgrenze Bremen/Niedersachsen (km 103,402)

b) auf der Bundesautobahn A 27 zwischen der Landesgrenze
Bremen/Niedersachsen (km 82,158) und der Anschluss-
stelle Ihlpohl (km 83,200) 

c) auf der Bundesautobahn A 270 zwischen dem Beginn/
Ende der Autobahn (km 0,0) und der Landesgrenze Bre-
men/Niedersachsen (km 0,499)

im Bereich beider Richtungsfahrbahnen, einschließlich der
Anschlussstellen — soweit diese nicht schon auf bremischem
Gebiet liegen —, auf die Freie Hansestadt Bremen. Werden bei
einer Neuvermessung andere Kilometerwerte festgesetzt, so
treten diese an die Stelle der in Satz 1 genannten Angaben.

(2) Die Freie Hansestadt Bremen nimmt die Aufgaben durch
die Polizei Bremen wahr.

§ 3
(1) Die vollzugspolizeilichen Aufgaben umfassen

a) die Überwachung des Straßenverkehrs und die Erforschung
der mit Strafe oder Geldbuße bedrohten Handlungen im
Bereich des Straßenverkehrs einschließlich der Aufnahme
von Verkehrsunfällen und der notwendigen polizeilichen
Maßnahmen und

b) die Verkehrsregelung und -lenkung sowie Maßnahmen
des Verkehrswarndienstes der Polizei.

Auf Ersuchen der Straßenverkehrsbehörden wirken die Polizei-
behörden nach § 1 Abs. 2 und § 2 Abs. 2 im Übertragungsbe-
reich bei der Überprüfung der Verkehrszeichen, -einrichtungen
sowie den Sicherungsmaßnahmen an Bau- und Schadens-
stellen mit.

(2) Den Abkommenspartnern obliegen im Übertragungsbe-
reich auch die Abwehr von Gefahren und die Erforschung an-
derer als der in Absatz 1 Buchst. a) mit Strafe oder Geldbuße
bedrohten Handlungen, jedoch nur, soweit ein rechtzeitiges
Tätigwerden der sachlich zuständigen Polizeibehörde nicht
möglich erscheint.

(3) Bei der Wahrnehmung dieser Aufgaben auf dem Gebiet
des Landes Niedersachsen gilt für die Polizeivollzugsbeam-
tinnen und Polizeivollzugsbeamten der Freien Hansestadt
Bremen das niedersächsische Landesrecht, insbesondere das
Niedersächsische Gesetz über die öffentliche Sicherheit und
Ordnung. Für Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivoll-
zugsbeamte des Landes Niedersachsen gilt bei Wahrnehmung
dieser Aufgaben auf dem Gebiet der Freien Hansestadt Bre-
men das bremische Landesrecht, insbesondere das Bremische
Polizeigesetz.

§ 4
(1) Die Polizeibehörden bearbeiten im Übertragungsbereich

festgestellte, mit Strafe oder Geldbuße bedrohte Verkehrsver-
stöße einschließlich aller Verkehrsunfälle im Umfang der für
sie geltenden Regelungen; danach geben sie den Vorgang an
die zuständige Behörde des anderen Landes ab. In den Fällen
des § 3 Abs. 2 werden nur die unaufschiebbaren Ermittlungen
durchgeführt, der Vorgang wird sodann zur weiteren Bearbei-
tung an die zuständige Polizeibehörde des anderen Landes
abgegeben.

(2) Über besondere Vorkommnisse sind zu unterrichten:
— hinsichtlich der in § 1 Abs. 1 bezeichneten Bereiche der

Senator für Inneres und Sport der Freien Hansestadt Bre-
men sowie die Polizei Bremen bzw. die Ortspolizeibehörde
Bremerhaven,

— hinsichtlich der in § 2 Abs. 1 bezeichneten Bereiche das
Niedersächsische Ministerium für Inneres, Sport und Integ-
ration sowie die Polizeidirektion Oldenburg.

(3) Polizeiliche Maßnahmen bei vorhersehbaren Verkehrs-
störungen (Sperrungen, Umleitungen, Beschilderungen oder
Verkehrslagemeldungen) sind mit den zuständigen Polizei-
und Verwaltungsbehörden des anderen Landes abzusprechen.

(4) Zur Vermeidung von Mehrfachmessungen auf der A 1
zwischen den Anschlussstellen Delmenhorst-Ost und Post-
hausen sind zwischen den örtlich zuständigen Behörden der
Abkommenspartner einvernehmlich Absprachen zur wech-
selweisen Schaltung der in diesem Bereich installierten Ge-
schwindigkeitsüberwachungsanlagen zu treffen.

(5) Polizeilich zu begleitende Schwer- und Großraumtrans-
porte, gefährdete Transporte sowie Transporte mit gefährli-
chen Stoffen, die in der Freien Hansestadt Bremen beginnen
oder die Freie Hansestadt Bremen zum Ziel haben, werden an
einvernehmlich festzulegenden Anschlussstellen oder Tank-
und Rastanlagen an die Polizeikräfte des jeweils anderen Lan-
des übergeben. Soweit die Transporte das Gebiet des Landes
Bremen lediglich queren, werden sie durchgehend von nie-
dersächsischen Polizeikräften begleitet.

§ 5
(1) Ein Kostenausgleich findet nicht statt. Die von den Poli-

zeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamten der Poli-
zei Bremen erhobenen Verwarnungsgelder fließen dem Land
Bremen, die von den Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizei-
vollzugsbeamten der Polizeidirektion Oldenburg erhobenen
Verwarnungsgelder fließen dem Land Niedersachsen zu.

(2) Die Abkommenspartner stellen einander von allen Ver-
bindlichkeiten frei, die dem jeweils anderen Land bei der
Wahrnehmung der polizeilichen Vollzugsaufgaben im Über-
tragungsbereich durch Amtspflichtverletzungen oder durch
rechtmäßig oder schuldlos rechtswidrige Eingriffe der Polizei-
vollzugsbeamtinnen oder Polizeivollzugsbeamten in Rechte
Dritter erwachsen. Dies gilt nicht, soweit das jeweilige Land
durch Rückgriff auf seine Polizeivollzugsbeamtinnen oder Po-
lizeivollzugsbeamten Ersatz erlangen kann. Bei der Höhe der
Rückgriffnahme ist nach allgemein üblichen Grundsätzen zu
verfahren.

§ 6
Dieses Verwaltungsabkommen kann unter Einhaltung einer

Frist von sechs Monaten zum Jahresende gekündigt werden.
Die Kündigung bedarf der Schriftform.

§ 7
Dieses Verwaltungsabkommen tritt am 1. Januar 2009 in

Kraft. Gleichzeitig werden der Erlass des Senators für Inne-
res Bremen vom 10. Januar 1966 (Az.: II E (5) 291/65), ge-
ändert durch Erlass vom 24. Juni 1987 (Az.: 32-10) und vom
17. März 1997 (Az.: 97/001-30), sowie der Erlass des Nie-
dersächsischen Innenministeriums vom 23. Dezember 1965
(Az.: II/1 [a]-21.70.11 [1]), geändert durch Erlass vom 7. Juli 1987
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(Az.: 23.2-01371/8) und vom 21. März 1997 (Az.: 21.21-01371/8),
und die Vereinbarung zwischen dem Regierungspräsidenten
in Stade und der Stadt Bremerhaven vom 20. Juli 1977 aufge-
hoben.

Bremen, den 16. 12. 2008 Hannover, den 28. 11. 2008

Für das Land Bremen Für das Land Niedersachsen
Für den Präsidenten Für den niedersächsischen
des Senats Ministerpräsidenten

Der Senator Der Minister für 
für Inneres und Sport Inneres, Sport und Integration
Gez. Ulrich Mäurer Gez. Uwe Schünemann

Anerkennung der
Stiftung Heimat Niedersachsen

Heimat-Kultur-Natur

Bek. d. MI v. 9. 1. 2009
— RV H 2.02 11741/H 63 —

Mit Schreiben vom 9. 1. 2009 hat das MI, Regierungsver-
tretung Hannover, als zuständige Stiftungsbehörde gemäß § 3
des Niedersächsischen Stiftungsgesetzes vom 24. 7. 1968 (Nds.
GVBl. S. 119), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. 11. 2004
(Nds. GVBl. S. 514), aufgrund des Stiftungsgeschäfts am
21. 11. 2008 und der diesem beigefügten Stiftungssatzung die
Stiftung Heimat Niedersachsen Heimat-Kultur-Natur mit Sitz
in Hannover gemäß § 80 BGB als rechtsfähig anerkannt.

Zweck der Stiftung ist die Förderung der Erhaltung und Ge-
staltung der niedersächsischen Heimat in ihrer natürlichen
und historisch bedingten Vielfalt und Eigenart.

Die Anschrift der Stiftung lautet:
Stiftung Heimat Niedersachsen
Heimat-Kultur-Natur
c/o Niedersächsischer Heimatbund e. V.
Landschaftstraße 6 a
30159 Hannover.
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Landesausschuss „Rettungsdienst“ nach § 13 NRettDG;
Ärztliche Leiterin/Ärztlicher Leiter Rettungsdienst

Bek. d. MI v. 12. 1. 2009 
— B21.22.1-41576-10-13/0 —

Gemäß § 8 der Geschäftsordnung des Landesausschusses
Rettungsdienst werden die vom Landesausschuss  beschlosse-
nen Empfehlungen zur Ärztlichen Leiterin/zum Ärztlichen
Leiter Rettungsdienst bekannt gemacht (Anlage).
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Anlage

Der Ärztliche Leiter/Die Ärztliche Leiterin Rettungsdienst (ÄLRD)
in Niedersachsen

Vorbemerkung
Mit der am 2. 10. 2007 in Kraft getretenen Neufassung

des Niedersächsischen Rettungsdienstgesetzes wurde im § 10
Abs. 3 die gesetzliche Grundlage für die landesweite Einfüh-
rung eines/r Ärztlichen Leiters/Leiterin Rettungsdienst (ÄLRD)
geschaffen, der/die in medizinischen Fragen sowie in Angele-
genheiten des Qualitätsmanagements den Rettungsdienst ei-
nes kommunalen Trägers außerhalb des Einsatzes leitet. Mehrere
kommunale Träger können eine/n gemeinsame/n ÄLRD be-
stellen.

Der Landesausschuss Rettungsdienst hat in Abstimmung
mit dem Niedersächsischen Ministerium für Inneres, Sport
und Integration nach eingehender Beratung diese Empfehlung
für den/die ÄLRD entwickelt. 

Durchführungsbestimmungen
1. Qualifikation

In Anlehnung an die Empfehlung der Bundesärztekammer
soll die Qualifikation umfassen:
1.1 eine abgeschlossene Weiterbildung in einem Gebiet mit

Bezug zur Notfall- und Intensivmedizin,
1.2 die Zusatzbezeichnung „Notfallmedizin“ oder eine von

der zuständigen Ärztekammer als vergleichbar anerkann-
te Qualifikation,

1.3 die Qualifikation als „Leitender Notarzt“ entsprechend
der Empfehlung der Bundesärztekammer,

1.4 eine langjährige und anhaltende Tätigkeit in der Notfall-
medizin und Patientenversorgung; anzustreben ist eine
intensivmedizinische Einbindung,

1.5 Detailkenntnisse der Infrastruktur des Rettungsdienstes
und des Gesundheitswesens,

1.6 Teilnahme an einer speziellen Fortbildung zum „Ärztlichen
Leiter Rettungsdienst“ entsprechend der Empfehlung der
Bundesärztekammer; diese soll grundsätzlich innerhalb
von spätestens sechs Monaten nach Dienstantritt beim
Träger des Rettungsdienstes (Träger) erfolgen,

1.7 Kenntnisse in der Systemanalyse, Konzeptentwicklung
und Problemlösung im Rettungsdienst,

1.8 kontinuierliche Fortbildung in den Fachfragen des Tätig-
keitsgebietes.

2. Aufgaben
Der ÄLRD leitet das medizinische Qualitätsmanagement

des Rettungsdienstes und ist für die Aus- und Fortbildung des
nichtärztlichen Personals des Rettungsdienstes in seinem
Zuständigkeitsbereich verantwortlich. Er legt die hierzu er-
forderlichen Grundsätze fest und wirkt daran mit, dass im
Rettungsdienst die notwendigen Strukturen gesichert werden
und die Prozessabläufe konstant sach-, zeit- und bedarfsge-
recht sowie wirtschaftlich erfolgen. Deshalb nimmt der ÄLRD
folgende Aufgaben wahr:
2.1 Einsatzplanung und -bewältigung
Mitwirkung
— bei rettungsdienstlichen Bedarfsanalysen,
— bei der Koordination der Aktivitäten der Leistungserbrin-

ger im Rettungsdienst,
— bei der Konzeption der Fahrzeugstrategie in der Rettungs-

leitstelle,
— bei medizinisch-taktischen Konzepten für die Bewältigung

besonderer Schadenslagen.
Festlegung
— der medizinischen Behandlungsrichtlinien für das nicht-

ärztliche Personal im Rettungsdienst,
— der medizinisch-organisatorischen Versorgungsrichtlinien

für arztbesetzte Rettungsmittel,
— der medizinischen Ausrüstung und Ausstattung im Ret-

tungsdienst nach dem Stand der Technik im Rahmen des
Wirtschaftlichkeitsgebotes gemäß § 12 SGB V,

— von Strategien für die Bearbeitung medizinischer Hilfe-
ersuchen durch die Rettungsleitstelle (z. B. Notarztindika-
tionskatalog, standardisierte Notrufabfrage).

2.2 Qualitätssicherung
Festlegung
— der Dokumentationsinstrumente zur Erfassung relevanter

rettungsdienstlicher Daten gemäß den Empfehlungen des
Landesausschusses Rettungsdienst,

— der Methodenauswahl für die Analyse der medizinischen
Daten,

— der medizinischen Bewertung der Datenanalyse und des
Berichtswesens.

Mitwirkung
— bei der Planentwicklung für notwendige Korrekturmaß-

nahmen,
— bei der Identifikation der zu untersuchenden Systemkom-

ponenten,
— bei der Beurteilung der Wirksamkeit durchgeführter Kor-

rekturmaßnahmen,
— in fachspezifischen Gremien,
— bei Projekten zur Evaluierung der Struktur-, Prozess- und

Ergebnisqualität.
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2.3 Aus-/Fortbildung
Richtlinienkompetenz für die notfallmedizinischen Aus- und
Fortbildungsinhalte für das nichtärztliche Personal im Ret-
tungsdienst und in der Rettungsleitstelle.
2.4 Hygiene
— Überwachung der Einhaltung der Hygienevorschriften,
— Mitwirkung bei der Auswahl geeigneter medizinischer

Schutzbekleidung,
— Mitwirkung bei der Anwendung von Einsatztauglichkeits-

kriterien.

3. Dienstaufsicht und fachliche Rahmenbedingungen

3.1 Der ÄLRD wird vom Träger bestellt. Besteht für den
ÄLRD ein weiteres Arbeits- oder Dienstverhältnis, erfolgt die
Tätigkeit des ÄLRD im Einvernehmen und in Abstimmung
mit dem weiteren Arbeitgeber oder Dienstherrn.
3.2 Die Dienstaufsicht über den ÄLRD obliegt dem Träger.
3.3 Für die Durchführung der medizinischen Aufgaben
nach dem NRettDG erhält der ÄLRD von seinem Träger die
notwendige Kompetenz.
3.4 Fachlich hat sich der ÄLRD an den aktuellen notfall-
medizinischen Leitlinien und Empfehlungen zu orientieren.
Im Übrigen unterliegt er der Ärztlichen Berufsordnung.

4. Finanzierung

Die Dienststellung und das Tätigkeitsprofil des ÄLRD ent-
sprechen dem eines Leitenden Oberarztes. Die Finanzierung
wird in Nummer 4.2 der Kostenrichtlinie geregelt.  

Durchführung des Gemeindefinanzreformgesetzes;
Bekanntgabe des Gemeindeanteils an der Einkommensteuer

(Schlussabrechnung für das Haushaltsjahr 2008)

Bek. d. MI v. 13. 1. 2009 — 33.23-05601/4-3 — 

Für das Haushaltsjahr 2008 beträgt 
der Gemeindeanteil an der 
Einkommensteuer — einschließlich
eines Restes aus dem Haushalts-
jahr 2007 — 2 280 330 201,04 EUR.

Zu den Zahlungsterminen
1. 5., 1. 8., 1. 11. und 20. 12. 2008
wurden insgesamt 2 282 699 009,00 EUR.
gezahlt, sodass sich zum 1. 2. 2009
eine Überzahlung von 2 368 807,96 EUR.
ergibt.

Der Berechnung der Jahresanteils-
beträge ist ein Betrag von 2 280 333 749,00 EUR.
zugrunde gelegt worden, um eine bei der
Festsetzung der Schlüsselzahlen
entstandene geringfügige Rundungs-
differenz ausgleichen zu können.

Die für die einzelnen Gemeinden ermittelten Beträge be-
rücksichtigen die im Laufe des Haushaltsjahres 2008 eingetre-
tenen Gebietsänderungen, soweit die maßgebenden Einwoh-
nerzahlen zum Zeitpunkt der Berechnung bekannt waren. In
diesen Fällen wurden die bisher gezahlten Beträge nach dem
Gebietsstand am 31. 12. 2008, d. h. unter Anwendung der
nach der jeweiligen Gebietsänderung maßgebenden Schlüssel-
zahlen (fiktiv), errechnet und der Schlussrechnung zugrunde
gelegt.

Auf die Verordnung über den Gemeindeanteil an der Ein-
kommensteuer und an der Umsatzsteuer sowie über die Ge-
werbesteuerumlage vom 10. 4. 2000 (Nds. GVBl. S. 70), ge-
ändert durch Verordnung vom 9. 6. 2006 (Nds. GVBl. S. 221),
und den hierzu ergangenen RdErl. vom 8. 7. 2004 (Nds. MBl.
S. 480) wird Bezug genommen.
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Anerkennung der
Peter-und-Paul-Stiftung

Bek. d. MI v. 14. 1. 2009
— RV LG 2.02-11741/389 —

Mit Schreiben vom 14. 1. 2009 hat das MI, Regierungsver-
tretung Lüneburg, als zuständige Stiftungsbehörde gemäß
§ 3 des Niedersächsischen Stiftungsgesetzes vom 24. 7. 1968
(Nds. GVBl. S. 119), zuletzt geändert durch Gesetz vom
23. 11. 2004 (Nds. GVBl. S. 514), aufgrund des Stiftungsge-
schäfts vom 10. 12. 2008 und der diesem beigefügten Stif-
tungssatzung die Peter-und-Paul-Stiftung mit Sitz in Schne-
verdingen gemäß § 80 BGB als rechtsfähig anerkannt.

Zweck der Stiftung ist die Förderung des kirchlichen Le-
bens in Schneverdingen. Der Stiftungszweck wird insbeson-
dere durch die Förderung und Unterstützung der Verkündung,
der Seelsorge und der Diakonie, der Kirchenmusik und der Er-
haltung und Pflege kirchlicher Bauten und Einrichtungen ver-
wirklicht.

Die Anschrift der Stiftung lautet:
Peter-und-Paul-Stiftung
Friedenstraße 3
29640 Schneverdingen.
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C. Finanzministerium

Richtlinie zur Haushaltsführung (HFR)

RdErl. d. MF v. 9. 12. 2008 — 11-040 31 —

— VORIS 64100 —

Bezug: a) RdErl. v. 19. 12. 2005 (Nds. MBl. 2006 S. 47), zuletzt geän-
dert durch RdErl. v. 14. 12. 2006 (Nds. MBl. 2007 S. 46)
— VORIS 64100 —

b) Gem. RdErl. v. 25. 11. 1993 (Nds. MBl. S. 93), zuletzt geän-
dert durch Gem. RdErl. v. 7. 2. 2006 (Nds. MBl. S. 147)
— VORIS 20411 01 00 00 034 —

c) RdErl. v. 1. 7. 2001 (Nds. MBl. S. 503), zuletzt geändert durch
RdErl. v. 17. 8. 2007 (Nds. MBl. S. 956)
— VORIS 64100 —

d) RdErl. v. 29. 10. 1985 (Nds. MBl. S. 1001), geändert durch
RdErl. v. 10. 2. 2006 (Nds. MBl. S. 142)
— VORIS 64100 —

e) RdErl. v. 1. 9. 2004 (Nds. MBl. S. 578)
— VORIS 20441 —

I n h a l t s ü b e r s i c h t

I. Allgemeine Hinweise

II. Freigaben

III. Über- oder außerplanmäßige Ausgaben und Verpflichtungs-
ermächtigungen

IV. Erwirtschaftung globaler Minderausgaben

V. Haushaltstechnische Verrechnungen

VI. Personalausgaben

VII. Mehrarbeitsvergütungen usw.

VIII. Aushilfskräfte im Rahmen von Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
men sowie von Arbeitsgelegenheiten mit Mehraufwandsent-
schädigungen nach § 16 Abs. 3 Satz 2 SGB II (Zusatzjobs bzw.
„Ein-Euro-Jobs“)

IX. Reisekosten

X. Kraftfahrdienst

XI. Zuwendungen
XII. Erstattungen

XIII. Erhebung von Einnahmen

XIV. Kleinbeträge

XV. Neue Steuerungsinstrumente

XVI. Verwahrungen und Vorschüsse, schwebende Kassenanordnun-
gen sowie offene Posten aus dem Vorjahr

XVII. Verstöße gegen Vorschriften des Haushalts-, Kassen- und Rech-
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I. Allgemeine Hinweise
1. Die Haushaltsführung richtet sich insbesondere nach dem
Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG), der LHO, den VV zur LHO,
dem HG einschließlich der Allgemeinen Bestimmungen (An-
lage 2 zum HG), der Richtlinie für die Haushaltsführung im
personalwirtschaftlichen Bereich (HFRPers) in der jeweils gel-
tenden Fassung sowie nach dieser Richtlinie und ggf. nach ge-
sonderten Erlassen.

Darüber hinaus sind die Vorläufigen Bestimmungen für die
Haushaltsmittel bewirtschaftenden Dienststellen des Landes
Niedersachsen über den automatisierten Haushaltsvollzug ab
Haushaltsjahr 2000 (ADV-HV-Best.) zu beachten.

Nachfolgende Regelungen gelten auch für Sondervermögen
des Landes. Soweit für Landesbetriebe keine Spezialregelun-
gen bestehen, sind diese Vorschriften analog anzuwenden.
2. Bei der Mittelbewirtschaftung sind insbesondere die §§ 6
und 7 LHO zu beachten. Bei der Beurteilung des Grundsatzes
der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit ist ein strenger Maß-
stab anzulegen. 

Die Ausgabeansätze einschließlich der Beschäftigungsvo-
lumina und der Stellen sind keine Verpflichtung zur Leistung
einer Ausgabe, sondern — soweit verfügbar (vgl. z. B. Haus-
haltssperre) — die obere Grenze der Ermächtigung, bis zu
der Ausgaben zur Erfüllung einer Aufgabe geleistet werden
dürfen.
2.1 Haushaltsrechtliche Ermächtigungen (z. B. der LHO, des
HG oder dieser Richtlinie) gelten auch für die nachgeordneten
Behörden. Damit soll die Eigenverantwortung gestärkt und
den mittelbewirtschaftenden Dienststellen eine flexible Haus-
haltsführung ermöglicht werden. Soll in Einzelfällen davon
abgewichen werden, ist dies in den Kassenanschlägen oder
besonderen Verfügungen anzugeben.
2.2 Bis zur Übermittlung der beglaubigten Abdrucke der
Einzelpläne durch das MF bzw. bis zur Verteilung auf die
nachgeordneten Dienststellen durch die obersten Landesbe-
hörden (§ 34 LHO) sind die Regelungen der vorläufigen Haus-
haltsführung nach Artikel 66 der Niedersächsischen Verfas-
sung analog anzuwenden.

Bei der Verteilung von Haushaltsmitteln sind die Regelun-
gen der ADV-HV-Best. zu beachten. Die technische Haushalts-
mittelverteilung muss dabei der schriftlichen Mittelverteilung
entsprechen. In ein bei Bedarf abwandelbares, jedoch über-
sichtlich zu gestaltendes Schema sind mindestens folgende
Angaben aufzunehmen:
Kapitel: .. ..

2.3 Werden Titel zur Bewirtschaftung zugewiesen, die von
der Haushaltsmittelüberwachung ausgenommen sind, darf
kein Betrag angegeben werden.
2.4 Die Ressorts haben keinen Zugriff auf die MF-Ebene
(mbSt 000000). Sie haben dafür Sorge zu tragen, dass über-
oder außerplanmäßige Mittel und VE gemäß den §§ 37, 38
und 50 LHO umgesetzte Beträge auf die oberste Ressortebene
(mbSt 000010) oder ggf. direkt durch Überschreiben der vor-
geblendeten mbSt auf eine nachgeordnete mittelbewirtschaf-
tende Dienststelle gebucht werden.
2.5 Abweichend von den VV zu § 34 LHO ist es zulässig,
dass die obersten Landesbehörden im Rahmen der Verteilung
der veranschlagten Einnahmen, Ausgaben und Verpflichtungs-
ermächtigungen den Buchungsschlüssel M91 („Sonstige Zu-
und Abgänge“) unter den nachfolgenden Voraussetzungen
nutzen, um im Rahmen von bereichsübergreifenden Deckungs-
kreisen Umschichtungen vornehmen zu können:
2.5.1 Die Freischaltung ist mit Begründung unter Angabe der

Haushaltsstellen und der Bereiche beim MF zu bean-
tragen. Die erfolgten Buchungen sind mitzuteilen; der
Buchungsschlüssel wird anschließend wieder gesperrt.

2.5.2 Zu- und Abgänge müssen sich im Saldo ausgleichen.

2.5.3 Eine Umschichtung innerhalb eines Bereichs zwischen
zwei verschiedenen Titeln wird im Einzelfall nur zu-
gelassen, wenn der entsprechende Deckungskreis tech-
nisch oder aus Performancegründen nicht rechenbar
ist.

2.5.4 Umschichtungen innerhalb von Titelgruppen sind aus-
drücklich untersagt.

2.5.5 Bei einzelplanübergreifenden Umschichtungen im Be-
reich der GA-Mittel ist die Gegenbuchung von der oder
dem Beauftragten für den Haushalt des empfangenden
Einzelplans formlos zu bestätigen. 

2.5.6 Dürfen gemäß Nummer 3.2 Satz 2 bereits vor dem Ein-
gang von zweckgebundenen Einnahmen die entspre-
chenden Ausgaben verausgabt werden, ist beim MF
das Ausschalten der Mittelkontrolle auf „ohne Kontrolle
mit Anzeige“ zu beantragen, da eine Zuweisung der
Mittel mit dem dafür vorgesehenen Buchungsschlüssel
MA1 erst nach Eingang der Einnahmen möglich ist. Die
Mittelüberwachung hat solange manuell zu erfolgen.

2.6 Sofern im Haushaltsplan Deckungs- oder Korrespon-
denzkreise durch ***-Haushaltsvermerke (HV) oder durch für
verbindlich erklärte Erläuterungen ausgebracht worden sind,
ohne diese technisch im Haushaltsaufstellungssystem (HPS)
einzugeben, dürfen im HVS dem Inhalt des HV entsprechende
sog. Ressortdeckungs- bzw. Korrespondenzkreise eingerichtet
werden, damit die Mittelkontrolle genutzt werden kann.

Im Rahmen der nächsten Haushaltsplanaufstellung ist zu
prüfen, ob diese Haushaltsvermerke entsprechend im HPS
eingegeben werden können.
2.7 Neben dem formlosen Antrag auf Umsetzung von Stel-
len gemäß § 50 LHO ist die Erfassung der Umsetzung der Mit-
tel durch die obersten Landesbehörden auch über das Haus-
haltsführungssystem (HFS) vorzunehmen. Die Einwilligung
bzw. der Bescheid des MF wird von den Spiegelreferaten in
Durchschrift zusammen mit der Veränderungsanzeige zum
Beschäftigungsvolumen/Budget/Stellen intern an das für die
Datenpflege in Puma zuständige Referat übersandt.
2.8 Bei allen Kfz-Beschaffungen ist unter Beachtung des § 7
LHO Leasing als Beschaffungsform zu prüfen. Die jeweils
wirtschaftlichere Beschaffungsform (Kauf/Leasing) ist zu wäh-
len. Das Ergebnis ist zu dokumentieren.
3. Bei der Bewirtschaftung der zur Verfügung stehenden
Ausgaben gelten folgende Einschränkungen:
3.1 Die Bewirtschaftung der Mittel im HWS hat grundsätz-
lich mit eingeschalteter Mittelkontrolle auf Abweisung zu er-
folgen. In besonderen Ausnahmefällen kann das Umstellen
der Kontrollschalter am Titel oder an der Dienststelle auf
„ohne Kontrolle mit Anzeige“ formlos mit Begründung auf
dem Dienstweg beim MF beantragt werden. Die Mittel sind
dann manuell zu überwachen.
3.2 Ausgaben, die aus zweckgebundenen Einnahmen finan-
ziert werden, dürfen nur bis zur Höhe der tatsächlich einge-
gangenen Einnahmen geleistet werden. Werden die Drittmit-
tel aus einem öffentlichen Haushalt gezahlt, darf die Ausgabe
bereits vor dem Eingang der Einnahme geleistet werden, wenn
3.2.1 eine Verpflichtung zur Zahlung besteht,
3.2.2 eine sparsame und wirtschaftliche Haushaltsführung

eine vorzeitige Zahlung gebietet,
3.2.3 der Drittmittelgeber durch entsprechenden Anerken-

nungsbescheid die Kostenerstattung bereits rechtsver-
bindlich zugesagt hat oder

3.2.4 der Drittmittelgeber die Leistung aufgrund gesetzlicher
Vorschriften erstatten muss.

Geht die Einnahme nicht mehr im laufenden Haushaltsjahr
ein, ist in der Haushaltsrechnung ein Einnahmerest nachzu-
weisen.

Drittmittel in diesem Sinne sind u. a. auch Mittel der EU,
der Deutschen Forschungsgesellschaft und der Volkswagen-
Stiftung.

Sind für denselben Förderbereich sowohl Landesmittel als
auch Mittel aus zweckgebundenen Einnahmen (z. B. Toto-/

Titel Betrag der
Zuweisung

Betrag der
Zurückziehung

Insgesamt
zugewiesene
Haushaltsmittel

EUR EUR EUR
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Lottomittel) veranschlagt, so dürfen die Landesmittel erst in
Anspruch genommen werden, wenn über die zweckgebunde-
nen Einnahmen im Rahmen der Zulässigkeit voll verfügt wor-
den ist. 
3.3 Ausgaben, die ausschließlich zur Abdeckung von Ver-
pflichtungsermächtigungen (VE) veranschlagt sind, dürfen
nur geleistet werden, soweit diese VE gemäß § 38 Abs. 2 LHO
in den Vorjahren freigegeben worden ist und Verpflichtungen
hieraus eingegangen worden sind, die im laufenden Haus-
haltsjahr zu erfüllen sind.

Wurde im Vorjahr keine Verpflichtung eingegangen, ob-
wohl die Freigabe nach § 38 Abs. 2 LHO vorgelegen hat, darf
über die Barmittel für denselben Zweck verfügt werden. Liegt
die Freigabe nicht vor, sind die Barmittel gesperrt.
3.4 Ausgaben für gemeinsam finanzierte Aufgaben dürfen
nur geleistet werden, soweit dies zur Bindung von freigegebe-
nen Mitteln Dritter erforderlich ist. Als gemeinsame Finanzie-
rungen sind neben Gemeinschaftsaufgaben nach den Arti-
keln 91 a und 91 b GG alle Aufgaben anzusehen, an deren
Finanzierung sich neben dem Land Dritte beteiligen. Auf die
Bezeichnung der Finanzierungsbeteiligung (z. B. Komplemen-
tärmittel) kommt es dabei nicht an.

Verringert der Dritte seine Mittel, sind auch die Landesmit-
tel im selben Verhältnis zu kürzen. Die auf die Kürzung ent-
fallenden Ausgabeermächtigungen sind gesperrt.
3.5 Zu § 40 Abs. 1 LHO: Eine Maßnahme von finanzieller Be-
deutung liegt vor, wenn die finanziellen Auswirkungen mehr
als 250 000 EUR pro Jahr betragen. Über- oder außertarifliche
Leistungen (außertarifliche Eingruppierungen) an Landesbe-
dienstete sowie Fälle der VV Nr. 14.1 zu § 44 LHO bedürfen
stets der Einwilligung des MF.

Die Vorschriften des § 37 LHO bleiben unberührt.
3.6 Bauunterhaltungsmaßnahmen nach Abschnitt C der
RLBau in landeseigenen  Liegenschaften sind auf das unbedingt
notwendige Maß zu beschränken, wenn bekannt wird, dass
eine Veräußerung durch das Land angestrebt wird.
3.7 Bei Maßnahmen der Landesverwaltung, die darauf ab-
zielen, Vermögenswerte des Landes i. S. des § 64 LHO durch
gesetzliche oder vertragliche Regelung an Dritte zu übertra-
gen, ist eine Beteiligung des MF, Liegenschaftsverwaltung,
bereits in der Planungsphase herbeizuführen.

II. Freigaben
4. Ergänzend zu Nummer 3 werden hiermit gemäß § 34 Abs. 4
LHO folgende Freigaben erteilt:
4.1 Ausgaben der Hauptgruppen 7 und 8 dürfen bis zur Höhe
des Ansatzes geleistet werden, sofern für denselben Zweck in
einem der drei zurückliegenden Jahre Ausgaben veranschlagt
waren oder die Mittel zur Abdeckung einer VE benötigt wer-
den. Dabei ist Nummer 3.3 zu beachten.
4.2 Soweit Ausgaben der Hauptgruppen 7 und 8 mit ande-
ren Ausgaben deckungsfähig sind, gilt die Einwilligung gemäß
§ 34 Abs. 4 LHO über die Nummer 4.1 hinaus als erteilt, wenn
4.2.1 Ausgaben der Hauptgruppen 7 und 8 aus ersparten

Mitteln der Hauptgruppen 4, 5 und 6 oder aufgrund
zweckgebundener Mehreinnahmen geleistet werden
sollen, bis zur Höhe der verfügbaren Ansätze,

4.2.2 Ausgaben der Hauptgruppen 4, 5, 6 und 9 aus erspar-
ten Mitteln der Hauptgruppen 7 und 8 geleistet werden
sollen, bis zur Höhe der verfügbaren Ansätze, höchs-
tens jedoch bis zu 250 000 EUR.

5. Die Einwilligung gilt außerdem in Fällen als erteilt, in de-
nen Darlehen aufgrund einer dem Grunde und der Höhe nach
feststehenden gesetzlichen Verpflichtung aus Mitteln der Haupt-
gruppe 8 zur Verfügung gestellt werden sollen.
6. Gemäß § 38 Abs. 2 LHO wird die Einwilligung zur Inan-
spruchnahme von VE erteilt, sofern der im Haushaltsplan aus-
gebrachte Betrag 1 000 000 EUR nicht übersteigt.

III. Über- oder außerplanmäßige Ausgaben und Verpflichtungs-
ermächtigungen

7. Gemäß § 37 LHO wird hiermit unter den Voraussetzun-
gen des § 37 Abs. 1 Satz 2 LHO für folgende Fälle allgemein

die Einwilligung erteilt, über- oder außerplanmäßige Ausga-
ben zu leisten (ggf. ist vorab unter den Voraussetzungen der
Nummer 10 formlos beim MF das Ausschalten der Mittelkont-
rolle am jeweiligen Titel zu beantragen); von Einsparungen
an anderer Stelle des jeweiligen Einzelplans kann in diesen
Fällen abgesehen werden:
7.1 Bei einer Überschreitung des Ansatzes bis zu 100 EUR

je Titel; bei Deckungskreisen gilt dieser Betrag für den
gesamten Deckungskreis.

7.2 Bei Zahlungen für bereits vorhandenes Personal bei fol-
genden Titeln:
7.2.1 der Obergruppen 42 und 43, hier können Mehr-

ausgaben, soweit sie unmittelbar durch besol-
dungs- und versorgungsrechtliche sowie tarifver-
tragliche Neuregelungen (einschließlich Erhöhung
von Anwärterbezügen) bedingt sind, geleistet
werden (das gilt nicht für Ausgaben in Titelgrup-
pen),

7.2.2 427 .., soweit für Praktikantinnen und Praktikan-
ten Mehrausgaben aufgrund tarifvertraglicher Be-
schäftigungsentgelte oder aufgrund abweichen-
der Hebesätze oder etwaiger Nachentrichtungen
höherer Pflichtbeiträge in der Renten-, Kranken-,
Pflege- oder Arbeitslosenversicherung entstehen,

7.2.3 aus Titeln der Gruppen 441, 443, 446 und im Ka-
pitel 06 08 die Titel 685 05 und 685 08,

7.2.4 aus Titeln der Gruppe 863, soweit es sich um die
Gewährung eines zinslosen Darlehens zur Be-
streitung der notwendigen Kosten der Rechts-
verteidigung im Rahmen des Rechtsschutzes
von Landesbediensteten gemäß VV zu § 87 NBG
(siehe Bezugserlass zu b) handelt. Die Rückflüsse
sind bei einem Titel der Gruppe 182 (Rückflüsse
aus Darlehen an Landesbedienstete für Rechts-
schutz) im jeweiligen Kapitel zu vereinnahmen.

7.3 Bei den Titeln 427 39 bzw. 682 39 bei Beschäftigung
von Ersatzkräften während der Zeit des Mutterschutzes
von Landesbediensteten (mit Ausnahme der Lehrkräfte
an allgemein- und berufsbildenden Schulen und des
Personals in Titelgruppen).

7.4 Bei den Titeln 453 .., soweit die Zusage von Trennungs-
geld und Umzugskostenvergütungen zwingend notwen-
dig ist.

7.5 Bei Titel 459 10 in den Kapiteln 11 16 bis 11 18 (Entschä-
digungen an Vollstreckungsbeamte), bei Titel 681 11
in den Kapiteln 11 16 bis 11 21 (Entschädigungen an
Beschuldigte in Strafsachen) sowie bei den Titeln der
Gruppe 532. Zu erwartende Haushaltsüberschreitun-
gen von mehr als 250 000 EUR haben die obersten Lan-
desbehörden dem MF vorab mitzuteilen.

7.6 Beim Titel 546 02 (Entschädigungen und Ersatzleis-
tungen an Dritte) und bei Titeln der Gruppe 681 für
Schadensersatzleistungen und Unfallentschädigungen
an Dritte bis zur Höhe von 5 000 EUR im Einzelfall.

7.7 Bei den Titeln 546 05, 711 05, 812 05 und 682 09 (Zu-
führungen an Landesbetriebe für Ausgaben zum Aus-
gleich bei Inanspruchnahme in Schadensfällen) zur
Regulierung von Schäden des Landes, die nicht ver-
sichert sind, bis zu 50 000 EUR, außerhalb des Kapi-
tels 06 04 und des Einzelplans 20.

7.8 Bei außerplanmäßigen Titeln, die aus haushaltssyste-
matischen Gründen in Deckungskreisen eingerichtet
und nicht zusätzlich dotiert werden, sofern die Mehr-
ausgaben innerhalb des Deckungskreises erwirtschaftet
werden. Für die Einrichtung solcher Titel gilt Num-
mer 9 entsprechend.

7.9 Bei außerplanmäßig zufließenden zweckgebundenen
Einnahmen kann neben dem Einnahmetitel ein ent-
sprechender Ausgabetitel mit einem außerplanmäßigen
Korrespondenzvermerk eingerichtet werden, damit die-
se Einnahmen zweckentsprechend verausgabt werden
können (siehe Nummer 9). 
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7.10 Über- und außerplanmäßige Ausgaben dürfen bei den
Titeln der Obergruppe 98 geleistet werden, soweit bei
einem Titel der Obergruppe 38 entsprechende Einnah-
men eingehen und kein Korrespondenzvermerk zu ei-
nem anderen Ausgabetitel besteht (siehe Nummer 12).
Sie sind nach der Erfassung eines über- bzw. außer-
planmäßigen Antrags im HFS formlos auf dem Dienst-
weg beim MF zu beantragen; ein Ausschalten der Mit-
telkontrolle ist in diesen Fällen nicht zulässig.
Entsprechender Mehrbedarf ist bei der Aufstellung des
nächsten Haushaltsplans zu berücksichtigen.
Das Gleiche gilt für Titel der Gruppe 682, soweit der je-
weilige Landesbetrieb entsprechend höhere Abführun-
gen an den Einzelplan 13 vornimmt.

8. Hinsichtlich über- oder außerplanmäßiger Ausgaben und
VE ist Folgendes zu beachten:
8.1 Bei der Beurteilung der Voraussetzungen des § 37 LHO
ist ein strenger Maßstab anzulegen. Die Anträge müssen alle
notwendigen Angaben tatsächlicher oder rechtlicher Art ent-
halten, die die Voraussetzungen des § 37 LHO begründen. 

In den Anträgen ist zu bestätigen, dass
8.1.1 die Ausgabe nicht bis zur Verkündung des nächsten HG

zurückgestellt werden kann (§ 37 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1
LHO),

8.1.2 bei der Ermittlung des Mehrbedarfs alle Deckungsmög-
lichkeiten (LHO, HG, Haushaltsvermerke) geprüft und
genutzt worden sind und

8.1.3 die Maßnahme, die zum Mehrbedarf führt, noch nicht
in Auftrag gegeben bzw. noch keine Verpflichtung ein-
gegangen worden ist.

8.2 Als Einsparung dürfen nicht herangezogen werden:
8.2.1 zwangsläufige Minderausgaben z. B. aufgrund fester

Dotationen beim Wegfall der Mittel Dritter,
8.2.2 Minderausgaben wegen Verlagerung des Mittelabflus-

ses in die Folgejahre,
8.2.3 Minderausgaben innerhalb der Deckungskreise nach

§ 20 Abs. 1 Nr. 2 LHO sowie der Personalkostenbud-
gets, weil sie bereits bei der Veranschlagung sowie der
Bemessung der globalen Verstärkungsmittel berück-
sichtigt worden sind,

8.2.4 Minderausgaben bei aus Vorjahren übertragenen Aus-
gaberesten,

8.2.5 Minderausgaben, soweit sie der Erwirtschaftung von
globalen Minderausgaben dienen,

8.2.6 Minderausgaben bei Titeln der Obergruppe 98.
8.3 Zahlungsverpflichtungen des Landes aus rechtskräftigen
Urteilen sind zur Vermeidung von Vollstreckungsmaßnah-
men unverzüglich zu erfüllen. 

Um dies zu gewährleisten, ist bei anfechtbaren Urteilen als-
bald nach Zustellung zu entscheiden, ob ein Rechtsmittel ein-
gelegt werden soll. Sobald feststeht, dass ein Rechtsmittel
nicht in Betracht kommt und keine ausreichenden Haushalts-
mittel zur Verfügung stehen, ist sofort ein Antrag nach § 37
LHO zu stellen.

Unabhängig von dem Eingang der Einwilligung des MF ist
jedoch Zahlung zu leisten, sobald das Urteil rechtskräftig ge-
worden ist.

Bei Urteilen, die keinem Rechtsmittel mehr unterliegen, ist
sofort nach Zustellung des Urteils Zahlung zu leisten. Gleich-
zeitig sind etwa erforderliche Zustimmungen zu der Haus-
haltsausgabe zu beantragen. Gegebenenfalls ist vorab formlos
auf dem Dienstweg beim MF das Ausschalten der Mittelkont-
rolle am Titel auf „ohne Kontrolle mit Anzeige“ zu beantragen.
8.4 Bereits bei der Antragstellung auf über- oder außerplan-
mäßige Verpflichtungsermächtigungen ist die Einsparstelle
für die Deckung des Abflusses der Mittel in den Folgejahren
anzugeben. Ein erneuter formeller Antrag auf über- oder au-
ßerplanmäßige Ausgaben in den Folgejahren ist dann nicht
mehr erforderlich, es ist nur noch eine Erfassung und die tech-
nische Einwilligung (siehe Nummer 10) notwendig.

Unter dieses vereinfachte Verfahren fallen auch: 
— über- oder außerplanmäßige eingewilligte Ausgaben, wel-

che erst im Folgejahr verausgabt werden können, und 
— über- oder außerplanmäßige eingewilligte Verpflichtungs-

ermächtigungen, die z. B. wegen verzögertem Vertragsab-
schluss im laufenden Haushaltsjahr nicht mehr in Anspruch
genommen werden können, aber im Folgejahr über- oder
außerplanmäßige Ausgaben verursachen.

8.5 In den Fällen, in denen abweichend von Nummer 8.1.3
die Maßnahme — welche zum Mehrbedarf führt — bereits
vor Einwilligung des MF in Auftrag gegeben wird, kann das
MF im Nachhinein von der Überschreitung lediglich Kenntnis
nehmen. 

Um die Bezahlung der eingegangenen Verpflichtung zu ge-
währleisten und das Ausschalten der Mittelkontrolle zu ver-
meiden, erteilt das MF technisch im HFS die Einwilligung. Im
Anschreiben ist darauf hinzuweisen, dass es sich dabei nur
um ein technisches Erfordernis handelt, damit die Zahlung
erfolgen kann. 

Die Überschreitung aber ist als ungenehmigt in der Anlage 1
der Haushaltsrechnung nachzuweisen.

 Von dem (Nicht-)Einwilligungsschreiben ist wie üblich,
eine Durchschrift an den LRH und das Referat 11 des MF zu
senden. Zusätzlich ist in diesen Fällen eine Durchschrift an
das Referat 12.2 des MF zu senden. 
9. Außerplanmäßige Einnahmetitel können von den obers-
ten Landesbehörden selbständig im Haushaltswirtschaftssys-
tem (HWS) eingerichtet werden und stehen sofort für Buchun-
gen zur Verfügung. 

Außerplanmäßige Ausgabetitel sowie Korrespondenz- oder
Deckungskreise, für die eine allgemeine Einwilligung in die-
ser Richtlinie erteilt worden ist, sind nach der Einrichtung im
HWS zusätzlich formlos beim MF zu beantragen. Sie stehen
erst nach der technischen Einwilligung des MF für Buchun-
gen zur Verfügung.

Nachgeordnete Dienststellen haben die Einrichtung bei
den zuständigen obersten Landesbehörden zu beantragen. Die
Zweckbestimmung ist den jeweiligen mittelbewirtschaften-
den Stellen bekannt zu geben.

In aufeinander folgenden Jahren dürfen außerplanmäßige
Titel nur mit identischer Zweckbestimmung ausgebracht wer-
den.
10. Für die über- oder außerplanmäßigen Ausgaben nach
den vorstehenden allgemeinen Einwilligungen sind die ent-
sprechenden Mittel von den obersten Landesbehörden grund-
sätzlich im HFS einzubuchen, so dass die Bewirtschaftung mit
Mittelkontrolle erfolgen kann.

Bei den Freigaben, die technisch nicht abzubilden sind
(Nummern 7.1, 7.2.1, 7.2.2, 7.6 und 7.8), ist im HFS ein An-
trag auf über- bzw. außerplanmäßige Mittel zu erfassen und in
einfacher Ausfertigung an das MF zu senden, der technisch
die Einwilligung erteilt. 

Ein Ausschalten der Mittelkontrolle am Titel auf „ohne
Kontrolle mit Anzeige“ ist nur zulässig, wenn die erforder-
liche Mittelverteilung zu einem nicht zu vertretenden Verwal-
tungsaufwand führen würde.

Für den formellen Antrag bzw. die formelle Einwilligung
sind grundsätzlich die automatisiert erstellten Antrags- und
Einwilligungsschreiben des HWS-Verfahrens zu verwenden.

IV. Erwirtschaftung globaler Minderausgaben
11. Durch Bewirtschaftungsmaßnahmen ist frühzeitig sicher-
zustellen, dass insbesondere ressortspezifische globale Min-
derausgaben erwirtschaftet werden.
11.1 Die Heranziehung der Personalkostenbudgets zur Er-
wirtschaftung der ressortspezifischen globalen Minderausga-
ben ist nicht zulässig. Ausnahmen bedürfen der Zustimmung
des MF.
11.2 Bei einem Titel der Gruppe 549 veranschlagte globa-
le Minderausgaben für sächliche Verwaltungsausgaben sind
grundsätzlich durch Einsparungen bei anderen nicht einnah-
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meabhängigen Ausgaben der Obergruppen 51 bis 54 zu er-
wirtschaften. Einsparungen bei anderen konsumtiven Aus-
gaben sind nur im Rahmen eines Antrags auf überplanmäßige
Ausgaben nach § 37 LHO zulässig.

11.3 Entsprechendes gilt, wenn zentral veranschlagte globa-
le Minderausgaben im Rahmen des Haushaltsvollzugs auf die
Einzelpläne verteilt werden. 

V. Haushaltstechnische Verrechnungen

12. Aus der Definition der haushaltstechnischen Verrech-
nungen in den VV-HNds (siehe Bezugserlass zu c) ergibt sich,
dass die Einnahmen der Obergruppe 38 den Ausgaben der
Obergruppe 98 entsprechen müssen. Folglich ist zu gewähr-
leisten, dass sich die Obergruppen 38 und 98 ausgleichen und
kein unnötiger Geldfluss erfolgt. Das gilt sowohl für Verrech-
nungen zwischen Einzelplänen und Kapiteln sowie für Ver-
rechnungen anteiliger Einnahmen und Ausgaben mit zentral
veranschlagten Einnahmen und Ausgaben (z. B. Versorgungs-
ausgaben) als auch für durchlaufende Posten. Um das zu ge-
währleisten, ist Folgendes zu beachten:

12.1 Für haushaltstechnische Verrechnungen ist im Be-
reich 100 eine Umbuchungsanordnung „U33“ zu er-
stellen.

12.2 Abführungen im Rahmen des Landesliegenschaftsma-
nagements sowie Forderungen und Verbindlichkeiten
zwischen sonstigen Dienststellen der Landesverwal-
tung — aus landesinternen Dienstleistungen oder Liefe-
rungen — sind nicht durch Banküberweisung, sondern
im Verrechnungswege auszugleichen. Die anfordern-
den Dienststellen teilen den zahlungspflichtigen Lan-
desbehörden die für die Verrechnung erforderlichen
Belegreferenz-Daten der Annahmeanordnung (Bereich/
Beleg/Beleg-Nr.) in der Rechnung mit. Die auszahlen-
den Dienststellen ordnen in diesen Fällen die Zahlung
mit Auszahlungsanordnung „A05“ und Zahlungsver-
fahren „VER“ an.

12.3 Minderausgaben bei Titeln der Obergruppe 98, die in
Deckungskreisen veranschlagt sind, dürfen nicht für
Mehrausgaben bei den übrigen Titeln des Deckungs-
kreises verwendet werden.

VI. Personalausgaben

13. Nach § 20 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a Doppelbuchst. aa LHO
sind innerhalb eines jeden Einzelplans die dort genannten Aus-
gaben gegenseitig deckungsfähig. Abweichend hiervon bilden
die in § 6 Abs. 5 HG 2009 genannten Titel für Kapitel mit
Personalkostenbudgetierung (PKB) einen gesonderten PKB-
Deckungskreis. Entsprechendes gilt auch für Kapitel, die nach
§ 17 a LHO budgetiert sind. 

14. Schadensersatzleistungen wegen Fürsorgepflichtverlet-
zungen sind aus dem jeweiligen Personaltitel zu zahlen.

15. In den Fällen der Nummer 1 Abs. 1 der Allgemeinen Be-
stimmungen (Anlage 2 zum HG) ist eine Einsparung für das
laufende Haushaltsjahr, bei Zweijahreshaushalten ggf. auch
für das folgende Haushaltsjahr zu erbringen. Das gilt auch für
die Beschäftigung von Hilfskräften für besonders betroffene
Schwerbehinderte, die zur Ausübung der Beschäftigung we-
gen ihrer Behinderung nicht nur vorübergehend einer beson-
deren Hilfskraft bedürfen (z. B. Blinde oder Gehörlose) mit der
Maßgabe, dass die Einsparung in jedem Fall außerhalb der
Hauptgruppe 4 erfolgen kann. Sofern durch das Integrationsamt
aus Mitteln der Ausgleichsabgabe Arbeitgeberhilfen gezahlt
werden, vermindert sich der einzusparende Betrag entspre-
chend.

VII. Mehrarbeitsvergütungen usw.

16. Die Anordnung von Mehrarbeit und Überstunden ist auf
die Fälle zu beschränken, in denen dieses zwingend geboten
ist und Haushaltsmittel dafür veranschlagt oder über- oder
außerplanmäßig bereitgestellt sind.

Mehrarbeits- und Überstundenentgelte usw. an Bediens-
tete, die Beschäftigungsentgelte, Entschädigungen usw. aus der

Gruppe 427 (z. B. Vertretungs- und Aushilfskräfte, katecheti-
sche Lehrkräfte) erhalten, sind ebenfalls bei den Titeln 422 06
und 428 06 nachzuweisen. Entsprechendes gilt für die Zah-
lung von Zeitzuschlägen, die aufgrund angeordneter Über-
stunden unter Gewährung von Freizeitausgleich zu leisten sind.

Mehrarbeits- und Überstundenentgelte usw. für aus Titel-
gruppen vergütetes Personal sind in der Titelgruppe nachzu-
weisen.

VIII. Aushilfskräfte im Rahmen von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen
sowie von  Arbeitsgelegenheiten mit Mehraufwandsentschädi-
gungen nach § 16 Abs. 3 Satz 2 SGB II (Zusatzjobs bzw. „Ein-
Euro-Jobs“)

17. Bei Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen sind die Personalkos-
ten bei dem jeweiligen Kapitel aus einem Titel der Gruppe 427
zu leisten. 

Der Zuschuss der Bundesagentur für Arbeit oder eines an-
deren Trägers ist bei einem Einnahmetitel der Obergruppe 23
zu vereinnahmen.

Die Absätze 1 und 2 gelten nur, soweit im Haushaltsplan
keine anderen Regelungen getroffen worden sind.

Die Leistung unabweisbar notwendiger Ausgaben wird
hiermit unter der Voraussetzung zugelassen, dass den Ausga-
ben in gleicher Höhe Erstattungen gegenüberstehen oder ent-
sprechende Mittel an anderer Stelle des jeweiligen Einzel-
plans eingespart werden. 

18. Sofern eine Maßnahme nach § 16 Abs. 3 Satz 2 SGB II
(Zusatzjobs) bewilligt wurde, sind die Mehraufwandsentschä-
digungen beim jeweiligen Kapitel bei einem Titel der Ober-
gruppe 23 zu vereinnahmen und aus einem Titel der Grup-
pe 427 zu leisten. Die Höhe der Ausgaben darf die der Ein-
nahmen nicht übersteigen. Sofern erforderlich sind die Titel
außerplanmäßig einzustellen. Die Einwilligung gemäß § 37
Abs. 1 Satz 1 LHO gilt hiermit als erteilt; es wird hierzu auf
Nummer 7.8 verwiesen. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Dauer der Zusatzjobs
je Hilfeempfängerin oder Hilfeempfänger grundsätzlich auf
sechs Monate befristet ist und die wöchentliche Beschäfti-
gungszeit 30 Stunden in der Regel nicht überschreiten soll.

IX. Reisekosten
19. Die Ausgaben für Reisekostenvergütungen sind durch
geeignete Maßnahmen der Dienststellen (Verringerung der
Zahl der Dienstreisen, zeitliche Straffung und Zusammenle-
gungen, Beschränkung der Zahl der Teilnehmer und vorrangig
bei eintägigen Reisen — soweit möglich und wirtschaftlich —
Wahl eines mit Bahn und Bus gut zu erreichenden Geschäfts-
ortes) zu senken. Im Übrigen ist bei Dienstreisen insbesondere
Folgendes zu beachten:

19.1 Die Teilnahme an Kongressen, Tagungen, Ausstellun-
gen und ähnlichen Veranstaltungen mit eher repräsen-
tativem Charakter kommt nur in Ausnahmefällen in
Betracht.

19.2 Bedienstete, die in ihrer Eigenschaft als Mitglieder von
Organen einer Zuwendungsempfängerin oder eines
Zuwendungsempfängers an Sitzungen dieser Organe
teilnehmen, haben die Reisekosten grundsätzlich bei
der Zuwendungsempfängerin oder dem Zuwendungs-
empfänger abzurechnen, sofern Ausgaben für diesen
Zweck im Wirtschaftsplan vorgesehen sind.

19.3 Angeordnete oder genehmigte Reisen zu einer Fortbil-
dungsveranstaltung, die ausschließlich im dienstlichen
Interesse liegt, sind Fortbildungsdienstreisen. Liegt die
Teilnahme nur teilweise im dienstlichen Interesse, ist
die Reise eine Fortbildungsreise, für die eine Reisekos-
tenvergütung nur mit Zustimmung der obersten Dienst-
behörde oder der von ihr ermächtigten Behörde nach
Maßgabe des § 11 Abs. 4 des Bundesreisekostengeset-
zes gewährt werden darf. Die Reisekostenvergütungen
für Fortbildungsveranstaltungen sind bei der Grup-
pe 525 nachzuweisen. Im Übrigen wird auf die Mög-
lichkeit verwiesen, erforderlichenfalls Dienstbefreiung
zu gewähren.
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19.4 Landeseigene Gästezimmer dürfen an Gäste von Stellen
außerhalb der Landesverwaltung nur gegen Zahlung
eines angemessenen Entgelts gemäß § 52 LHO überlas-
sen werden. Die Entgelte für Gästezimmer sind in re-
gelmäßigen Zeitabständen — etwa alle zwei Jahre —
auf Kostendeckung zu überprüfen und ggf. entspre-
chend der wirtschaftlichen Entwicklung anzupassen.

X. Kraftfahrdienst

20. Beim Ausscheiden einer Berufskraftfahrerin oder eines
Berufskraftfahrers ist zu prüfen,

— ob ein Dienstfahrzeug weiterhin erforderlich ist und 

— ob die frei gewordene Beschäftigungsmöglichkeit (BV und
Budget) eingespart werden kann, indem das Fahrzeug den
Bediensteten zum Selbststeuern zur Verfügung gestellt
wird.

Gegebenenfalls ist die Beschäftigungsmöglichkeit (BV und
Budget) bei der nächsten Haushaltsaufstellung als eingespart
in Abgang zu stellen.

XI. Zuwendungen

21. Die Zuständigkeit für den Ablauf des gesamten Bewilli-
gungsverfahrens ist grundsätzlich den nachgeordneten Behör-
den zu übertragen. 

Abweichend von diesem Grundsatz dürfen die Ministerien
ausnahmsweise dann selbst bewilligen, wenn eine landesein-
heitliche Entscheidungs- und Vergabepraxis nicht durch eine
Koordinierung der Tätigkeit nachgeordneter Bewilligungsbe-
hörden sichergestellt werden kann. Das Gleiche gilt, wenn die
Koordinierungstätigkeit oder der Aufwand für die Weitergabe
von notwendigen Informationen in keinem Verhältnis zum
Arbeitsaufwand bei einer Bewilligung durch das Ministerium
selbst steht. Die obersten Landesbehörden haben dann das ge-
samte Bewilligungsverfahren abzuwickeln und auch die Ver-
wendungsnachweise zu prüfen. 

Soweit die Ministerien im Rahmen ihrer Fachaufsicht auf
die Bewilligung von Zuwendungen durch nachgeordnete
Behörden Einfluss nehmen, darf dies nur im Verhältnis ge-
genüber den Bewilligungsbehörden und nicht gegenüber der
Zuwendungsempfängerin oder dem Zuwendungsempfänger
geschehen. Dabei soll die Steuerung der Bewilligungsverfah-
ren regelmäßig durch eindeutig gefasste Förderrichtlinien, in
denen insbesondere die Förderziele klar zu formulieren sind,
sowie Dienstbesprechungen mit den Bewilligungsbehörden
erfolgen. Eingriffe in das einzelne Bewilligungsverfahren über
Zustimmungsvorbehalte oder Einzelvorgaben müssen sich auf
Ausnahmefälle beschränken.

22. Eine einmal gewährte Zuwendung begründet keinen
Anspruch auf Weitergewährung.

Damit Empfängerinnen oder Empfänger institutioneller
Förderungen oder sich wiederholender Projektförderungen
bei Mittelkürzungen zukünftig gegenüber dem Land nicht den
Grundsatz des Vertrauensschutzes geltend machen können,
sind sie auf das Finanzierungsrisiko für die folgenden Haus-
haltsjahre hinzuweisen. Daher ist in diesen Fällen jeder Zu-
wendungsbescheid um den folgenden — ggf. dem jeweiligen
Einzelfall anzupassenden — Hinweis zu ergänzen:

„Ich weise darauf hin, dass aus dieser Bewilligung nicht ge-
schlossen werden kann, dass auch in künftigen Haushalts-
jahren mit einer Förderung im bisherigen Umfang gerechnet
werden kann. Es ist zu erwarten, dass Kürzungen von Zuwen-
dungen unumgänglich sind oder Zuwendungen ganz entfal-
len. Ich bitte Sie, dieses Finanzierungsrisiko insbesondere bei
Abschluss, Änderung oder Verlängerung von Verträgen (z. B.
für Mietobjekte oder für Personal) zu berücksichtigen.“

Auch bei Genehmigungen zum vorzeitigen Beginn von Vor-
haben, für die Haushaltsmittel künftiger Haushaltsjahre vorge-
sehen sind, ist ein ausdrücklicher Hinweis auf das besondere
Finanzierungsrisiko aufzunehmen.

23. Zum vorzeitigen Beginn von Vorhaben, die durch Zu-
wendungen des Landes gefördert werden, ist zudem der Be-
zugserlass zu d zu beachten.

24. Die für die Bewirtschaftung der Haushaltsmittel geltenden
Vergabevorschriften (§ 55 LHO), insbesondere die Verdingungs-
ordnungen für Bauleistungen (VOB) und sonstige Leistungen
(VOL), sind auch für die Empfängerinnen und Empfänger von
Zuwendungen verbindlich. Mit den dort im Interesse eines
ordnungsgemäßen Wettbewerbs getroffenen Vorgaben wird
das in den Zuwendungsvorschriften enthaltene Gebot der
wirtschaftlichen und sparsamen Verwendung von Zuwen-
dungen konkretisiert.

Die Bewilligungsbehörden haben stets nach Maßgabe der
VV Nr. 8 zu § 44 LHO bei der Feststellung von Vergabeverstö-
ßen unter Berücksichtigung der Besonderheiten des Einzel-
falles nach pflichtgemäßem Ermessen zu prüfen, ob der Zu-
wendungsbescheid ganz oder teilweise zu widerrufen und die
Zuwendung zurückzufordern ist. Die erfolgte Ermessensaus-
übung bedarf der Dokumentation durch Nennung der für die
getroffene Entscheidung maßgeblichen Gesichtspunkte in dem
zu fertigenden Widerrufsbescheid. Wird von der Erteilung ei-
nes Widerrufs und/oder der Rückforderung der Zuwendung
abgesehen, sind die dafür im Rahmen der verwaltungsrecht-
lichen Prüfung ermittelten Gründe in einem Aktenvermerk
darzulegen.
25. Werden Zuwendungen von einer Zuwendungsempfän-
gerin oder einem Zuwendungsempfänger, z. B. aufgrund von
Rückforderungen, zurückgegeben, sind diese Beträge bei ei-
nem Titel der Gruppe 119 zu vereinnahmen. Das gilt auch,
wenn die Ausgabeermächtigung, aufgrund derer die Zuwen-
dung geleistet wurde, übertragbar ist.

Abweichend hiervon dürfen zurückgezahlte Zuwendun-
gen (ohne Zinsen) von der Ausgabe abgesetzt werden, soweit
25.1 für die Zuwendungen zweckgebundene Einnahmen

zur Verfügung stehen (z. B. Toto-/Lottomittel, Spiel-
bankmittel, Mittel Dritter),

25.2 die Zuwendungen im Rahmen von gemeinsam finan-
zierten Aufgaben (z. B. bei den Gemeinschaftsaufgaben)
gewährt wurden und der Dritte (z. B. Bund) ebenso ver-
fährt oder

25.3 die Zuwendungen nur deswegen zurückgezahlt wer-
den, weil sie nicht in der Zwei-Monate-Frist verwendet
werden können und später im Rahmen des Zuwen-
dungsabrufs erneut ausgezahlt werden sollen.

Die Ausnahmen gelten auch für die Fälle, in denen die
Zuwendungen nach Ablauf des Haushaltsjahres, in dem sie
gewährt worden sind, zurückgezahlt werden.

XII. Erstattungen
26. Erstattungen nach § 10 Abs. 1 Nr. 1 HG sind von der
Ausgabe abzusetzen, wenn die Erstattungsbeträge und die Ge-
samtkosten in demselben Haushaltsjahr anfallen und auf der
gleichen Berechnungsgrundlage beruhen. Anderenfalls sind
die Erstattungen bei den entsprechenden Einnahmetiteln zu
buchen.

Sieht der Haushaltsplan keinen entsprechenden Einnahme-
titel vor, sind die Einnahmen aus Gründen der Verwaltungs-
vereinfachung bei Titel 119 01 nachzuweisen.
26.1 Nach § 10 Abs. 1 Nr. 2 HG sind Erstattungen von Perso-
nalausgaben (Hauptgruppe 4), soweit es sich nicht um durch-
laufende Mittel Dritter (beispielsweise Bundesmittel) handelt,
durch Absetzen von der Ausgabe zu vereinnahmen. 
26.2 Darüber hinaus sind von der Ausgabe abzusetzen:
26.2.1 Erstattungen von Krankenversicherungsbeiträgen,
26.2.2 Erstattungen von Umlagen durch die Versorgungs-

anstalt des Bundes und der Länder,
26.2.3 Erstattungen der Arbeitgeberanteile zu den Sozial-

versicherungsbeiträgen,
26.2.4 Erstattungen der Bundesagentur für Arbeit nach § 4

des Altersteilzeitgesetzes.
27. Schadensersatzleistungen von Dritten sind grundsätz-
lich bei den Einnahmetiteln zu vereinnahmen. Das gilt auch
für Schadensersatzleistungen für Personalausgaben, da diese
lediglich den Berechnungsmaßstab für den Schaden des Lan-
des darstellen.
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28. Pauschalierte Erstattungen der Kosten aus der Nutzung
von Dienstwohnungen nach den Niedersächsischen Dienst-
wohnungsvorschriften (NDWV) — siehe Bezugserlass zu e —
in der jeweils geltenden Fassung, die zusammen mit der
Dienstwohnungsvergütung erhoben werden, dürfen aus Ver-
einfachungsgründen zusammen mit den Dienstwohnungsver-
gütungen vereinnahmt werden. Von einer Ausgabeabsetzung
kann dann abgesehen werden.

29. Abweichend von VV Nr. 4 zu § 61 LHO haben die übri-
gen Dienststellen der Landesverwaltung für die Benutzung
der wissenschaftlichen Bibliotheken des Landes Gebühren zu
erstatten.

30. Erstattungen von Stiftungen für Versorgungsanteile und
von Landesbetrieben für Versorgung und Landesunfallkasse
sind entsprechend der Veranschlagung pauschal bis zum
30. September des jeweiligen Haushaltsjahres an den Einzel-
plan 13 vorzunehmen. Eine Spitzabrechnung entfällt.

XIII. Erhebung von Einnahmen

31. Nach § 34 Abs. 1 LHO sind die Einnahmen des Landes
rechtzeitig und vollständig zu erheben. Die zuständigen Ver-
waltungsstellen müssen in jeder nur möglichen Weise zu ei-
ner schnelleren Erhebung und Einziehung der Forderungen
des Landes beitragen. Folgende Hinweise sind zu beachten:

31.1 Möglichkeiten zur Einnahmeverbesserung sind in allen
Bereichen — z. B. durch Anpassung der Gebühren —
zu überprüfen und auszuschöpfen.

31.2 Einnahmemindernde Maßnahmen sind nur in Ausnah-
mefällen und nur bei Vorliegen gesetzlicher Vorausset-
zungen (z. B. §§ 58, 59 LHO) zulässig. Dies gilt ins-
be-sondere bei der Erhebung von Gebühren, bei der
grundsätzlich einheitliche Kriterien zugrunde zu legen
sind. Zu den bei der Erhebung von Einnahmen zu
beachtenden Verpflichtungen gehört auch die Geltend-
machung von Verzugszinsen und ggf. eines weiterge-
henden Verzugsschadens.

31.3 Es ist unzulässig, Kassenmittel des Landes — wenn
auch nur vorübergehend — auf ein privates Girokonto
einzuzahlen.

31.4 Beträge, die Zahlungspflichtige vorauszahlen, sind un-
verzüglich dem Landeshaushalt zuzuführen.

31.5 Der LT hat — auf Veranlassung des LRH — durch Be-
schluss festgestellt, dass es nicht mehr gerechtfertigt
ist, bei Kantinen des Landes auf eine Pacht und insbe-
sondere auf eine Beteiligung des Pächters an den Be-
wirtschaftungskosten zu verzichten. Hierbei sind der
Standort der jeweiligen Einrichtung (Innenstadtlage
bzw. Außenstandort mit stark eingeschränkten sonsti-
gen Versorgungsmöglichkeiten) und die Größe der je-
weiligen Dienststelle zu berücksichtigen. Der Beschluss
ist in eigener Zuständigkeit umzusetzen; Verträge sind
ggf. anzupassen.

XIV. Kleinbeträge

32. Die Zahlung oder die Erhebung von sich wiederholen-
den Kleinbeträgen ist unwirtschaftlich. Soweit der Zahlungs-
zweck nicht durch eine angemessene einmalige Zahlung zu
erreichen ist, sollen mit den Zahlungsempfängerinnen oder
Zahlungsempfängern bzw. den Zahlungspflichtigen größere
Zahlungsabstände vereinbart werden. 

XV. Neue Steuerungsinstrumente

33. In Verwaltungsbereichen, in denen eine Budgetierung
nach § 17 a LHO oder andere neue Steuerungsinstrumente
wie z. B. PKB eingesetzt werden, ist die HFR entsprechend
anzuwenden, sofern keine gesonderten Regelungen getroffen
worden sind. Für budgetierte Verwaltungsbereiche sind fol-
gende ergänzende Hinweise zu beachten:

33.1 Die Bewirtschaftung der Budgets richtet sich nach den
Regelungen in Nummer 3 des Anwendungserlasses zu
§ 17 a LHO. Dabei kommt dem Abschluss einer Ziel-
vereinbarung besondere Bedeutung zu.

33.2 Für die Buchung von Ist-Einnahmen und -Ausgaben ist
regelmäßig der (reduzierte) Titelbestand ausreichend.
Personalausgaben sind, soweit sie das PKB betreffen,
weiterhin bei den ausschließlich dafür vorgesehenen
PKB-Titeln (422 .. und 428 ..) zu buchen.

33.3 Bei der Mittelkontrolle sind Ermächtigungen zu Mehr-
ausgaben oder Verpflichtungen zur Erwirtschaftung
von Minderausgaben, die aus Mehr- bzw. Minderein-
nahmen resultieren, aus Performancegründen im HVS
nicht in einen automatischen Korrespondenzkreis ein-
zubeziehen, sondern unterjährig manuell zu verteilen
oder zu sperren.

33.4 Titel, die nicht von der originär zuständigen Dienststelle
sondern von dritten Dienststellen (wie beispielsweise
dem NLBV) bewirtschaftet werden, sind aus den ma-
schinellen Deckungskreisen herauszunehmen, falls an-
ders eine Überschreitung des Deckungskreises nicht
ausgeschlossen werden kann. Das gilt insbesondere für
die Titel der Gruppen 422 und 428. 

33.5 Im Fall erheblicher Abweichungen von den im Haus-
haltsplan dargelegten Plandaten (einschließlich Erläu-
terungsteil) ist dem LT wie bisher unterjährig Bericht
zu erstatten. Die Berichterstattung ist ggf. auf die Dar-
stellung und Erläuterung der Abweichungen zu kon-
zentrieren. Der im Leitfaden „Bericht an den Landtag“
empfohlene inhaltliche und formale Rahmen kann zur
Orientierung der Berichtsgestaltung herangezogen wer-
den. Die entsprechenden Berichte werden im Berichts-
system weiter vorgehalten. Die Berichterstattung er-
folgt durch das zuständige Ressort unmittelbar an den
Landtag. Dazu ist die Kontierung der Personalkosten
des Tarifpersonals nach Umstellung im landeseinheit-
lichen Kontenrahmen und in der Plankostenrechnung
auch im Berichtswesen des Verfahrens zu berücksich-
tigen.

XVI. Verwahrungen und Vorschüsse, schwebende Kassenanord-
nungen sowie offene Posten aus dem Vorjahr

34. Verwahrungen und Vorschüsse sind zeitnah abzuwi-
ckeln. Darüber hinaus haben die Beauftragten für den Haus-
halt die Pflicht, regelmäßig schwebende Kassenanordnungen
und interne Aufträge sowie offene Posten zu überprüfen. 

Das gilt insbesondere für die Abwicklung offener Posten
aus dem jeweiligen Vorjahr, die auf die sog. Folgetitel (119 30
und 546 30) übertragen worden sind. Am Jahresende verblei-
bende Ist-Ausgaben bei diesen Titeln sind in der Haushaltsrech-
nung als ungenehmigte über- bzw. außerplanmäßige Ausgaben
nachzuweisen.

Es ist dafür Sorge zu tragen, dass im Fall von erteilten Ab-
buchungsermächtigungen ggf. rechtzeitig das neue Kassen-
zeichen mitgeteilt wird. 

XVII. Verstöße gegen Vorschriften des Haushalts-, Kassen- und
Rechnungswesens

35. Der LT hat wiederholt in scharfer Form Verstöße gegen
haushaltsrechtliche Bestimmungen gerügt. Insbesondere wur-
den folgende Verstöße beanstandet:
— Haushaltsüberschreitungen ohne Einwilligung des MF, 
— Inanspruchnahme von nicht übertragbaren Ausgabeansät-

zen ohne Empfang der Gegenleistung im laufenden Haus-
haltsjahr,

— Abgabe unrichtiger Bescheinigungen über die sachliche
Richtigkeit,

— kurzfristige Verausgabung insbesondere von nicht über-
tragbaren Mitteln kurz vor Jahresschluss („Dezemberfie-
ber“), Zahlungen vor Fälligkeit.

Es ist sicherzustellen, dass derartige Verstöße unterbleiben.
Bei Haushaltsüberschreitungen ohne Einwilligung des MF ist
stets zu prüfen, ob ein Schaden entstanden ist. Ist dies der Fall,
muss geprüft werden, ob Regress geltend gemacht werden
kann. Die Prüfung ist aktenkundig zu machen. Die obersten
Landesbehörden haben dem MF über das Ergebnis der Re-
gressprüfung zu berichten, soweit die ungenehmigten Haus-
haltsüberschreitungen 500 EUR übersteigen.
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Der Bericht entfällt, wenn das Ergebnis der Regressprüfung
noch in der Haushaltsrechnung für das laufende Haushalts-
jahr dargestellt werden kann.

36. Die oder der Beauftragte für den Haushalt ist in der
durch § 9 LHO gebotenen Weise zu beteiligen.

Alle in Betracht kommenden Bediensteten sind durch die
Leiterinnen oder Leiter der Haushaltsmittel bewirtschaften-
den Dienststellen auf die Beachtung der haushaltsrechtlichen
Vorschriften und sonstigen Bestimmungen ausdrücklich hin-
zuweisen.

Bei Versäumnissen in der Aufsicht und bei Verstößen gegen
die Vorschriften des Haushalts-, Kassen- und Rechnungswe-
sens müssen die dafür verantwortlichen Landesbediensteten
damit rechnen, dass sie zum Ersatz eines etwaigen Schadens
herangezogen werden.

XVIII. Schlussbestimmungen
37. Dieser RdErl. tritt am 1. 1. 2009 in Kraft und mit Ablauf
des 31. 12. 2013 außer Kraft. Der Bezugserlass zu a tritt mit
Ablauf des 31. 12. 2008 außer Kraft.

An die
obersten Landesbehörden und nachgeordneten Dienststellen

— Nds. MBl. Nr. 4/2009 S. 74

Richtlinie für die Haushaltsführung im 
personalwirtschaftlichen Bereich (HFRPers)

RdErl. d. MF v. 10. 12. 2008 — 12-00 22.20 —

— VORIS 64100 —

Bezug: RdErl. v. 15. 12. 2006 (Nds. MBl. 2007 S. 47), zuletzt geändert durch
RdErl. v. 14. 12. 2007 (Nds.MBl. 2008 S. 53) 
— VORIS 64100 —

Der Bezugserlass wird mit Wirkung vom 1. 1. 2009 wie folgt
geändert:
1. In Nummer 2.4 wird das Wort „Haushaltsvermerk“ durch

die Worte „Erläuterungen, die durch Haushaltsvermerk für
verbindlich erklärt wurden,“ ersetzt.

2. In Nummer 4.1 wird die Abkürzung „BV“ durch die Worte
„Beschäftigungsvolumen (BV)“ ersetzt.

3. In Nummer 4.2.3 erhält der erste Spiegelstrich folgende
Fassung: 
„— über- oder außerplanmäßige Erhöhungen des Perso-

nalkostenbudgets“.
4. Nummer 8.6 wird gestrichen.

An die
obersten Landesbehörden und nachgeordneten Dienststellen

— Nds. MBl. Nr. 4/2009 S. 81

Haushaltsführung im Haushaltsjahr 2009

RdErl. d. MF v. 11. 12. 2008 — 11-040 32-01/2009 —

— VORIS 64000 —

Bezug: RdErl. v. 9. 12. 2008 (Nds. MBl. 2009 S. 74)
— VORIS 64100 —

1. Allgemeines
Die Haushaltsführung richtet sich nach der LHO, den VV

zur LHO, dem HG 2009, dem Bezugserlass sowie den folgen-
den Anordnungen. Es wird vorsorglich darauf hingewiesen,
dass das schriftliche Verfahren bei der Erhebung der Einnah-
men und Bewirtschaftung der Ausgaben (§ 34 LHO) nach wie
vor führend bleibt.

2. Auswirkungen der Einführung des Euro auf die VV zur LHO
Die in den VV zur LHO genannten Beträge sind bis zu ihrer

Neufestsetzung weiterhin im Verhältnis 2 DM : 1 EUR umzu-
rechnen.

3. Mittelkontrolle  
Die beglaubigten Abdrucke der Einzelpläne werden den

obersten Landesbehörden voraussichtlich Ende Februar 2009
übersandt. Zu diesem Zeitpunkt werden die Mittel auf der
Ressortebene (mbSt 000010) zur Verfügung gestellt. Die Mit-
telkontrolle wird zum 15. 4. 2009 scharf gestellt. Es ist dafür
Sorge zu tragen, dass die Mittelzuweisungen nach § 34 LHO
an die nachgeordneten Behörden rechtzeitig erfolgen. Neben
der Schriftform ist bis zu diesem Zeitpunkt auch die entspre-
chende Mittelverteilung im HVS vorzunehmen, insbesondere
sind auch die Mittel für Personalausgaben an die nachgeord-
neten Behörden zu verteilen, sofern das NLBV für diese eine
dienststellengenaue Personalkostenverbuchung vornimmt.

Abweichend vom Grundsatz der Bewirtschaftung der Mittel
mit eingeschalteter Mittelkontrolle auf Abweisung kann in be-
sonderen Ausnahmefällen das Umstellen der Kontrollschalter
am Titel oder an der Dienststelle auf „ohne Kontrolle mit An-
zeige“ formlos mit Begründung auf dem Dienstweg beim MF
beantragt werden. Die Mittel sind dann manuell zu überwa-
chen.

4. Schlussbestimmungen  
Dieser RdErl. tritt am 1. 1. 2009 in Kraft und mit Ablauf des

31. 12. 2009 außer Kraft.

An die 
obersten Landesbehörden und nachgeordneten Dienststellen

— Nds. MBl. Nr. 4/2009 S. 81

Haushaltsführung im personalwirtschaftlichen Bereich 
im Haushaltsjahr 2009

RdErl. d. MF v. 12. 12. 2008 — 12-00 22.10/2009 —

— VORIS 64000 —

Bezug: RdErl. d. MI v. 20. 9. 2004 (Nds. MBl. S. 645), geändert durch
RdErl. d. MI v. 15. 3. 2005 (Nds. MBl. S. 184)
— VORIS 20160 —

1. Für das Haushaltsjahr 2009 wird im personalwirtschaft-
lichen Bereich folgende Bewirtschaftungsmaßnahme verfügt:  

Einstellungsstopp
1.1 Der Einstellungsstopp bleibt weiterhin bestehen. Er um-
fasst wie bisher alle Neueinstellungen und Übernahmen in
den Landesdienst (abgesehen von so genannten Tauschverset-
zungen), unabhängig davon, ob sie im Rahmen der Personal-
kostenbudgets oder aus anderen zur Verfügung stehenden
Haushaltsmitteln (z. B. Mittel für Vertretungs- und Aushilfs-
kräfte) vorgenommen werden. Als Neueinstellungen gelten
auch die Fälle, in denen befristete Beschäftigungsverhältnisse
verlängert werden.  
1.2 Von dem Einstellungsstopp sind ausgenommen  
— Lehrkräfte im Schulbereich, 
— der Polizeivollzugsdienst, 
— der Hochschulbereich, 
— wissenschaftliches Lehrpersonal an Bildungseinrichtun-

gen des Landes, 
— IT-Fachpersonal mit Fachhochschul- oder Hochschulab-

schluss, 
— Personal in Landeskrankenhäusern, 
— Beschäftigte im gehobenen Sozialdienst, Beschäftigte im

Sozial- und Erziehungsdienst sowie pädagogische Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter im Sozial- und Erziehungs-
dienst, 
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— Ärztinnen und Ärzte, Psychologinnen und Psychologen,
Veterinärinnen und Veterinäre, Chemikerinnen und Che-
miker, Biologinnen und Biologen sowie Pharmazeutinnen
und Pharmazeuten, 

— Medizinisch-Technische, Psychologisch-Technische, Vete-
rinärmedizinisch-Technische, Chemisch-Technische, Bio-
logisch-Technische und Pharmazeutisch-Technische Assis-
tentinnen und Assistenten, 

— Ausbildungsverhältnisse der Referendarinnen und Refe-
rendare, der Anwärterinnen und Anwärter sowie der sons-
tigen Auszubildenden; soweit eine Ausbildung für den
Landesbedarf vorgesehen ist, ist der rückläufige Bedarf zu
berücksichtigen, 

— Übernahme der Referendarinnen und Referendare, der
Anwärterinnen und Anwärter sowie der sonstigen Aus-
zubildenden nach erfolgreich absolvierter Ausbildung, so-
weit es sich um eine Ausbildung für den Landesbedarf
handelt, 

— Ersatzkräfte für Beschäftigte, die während der Mutter-
schutzfrist nicht beschäftigt werden dürfen, die Erzie-
hungsurlaub oder Elternzeit in Anspruch nehmen oder
denen aus familiären Gründen (z. B. § 87 a Abs. 1 NBG)
Beurlaubung oder Teilzeitbeschäftigung bewilligt wird, 

— Kräfte, die mindestens zu 75 v. H. aus Drittmitteln oder
anderen zweckgebundenen Einnahmen bezahlt werden
oder die die Voraussetzung für die Gewährung von Dritt-
mitteln sind, 

— Schwerbehinderte und Personen, die diesen gleichgestellt
sind, 

— Wiedereinstellungen von regelmäßig befristet Beschäftig-
ten (z. B. saisonbezogen),

— Berufe und Laufbahnen, für die das MI gemäß Nummer 8
des Bezugserlasses eine Vorwegfreigabe erteilt hat. Die
Meldepflicht gegenüber der Job-Börse nach dem Bezugs-
erlass bleibt unberührt.

1.3 Soweit Neueinstellungen unterbleiben, für die die Per-
sonalausgaben in Titelgruppen bzw. Landesbetrieben veran-
schlagt sind, werden die dadurch frei werdenden Haushalts-
mittel hierdurch gesperrt. 

1.4 Die Ministerien werden gebeten, auf die Empfänger von
Zuwendungen und Finanzhilfen, die eine institutionelle För-
derung erhalten und die den Tarifvertrag für den öffentlichen
Dienst der Länder (TV–L) oder den Tarifvertrag für den öffent-
lichen Dienst des Bundes und der Kommunen (TVöD) anwen-
den, in ihrem Bereich so einzuwirken, dass sie entsprechend
verfahren. Bei Empfängern, die eine Zuwendung im Rahmen
einer Projektförderung erhalten, kann der Einstellungsstopp
aufgrund der Art und des Zwecks der Förderung nicht gelten.
Es wird jedoch gebeten darauf hinzuwirken, dass auch in die-
sen Fällen beim Freiwerden von Stellen die Job-Börse Nieder-
sachsen eingeschaltet wird. 

1.5 Das MF kann auf Antrag einer obersten Landesbehörde
Ausnahmen vom Einstellungsstopp zulassen, wenn die Auf-
gabenerledigung nicht verzichtbar ist, die Aufgabe sich nicht
auf andere Weise (z. B. im Wege der Fremdvergabe) erledigen
lässt und die Job-Börse keine geeigneten Beschäftigten vermit-
teln kann. In den Anträgen ist auch der Zeitpunkt des Frei-
werdens der Stelle (bzw. der sonstigen Ermächtigung zur Be-
schäftigung von Personal) anzugeben. Ausnahmeanträge sind
zeitgleich dem MF und dem MI zuzuleiten. Das MI prüft die
Anträge und gibt gegenüber dem MF ein Votum ab. Ausnah-
men vom Einstellungsstopp können nur zugelassen werden,
wenn das MI zugestimmt hat. Bisher erteilte Ausnahmen blei-
ben weiterhin gültig. 

2. Dieser RdErl. tritt am 1. 1. 2009 in Kraft und mit Ablauf
des 31. 12. 2009 außer Kraft. 

An die
obersten Landesbehörden und nachgeordneten Dienststellen  

— Nds. MBl. Nr. 4/2009 S. 81

Lohnsteuer; Bewertung der Gemeinschaftsunterkunft 
bei Angehörigen der Bundeswehr, 

der Bundespolizei und der Polizei des Landes 
Niedersachsen ab Kalenderjahr 2009

RdErl. d. MF v. 29. 12. 2008 — S 2334-25-3342 —

Bezug: RdErl. d. MF v. 29. 12. 2006 (Nds. MBl. 2007 S. 124)

Durch die Erste Verordnung zur Änderung der Sozialversi-
cherungsentgeltverordnung (SvEV) vom 18. 11. 2008 (BGBl. I
S. 2220) sind die amtlichen Sachbezugswerte ab Kalenderjahr
2009 festgesetzt worden.

Ab Kalenderjahr 2009 ist hiernach die unentgeltliche Ge-
stellung einer Unterkunft einschließlich Heizung und Be-
leuchtung lohnsteuerlich wie folgt zu bewerten:

I. Bundeswehr

...

II. Bundespolizei

...

III. Polizei des Landes Niedersachsen

1. Bei Beamtenanwärterinnen 
oder Beamtenanwärtern 40,80 EUR,

2. bei allen anderen Angehörigen der Polizei des Landes
Niedersachsen, die eine Gemeinschaftsunterkunft in
Anspruch nehmen, ist der Wert nach den Unter-
kunftsverhältnissen im Einzelfall und nach den Vor-
schriften der SvEV zu ermitteln.

Die angegebenen Werte sind Monatsbeträge. Für kürzere
Zeiträume als einen Monat ist für jeden Tag ein Dreißigstel
des Monatsbetrages zugrunde zu legen. Bei entgeltlicher Ge-
stellung einer Unterkunft ist der Unterschiedsbetrag zwischen
dem nach diesem RdErl. ermittelten Wert und dem tatsäch-
lichen Entgelt zu versteuern.

Die unentgeltliche oder verbilligte Gestellung einer Unter-
kunft ist lohnsteuerlich nicht zu erfassen, soweit entsprechende
Aufwendungen der Arbeitnehmerin oder des Arbeitnehmers
nach R 9.11 LStR 2008 als Werbungskosten abziehbar wären.

An die
Oberfinanzdirektion Hannover
Finanzämter

— Nds. MBl. Nr. 4/2009 S. 82

Satzung der Bremer Landesbank
Kreditanstalt Oldenburg — Girozentrale —

Bek. d. MF v. 9. 1. 2009 — 45-20 50 01-302 —

Die Trägerversammlung der Bremer Landesbank Kreditan-
stalt Oldenburg — Girozentrale — hat am 26. 11. 2008 die in
der Anlage abgedruckte Neufassung der Satzung beschlossen:

— Nds. MBl. Nr. 4/2009 S. 82

Anlage

Satzung der Bremer Landesbank
Kreditanstalt Oldenburg — Girozentrale —

Auf der Grundlage des Staatsvertrages zwischen der Freien
Hansestadt Bremen und dem Land Niedersachsen über die
Bremer Landesbank Kreditanstalt Oldenburg — Girozentrale —
vom 17. 5. 2002 (Nds. GVBl. 2002, S. 395, Brem. GBl. S. 377)
hat die Trägerversammlung der Bank am 26. 11. 2008 die
nachstehende Neufassung der Satzung beschlossen:
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§ 1
Firma, Rechtsform, Sitz

(1) Die Bank führt die Firma „Bremer Landesbank Kreditan-
stalt Oldenburg — Girozentrale —“ (im folgenden „Bank“ ge-
nannt). Sie ist eine von der Freien Hansestadt Bremen und
dem Land Niedersachsen errichtete rechtsfähige Anstalt des
öffentlichen Rechts. Die Bank ist öffentliche Kredit- und
Pfandbriefanstalt. Sie ist mündelsicher.

(2) Die Bank hat ihren Sitz in Bremen. Sie unterhält Nieder-
lassungen in Bremen und Oldenburg. Sie kann Filialen errich-
ten und unterhalten. 

(3) Die Bank ist zur Führung eines Siegels mit der Umschrift
„Bremer Landesbank Kreditanstalt Oldenburg — Girozent-
rale —“ berechtigt. 

§ 2
Geschäftsgebiet

(1) Das Geschäftsgebiet der Bank umfasst die Freie Hanse-
stadt Bremen und im Land Niedersachsen die Landkreise
Ammerland, Aurich, Cloppenburg, Cuxhaven, Diepholz, Fries-
land, Leer, Oldenburg (Oldenburg), Osterholz, Rotenburg
(Wümme), Vechta, Verden, Wesermarsch, Wittmund sowie
die kreisfreien Städte Delmenhorst, Emden, Oldenburg (Ol-
denburg) und Wilhelmshaven. 

(2) Die Träger können das Geschäftsgebiet der Bank im
Land Niedersachsen ändern. 

§ 3
Träger

(1) Träger der Bank sind die Freie Hansestadt Bremen und
die Norddeutsche Landesbank — Girozentrale —. 

(2) Die Träger unterstützen die Bank bei der Erfüllung ihrer
Aufgaben mit der Maßgabe, dass ein Anspruch der Bank ge-
gen die Träger oder eine sonstige Verpflichtung der Träger,
der Bank Mittel zur Verfügung zu stellen, nicht besteht.

(3) Die Bank gehört zum Konzernkreis des Trägers Nord-
deutsche Landesbank — Girozentrale —; diese ist gegenüber
der Bank übergeordnetes Unternehmen im Sinne der §§ 10 a,
25 a Absatz 1 a des Gesetzes über das Kreditwesen (KWG). Die
Träger und Organe der Bank werden sicherstellen, dass die
Anforderungen für eine Konsolidierung der Bank nach den
von der Norddeutschen Landesbank — Girozentrale — ange-
wendeten nationalen oder internationalen Rechnungslegungs-
vorschriften sowie die jeweiligen bankaufsichtsrechtlichen
Anforderungen gemäß § 25 a Absatz 1, 1 a KWG jederzeit er-
füllt sind. Soweit zur Erfüllung dieser Anforderungen Ent-
scheidungen oder sonstige Maßnahmen erforderlich sind,
werden die Träger und Organe diese treffen. Dazu können
auch Änderungen der Satzung gehören.

§ 4
Stammkapital

Am Stammkapital der Bank sind die Freie Hansestadt Bre-
men mit 7,5 v. H. und die Norddeutsche Landesbank — Giro-
zentrale — mit 92,5 v. H. beteiligt. Die Träger können das
Beteiligungsverhältnis ändern. Sie werden darauf hinwirken,
dass die Bank mit dem zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforder-
lichen Kapital ausgestattet ist. 

§ 5
Aufgaben der Bank

(1) Der Bank obliegen die Aufgaben einer Landesbank und
Sparkassenzentralbank sowie einer Geschäftsbank. Sie kann
auch sonstige Geschäfte aller Art betreiben, die den Zwecken
der Bank und ihrer Träger dienen. Die Bank ist berechtigt, Hy-
potheken-, öffentliche und Schiffspfandbriefe sowie sonstige
Schuldverschreibungen auszugeben.

(2) Die Geschäfte der Bank sind unter Beachtung allgemein
wirtschaftlicher Grundsätze nach kaufmännischen Gesichts-
punkten zu führen. 

§ 6
Haftung

(1) Die Bank haftet für ihre Verbindlichkeiten mit ihrem ge-
samten Vermögen. 

(2) Die Haftung der Träger ist vorbehaltlich der Regelung in
den folgenden Sätzen des Absatzes 3 auf das von der Träger-
versammlung festgesetzte, von ihnen jeweils aufgebrachte
und aufzubringende Kapital beschränkt.

(3) Die Träger der Bank am 18. Juli 2005 haften für die
Erfüllung sämtlicher zu diesem Zeitpunkt bestehenden Ver-
bindlichkeiten der Bank. Für solche Verbindlichkeiten, die
bis zum 18. Juli 2001 vereinbart waren, gilt dies zeitlich unbe-
grenzt; für danach bis zum 18. Juli 2005 vereinbarte Verbind-
lichkeiten nur, wenn deren Laufzeit nicht über den 31. De-
zember 2015 hinausgeht. Die Träger werden ihren Verpflich-
tungen aus der Gewährträgerhaftung gegenüber den Gläubi-
gern der bis zum 18. Juli 2005 vereinbarten Verbindlichkeiten
umgehend nachkommen, sobald sie bei deren Fälligkeit ord-
nungsgemäß und schriftlich festgestellt haben, dass die Gläu-
biger dieser Verbindlichkeiten aus dem Vermögen der Bank
nicht befriedigt werden können. Verpflichtungen der Bank
aufgrund eigener Gewährträgerhaftung oder vergleichbarer
Haftungszusagen oder einer durch die Mitgliedschaft in einem
Sparkassenverband als Gewährträger vermittelten Haftung
sind vereinbart und fällig im Sinne der Sätze 1 bis 3 in dem
gleichen Zeitpunkt wie die durch eine solche Haftung gesi-
cherte Verbindlichkeit. Die Träger haften als Gesamtschuld-
ner, im Innenverhältnis entsprechend ihrer Beteiligung am
Stammkapital. 

(4) Soweit die Träger der Norddeutschen Landesbank — Gi-
rozentrale — für deren Verbindlichkeiten haften, gilt diese
Haftung auch für die Verbindlichkeiten der Norddeutschen
Landesbank — Girozentrale — als Träger der Bank.

§ 7
Organe der Bank

Die Organe der Bank sind 
a) der Vorstand, 
b) der Aufsichtsrat, 
c) die Trägerversammlung.

§ 8
Vorstand

(1) Der Vorstand führt die Geschäfte der Bank nach Maßga-
be der vom Aufsichtsrat erlassenen Geschäftsordnung in eige-
ner Verantwortung. Er hat den Aufsichtsrat über wesentliche
Angelegenheiten der Bank zu unterrichten.

(2) Der Vorstand besteht aus der erforderlichen Zahl ordent-
licher und stellvertretender Mitglieder. Es sollen ein Vorsit-
zender und ein stellvertretender Vorsitzender bestellt werden.
Die Bestellung und Abberufung der Vorstandsmitglieder er-
folgt durch den Aufsichtsrat. Die Vorsitzenden des Aufsichts-
rates und des Allgemeinen Arbeits- und Kreditausschusses
haben ein gemeinsames Vorschlagsrecht für die Nominierung
des Vorstandsvorsitzenden. Der Aufsichtsrat ist an den Vor-
schlag nicht gebunden.

§ 9
Vertretungs- und Zeichnungsbefugnis

(1) Der Vorstand vertritt die Bank gerichtlich und außer-
gerichtlich. In Angelegenheiten, die ein Vorstandsmitglied
persönlich betreffen, wird die Bank vom Vorsitzenden des
Aufsichtsrates, bei dessen Verhinderung von seinem Stellver-
treter vertreten. 

(2) Die Bank wird durch zwei Vorstandsmitglieder gemein-
sam vertreten mit der Maßgabe, dass zur rechtsverbindlichen
Zeichnung neben der Bezeichnung der Bank die Unterschrift
von zwei Mitgliedern des Vorstandes erforderlich ist. Die Mit-
glieder des Vorstandes sind von den Beschränkungen des
§ 181 BGB befreit. Für den laufenden Geschäftsverkehr oder
für bestimmte Geschäfte kann der Vorstand eine abweichende
Regelung treffen, die durch ein Unterschriftenverzeichnis be-
kannt zu geben ist. 

(3) Die von den dazu zeichnungsberechtigten Angestellten
der Bank ausgestellten und mit dem Siegel oder Stempel der
Bank versehenen Urkunden sind öffentliche Urkunden. 

§ 10
Zusammensetzung des Aufsichtsrates

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus 
1. dem Senator für Finanzen der Freien Hansestadt Bremen, 
2. dem Niedersächsischen Finanzminister, 
3. dem Verbandsvorsteher des Niedersächsischen Sparkas-

sen- und Giroverbandes,
4. dem Vorsitzenden des Vorstandes der Norddeutschen Lan-

desbank — Girozentrale —, 
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5. acht weiteren Mitgliedern, die von der Norddeutschen
Landesbank — Girozentrale — berufen werden, 

6. sechs Arbeitnehmervertretern, die nach den Vorschriften
des Bremischen Personalvertretungsgesetzes von der Be-
legschaft der Bank unmittelbar gewählt werden.

(2) Die Amtszeit der Aufsichtsratsmitglieder beträgt vier
Jahre. Die erste Amtsperiode beginnt am 1. Juli 1983. Wieder-
berufung oder Wiederwahl ist zulässig. Nach Ablauf der
Amtszeit führen die bisherigen Mitglieder ihr Amt bis zum
Eintritt der neuen Mitglieder fort. 

(3) Die Mitglieder gemäß Absatz 1 Nrn. 5 und 6 können je-
derzeit zurücktreten. Die Mitglieder gemäß Absatz 1 Nr. 5
können von dem Träger, der sie berufen hat, vorzeitig abberu-
fen werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Scheidet ein
Mitglied vorzeitig aus, ist für den Rest der Amtszeit ein Nach-
folger zu berufen. 

(4) Den Vorsitz im Aufsichtsrat führt ab dem 1. Januar 2007
der Senator für Finanzen der Freien Hansestadt Bremen. Den
stellvertretenden Vorsitz im Aufsichtsrat führen jeweils im
Wechsel von zwei Jahren die Mitglieder gem. § 10 Abs. 1 Nrn. 2
und 31).

§ 11
Sitzungen des Aufsichtsrates

(1) Der Aufsichtsrat soll mindestens zwei Sitzungen im Kalen-
derjahr abhalten. Der Aufsichtsrat ist von dem Vorsitzenden
bei Bedarf sowie dann einzuberufen, wenn der stellvertreten-
de Vorsitzende, mindestens drei Mitglieder des Aufsichtsrates
oder der Vorstand die Beschlussfassung über einen bestimm-
ten Verhandlungsgegenstand beantragen.

(2) Die Einladung und die Tagesordnung nebst Sitzungsun-
terlagen sollen den Mitgliedern des Aufsichtsrates spätestens
zwei Wochen vor der Sitzung zugehen. In dringenden Fällen
kann die Einladungsfrist von dem Vorsitzenden abgekürzt
werden.

(3) Der Aufsichtsrat entscheidet durch Beschluss; er ist be-
schlussfähig, wenn der Vorsitzende oder sein Stellvertreter
und mindestens die Hälfte der übrigen Mitglieder anwesend
sind. Die Mitglieder gemäß § 10 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 sind befugt,
sich im Verhinderungsfalle vertreten zu lassen, jedoch nicht
in ihrer Eigenschaft als Vorsitzender bzw. stellvertretender
Vorsitzender des Aufsichtsrates. Bei Beschlussunfähigkeit des
Aufsichtsrates kann binnen zwei Wochen zur Erledigung der-
selben Tagesordnung eine neue Sitzung einberufen werden,
in der der Aufsichtsrat ohne Rücksicht auf die Zahl der er-
schienenen Mitglieder beschlussfähig ist. Hierauf ist bei der
Einladung zur zweiten Sitzung hinzuweisen. Auch wenn der
Aufsichtsrat nicht beschlussfähig ist, kann über die Tagesord-
nung beraten werden. Beschlüsse können im Einvernehmen
aller Anwesenden und unter dem Vorbehalt der schriftlichen
Abstimmung aller nicht anwesenden Mitglieder und deren
einstimmiger Billigung dieses Verfahrens gefasst werden.

(4) Die Beschlüsse werden, soweit im Gesetz oder in dieser
Satzung nichts anderes bestimmt ist, mit einfacher Stimmen-
mehrheit gefasst; bei Stimmengleichheit gilt ein Beschlussvor-
schlag als abgelehnt. 

(5) Der Vorsitzende des Aufsichtsrates kann einen Be-
schluss des Aufsichtsrates auch im Wege der schriftlichen
oder fernschriftlichen Umfrage herbeiführen. Besteht die tech-
nische Voraussetzung zur eindeutigen Identifizierung des Ab-
senders, so kann die Umfrage auch auf elektronischem Wege
durchgeführt werden. In diesen Fällen ist es notwendig, dass
alle Mitglieder dem Umlaufverfahren ausdrücklich zustimmen.

(6) In dringenden Fällen sind die Aufsichtsratsmitglieder
gemäß § 10 Abs. 1 Nrn. 1 bis 4 gemeinsam berechtigt, Ent-
scheidungen zu treffen. Der Aufsichtsrat ist in der nächsten
Sitzung darüber zu unterrichten. 

§ 12
Zuständigkeit des Aufsichtsrates

(1) Der Aufsichtsrat hat den Vorstand zu beraten und seine
Geschäftsführung zu überwachen.

1) Regelung bis 31. Dezember 2006: Den Vorsitz im Aufsichtsrat füh-
ren in der nachstehenden Reihenfolge der Senator für Finanzen der
Freien Hansestadt Bremen, der Niedersächsische Finanzminister
und der Verbandsvorsteher des Niedersächsischen Sparkassen- und
Giroverbandes jeweils im Wechsel von zwei Jahren. Den stellvertre-
tenden Vorsitz im Aufsichtsrat führt der Vorsitzende des Vorstan-
des der Norddeutschen Landesbank — Girozentrale —.

(2) Er beschließt insbesondere über 
1. die Bestellung und Abberufung der Mitglieder des Vor-

standes,
2. die allgemeinen Richtlinien für die Geschäfte der Bank, 
3. den Vorschlag zur Unternehmensplanung an die Träger-

versammlung gemäß § 14 Abs. 3 Satz 1 Nr. 9,
4. die Geschäftsordnung für den Vorstand, 
5. die Grundsätze für die Anstellungsverhältnisse der Ange-

stellten,
6. die Bestimmung und Beauftragung des Abschlussprüfers, 
7. die Feststellung des Jahresabschlusses, 
8. den Erwerb und die Veräußerung von Beteiligungen im

Sinne des § 271 HGB, 
9. die Errichtung und Auflösung von Niederlassungen und

Filialen.
(3) Der Aufsichtsrat kann beschließen, dass weitere Ge-

schäfte und Maßnahmen, die für die Bank von besonderer Be-
deutung sind, seiner Zustimmung bedürfen. 

(4) Beschlüsse zu Absatz 2 Nr. 6 bedürfen der Zustimmung
der Aufsichtsbehörde. 

§ 13
Ausschüsse des Aufsichtsrates

 (1) Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte zu seiner Unter-
stützung die erforderlichen Ausschüsse, insbesondere einen
Allgemeinen Arbeits- und Kreditausschuss, einen Prüfungs-
ausschuss und einen Spendenausschuss. 

(2) Die Ausschüsse haben die Aufgabe, die ihnen vom Auf-
sichtsrat übertragenen Geschäfte zu erledigen. Ihnen können
bestimmte Angelegenheiten zur endgültigen Beschlussfassung
übertragen werden. Die Ausschüsse beschließen mit einfacher
Mehrheit der Mitglieder. Bei Stimmengleichheit gibt die Stim-
me des Ausschussvorsitzenden den Ausschlag. Mitglieder der
Ausschüsse müssen Mitglieder des Aufsichtsrates sein. Bei
Beendigung der Mitgliedschaft im Aufsichtsrat endet auch die
Mitgliedschaft in den Ausschüssen.

(3) Der Allgemeine Arbeits- und Kreditausschuss besteht
aus acht Mitgliedern. Den Vorsitz führt der Vorsitzende des
Vorstandes der Norddeutschen Landesbank — Girozentrale —.
Dem Ausschuss gehören ferner drei Mitglieder für die Nord-
deutsche Landesbank — Girozentrale —, der Senator für
Finanzen der Freien Hansestadt Bremen und drei Arbeitneh-
mervertreter an. Der Allgemeine Arbeits- und Kreditausschuss
hat in regelmäßig stattfindenden Sitzungen insbesondere den
Vorstand in der laufenden Geschäftsführung nach den Wei-
sungen des Aufsichtsrates zu überwachen und die Sitzungen
des Aufsichtsrates vorzubereiten. Der Allgemeine Arbeits-
und Kreditausschuss ist auch zuständig für die Festsetzung
der Anstellungsbedingungen für den Vorstand.

(4) Der Prüfungsausschuss besteht aus drei bis fünf Mitglie-
dern, und zwar mindestens aus je einem Vertreter der Träger
sowie einem dem Aufsichtsrat angehörenden Beschäftigten
der Bank, der auf Vorschlag der Vertreter der Beschäftigten im
Aufsichtsrat von diesem gewählt wird, und gegebenenfalls bis
zu zwei weiteren vom Aufsichtsrat zu wählenden Mitglie-
dern. Mindestens ein Mitglied des Prüfungsausschusses muss
unabhängig sein und über Sachverstand auf den Gebieten der
Rechnungslegung oder Abschlussprüfung verfügen. Der Prü-
fungsausschuss berichtet dem Aufsichtsrat auf der Grundlage
der Berichte der Abschlussprüfer über das Ergebnis der Prü-
fung des Jahresabschlusses. Dem Prüfungsausschuss obliegt
außerdem 
a) die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses und

der Wirksamkeit des internen Kontrollsystems, des inter-
nen Revisionssystems und des Risikomanagementsystems;

b) die Überwachung der Prüfung des Jahres- und Konzern-
abschlusses;

c) die Überprüfung und Überwachung der Unabhängigkeit
des Abschlussprüfers und der von diesem für die Bank er-
brachten zusätzlichen Leistungen.

(5) Dem Spendenausschuss gehören der Vorsitzende des
Aufsichtsrates, ein vom Aufsichtsrat aus seiner Mitte zu wäh-
lendes Mitglied aus dem Geschäftsgebiet der Bank sowie ein
vom Vorsitzenden des Allgemeinen Arbeits- und Kreditaus-
schusses zu benennendes Mitglied an. Er berät den Vorstand
in dem diesem von der Trägerversammlung zugewiesenen
Rahmen über die Fördertätigkeit der Bank durch Spenden.

(6) Der Aufsichtsrat gibt sich und den Ausschüssen eine Ge-
schäftsordnung. 
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§ 14
Trägerversammlung

(1) Jeder Träger kann bis zu drei Vertreter in die Trägerver-
sammlung entsenden. Das Stimmrecht richtet sich nach den
Kapitalanteilen der Träger. Die Vertreter jedes Trägers können
ihr Stimmrecht nur einheitlich ausüben.

(2) Vorsitzender der Trägerversammlung ist der Vorsitzende
des Vorstandes der Norddeutschen Landesbank — Girozentra-
le —, stellvertretender Vorsitzender ist der Senator für Finan-
zen der Freien Hansestadt Bremen. Die Trägerversammlung
ist einzuberufen, wenn einer der Träger, mindestens sechs
Mitglieder des Aufsichtsrates oder der Vorstand unter Angabe
des Zwecks es beantragen. Die Trägerversammlung soll unter
Angabe der Verhandlungsgegenstände mit einer Frist von
zwei Wochen einberufen werden.

(3) Die Trägerversammlung entscheidet neben den sonst in
der Satzung genannten Fällen über

1. die allgemeinen Grundsätze der Geschäftspolitik, 
2. die Änderung der Satzung, 
3. die Festsetzung und Änderung des Stammkapitals, 
4. die Änderung des Beteiligungsverhältnisses, 
5. die Aufnahme sowie die Festsetzung der Höhe und der

Bedingungen sonstigen haftenden Eigenkapitals,
6. den Abschluss, die Änderung und die Aufhebung von

Gewinnabführungs- und Beherrschungsverträgen,
7. die Entlastung des Vorstandes, 
8. die Zustimmung zur Errichtung von Niederlassungen

und Filialen,
9. — auf Vorschlag des Aufsichtsrates — die Unternehmens-

planung für das jeweils folgende Geschäftsjahr und die
Mehrjahresplanung,

10. die Festsetzung der Vergütung für die Mitglieder des Auf-
sichtsrates, der Ausschüsse und Beiräte.

Beschlüsse zu den Nummern 2 bis 4, 6 und 10 können nur
einstimmig, im Übrigen können sie mehrheitlich gefasst wer-
den. Beschlüsse zu Nummer 1 bedürfen jedoch der Einstim-
migkeit, wenn die Aufgaben der Bank gemäß § 6 Absatz 1 des
Staatsvertrages zwischen der Freien Hansestadt Bremen und
dem Land Niedersachsen in der Fassung vom 17. Mai 2002 in
ihrer Substanz berührt werden.

(4) Die Trägerversammlung kann sich und den Beiräten
eine Geschäftsordnung geben. 

(5) Der Vorsitzende der Trägerversammlung kann einen Be-
schluss der Trägerversammlung auch im Wege der schriftli-
chen oder fernschriftlichen Umfrage herbeiführen. Besteht die
technische Voraussetzung zur eindeutigen Identifizierung des
Absenders, so kann die Umfrage auch auf elektronischem
Wege durchgeführt werden. In diesen Fällen ist es notwendig,
dass alle Mitglieder dem Umfrageverfahren ausdrücklich zu-
stimmen. 

(6) Über die Sitzung der Trägerversammlung ist eine Nie-
derschrift anzufertigen, die vom Vorsitzenden der Trägerver-
sammlung zu unterzeichnen ist. Die Niederschrift ist durch
Beschlussfassung der Trägerversammlung zu genehmigen.

§ 15
Beiräte

(1) Zur sachverständigen Beratung der Bank bei ihren Ge-
schäften und zur Förderung des Kontaktes mit den Kreisen
der Wirtschaft und Verwaltung, Kultur und Wissenschaft
können Beiräte gebildet werden. Die Mitglieder werden vom
Vorstand mit Zustimmung der Trägerversammlung berufen
und abberufen. Den Vorsitz führt der Vorsitzende des Auf-
sichtsrates. 

(2) Die Berufung von Beiratsmitgliedern erfolgt für die
Dauer der Amtszeit des Aufsichtsrates. 

§ 16
Rechte und Pflichten der Organ- und Beiratsmitglieder

(1) Die Mitglieder der Organe der Bank sowie der Beiräte ha-
ben durch ihre Amtsführung die Bank nach besten Kräften
zu fördern. Sie sind zur Verschwiegenheit verpflichtet. Sie
dürfen Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse, die sie bei der
Wahrnehmung ihrer Obliegenheiten erfahren, nicht unbefugt
verwerten. Die Mitglieder kraft Amtes im Aufsichtsrat und die
Mitglieder der Trägerversammlung sind hinsichtlich der Be-
richte, die sie den von ihnen vertretenen Institutionen sowie
deren Trägern erstatten, von der Verschwiegenheitspflicht be-
freit unter der Voraussetzung, dass der jeweilige Empfänger

der Berichte seinerseits zur Verschwiegenheit verpflichtet ist.
Dies gilt nicht für solche vertraulichen Angaben und Geheim-
nisse der Bank, namentlich Betriebs- und Geschäftsgeheim-
nisse, deren Kenntnis für die Zwecke der Berichte nicht von
Bedeutung ist. Diese Pflichten bleiben auch nach dem Aus-
scheiden aus dem jeweiligen Organ bestehen.

(2) Die Vorstandsmitglieder haben bei ihrer Geschäftsfüh-
rung die Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften Ge-
schäftsleiters anzuwenden. 

(3) Für die Sorgfaltspflicht der Mitglieder des Aufsichtsrates
gilt Absatz 2 sinngemäß. Die Aufsichtsratsmitglieder sind an
Aufträge und Weisungen nicht gebunden. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für die Vertreter von Auf-
sichtsratsmitgliedern gem. § 11 Abs. 3 S. 2. 

(5) Den Mitgliedern des Aufsichtsrates, seiner Ausschüsse
sowie deren jeweiligen Vertretern und der Beiräte kann eine
angemessene Vergütung gewährt werden.

§ 17
Geschäftsjahr, Jahresabschluss, Entlastung

(1) Geschäftsjahr der Bank ist das Kalenderjahr. 
(2) Der Aufsichtsrat stellt den Jahresabschluss fest. Er schlägt

eine Entscheidung über die Entlastung des Vorstandes vor. 
(3) Die Entlastung des Aufsichtsrates erfolgt durch überein-

stimmende Erklärungen der Träger. 

§ 18
Verwendung des Überschusses

(1) Über die Verwendung des Bilanzgewinnes für
a) die erforderliche Zuführung zu den Rücklagen,
b) die Ausschüttung des verbleibenden Betrages an die Trä-

ger im Verhältnis ihrer Anteile am Stammkapital
entscheidet die Trägerversammlung auf Vorschlag des Auf-
sichtsrates.

(2) Durch Beschluss der Trägerversammlung können den
Rücklagen zugeführte Beträge wieder entnommen und
a) an die Träger ausgeschüttet oder
b) dem Stammkapital zugeführt werden.
Die Ausschüttung und Zuführung zum Stammkapital steht
den Trägern im Verhältnis ihrer Anteile am Stammkapital zu.

§ 19
Sicherheitsrücklage

(1) Aus dem bei Abschluss des Geschäftsjahres nach Vor-
nahme der erforderlichen Abschreibungen, Wertberichtigun-
gen und Rückstellungen sich ergebenden Überschuss wird
eine Sicherheitsrücklage gebildet. Bis diese die Hälfte des
Stammkapitals erreicht hat, ist ihr mindestens ein Fünftel,
alsdann mindestens ein Zehntel des jeweiligen Jahresüber-
schusses zuzuführen. 

(2) Ist die Sicherheitsrücklage zur Deckung von Verlusten
herangezogen worden, so sind die Überschüsse der folgenden
Jahre zunächst in voller Höhe zur Wiederauffüllung der Si-
cherheitsrücklage zu verwenden. 

§ 20
Deckung eines Verlustes

(1) Reichen die Rücklagen zur Deckung eines Verlustes
nicht aus, so hat die Trägerversammlung darüber zu beschlie-
ßen, welche Maßnahmen zu ergreifen sind. 

(2) Solange das Stammkapital nicht wieder aufgefüllt ist,
findet keine Gewinnausschüttung statt. 

§ 21
Staatsaufsicht

(1) Die dem Niedersächsischen Finanzminister und dem Se-
nator für Finanzen in Bremen zustehende allgemeine Staats-
aufsicht über die Bank wird durch letzteren ausgeübt. Dieser
wird in Fällen von besonderer Bedeutung Entscheidungen
nur im Einvernehmen mit dem Niedersächsischen Finanzmi-
nister treffen.

(2) Die Aufsicht hat sicherzustellen, dass die Bank ihre Auf-
gaben rechtmäßig erfüllt. Dabei hat sie die Befugnisse entspre-
chend § 44 des Gesetzes über das Kreditwesen in der Fassung
vom 9. September 1998 (BGBl. I S. 2776), zuletzt geändert
durch Artikel 1 des Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie
2002/47/EG über Finanzsicherheiten vom 21. Dezember 2004
(BGBl. I S. 3610).
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§ 22
Auflösung der Bank

Im Falle der Auflösung der Bank ist die Liquidation ein-
zuleiten. Das nach Beendigung der Liquidation verbleibende
Vermögen fällt den Trägern nach dem Verhältnis ihrer Anteile
am Stammkapital zu.

§ 23
Inkrafttreten

Die vorstehende Satzung tritt am 1. Januar 2009 in Kraft. 

D. Ministerium für Soziales, Frauen, Familie 
und Gesundheit

Bauaufsicht; fliegende Bauten 

RdErl. d. MS v. 10. 12. 2008 — 505.2-24157/1-1.1 —

— VORIS 21072 —

Bezug: RdErl. d. MFAS v. 18. 12. 2000 (Nds. MBl. 2001 S. 80), geän-
dert durch RdErl. d. MS v. 11. 11. 2004 (Nds. MBl. S. 801)
— VORIS 21072 02 00 40 043 — 

1. Zur Ausführung des § 84 i. V. m. § 51 NBauO wird be-
stimmt:
Für den Bau und Betrieb fliegender Bauten gelten die Vor-
schriften der als Anlage abgedruckten Richtlinie über den Bau
und Betrieb fliegender Bauten (FlBauR).
2. Die Verpflichtungen aus der Richtlinie 98/34/EG des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 22. 6. 1998 über
ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und
technischen Vorschriften (ABl. EG Nr. L 204 S. 37), zuletzt
geändert durch die Richtlinie 2006/96/EG des Rates vom
20. 11. 2006 (ABl. EU Nr. L 363 S. 81), sind beachtet worden.
3. Dieser RdErl. tritt am 28. 1. 2009 in Kraft. Gleichzeitig
wird der Bezugserlass aufgehoben.

An die 
TÜV NORD Systems GmbH & Co. KG
Unteren Bauaufsichtsbehörden

— Nds. MBl. Nr. 4/2009 S. 86

Anlage

Richtlinie über den Bau und Betrieb fliegender Bauten 
(FlBauR)

I n h a l t

1. Allgemeines
1.1 Geltungsbereich
1.2 Begriffe

2. Allgemeine Bauvorschriften
2.1 Standsicherheit und Brandschutz
2.2 Rettungswege  
2.3 Balkone, Emporen, Galerien, Podien
2.4 Rampen, Treppen und Stufengänge
2.5 Beleuchtung
2.6 Feuerlöscher
2.7 Anforderungen an Aufenthaltsräume
2.8 Hinweisschilder und -zeichen

3. Besondere Bauvorschriften für Tribünen

4. Besondere Bauvorschriften für Schaustellergeschäfte
4.1 Fahrgeschäfte
4.1.1 Allgemeine Anforderungen
4.1.2 Achterbahnen
4.1.3 Geisterbahnen
4.1.4 Autofahrgeschäfte, Motorrollerbahnen
4.1.5 Schaukeln
4.1.6 Karusselle

4.1.7 Riesenräder
4.2 Schaugeschäfte, Steilwandbahnen, Globusse
4.3 Belustigungsgeschäfte
4.3.1 Drehscheiben, Rollende Tonnen, Schiebebühnen, Wackeltreppen
4.3.2 Rutschbahnen, Toboggane
4.3.3 Reitbahnen
4.3.4 Rotoren
4.3.5 Irrgärten
4.3.6 Schlaghämmer
4.4 Schießgeschäfte

5. Besondere Bauvorschriften für Zelte und vergleichbare Räu-
me für mehr als 200 Besucherinnen und Besucher

5.1 Rettungswege
5.2 Lüftung
5.3 Rauchabzüge
5.4 Beheizung
5.5 Beleuchtung
5.6 Bestuhlung
5.7 Manegen
5.8 Sanitätsraum

6. Allgemeine Betriebsvorschriften
6.1 Verantwortliche Personen
6.2 Überprüfungen
6.3 Rettungswege, Beleuchtung
6.4 Brandverhütung
6.5 Brandsicherheitswache
6.6 Benutzungseinschränkungen für Benutzerinnen und Benutzer

sowie Fahrgäste
6.7 Hinweisschilder

7. Besondere Betriebsvorschriften
7.1 Fahrgeschäfte allgemein
7.2 Achterbahnen, Geisterbahnen
7.3 Autofahrgeschäfte, Motorrollerbahnen
7.4 Schaukeln
7.5 Karusselle
7.6 Riesenräder
7.7 Belustigungsgeschäfte
7.8 Schießgeschäfte

1. Allgemeines
1.1 Geltungsbereich

Die Richtlinie gilt für fliegende Bauten nach § 84 Abs. 1
NBauO. Die Richtlinie gilt nicht für Zelte, die als Camping-
und Sanitätszelte verwendet werden, sowie für Zelte mit einer
Grundfläche bis zu 75 m². Die Regelungen dieser Richtlinie
für Räume in Zelten gelten auch für Räume vergleichbarer
Nutzung und Größenordnung in anderen fliegenden Bauten.

Die Nummern 4.4 und 7.8 gelten nicht für fliegende Bau-
ten, in denen fest eingebaute Schusswaffen (Schießgeräte) ver-
wendet werden.
1.2 Begriffe
1.2.1 Fahrgeschäfte sind Anlagen, in denen Personen (Fahr-
gäste) durch eigene oder fremde Kraft in vorgeschriebenen
Bahnen oder Grenzen bewegt werden.
1.2.2 Schaugeschäfte sind Anlagen, in denen Personen (Zu-
schauerinnen und Zuschauer) durch Vorführungen unterhal-
ten werden.
1.2.3 Belustigungsgeschäfte sind Anlagen, in denen sich
Personen (Fahrgäste, Benutzerinnen und Benutzer) zu ihrer
und zur Belustigung anderer Personen (Zuschauerinnen und
Zuschauer) betätigen können.
1.2.4 Tribünen sind Anlagen mit ansteigenden Steh- oder
Sitzplatzreihen für Besucherinnen und Besucher, die von der
Geländeoberfläche oder vom Fußboden des Raumes über Stu-
fengänge oder Treppen zugänglich sind.
1.2.5 Zelte sind Anlagen, deren Hülle aus Planen (textile
Flächengebilde, Folien) oder teilweise auch aus festen Bautei-
len besteht.
1.2.6 Tragluftbauten sind Anlagen mit einer flexiblen Hülle,
welche ausschließlich oder mit Stützung durch Seile, Netze
oder Masten von der unter Überdruck gesetzten Luft des In-
nenraumes getragen wird.
1.2.7 Umwehrungen sind Vorrichtungen am Rand einer
Verkehrsfläche mit dem Ziel, den Absturz von Personen oder
Sachen zu verhindern.
1.2.8 Abschrankungen sind Vorrichtungen mit dem Ziel,
das unbeabsichtigte Betreten eines gefährlichen Bereichs (z. B.
Fahrbahn) zu verhindern.
1.2.9 Zäune dienen der Einfriedung eines Bereichs mit dem
Ziel, diesen Bereich gegen unbefugtes Betreten zu sichern.
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2. Allgemeine Bauvorschriften
2.1 Standsicherheit und Brandschutz
2.1.1 Die Tragfähigkeit und Oberflächenbeschaffenheit des
Standplatzes muss dem Verwendungszweck entsprechend ge-
eignet sein. Unterpallungen (Unterfütterungen zwischen dem
Erdboden und der Sohlenkonstruktion) sind niedrig zu halten
sowie unverschieblich und standsicher herzustellen.
2.1.2 Baustoffe, ausgenommen gehobeltes Holz, müssen
mindestens schwerentflammbar sein; für Bedachungen, die
höher als 2,30 m über begehbaren Flächen liegen, genügen
normalentflammbare Baustoffe.
2.1.3 Abspannvorrichtungen der Mastkonstruktionen müs-
sen aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen.
2.1.4 Glasfaserverstärkte Kunststoffe (GFK) dürfen für tra-
gende Konstruktionen nur verwendet werden, wenn ihre Ver-
wendbarkeit nach § 25 NBauO (Allgemeine bauaufsichtliche
Zulassung) oder § 26 NBauO (Nachweis der Verwendbarkeit
von Bauprodukten im Einzelfall) nachgewiesen ist.
2.1.5 Bestuhlungen von fliegenden Bauten für mehr als
5 000 Besucherinnen und Besucher müssen aus mindestens
schwerentflammbarem Material oder gehobeltem Holz beste-
hen.
2.1.6 Vorhänge müssen mindestens schwerentflammbar
sein und dürfen den Fußboden nicht berühren; sie müssen
leicht verschiebbar sein.
2.1.7 Dekorationen müssen mindestens schwerentflamm-
bar sein und dürfen nicht brennend abtropfen.
2.1.8 Ausschmückungen aus natürlichem Laub- oder Nadel-
holz müssen frisch sein oder gegen Entflammen imprägniert
sein.
2.1.9 Abfallbehälter in Räumen müssen aus nichtbrennba-
ren Baustoffen bestehen und dicht schließende Deckel haben.
2.2 Rettungswege
2.2.1 Die Entfernung von jedem Besucherplatz bis zum
nächsten Ausgang ins Freie darf nicht größer als 30 m sein.
Die Entfernung wird in der Lauflinie gemessen. 
2.2.2 Die Breite der Rettungswege ist nach der größtmögli-
chen Personenzahl zu bemessen. Ohne Nachweis der Bestuh-
lung sind auf je 1 m² Platzfläche (Tisch-, Sitz- und Stehplätze)
zwei Personen zu rechnen. Bei der Bemessung ist eine lichte
Breite von 1,20 m je 200 in Räumen und je 600 im Freien da-
rauf angewiesene Personen zugrunde zu legen. Staffelungen
sind nur in Schritten von 0,60 m zulässig. Die lichte Breite
muss jedoch mindestens 1,20 m betragen. Bei Ausgängen aus
Räumen mit weniger als 100 m2 Grundfläche genügt eine lich-
te Breite von 0,90 m. 
2.2.3 Räume mit mehr als 100 m² Grundfläche müssen je-
weils mindestens zwei möglichst entgegengesetzt gelegene
Ausgänge haben. Die Durchgangshöhe von Ausgängen muss
mindestens 2,00 m betragen. Die notwendigen Ausgänge müs-
sen mit Schildern nach A n l a g e 1 dauerhaft und gut sicht-
bar gekennzeichnet werden.
2.3 Balkone, Emporen, Galerien, Podien
2.3.1 Balkone, Emporen, Galerien, Podien und andere Anla-
gen, die höher als 0,20 m sind und von Besucherinnen und
Besuchern oder Zuschauerinnen und Zuschauern benutzt
werden, müssen feste Umwehrungen haben. Bei einer Ab-
sturzhöhe bis 12 m müssen die Umwehrungen von der Fuß-
bodenoberfläche gemessen mindestens 1 m hoch sein. Bei
mehr als 12 m Absturzhöhe müssen die Umwehrungen min-
destens 1,10 m hoch sein. Die Umwehrungen müssen so aus-
gebildet sein, dass nichts darauf abgestellt werden kann. Sie
müssen mindestens aus einem Holm und zwei Zwischenhol-
men bestehen. Podien, die höher als 1 m sind, müssen mit
Stoßborden versehen sein. Umwehrungen von Flächen mit ei-
ner Absturzhöhe von mehr als 1,50 m Höhe sind so auszufüh-
ren, dass Kleinkindern das Durch- und Überklettern nicht
erleichtert wird, wenn mit der Anwesenheit von Kleinkindern
auf der zu sichernden Fläche üblicherweise zu rechnen ist.
Hier darf der Abstand der Umwehrungs- und Geländerteile in
einer Richtung nicht mehr als 0,12 m betragen.
2.3.2 Bei Rundpodien von Karussellen darf die Neigung
1 : 2,75 betragen, wenn die Bodenbeläge rutschsicher ausge-
führt und Trittleisten vorhanden sind. Bei Schrägpodien darf
die Neigung bis 1 : 8 betragen.
2.3.3 Balkone, Emporen, Galerien und ähnliche Anlagen für
Besucherinnen und Besucher müssen über mindestens zwei
voneinander unabhängige Treppen zugänglich sein.
2.4 Rampen, Treppen und Stufengänge
2.4.1 Rampen in Zu- und Abgängen für Besucherinnen und
Besucher dürfen nicht mehr als 1 : 6 geneigt sein. Sind sie

durch Trittleisten in einem Abstand von höchstens 0,40 m ge-
gen Ausrutschen gesichert, so dürfen sie bis 1 : 4 geneigt sein.
2.4.2 Treppen, die dem allgemeinen Besucherverkehr die-
nen, dürfen, soweit sie nicht rundum führen (z. B. bei Flieger-
karussellen), nicht mehr als 2,40 m breit sein. Sie müssen
beiderseits feste und griffsichere Handläufe ohne freie Enden
haben. Die Handläufe sind über alle Stufen und Treppenab-
sätze fortzuführen. Die Auftrittsbreite der Stufen muss min-
destens 0,23 m betragen. Die Stufen sollen nicht niedriger als
0,14 m und dürfen nicht höher als 0,20 m sein. Bei Treppen
mit gebogenen oder gewendelten Läufen darf die Auftrittsbrei-
te der Stufen im Abstand von 1,20 m von der inneren Trep-
penwange 0,40 m nicht überschreiten. Das Steigungsver-
hältnis einer Treppe muss immer gleich sein.
2.4.3 Treppen müssen an den Unterseiten geschlossen sein,
wenn darunter Gänge, Sitzplätze oder Verkaufsstände ange-
ordnet sind.
2.4.4 Wendeltreppen sind für Räume mit mehr als 50 Perso-
nen unzulässig.
2.4.5 Stufengänge müssen eine Steigung von mindestens
0,10 m und höchstens 0,20 m und einen Auftritt von mindes-
tens 0,26 m haben. Sie sind wie Treppen zu bemessen.
2.5 Beleuchtung
2.5.1 Die Beleuchtung muss elektrisch sein; batteriegespeis-
te Leuchten sind zulässig, wenn sie fest angebracht sind.
2.5.2 Bei Ausfall der allgemeinen Stromversorgung müssen
batteriegespeiste Leuchten zur Verfügung stehen.
2.5.3 Ortsveränderliche Scheinwerfer müssen gegen Herab-
fallen mit einer Sicherung aus nichtbrennbarem Baustoff ge-
sichert sein.
2.6 Feuerlöscher
2.6.1 Feuerlöscher sind an gut sichtbaren und zugänglichen
Stellen, die zu kennzeichnen sind, griffbereit anzubringen
und ständig gebrauchsfähig zu halten.
2.6.2 Zahl, Art und Löschvermögen der Feuerlöscher1) und
ihre Bereitstellungsplätze sind nach der Ausführungsart und
Nutzung des fliegenden Baues festzulegen. Für die Mindest-
zahl der bereitzuhaltenden Feuerlöscher gilt nachstehende
Übersicht:

2.7 Anforderungen an Aufenthaltsräume
2.7.1 Die lichte Höhe muss mindestens 2,30 m betragen. Bei
Räumen in Wagen oder Containern muss die lichte Höhe im
Scheitel gemessen mindestens 2,30 m betragen; sie darf je-
doch an keiner Stelle 2,10 m unterschreiten.
2.7.2 Zelte müssen im Mittel 3 m und dürfen an keiner Stel-
le weniger als 2,30 m im Lichten hoch sein. Bei Zelten bis
zu 10 m Breite darf der Mittelwert von 3 m unterschritten
werden.
2.7.3 In Zelten mit Tribünen muss eine lichte Höhe über
dem Fußboden der obersten Reihe von mindestens 2,30 m, in
Zelten mit Rauchverbot von mindestens 2 m vorhanden sein.
2.7.4 Unter Emporen oder Galerien darf die lichte Höhe in
Abweichung von Nummer 2.7.1 auf 2 m verringert werden.
2.8 Hinweisschilder und -zeichen

Anschläge und Aufschriften, die auf Rettungswege, Rauch-
verbot oder Benutzungsverbote und -bedingungen hinweisen,
sind an gut sichtbarer Stelle anzubringen. Sie müssen den
A n l a g e n  1  b i s  3  entsprechen.

1) DIN EN 3-7:2007-10, Tragbare Feuerlöscher — Teil 7: Eigenschaf-
ten, Leistungsanforderungen und Prüfungen.

Zeile Überbaute
Fläche 

(m²)

erforder-
liche 

Lösch-
mittel-

einheiten

empfohlene 
Mindest-
zahl der 
Feuer-
löscher

Art der 
Feuer-
löscher

1 bis 50 6 1

2 bis 100 9

3 bis 300

3 weitere
je 100 m²

Pulver-
löscher
mit ABC-
Lösch-
pulver

4 bis 600 2

5 bis 900 3

6 bis 1000 4

7 Je weitere 
500

12 weitere 1 weiterer
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3. Besondere Bauvorschriften für Tribünen
3.1 Die Unterkonstruktion von Tribünen mit mehr als zehn
Platzreihen, deren Höhenunterschied mehr als 0,32 m je
Platzreihe beträgt (steil ansteigende Platzreihen), muss aus
nichtbrennbaren Baustoffen bestehen. 
3.2 Bei Tribünen im Freien dürfen an jeder Seite eines Stu-
fen- oder Rampenganges höchstens 20, zwischen zwei Seiten-
gängen höchstens 40 Sitzplätze angeordnet sein. 
3.3 Bei Tribünen in Zelten dürfen an jeder Seite eines Stu-
fen- oder Rampenganges höchstens 10, zwischen zwei Seiten-
gängen höchstens 20 Sitzplätze angeordnet sein.
3.4 Der Fußboden jeder Platzreihe muss mit dem anschlie-
ßenden Auftritt des Stufen- oder Rampenganges in gleicher
Höhe liegen.
3.5 Laufbohlen zwischen den Sitzplatzreihen müssen so
breit sein, dass sie jeweils 0,05 m unter die Sitzflächen der
beiden Sitzplatzreihen reichen. Ersatzweise kann ein Stoß-
bord angeordnet werden. Die freien Zwischenräume dürfen
höchstens 0,12 m betragen.
3.6 Stehplätze auf Stehplatzreihen (Stehstufen) müssen
mindestens 0,50 m breit und dürfen höchstens 0,45 m tief
sein. Die Stehstufen sollen mindestens 0,10 m hoch sein.
3.7 Sitzplätze müssen mindestens 0,50 m breit sein. Sie
müssen unverrückbar befestigt sein. Zwischen den Sitzplatz-
reihen muss eine lichte Durchgangsbreite von mindestens
0,40 m vorhanden sein.
3.8 Auch hinter der obersten Platzreihe ist eine Umwehrung
erforderlich. Diese muss von der Fußbodenoberfläche gemes-
sen bei einer Absturzhöhe bis 12 m mindestens 1 m, bei mehr
als 12 m Absturzhöhe mindestens 1,10 m hoch sein. Falls die
Rückenlehne der obersten Sitzreihe als Umwehrung dienen
soll, ist diese wie ein Geländer zu bemessen.
3.9 Bei Tribünen mit einer Höhe von mehr als 5 m, gemes-
sen von der Aufstellfläche bis Oberkante Fußboden der ober-
sten Reihe, sind nach hinten, seitlich oder durch Mundlöcher
zusätzlich zu den Stufengängen Treppen anzuordnen. Befin-
den sich oberhalb der Treppen weitere Platzreihen, so sind bei
einer Höhendifferenz der Platzreihen von jeweils 5 m weitere
Treppen erforderlich.
3.10 Werden mehr als 5 Stehstufen von Stehplatzreihen
hintereinander angeordnet, so sind vor der vordersten Stufe
und nach jeweils 10 weiteren Stufen Umwehrungen von min-
destens 1,10 m Höhe, gemessen von der Fußbodenoberfläche,
anzubringen (Wellenbrecher). Sie müssen einzeln mindestens
3 m lang und dürfen seitlich höchstens 2 m voneinander ent-
fernt sein. Die seitlichen Abstände können bis auf 5 m vergrö-
ßert werden, wenn die Lücken nach höchstens 5 Stehplatz-
reihen durch versetzt angeordnete Wellenbrecher überdeckt
sind.
3.11 Tribünen müssen bei Veranstaltungen während der
Dunkelheit ausreichend beleuchtet werden können.

4. Besondere Bauvorschriften für Schaustellergeschäfte
4.1 Fahrgeschäfte
4.1.1 Allgemeine Anforderungen
4.1.1.1 Fahrgeschäfte mit bewegten und/oder ausschwin-
genden Teilen müssen einen Sicherheitsabstand von mindes-
tens 1 m von anderen baulichen Anlagen und festen Gegen-
ständen haben. In der Nähe von Bäumen ist deren Bewegung,
z. B. im Wind, zusätzlich zu berücksichtigen. Zu Starkstrom-
freileitungen ist ein Mindestabstand von 5 m einzuhalten.
4.1.1.2 Bewegte, für Fahrgäste bestimmte Teile, insbesonde-
re ausschwingende Fahrgastsitze, müssen von anderen festen
oder bewegten Teilen des Fahrgeschäftes so weit entfernt sein,
dass die Fahrgäste nicht gefährdet sind. Bei bewegten Teilen
und festgelegten Bahnen sind folgende Abstände — von der
seitlichen Sitzbegrenzung gemessen — erforderlich, sofern
nicht Schutzvorrichtungen angebracht sind:
— 0,50 m bei einer Geschwindigkeitsdifferenz von bis zu 20 m/s,
— 0,70 m bei einer Geschwindigkeitsdifferenz von über 20 m/s.

Oberhalb des Fahrzeugbodens muss ein freier Raum von
mindestens 2 m Höhe vorhanden sein. Ist der Fahrgast durch
eine Vorrichtung oder durch Art und Betriebsweise des Fahr-
geschäftes am Aufstehen gehindert, so genügt eine Mindest-
höhe über dem Fahrgastsitz von 1,50 m. Die Höhe ist vom
Boden bzw. vom Sitz aus jeweils rechtwinklig zur Fahrbahn-
ebene zu messen und in voller Sitzbreite freizuhalten (Licht-
raumprofil). Bei Verwendung von Schutzkörben kann eine
geringere Höhe gestattet werden. Für Riesenräder gilt Num-
mer 4.1.7.1.

4.1.1.3 Die Fahrbahngrenzen ausschwingender Fahrgastsit-
ze oder -gondeln sind so festzulegen, dass Zuschauerinnen
und Zuschauer nicht gefährdet werden können. Der Sicher-
heitsabstand muss mindestens 0,50 m betragen.
4.1.1.4 Die Fahrzeuge und Gondeln müssen fest angebrachte
Sitze und Vorrichtungen zum Festhalten sowie nötigenfalls
zum Anstemmen der Füße haben. Können die Fahrgäste vom
Sitz abgehoben werden oder abrutschen oder sind sie zeitwei-
se mit dem Kopf nach unten gerichtet, so sind in den Fahrzeu-
gen oder Gondeln ausreichende Fahrgastsicherungen erforder-
lich. Kann das Versagen der Fahrgastsicherung zum Absturz
eines Fahrgastes führen, so muss zusätzlich eine weitere von
der ersten unabhängige Fahrgastsicherung (z. B. Schutzkorb)
vorhanden sein; hiervon kann abgewichen werden, wenn
durch die Ausführung der ersten Fahrgastsicherung eine gleich-
wertige Sicherheit erreicht wird. Diese Forderung ist z. B.
erfüllt bei körpergerecht gestaltetem Sicherungsbügel und
besonders geformten Sitzen, wenn die Bauteile des Siche-
rungsbügels und seiner Verriegelungseinrichtung doppelt (re-
dundant) ausgeführt und die Teile so bemessen sind, dass bei
Versagen eines Einzelbauteils der Sicherungsbügel nicht
durch Verformung unwirksam wird. Bei Fahrgeschäften ohne
Fahrgastsicherung ist das Rückwärtsfahren nicht gestattet.
4.1.1.5 Die Einstiegsöffnungen in Fahrzeuge oder Gondeln
dürfen nicht höher als 0,40 m über den Zugangspodien liegen
und müssen Schließvorrichtungen haben. Bei Kinderflie-
gerkarussellen und allen schnell laufenden Fahrgeschäften2)
müssen die Einstiegsöffnungen der Fahrzeuge/Gondeln Si-
cherheitsverschlüsse haben, die sich während der Fahrt nicht
öffnen können (z. B. geschlossene Haken oder Schließstangen
mit federbelasteter Verriegelung). Bei Kinderfahrgeschäften,
mit Ausnahme von Kinderfliegerkarussellen, und bei allen
langsam laufenden Fahrgeschäften2) genügen einfache Schließ-
vorrichtungen (z. B. Ketten oder Riemen), die mit offenen Ha-
ken eingehängt werden.
4.1.1.6 Fahrgeschäfte müssen während des Betriebes — auch
bei Betriebsstörungen, wie z. B. Stromausfall — in eine siche-
re Lage gebracht und stillgesetzt werden können.
4.1.1.7 Elektrische Sicherheitseinrichtungen müssen so aus-
gelegt sein, dass bei Auftreten eines Fehlers (innerer bzw. äu-
ßerer Fehler) ihre Wirksamkeit erhalten bleibt oder die Anlage
in den sicheren Zustand überführt wird. Der Begriff „Fehler“
umfasst sowohl den ursprünglichen als auch die daraus evtl.
entstehenden weiteren Fehler in oder an den Sicherheits-
einrichtungen. Mit dem gleichzeitigen Entstehen zweier un-
abhängiger Fehler braucht nicht gerechnet zu werden. Ein
Hinzukommen eines zweiten Fehlers zu einem unerkannten
ersten Fehler ist jedoch zu berücksichtigen.
4.1.1.8 Technische Einrichtungen zur Begrenzung der
Höchstfahrzeit sind bei Fahrgeschäften vorzusehen, bei denen
die Fahrgäste besonderen gesundheitlichen Belastungen aus-
gesetzt sind (vgl. Nummer 7.1.6).
4.1.2 Achterbahnen
4.1.2.1 Für die Wagen müssen Rücklaufsicherungen am Wa-
genaufzug und an den anderen Bergstrecken vorhanden sein.
4.1.2.2 Sollen in der Fahrstrecke zwischen Aufzugs- bzw.
Auffahrtsende und Bahnhof planmäßig mehrere Wagen oder
Züge ohne Bremsen fahren, sind in diesem Streckenbereich
Bremsvorrichtungen einzubauen, durch die alle in dieser
Fahrtstrecke befindlichen Wagen oder Züge einzeln schnell
und sicher angehalten werden können. Von einer Stelle, die
einen Überblick über die ganze Bahn gewährleistet, müssen
von einem Beobachtungsposten die Streckenbremsvorrich-
tungen gemeinsam betätigt und der Wagenaufzug angehalten
werden können. Auf den Beobachtungsposten kann verzich-
tet werden, wenn die Bahn mit einem einzelfehlersicheren
Blocksystem mit automatisch gesteuerten Bremsen ausge-
rüstet ist.
4.1.2.3 Die Anlagen sind ringsum mit einem Zaun zu um-
geben.
4.1.2.4 Die Bremsstrecken am Ende der Fahrstrecke müssen
beleuchtet sein.
4.1.3 Geisterbahnen
4.1.3.1 Die Fahrzeuge von Geisterbahnen müssen eine vor-
dere und eine hintere Schrammkante haben. Bei Gondeln von
Hängebahnen müssen Schrammkanten an den Laufwerken
angebracht und die Gondeln so in ihrer Pendelbewegung in
Längsrichtung begrenzt sein, dass sie nicht aneinander stoßen
können. Die Sitze sind so anzuordnen und auszubilden, dass
niemand hinausfallen kann. Geisterbahnen sind mit einer au-
tomatischen Streckensicherung auszurüsten, die das Zusam-
menstoßen der Fahrzeuge verhindert.
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Bei langsam fahrenden Fahrzeugen2) mit geeigneten An-
pralldämpfern kann auf eine automatische Streckensicherung
verzichtet werden. Stockwerksgeisterbahnen müssen Rück-
laufsicherungen in den Steigungsstrecken haben. In den Ge-
fällestrecken sind erforderlichenfalls Bremsen zur Regelung
der Geschwindigkeit und Kippsicherungen vorzusehen.
4.1.3.2 Die Fahrbahnen sind bis auf die Ein- und Aussteige-
stellen gegen die Zuschauerinnen und Zuschauer abzuschran-
ken. 
4.1.4 Autofahrgeschäfte, Motorrollerbahnen
4.1.4.1 Autofahrgeschäfte müssen so beschaffen sein, dass
die Fahrzeuge ohne Zutun der Fahrgäste und ohne Mithilfe
der Bedienungspersonen am Fahrzeug selbst stillgesetzt wer-
den können; bei Autobahnen muss dies mindestens am Bahn-
hof möglich sein.

Die Fahrzeuge dürfen eine Geschwindigkeit von 8,5 m/s
nicht überschreiten. Der Höchstgeschwindigkeitsunterschied
der Fahrzeuge darf höchstens 15 v. H. betragen.

Die Fahrbahngrenzen oder die ringsum an den Fahrzeugen
angebrachten Puffer sind zur Milderung der Anfahrstöße mit
einer Einrichtung (Federung oder Dämpfung) zu versehen, die
so beschaffen sein muss, dass die Fahrzeuge nicht härter
zurückprallen als beim Zusammenstoß zweier Fahrzeuge.
Dies gilt insbesondere, wenn gefederte Stoßbanden vorhan-
den sind und gleichzeitig Fahrzeuge mit druckluftgefüllten
Gummiwülsten verwendet werden.
4.1.4.2 Die Fahrzeuge müssen so beschaffen sein, dass die
Fahrgäste auch seitlich nicht hinausfallen können. Die Fahr-
zeuge sind rundum mit Puffern aus weichem Werkstoff zu
versehen, die mindestens 0,10 m vor den äußersten übrigen
Teilen des Fahrzeuges vorstehen müssen. Die Puffer der in
demselben Geschäft verwendeten Fahrzeuge müssen unter-
einander und mit der Schrammbordkante auf gleicher Höhe
liegen. Der Gewichtsunterschied der Fahrzeuge desselben
Geschäfts darf höchstens 30 v. H. betragen. Bewegliche
Fahrzeugteile, die zu Verletzungen führen können, sind gegen
unbeabsichtigtes Berühren zu schützen. Die Fahrzeuge müs-
sen mit Gurten ausgestattet sein, durch die Kinder bei Zu-
sammenstößen vor Verletzungen durch Vorprellen gesichert
werden. Für jeden Sitzplatz ist ein Gurt von mindestens
25 mm Breite erforderlich. Kanten und andere Teile, die zu
Verletzungen führen können, sind zu polstern.
4.1.4.3 Autoskooter dürfen nur mit Gleichspannung von
höchstens 110 V betrieben werden. Der Gleichstromkreis
muss vom Versorgungsnetz durch einen Transformator galva-
nisch getrennt sein. Stromabnehmernetz, Wagenkontakte und
Fahrbahnplatte müssen so beschaffen und aufeinander ab-
gestimmt sein, dass Augenverletzungen vermieden werden.
Diese Forderung ist erfüllt, wenn die Maßnahmen nach den
Buchstaben a bis d und nach Nummer 7.3.4 getroffen sind:
a) Die Fahrbahnplatte muss aus unbeschädigten, ebenen,

blanken und schmutzfreien Tafeln bestehen, die an allen
Kanten metallische Berührung untereinander haben müs-
sen. Sie muss mit dem Minuspol der Stromquelle an zwei
gegenüberliegenden Stellen verbunden werden. Zur Ver-
meidung gefährlicher Potenzialdifferenzen ist die Fahr-
bahnplatte mit den sie umgebenden leitfähigen Konstruk-
tionsteilen (z. B. Laufsteg, Hallenstützen) und dem Erder
der Potenzialausgleichsleitungen zu verbinden.

b) Bei Fahrbahnplatten mit einer Größe bis etwa 200 m² und
für bis zu 30 Fahrzeuge muss das Stromabnehmernetz an
mindestens je zwei Stellen, bei Rechteckflächen an den
Stirnseiten, bei größeren Fahrbahnplatten oder mehr als
30 Fahrzeugen an mindestens drei Stellen mit den Zu-
leitungskabeln fest und kontaktsicher verbunden sein.
Das Stromabnehmernetz soll aus sechseckigem Maschen-
draht3) mit einer Drahtstärke von 1,2 mm bis 1,4 mm oder
gleichwertigem Material bestehen. Die Drähte müssen vor
dem Flechten verzinkt sein. Das Stromabnehmernetz ist
mit möglichst gleichbleibendem Abstand zur Fahrbahn-
platte anzubringen und so straff zu spannen, dass es durch
einen Stromabnehmerbügeldruck nicht wesentlich ange-
hoben werden kann. Das Netz soll eine Maschenweite von
höchstens 40 mm haben. Das Netz muss glatt, d. h. frei
von Knicken, Stufen (z. B. Nähten) und dergleichen sein. 

2) Die Geschwindigkeitsgrenze zwischen langsam und schnell laufend
liegt bei 3 m/s.

3) DIN EN 10223-2:2004-08, Stahldraht und Drahterzeugnisse für
Zäune — Teil 2: Stahldrahtgeflechte mit sechseckigen Maschen für
landwirtschaftliche Zwecke, Isolierungen und Zäune.

c) Die Fahrzeuge müssen Kontaktbürsten aus Stahl- oder
Bronzedraht haben, die durch Federn mit einem Kontakt-
druck von 10 bis 16 N auf die Fahrbahn gedrückt werden.
Die Kontaktbürsten dürfen sich auch beim Ankippen der
Fahrzeuge nicht von der Fahrbahn abheben.

d) Der Stromabnehmerbügel muss aus S 235 oder S 355 her-
gestellt und so flach gebogen sein, dass er das Netz an min-
destens drei Stellen berührt und einen Kontaktdruck von
10 bis 16 N ausübt. Er soll möglichst leicht und gut dreh-
bar sein; er ist gegen Herabfallen zu sichern. Die Masse der
Stromabnehmerbügel soll so gering wie möglich gehalten
werden, um Kontaktunterbrechungen zu vermeiden. Der
elektrische Kontakt an den Drehstellen darf nicht beein-
trächtigt sein, insbesondere nicht durch Farbe oder Rost-
ansatz. Die Kontaktflächen müssen blank sein und die
Andrückvorrichtung der Bügel soll einen möglichst kons-
tanten Anpressdruck ergeben. Blanke, unter Spannung
stehende Teile müssen mindestens 2,50 m Abstand von
der Bodenplatte des Wagens haben.

4.1.4.4 Motorrollerbahnen müssen von einem Zaun umge-
ben sein. In mindestens 0,50 m Abstand von der Innenseite
dieses Zaunes ist eine Schrammbordschwelle einzubauen. In-
seln sind ebenfalls mit Schrammbordschwellen zu versehen.
Der Erdboden darf nicht als Fahrbahn benutzt werden.
4.1.5 Schaukeln
4.1.5.1 Schaukeln müssen Abschrankungen haben, die min-
destens aus einem Holm in etwa 1 m Höhe und aus einem
Zwischenholm in halber Höhe bestehen müssen. Sie sind so
weit von dem Schwingbereich entfernt anzuordnen, dass nie-
mand durch die Gondeln gefährdet werden kann und inner-
halb der Abschrankungen ein genügend großer Raum für
Bedienungspersonen und wartende Fahrgäste verbleibt. Die
einzelnen Gondelbahnen müssen gegeneinander in gleicher
Weise eingeschrankt sein. Der Zugang zu den Gondeln muss
gesperrt werden können.
4.1.5.2 Schaukeln müssen Bremsen haben, die so einzustel-
len sind, dass die Gondeln nicht blockiert werden können.
Durch geeignete Vorrichtungen ist dafür zu sorgen, dass das
Bremsbrett weder zu hoch angehoben noch der Bremsvorgang
unwirksam gemacht wird.
4.1.5.3 Bei Schiffsschaukeln müssen die Schiffe 1 m hohe
Geländer — vom Schiffboden gemessen — haben; die Abstän-
de der Geländerstäbe dürfen nicht größer als 0,40 m sein. Bei
Kinderschaukeln muss das Geländer mindestens 0,70 m hoch
sein; die Abstände der Geländerstäbe dürfen nicht größer als
0,25 m sein.
4.1.5.4 Bei Überschlagschaukeln, bei denen die Fahrgäste
zeitweilig mit dem Kopf nach unten gerichtet sind, müssen
die Gondeln geeignete Vorrichtungen zum Festhalten des Fu-
ßes am Schiffsboden (Fußschlaufe) und zum Festhalten des
Körpers an den Schiffsstangen haben. Die Fußschlaufen müs-
sen mindestens 25 mm breit sein, eine Bruchlast einschließ-
lich der Befestigungen und Verbindungen von 2 kN aufweisen
und zur Prüfung und Pflege abnehmbar sein. Hüftgürtel zum
Festhalten des Körpers müssen den einschlägigen technischen
Bestimmungen4) entsprechen und an den Schiffsstangen be-
festigt sein.
4.1.5.5 Kinderschaukeln dürfen vom Gondelboden bis zur
Aufhängeachse nicht höher als 3 m sein und keine Über-
schlaggondeln haben. Bremsen sind nicht erforderlich, wenn
die Bedienungspersonen jede Gondel von Hand gefahrlos an-
halten können.
4.1.6 Karusselle
4.1.6.1 Der Führerstand mit den Schalteinrichtungen ist an
einer Stelle mit bestmöglichem Überblick anzuordnen.
4.1.6.2 Karusselle mit Hubbewegung des Auslegers oder des
gesamten Drehwerkes (Auslegerflugkarusselle) sind an den
frei zugänglichen Seiten mindestens zur Hälfte mit einer Ab-
schrankung zu umgeben, die in jedem zweiten Feld eine Öff-
nung von höchstens 2,50 m Breite haben darf. Die Abschran-
kung muss aus einem Holm in ca. 1 m Höhe und aus zwei
Zwischenholmen bestehen. Rundfahrgeschäfte mit Geschwin-
digkeiten am äußeren Umfang von mehr als 10 m/s oder mit
veränderlichem Abstand zwischen der Abschrankung und be-
wegten Teilen sind vollständig abzuschranken.

4) DIN EN 358:2000-02, Persönliche Schutzausrüstung für Haltefunk-
tionen und zur Verhinderung von Abstürzen — Haltegurte und Ver-
bindungsmittel für Haltegurte oder DIN EN 354:2002-09, Persön-
liche Schutzausrüstung gegen Absturz-Verbindungsmittel.
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4.1.6.3 Kann die Höhenbewegung der Ausleger durch den
Fahrgast selbst gesteuert werden, so muss die Steuereinrich-
tung so beschaffen sein, dass die Bedienungspersonen die
vom Fahrgast eingeleitete Bewegung unterbrechen und die
Ausleger in die Ausgangsstellung zurückbringen können.
4.1.6.4 Bei Fliegerkarussellen muss zwischen der Unterkan-
te ausschwingender Sitze und den allgemein zugänglichen
Verkehrsflächen ein senkrechter Abstand von mindestens
2,70 m vorhanden sein. Verkehrsflächen, bei denen dieser
Abstand nicht eingehalten werden kann, sind so abzuschran-
ken, dass Zuschauerinnen und Zuschauer nicht gefährdet
werden. Die Sitze müssen nach rückwärts leicht geneigt, mit
mindestens 0,30 m hohen Lehnen versehen und so aufge-
hängt sein, dass sie auch bei weitem Hinausbeugen der Fahr-
gäste nicht kippen können. Die Schließketten müssen so
stramm gespannt werden, dass die Fahrgäste nicht zwischen
Sitz und Schließkette durchrutschen können. Die Schließket-
ten müssen mit Karabinerhaken oder ähnlichen, nicht selbst-
tätig lösbaren Verbindungsmitteln am Sitz selbst — nicht an
den Tragketten — einzuhängen sein.
4.1.6.5 Bei Hubkarussellen, bei denen die Fahrgäste durch
Fliehkraft gegen die Zylinderwand angedrückt werden, müs-
sen die Ein- und Ausgänge des Drehzylinders verschlossen
werden können. Die Abschlüsse müssen die gesamten Öff-
nungsflächen der Zylinderwand überdecken, dürfen beim
Öffnen nicht nach außen aufschlagen und von innen aus
nicht zu öffnen sein.
4.1.6.6 Bei Kinderfahrzeugkarussellen, deren Fahrzeugtüren
in geöffnetem Zustand über die Fahrbahn hinausragen, müs-
sen die Türen Verschlüsse haben, die nur von außen zu öff-
nen sind.
4.1.6.7 Die Gondeln von Schlingerbahnen und ähnlichen
Anlagen müssen zusätzliche Sicherungen für den Fall des
Bruchs der Aufhängeteile haben.
4.1.7 Riesenräder
4.1.7.1 Der Abstand zwischen Gondelwand und Radspeiche
muss mindestens 0,30 m betragen. Ein geringerer Abstand
kann gestattet werden, wenn Sicherheitsvorrichtungen eine
Gefährdung der Fahrgäste ausschließen.
4.1.7.2 Die Höhe der Umwehrung der Gondeln muss, ge-
messen ab Oberkante Sitzfläche, mindestens 0,55 m betragen.
Ein- und Aussteigeöffnungen müssen in Höhe der Umweh-
rung durch feste Vorrichtungen geschlossen werden können.
Sie müssen mit nicht selbsttätig lösbaren Verschlüssen gesi-
chert werden können.
4.1.7.3 Handräder zum Drehen der Gondeln dürfen nicht
durchbrochen sein.
4.2 Schaugeschäfte, Steilwandbahnen, Globusse
4.2.1 Steilwandbahnen sind an ihrem oberen Rand so zu be-
grenzen, dass die Fahrzeuge nicht aus der Bahn hinausgetra-
gen werden können.
4.2.2 Globusse sind mit einer Abschrankung zu umgeben.
Sie muss von der weitesten Ausladung des Globusses einen
Abstand von mindestens 1 m haben.
4.2.3 Zur Beleuchtung des Vorführraums und des Zuschau-
erraums müssen bei Stromausfall mindestens je zwei batterie-
gespeiste Leuchten vorhanden sein.
4.3 Belustigungsgeschäfte
4.3.1 Drehscheiben, Rollende Tonnen, Schiebebühnen, Wa-
ckeltreppen
4.3.1.1 Die Übergangsstellen zwischen festen und bewegli-
chen Teilen und gegeneinander bewegten Teilen von Dreh-
scheiben, umlaufenden Tonnen oder bewegten Gehbahnen
sind so auszubilden, dass Verletzungen von Personen — auch
bei Sturz — ausgeschlossen sind.
4.3.1.2 Die Drehscheiben müssen eine glatte Oberfläche ha-
ben. Die feststehende Rutschfläche ist mit einer gepolsterten
Stoßbande zu umgeben und muss zwischen Drehscheibe und
Stoßbande waagerecht, glatt und mindestens 2 m breit sein.
4.3.1.3 Bewegte Gehbahnen müssen beiderseits Bordbretter
und Geländer mit Haupt- und Zwischenholm haben. Die Geh-
bahnen müssen von Stellen, die einen guten Überblick ge-
währen, stillgesetzt werden können.
4.3.2 Rutschbahnen, Toboggane
4.3.2.1 Laufteppiche sollen nahtlos sein; sie dürfen höchs-
tens eine Naht haben, die möglichst wenig aufträgt. Laufteppi-
che müssen von beiden Umlenkstellen aus stillgesetzt werden
können. 
4.3.2.2 Die Umlenkrolle am oberen Ende des Laufteppichs
muss so angeordnet und allseitig so geschützt sein, dass ein

Einklemmen auch von Fingern liegend ankommender Benut-
zerinnen und Benutzer ausgeschlossen ist. Das Podium am
oberen Ende des Laufteppichs muss mit Matten belegt sein.
4.3.2.3 Rutschen dürfen keine größeren Gefälleänderungen
aufweisen, müssen innen glatt sein und sind mit wannenför-
migem Querschnitt auszubilden. Die Seitenwände sind min-
destens 0,45 m über die Bodenfläche hochzuziehen und oben
mit etwa 50 mm Radius nach außen abzurunden. Das Ende
der Rutsche ist so auszubilden, dass die Benutzerinnen und
Benutzer ohne fremde Hilfe die Fahrt beenden können. Der
Rutschbelag ist mit den Tragrahmen oder den Anschlussteilen
so zu verbinden, dass die Verbindungsmittel nicht über die
Rutschfläche hervortreten. Die einzelnen Abschnitte der Rut-
sche müssen an den Stoßfugen bündig oder in Rutschrichtung
abgesetzt sein.
4.3.3 Reitbahnen

Reitbahnen müssen in ausreichender Höhe abgeschrankt
sein, damit Zuschauerinnen und Zuschauer durch Tiere nicht
gefährdet werden können.
4.3.4 Rotoren
4.3.4.1 Rotoren müssen eine geschlossene Zylinderwand ha-
ben. Der Boden und die Innenseite der Zylinderwand sind
ohne vorstehende oder vertiefte Teile auszuführen. Der obere
Rand der Zylinderwand darf weder von der Benutzerin oder
dem Benutzer noch von Zuschauerinnen oder Zuschauern er-
reicht werden können. Der höhenverschiebbare Boden ist mit
geringer Fuge in den Zylinder einzupassen und mit der Zylin-
derdrehung gleichlaufend zu führen. Die Türen sind mit ge-
ringen Fugen in die Zylinderwand einzupassen. Sie müssen
mindestens eine Verriegelung — bei nach außen aufschlagen-
den Türen mindestens zwei Verriegelungen — mit selbsttäti-
gen, mechanischen Sicherungen haben. Rotoren sind so aus-
zubilden, dass sie nicht bei offenen Türen anfahren können.
4.3.4.2 Zur Beleuchtung des Vorführraums und des Zu-
schauerraums müssen bei Stromausfall mindestens je zwei
batteriegespeiste Leuchten vorhanden sein.
4.3.5 Irrgärten
4.3.5.1 Irrgärten dürfen im Innern keine Stufen haben.
4.3.5.2 Die Scheiben der Glaswände müssen, soweit sie
nicht aus Sicherheitsglas bestehen, bis zu 0,70 m Tafelbreite
mindestens 6 mm und bis zu 1 m Tafelbreite mindestens
8 mm dick sein.
4.3.6 Schlaghämmer
4.3.6.1 Die Anlage muss im Erdboden sicher verankert und
gegen Abheben des Ambosses und des Pralltellers gesichert
sein. Im Abstand von 3 m vor und je 1 m seitlich des Ambos-
ses ist die Fläche gegen die Zuschauerinnen und Zuschauer
abzuschranken.
4.3.6.2 Bei Verwendung von Kapseln oder anderen Explo-
sionsstoffen muss um den Auftreffbolzen ein ausreichender
Splitterschutz angebracht sein.
4.4 Schießgeschäfte
4.4.1 Als Schusswaffen dürfen nur Luftdruckgewehre mit
einem Kaliber bis zu 5,5 mm, bei denen die Bewegungsener-
gie nicht mehr als 7,5 Joule beträgt, verwendet werden. Bei
Luftdruckgewehren, bei denen zur Abgabe weiterer Schüsse
ein Spannen oder Durchladen von Hand nicht erforderlich ist,
muss das Schießen von den Bedienungspersonen durch eine
Vorrichtung unterbrochen werden können. Pistolen und an-
dere kurzläufige Waffen dürfen nur dann verwendet werden,
wenn sie in ihrem Schwenkbereich festgelegt sind.
4.4.2 Als Geschosse dürfen nur handelsübliche Weichbleige-
schosse (Rundkugeln oder Diabologeschosse) verwendet wer-
den.
4.4.3 Die Schießräume müssen nach beiden Seiten sowie in
Schussrichtung und nach oben geschlossen und gegen unbe-
fugtes Betreten gesichert sein. Durch bauliche Maßnahmen ist
dafür zu sorgen, dass niemand durch abprallende Geschosse
verletzt wird.
4.4.4 Die Rückwand des Schießraumes muss senkrecht sein
und aus mindestens 1,5 mm dickem Stahlblech aus S 235
bis S 355 mit glatter ebener Oberfläche bestehen. Befinden
sich vor der Rückwand Vorrichtungen zum Anbringen von Ziel-
gegenständen (z. B. Röhrchen zum Aufstecken von Blumen
usw.), dann sind in mindestens 0,05 m Abstand vor der Rück-
wand Stoffbahnen lose aufzuhängen oder andere geeignete
Vorrichtungen anzubringen, die ein Rückprallen der Geschos-
se verhindern (z. B. Lamellenkugelfang aus Stahlblech). Wer-
den dagegen Zielgegenstände unmittelbar an der Rückwand
angebracht oder können aus anderen Gründen lose Stoff-
bahnen zwischen Zielgegenstand und Rückwand nicht aufge-
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hängt werden, muss die Rückwand so beschaffen sein (z. B.
dickeres Stahlblech, Hinterfütterung), dass gefährliche Rück-
praller nicht auftreten können.
4.4.5 Schießtische sind unverrückbar zu befestigen. Sie
müssen mit der den Schützen zugekehrten Seite des Tisches
mindestens 2,80 m vom Ziel entfernt sein. Die Entfernung
zu einzelnen flächenmäßig begrenzten Zielen von höchstens
0,40 m Tiefe (z. B. Häuschen für Walzenschießen) darf bis auf
2,40 m verringert werden.
4.4.6 Vorrichtungen in Schießräumen, auf denen Röhrchen
zum Aufstecken von Blumen und dergleichen befestigt wer-
den, sind mit ihrer oberen Fläche waagerecht oder rückwärts
nach unten geneigt anzuordnen. Die vordere Fläche muss
mindestens 20° gegen die Senkrechte nach unten rückwärts
geneigt und, sofern die Vorrichtung nicht aus Stahl besteht,
mit mindestens 2 mm dickem Stahlblech (vgl. Nummer 4.4.4)
beschlagen sein. Der Abstand ihrer Halterungen untereinan-
der ist so zu bemessen, dass die Vorrichtungen beim Beschuss
nicht federn können.

5. Besondere Bauvorschriften für Zelte und vergleichbare Räume für
mehr als 200 Besucherinnen und Besucher

5.1 Rettungswege
5.1.1 Mindestens ein Zu- und Ausgang muss so beschaffen
sein, dass er für Rollstuhlbenutzerinnen und Rollstuhlbenut-
zer ohne fremde Hilfe geeignet ist.
5.1.2 Zwischen Ausgangstüren und Stufen müssen Absätze
von einer der Türflügelbreite entsprechenden Tiefe liegen.
5.1.3 Türen und andere Verschlüsse im Zuge von Rettungs-
wegen müssen in Fluchtrichtung aufschlagen. Sie müssen
während der Betriebszeit von innen mit einem einzigen Griff
leicht in voller Breite zu öffnen sein. Schiebe- und Drehtüren
sind in Rettungswegen unzulässig. Pendeltüren in Rettungs-
wegen müssen Vorrichtungen haben, die ein Durchpendeln
der Türen verhindern.
5.2 Lüftung
5.2.1 Es muss eine Lüftung vorhanden sein, die unmittelbar
ins Freie führt.
5.2.2 Küchen müssen Abzüge haben, die Dünste unmittel-
bar ableiten. Lüftungsleitungen, durch die stark fetthaltige
Luft abgeführt wird, wie von Koch- und Grilleinrichtungen,
sind durch auswechselbare Filter gegen Fettablagerungen zu
schützen.
5.3 Rauchabzüge

Bei Räumen für mehr als 1 500 Besucherinnen und Besu-
cher müssen Rauchabzugsöffnungen mit einem lichten Ge-
samtquerschnitt von mindestens 0,5 v. H. der Grundfläche
oder gleichwertige mechanische Einrichtungen (z. B. Zwangs-
lüfter) vorhanden sein. Die Bedienungselemente müssen an
gut zugänglichen Stellen liegen und an der Bedienungsstelle
die Aufschrift „Rauchabzug“ haben.
5.4 Beheizung
5.4.1 Feuerstätten und Geräte, die mit festen, flüssigen oder
gasförmigen Brennstoffen betrieben werden, sind unzulässig.
Hiervon ausgenommen sind Feuerstätten und Geräte für die
Zubereitung von Speisen und Getränken, die in Küchen auf-
gestellt werden, die von Versammlungsräumen zumindest ab-
geschrankt sind.
5.4.2 Elektrische Heizanlagen müssen unverrückbar befes-
tigt sein und durch Befestigungen gesicherte Leitungen haben.
Glühende Teile der Heizkörper dürfen nicht offen liegen.
Rückseiten und Seitenteile von Heizstrahlern und Heizge-
bläsen müssen von Wänden und brennbaren Gegenständen
mindestens 1 m entfernt sein. Heizstrahler müssen in Ab-
strahlungsrichtung von Gegenständen aus brennbaren Stoffen
mindestens 3 m entfernt sein. Von Austrittsöffnungen, die zu
Heizgebläsen gehören, müssen Gegenstände aus brennbaren
Stoffen in Richtung des Luftstromes mindestens 2 m entfernt
sein, sofern die Temperatur der Warmluft über 40° C liegt.
5.5 Beleuchtung

Zelte und vergleichbare Räume mit mehr als 200 m² Grund-
fläche, die auch nach Einbruch der Dunkelheit betrieben
werden, müssen eine Sicherheitsbeleuchtung nach Maßgabe
der einschlägigen technischen Bestimmungen5) haben. Die Si-
cherheitsbeleuchtung muss auch die Sicherheitszeichen von
Rettungswegen beleuchten. 

5) DIN VDE 0100-718 (VDE 0100-718):2005-10, Errichten von Nieder-
spannungsanlagen — Anforderungen für Betriebsstätten, Räume
und Anlagen besonderer Art — Teil 718: Bauliche Anlagen für
Menschenansammlungen und DIN EN 50172 (VDE 0108-100):
2005-01, Sicherheitsbeleuchtungsanlagen.

5.6 Bestuhlung
5.6.1 In Reihen angeordnete Sitzplätze müssen mindestens
0,50 m breit und unverrückbar befestigt sein; werden nur ge-
legentlich Stühle aufgestellt, so sind sie mindestens in den
einzelnen Reihen fest miteinander zu verbinden. Die Sitz-
reihen müssen eine freie Durchgangsbreite von mindestens
0,40 m haben.
5.6.2 An jeder Seite eines Ganges dürfen höchstens 10, zwi-
schen zwei Seitengängen höchstens 20 Sitzplätze angeordnet
sein.
5.6.3 In Logen mit mehr als 10 Stühlen müssen diese unver-
rückbar befestigt sein.
5.6.4 Der Abstand von Tisch zu Tisch soll 1,50 m nicht un-
terschreiten.
5.6.5 Von jedem Tischplatz darf der Weg zu einem Gang
nicht länger als 10 m sein.
5.6.6 Bei Biertischgarnituren gelten folgende Regelungen:

Die Nummern 5.6.1 und 5.6.4 sind nicht anzuwenden. Die
Sitzplatzbreite beträgt mindestens 0,44 m. Abweichend von
Nummer 2.2.2 genügen zwischen den Stirnseiten der Bier-
tischgarnituren Gänge mit einer Mindestbreite von 0,80 m, so-
fern nicht mehr als 120 Personen auf sie angewiesen sind.
Diese Gänge müssen zu Rettungswegen nach Nummer 2.2.2
führen.
5.7 Manegen

Manegen müssen gegen die Platzfläche durch geschlossene
und stoßfeste Einfassungen getrennt sein. Die Einfassung
muss mindestens 0,40 m hoch sein, die Summe ihrer Höhe
und Breite soll mindestens 0,90 m betragen.
5.8 Sanitätsraum

Bei Räumen für mehr als 3 000 Besucherinnen und Besu-
cher und bei Zirkuszelten für mehr als 1 500 Besucherinnen
und Besucher muss ein Sanitätsraum vorhanden sein. 

6. Allgemeine Betriebsvorschriften
6.1 Verantwortliche Personen
6.1.1 Die Betreiberin oder der Betreiber oder eine von ihm
beauftragte hinreichend sachkundige Vertretung muss wäh-
rend des Betriebes die Aufsicht führen und für die Einhaltung
der Bedienungs- und Betriebsvorschriften sorgen.
6.1.2 Die Betreiberin oder der Betreiber hat die Bedienungs-
personen an jedem Aufstellungsort insbesondere über die Be-
dienungs- und Betriebsvorschriften und das Verhalten bei
Stromausfall, in Brand- und Panikfällen oder bei sonstigen
Störungen zu belehren. Die Bedienungs- und Betriebsvor-
schriften müssen von den Bedienungspersonen jederzeit ein-
gesehen werden können.
6.1.3 Die Betreiberin oder der Betreiber hat Unfälle, die
durch den Betrieb entstanden sind, unverzüglich der zustän-
digen Bauaufsichtsbehörde mitzuteilen.
6.2 Überprüfungen
6.2.1 Die tragenden und maschinellen Teile sind vor der
Aufstellung auf ihren einwandfreien Zustand hin zu prüfen.
Schadhafte Teile sind unverzüglich durch einwandfreie zu er-
setzen. Es ist darauf zu achten, dass die Anlage auch während
des Auf- und Abbaus standsicher ist. Die Unterpallungen sind
hinsichtlich der Standsicherheit regelmäßig zu überprüfen.
6.2.2 Fahr-, Schau- und Belustigungsgeschäfte sind min-
destens täglich vor Betriebsbeginn auf ordnungsgemäße Be-
schaffenheit und betriebssicheren Zustand zu prüfen. Die we-
sentlichen Anschlüsse, die bewegten und maschinellen Teile
sowie die Fahrschienen von Achterbahnen einschließlich der
Befestigungen sind auch während des Betriebes regelmäßig zu
beobachten; nötigenfalls ist der Betrieb einzustellen. Schäden
sind sofort zu beseitigen. Die Oberflächen von Drehscheiben
und Rutschbahnen sind auch während des Betriebes auf ord-
nungsgemäßen Zustand zu überprüfen; schadhafte Stellen
sind unverzüglich auszubessern.
6.3 Rettungswege, Beleuchtung
6.3.1 Die Rettungswege sind freizuhalten und bei Dunkel-
heit während der Betriebszeit zu beleuchten.
6.3.2 Die Sicherheitsbeleuchtung ist bei Dunkelheit wäh-
rend der Betriebszeit zugleich mit der Hauptbeleuchtung
einzuschalten. Die batteriegespeisten Leuchten nach den Num-
mern 2.5.2, 4.2.3 und 4.3.4.2 müssen stets betriebsbereit sein.
6.4 Brandverhütung
6.4.1 In Fahr-, Schau-, und Belustigungsgeschäften ist das
Rauchen verboten. In Schaubuden, Zelten mit Szenenflächen
während der Aufführung, in Zelten, die Reihenbestuhlung
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haben oder während der Vorführung verdunkelt werden, so-
wie in Zirkuszelten sind das Rauchen und die Verwendung
von offenem Feuer verboten; das gilt nicht für Festzelte.
6.4.2 Scheinwerfer müssen von brennbarem Material so
weit entfernt sein, dass dieses nicht entzündet werden kann;
insbesondere zu Vorhängen und Dekorationen aus brennba-
ren Stoffen ist ein Sicherheitsabstand von mindestens 1,50 m
einzuhalten. 
6.5 Brandsicherheitswache
6.5.1 Eine Brandsicherheitswache muss anwesend sein bei
Veranstaltungen in
a) Fest- und Versammlungszelten mit mehr als 5 000 Besu-

cherplätzen, sofern nicht für das Aufstellungsgelände eine
Brandsicherheitswache zur Verfügung steht, und

b) Zirkuszelten mit mehr als 1 500 Besucherplätzen.
6.5.2 Die Brandsicherheitswache wird von der öffentlichen
Feuerwehr gestellt. Unterhält der Veranstalter eine Werkfeu-
erwehr, kann diese die Brandsicherheitswache übernehmen.
6.6 Benutzungseinschränkungen für Benutzerinnen und Be-
nutzer sowie Fahrgäste
6.6.1 Für die Benutzung durch Kinder gilt, vorbehaltlich ei-
ner anders lautenden Festlegung in der Ausführungsgeneh-
migung, Folgendes:
a) Fahrgeschäfte, ausgenommen Kinderfahrgeschäfte, dür-

fen von Kindern unter 8 Jahren nur in Begleitung Erwach-
sener benutzt werden. Fahrgeschäfte, bei denen es auf-
grund der Bauart erforderlich ist, dass die Fahrgäste zu
ihrer Sicherheit mitwirken, z. B. durch Festhalten, dürfen
von Kindern unter 6 Jahren auch in Begleitung Erwachse-
ner nicht benutzt werden. Schnell laufende Fahrgeschäfte2

dürfen von Kindern unter 4 Jahren auch in Begleitung Er-
wachsener nicht benutzt werden.

b) Überschlagschaukeln und Fahrgeschäfte mit Gondeln, bei
denen die Fahrgäste zeitweilig mit dem Kopf nach unten
gerichtet sind, dürfen von Kindern unter 14 Jahren nicht
benutzt werden.

c) Fliegerkarusselle dürfen von Kindern unter 6 Jahren nicht,
von Kindern von 6 bis 10 Jahren nur dann benutzt wer-
den, wenn die Sitze so eingerichtet sind, dass ein Durch-
rutschen mittels besonderer Vorkehrungen, z. B. Zurück-
hängen der Schließkette, verhindert wird.

d) Belustigungsgeschäfte mit bewegten Gehbahnen, Treppen
und ähnlichen Bauteilen dürfen von Kindern unter 10 Jah-
ren nicht benutzt werden.

e) Autofahrgeschäfte und Motorrollerbahnen mit einsitzigen
Fahrzeugen dürfen von Kindern unter 14 Jahren nicht,
sonstige Autofahrgeschäfte von Kindern unter 10 Jahren
nur in Begleitung von Erwachsenen benutzt werden. Kin-
der müssen vor der Fahrt von den Bedienungspersonen
mit Gurten nach Nummer 4.1.4.2 gesichert werden.

f) Kinder unter 4 Jahren dürfen bei Kinderfahrzeugkarussel-
len nur Fahrzeuge mit umschlossenen Sitzen benutzen.

6.6.2 Sitzplätze in Fahrgeschäften dürfen jeweils nur von ei-
ner Person besetzt werden; das gilt auch für Kinder. Sitzplätze
für zwei Erwachsene dürfen von höchstens drei Kindern be-
setzt werden, wenn es nach Art der Aufteilung und Ausbil-
dung der Sitze sowie der Betriebsweise vertretbar ist.
6.6.3 Kinderfahrgeschäfte dürfen nur von Kindern benutzt
werden.
6.6.4 Tiere sowie Schirme, Stöcke und andere sperrige oder
spitze Gegenstände dürfen in Fahrgeschäfte und Belustigungs-
geschäfte, ausgenommen deren Zuschauerräume, nicht mitge-
nommen werden.
6.6.5 Fahrgäste, die Schuhe mit Beschlägen (z. B. Nagel-
schuhe) oder mit spitzen Absätzen tragen, sind von der Benut-
zung von Drehscheiben und Rutschbahnen auszuschließen.
6.6.6 Schunkeln und rhythmisches Trampeln auf Podien
sind zu untersagen.
6.6.7 Offensichtlich betrunkene Personen sind von der Be-
nutzung von Fahr- und Belustigungsgeschäften auszuschlie-
ßen.
6.7 Hinweisschilder

Auf Rettungswege, Benutzungsverbote oder Benutzungs-
einschränkungen ist durch augenfällige Schilder (vgl. A n -
l a g e n  1 bis 3) hinzuweisen.

7. Besondere Betriebsvorschriften
7.1 Fahrgeschäfte allgemein
7.1.1 Das Betreten der Zusteigpodien darf nur so vielen Per-
sonen gestattet werden, wie es der sichere Betrieb zulässt. Die

Fahrzeuge oder Gondeln sind für das Ein- und Aussteigen ge-
nügend lange anzuhalten. Frei schwingende oder frei drehba-
re Gondeln sind während des Ein- und Aussteigens von den
Bedienungspersonen festzuhalten.
7.1.2 Die Fahrgastsicherungen (Bügel, Gurte, Anschnall-
vorrichtungen usw.) und die Abschlussvorrichtungen am
Einstieg von Fahrzeugen, Gondeln oder Sitzen (Türen, Bügel,
Ketten usw.) sind durch die Bedienungspersonen vor jeder
Fahrt zu schließen und auf ihre Wirksamkeit zu prüfen; sie
sind bis zum Fahrtende geschlossen zu halten. Fahrgeschäfte
mit automatischer Verriegelung der Fahrgastsicherungen dür-
fen erst gestartet werden, wenn das Bedienungspersonal sich
davon überzeugt hat, dass die Bügel fest am Körper anliegen
und verriegelt sind.
7.1.3 Triebwerke, Fahrzeuge oder Gondeln dürfen nicht in
Bewegung gesetzt werden, bevor 
— alle Fahrgäste Platz genommen haben,
— die vorgeschriebenen Fahrgastsicherungen durchgeführt
— und der Gefahrenbereich, nötigenfalls die Podien, geräumt

wurden.
7.1.4 Das Auf- und Abspringen während der Fahrt, das Hi-
nausstrecken der Arme und Beine, das Hinauslehnen aus
Fahrzeugen oder Gondeln, das Sitzen auf Bordwänden, das
Stehen auf Sitzen oder das Stehen in Fahrzeugen oder Gon-
deln, die mit Sitzen ausgestattet sind, ist zu untersagen.
7.1.5 In schnell laufenden Fahrgeschäften2 darf während der
Fahrt nicht kassiert werden. In anderen Fahrgeschäften darf
während der Fahrt nur kassiert werden, wenn die Fahrgäste
das Fahrzeug nicht selbst lenken oder nicht Kinder oder sich
selbst festhalten müssen.
7.1.6 Das Anfahren und Abbremsen muss mit mäßiger Be-
schleunigung oder Verzögerung erfolgen. Sind Fahrgäste be-
sonderen Flieh- oder Druckkräften ausgesetzt, so ist eine
Höchstfahrzeit einzuhalten, die bei zu erwartenden besonde-
ren gesundheitlichen Belastungen nicht mehr als 200 Sekun-
den betragen darf.
7.2 Achterbahnen, Geisterbahnen
7.2.1 Der Abstand der Fahrzeuge ist so einzurichten, dass
bei Störungen auf der Ablaufstrecke alle Fahrzeuge einzeln
rechtzeitig angehalten werden können. Bei Stockwerksgeister-
bahnen ohne automatische Streckensicherungen (vgl. Num-
mer 4.1.3.1) und mit mehr als einem Wagen auf der Strecke
muss eine Aufsichtsperson dafür sorgen, dass die Anlage bei
Störungen unverzüglich stillgesetzt wird.
7.2.2 Bei Sturm, behinderter Sicht oder besonderen Witte-
rungsverhältnissen, die ein sicheres Anhalten der Fahrzeuge
mit den Bremsen und ein einwandfreies Durchfahren der
Strecke gefährden, ist der Betrieb von Achterbahnen einzu-
stellen; das gilt auch für Geisterbahnen, deren Strecken teil-
weise der Witterung ausgesetzt sind.
7.3 Autofahrgeschäfte, Motorrollerbahnen
7.3.1 Eine Aufsichtsperson muss von einer Stelle, die einen
Überblick über die ganze Bahn gewährleistet, den gesamten
Fahrbetrieb überwachen, die Signale geben und den Lautspre-
cher bedienen. Ist ein größerer Teil der Fahrbahn nicht zu
überblicken, so muss eine weitere Aufsichtsperson diesen Teil
der Fahrbahn überwachen und mit der ersten Person Verbin-
dung halten.
7.3.2 Beginn und Ende jeder Fahrt sind durch akustisches
Signal, z. B. Hupe, und ggf. durch Lautsprecher bekanntzu-
geben. Auf den Fahrbahnen befindliche Fahrzeuge mit Ver-
brennungsmotor dürfen erst bestiegen werden, wenn alle
Fahrzeuge halten. Das Rückwärtsfahren ist zu untersagen.
7.3.3 Autofahrgeschäfte dürfen nur mit Fahrzeugen gleicher
Antriebsart betrieben werden. Sie dürfen nur benutzt werden,
solange die Fahrbahnen in genügend griffigem Zustand gehal-
ten werden.
7.3.4 Autoskooter sind so zu betreiben, dass Augenverlet-
zungen vermieden werden. Die Fahrzeuge sind täglich derart
zu reinigen, dass Abreibpartikel des Netzes und der Stromab-
nehmer von Karossen und Sitzen entfernt werden (z. B. durch
Abwischen mit feuchtem Lappen). Die Fahrbahnplatte ist
mindestens täglich vor Betriebsbeginn, nötigenfalls auch in
Pausen, von Verschmutzungen zu reinigen. Vom Stromab-
nehmernetz ist Flugrost, der nach Abnutzung der Zinkschicht
entsteht, unverzüglich zu entfernen. Beschädigungen, z. B.
Löcher, Unregelmäßigkeiten an den Verbindungsnähten, sind
sofort zu beseitigen. Stromabnehmerbügel sind mindestens
täglich auf ihren einwandfreien Zustand zu prüfen. Die Kon-
taktbürsten sind täglich zu reinigen.
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7.4 Schaukeln

7.4.1 Für höchstens drei nebeneinanderliegende Gondeln
muss eine Bedienungsperson anwesend sein.

7.4.2 Nicht motorisch betriebene Überschlagschaukeln, bei
denen die Fahrgäste zeitweilig mit dem Kopf nach unten ge-
richtet sind, dürfen je Gondel nur von einer Person benutzt
werden.

7.5 Karusselle

7.5.1 Bei Auslegerflugkarussellen, bei denen die Höhen-
bewegung der Ausleger durch die Fahrgäste selbst gesteuert
wird, dürfen die Schaltvorrichtungen für die Höhenfahrt der
Gondeln und des Mittelbaus erst nach dem Anfahren des
Drehwerkes auf „Heben“ gestellt werden. Zur Beendigung der
Fahrt sind diese Schaltvorrichtungen so rechtzeitig auf „Sen-
ken“ zu stellen, dass alle Gondeln und der Mittelbau bereits in
der tiefsten Lage sind, bevor das Drehwerk anhält.

7.5.2 Bei Karussellen, bei denen die Sitz - oder Stehplätze ge-
hoben oder gekippt und die Fahrgäste durch die Fliehkraft auf
ihren Plätzen festgehalten werden, darf mit dem Heben oder
Kippen erst begonnen werden, wenn die volle Drehzahl er-
reicht ist. Das Senken muss beendet sein, bevor die Drehzahl
vermindert wird.

7.5.3 Bei Fliegerkarussellen ist darauf zu achten, dass die
Fahrgäste nicht schaukeln, sich abstoßen, den Sitz in drehen-
de Bewegung setzen und sich weit hinausbeugen. Jeder Sitz-
platz darf nur von einer Person besetzt werden; das gilt auch
für Kinder.

7.6 Riesenräder

Die Gondeln müssen auch während der Teilfahrten so be-
setzt sein, dass das Rad gleichmäßig belastet wird.

7.7 Belustigungsgeschäfte
7.7.1 Die Stoßbanden von Drehscheiben sind während der
Fahrt von Zuschauerinnen und Zuschauern freizuhalten.
Fahrgäste, die von der Drehfläche abgerutscht sind, sind auf-
zufordern, die Rutschfläche zwischen Drehscheibe und Stoß-
bande unverzüglich zu verlassen. Kinder dürfen nicht ge-
meinsam mit Erwachsenen an Fahrten auf Drehscheiben
teilnehmen.
7.7.2 Fahrgäste dürfen Rutschbahnen nur mit dicken Filz-
oder Tuchunterlagen benutzen.
7.7.3 Bei Tobogganen sind Kinder unter 8 Jahren stets, Er-
wachsene auf Wunsch, durch eine Helferin oder einen Helfer
den Laufteppich hinauf zu begleiten; hierauf ist durch augen-
fällige Schilder am Anfang des Laufteppichs hinzuweisen.
Am Ende des Laufteppichs müssen zwei Helferinnen oder
Helfer ankommenden Personen Hilfe leisten. Am Anfang des
Laufteppichs und am Anfang der Rutschbahn müssen Bedie-
nungspersonen für Ordnung, insbesondere für genügenden
Abstand sorgen.
7.7.4 Der Boden von Rotoren darf erst abgesenkt werden,
wenn die festgesetzte Höchstdrehzahl erreicht ist; der Boden
darf erst angehoben werden, wenn der Rotor zum Stillstand
gekommen ist und die Fahrgäste sich von der Wand entfernt
haben.
7.8 Schießgeschäfte

Die Bedienungspersonen haben
a) je Person in der Regel nicht mehr als zwei, bei Kindern in

jedem Fall einen Schützen zu bedienen,
b) die Gewehre erst dann zu laden, wenn der Schütze jeweils

an den Schießtisch herangetreten ist; die Mündung ist
hierbei von dem Schützen abgekehrt und bei der Übergabe
nach oben zu halten,

c) dafür zu sorgen, dass die Gewehre und Geschosse nach Be-
triebsschluss sicher verwahrt werden.
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A n l a g e  1

Schilder zur Kennzeichnung der Rettungswege

Rettungszeichen nach DIN 4844-2:2001-02 
Beispiele für mögliche Kombinationen nach Anhang A 
(die mittleren Lichtkanten dürfen auch entfallen)  

Farben der Schilder grün DIN 4844-1:2005-05 
Kontrastfarbe für Symbole weiß 
Randmaße nach DIN 825:2004-12 

Schildgröße in mm a x b 
(DIN 825:2004-12) 

Ausführung für Sichtweiten bis 
(DIN 4844-1:2005-05) 

74 x 148 
148 x 297 

innenbeleuchtet 
beleuchtet 

15 m 

148 x 297 
297 x 594 

innenbeleuchtet 
beleuchtet 

30 m 

b 

a 
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A n l a g e  2

Verbotsschilder auf Rettungswegen im Freien

 

 

 

 

 

Bild 1 

Bild 2 

g

d

g

d

Lagern von Gegenständen auf  
Rettungswegen im Freien verboten 
 
Farbe des Schildes und Rand weiß 
Kontrastfarbe für Symbol schwarz 
Verbotszeichen rot DIN 4844-1:2005-05 

Abstellen von Kraftfahrzeugen auf  
Rettungswegen im Freien verboten 
(nach StVO) 
 
Farbe des Schildes blau DIN 4844-1:2005-05 
Rand weiß 
Verbotszeichen rot DIN 4844-1:2005-05 

 
Schildgröße in mm d 
(DIN 825:2004-12) 
 

 
Rand in mm g 
 
 

 
für Sichtweiten bis 
(DIN 4844-1:2005-05) 
 

 
420 mm 

 

 
10 

 

 
15 m 

 
 

 
841 mm 

 

 
21 

 

 
30 m 

 

Verbotszeichen nach DIN 4844-2:2001-02 
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A n l a g e  3

Verbotsschilder zur Brandverhütung

 

 

 

 

 

 

Bild 1 

g

d

Bild 2 

g

d

Rauchen verboten 
 
Farbe des Schildes und Rand weiß 
Kontrastfarbe für Symbol schwarz 
Verbotszeichen rot DIN 4844-1:2005-05 

Feuer, offenes Licht 
und Rauchen verboten 
 
Farbe des Schildes und Rand weiß 
Kontrastfarbe für Symbol schwarz 
Verbotszeichen rot DIN 4844-1:2005-05 

 
Schildgröße in mm d 
(DIN 825:2004-12) 
 

 
Rand in mm g 
 
 

 
für Sichtweiten bis 
(DIN 4844-1:2005-05) 
 

 
420 mm 

 

 
10 

 

 
15 m 

 
 

 
841 mm 

 

 
21 

 

 
30 m 

 

Verbotszeichen nach DIN 4844-2:2001-02 
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Bauaufsicht; 
Verwaltungsvorschriften über Ausführungsgenehmigungen 

für fliegende Bauten und Berichte über Unfälle

RdErl. d. MS v. 10. 12. 2008 — 505.2-24157/1-1.1 —

— VORIS 21072 —

Bezug: RdErl. v. 11. 11. 2004 (Nds. MBl. S. 801)
— VORIS 21072 —

Der Bezugserlass wird mit Wirkung vom 1. 1. 2009 wie folgt
geändert:

Der Nummer 1.4 wird der folgende Absatz angefügt:

„Bei älteren Fahrgeschäften mit hohen dynamischen Bean-
spruchungen, insbesondere Fahrgeschäften nach den lfd. Nrn. 6.,
6.1, 6.5.3 und 6.5.4 der Anlage, ist eine Sonderprüfung durch
Sachverständige Voraussetzung für die Verlängerung der Aus-
führungsgenehmigung. Diese Prüfung ist erstmals zwölf Jahre
nach Inbetriebnahme und danach bei schienengebundenen
Hochgeschäften im Abstand von höchstens vier Jahren, bei
anderen betroffenen Fahrgeschäften im Abstand von höchs-
tens sechs Jahren durchzuführen und erstreckt sich auf Son-
deruntersuchungen mit Materialprüfungen der dynamisch
hoch beanspruchten Teile.“

An die 
TÜV NORD Systems GmbH & Co. KG 
unteren Bauaufsichtsbehörden
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H. Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft, 
Verbraucherschutz und Landesentwicklung

Zulassung von Buchmachern und Buchmachergehilfen
zur Vermittlung von Pferdewetten

Bek. d. ML v. 5. 1. 2009 — 103-12256/4-37 —

Gemäß dem Rennwett- und Lotteriegesetz wurde der MEC
Sport und Entertainment GmbH, vertreten durch Herrn René
Schneider, bis zum 31. 12. 2009 die Zulassung als Buchmacher
und die Erlaubnis erteilt, in

Heinenkamp 18 b, 38444 Wolfsburg,

eine Annahmestelle für die Vermittlung von Pferdewetten zu
betreiben.

Gleichzeitig wurde Herr Manfred Weissensteiner, geboren
am 21. 4. 1964, als Buchmachergehilfe zugelassen.
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Zulassung von Buchmachern,
Buchmachergehilfinnen und Buchmachergehilfen

zur Vermittlung von Pferdewetten

Bek. d. ML v. 8. 1. 2009 —103-12256/4-32 —

Gemäß dem Rennwett- und Lotteriegesetz ist der Albers
Wettannahmen GmbH, vertreten durch Herrn Dr. Norman Al-
bers, bis zum 31. 12. 2009 die Zulassung als Buchmacher und
die Erlaubnis erteilt worden, jeweils in

Kurt-Schumacher-Straße 22—24, 30159 Hannover,

sowie in den Nebenstellen

Bankplatz 1, 38100 Braunschweig,

Dr. Heinrich-Jasper-Straße 28, 38667 Bad Harzburg,

Kaiserstraße 52, 31134 Hildesheim,

Bremerstraße 47, 27798 Hude,

sowie an Renntagen in den Nebenstellen auf den Rennbahnen

Galopprennbahn Neue Bult, Theodor-Heuss-Straße 41, 30853
Langenhagen und

Rennbahn Bad Harzburg, Rennbahnstraße 1, 38667 Bad Harz-
burg,

eine Annahmestelle für die Vermittlung von Pferdewetten zu
betreiben.

Gleichzeitig sind folgende Personen als Buchmachergehil-
finnen und Buchmachergehilfen bei der Albers Wettannah-
men GmbH zugelassen worden:

Herr Meric Osman Evren, geb. am 3. 11. 1949,

Frau Dagmar Lege, geb. am 15. 8. 1956,

Herr Rainer Kurt Lepa, geb. am 27. 11. 1956,

Frau Rosalie Agnes Strehler, geb. am 29. 9. 1952,

Frau Ute Marherr, geb. am 20. 5. 1956,

Frau Monika Lindemann, geb. am 7. 8. 1963,

Herr Jens Fabricius, geb. am 17. 4. 1962,

Herr Florian Eberl, geb. am 13. 5. 1977,

Frau Viviane Wemjes, geb. am 28. 10. 1981,

Herr Rolf Mikius, geb. am 4. 8. 1948,

Herr Bernhard Albers, geb. am 18. 9. 1970,

Herr Bernd Schulze, geb. 25. 3. 1953.
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Zulassung von Buchmachern und Buchmachergehilfinnen
zur Vermittlung von Pferdewetten

Bek. d. ML v. 8. 1. 2009 — 103-12256/4-57 —

Gemäß dem Rennwett- und Lotteriegesetz ist der Albers &
Ulrich Wettannahmen GmbH, vertreten durch Herrn Bernard
Albers, bis zum 31. 12. 2009 die Zulassung als Buchmacher
und die Erlaubnis erteilt worden, jeweils in

Große Packhofstraße 26, 30159 Hannover, 

sowie den Nebenstellen 

Ferdinand-Wallbrecht-Straße 9, 30163 Hannover, 

Kurt-Schuhmacher-Straße 22—24, 30159 Hannover, 

sowie an Renntagen in den Nebenstellen auf den Rennplätzen

Galopprennbahn Neue Bult, Theodor-Heuss-Straße 41, 30853
Langenhagen, und

Rennbahn Bad Harzburg, Rennbahnstraße1, 38667 Bad Harz-
burg,

eine Annahmestelle für die Vermittlung von Pferdewetten zu
betreiben.

Gleichzeitig sind

Frau Ute Marherr, geb. am 20. 5. 1956, sowie

Frau Dorothee Bonde, geb. 21. 6. 1965,

als Buchmachergehilfinnen bei der Albers & Ulrich Wettannah-
men GmbH zugelassen worden.
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I. Justizministerium

Verfahren bei Sterbefallanzeigen nach § 30 Abs. 3 
des Personenstandsgesetzes in den Fällen des § 159 

der Strafprozessordnung

Gem. RdErl. d. MJ u. d. MI v. 18. 12. 2008 
— 3810-S 4. 38 —

— VORIS 32300 —

Bezug: Gem. RdErl. v. 7. 10. 2004 (Nds. MBl. S. 637)
— VORIS 32300 —

1. Die Staatsanwaltschaft, die über den Tod einer Person
eine amtliche Ermittlung geführt hat, zeigt den Sterbefall
nach § 30 Abs. 3 des Personenstandsgesetzes (PStG) der Stan-
desbeamtin oder dem Standesbeamten an.
2. Die Zuständigkeit der Standesbeamtin oder des Standes-
beamten für die Entgegennahme der Anzeige richtet sich nach
der Zuständigkeit für die Beurkundung des Sterbefalles. In
erster Linie kommt es auf den Ort an, an dem der Tod einge-
treten ist. In besonderen Fällen ergibt sich eine abweichende
Zuständigkeit aus den §§ 36, 37, 38 und 40 PStG sowie aus
§ 37 der Personenstandsverordnung vom 22. 11. 2008 (BGBl. I
S. 2263). 
3. Dieser Gem. RdErl. tritt am 1. 1. 2009 in Kraft und mit
Ablauf des 31. 12. 2013 außer Kraft. Der Bezugserlass tritt mit
Ablauf des 31. 12. 2008 außer Kraft. 

An die 
Landkreise und Gemeinden 
Generalstaatsanwaltschaften und Staatsanwaltschaften

— Nds. MBl. Nr. 4/2009 S. 98

K. Ministerium für Umwelt und Klimaschutz

Änderung der Satzung des Wasserverbandes Peine 

Bek. d. MU v. 12. 1. 2009 
— 25-6232/5 —

Bezug: Bek. d. Bezirksregierung Braunschweig v. 3. 7. 2001 (ABl. für
den Regierungsbezirk Braunschweig S. 151), zuletzt geändert
durch Bek. v. 25. 1. 2007 (Nds. MBl. S. 141)

Gemäß § 58 Abs. 2 des Wasserverbandsgesetzes vom 12. 2. 1991
(BGBl. I S. 405), geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
15. 5. 2002 (BGBl. I S. 1578), wird die in der Verbandsver-
sammlung vom 12. 12. 2008 beschlossene und durch Erl. des
MU vom 12. 1. 2009 genehmigte 9. Änderung der Satzung des
Wasserverbandes Peine bekannt gemacht:

„9. Satzungsänderung der Verbandssatzung
des Wasserverbandes Peine vom 9. 3. 2001

in der zurzeit gültigen Fassung der 8. Änderungssatzung vom 8. 12. 2006

Artikel 1

Änderung der Anlage I
Die Anlage I zur Verbandssatzung des Wasserverbandes

Peine wird um das Gebiet der Samtgemeinde Lamspringe für
die Aufgabe der technischen Betriebsführung des Trinkwasser-
regiebetriebes, wie in der beigefügten Verbandskarte (Anlage)
dargestellt, erweitert.

Artikel 2

Ergänzung des Mitgliederverzeichnisses der Anlage II
zur Satzung des Wasserverbandes Peine

Aufgrund der neuen Mitgliedschaft der Samtgemeinde
Lamspringe wird die Anlage II zur Satzung wie folgt ergänzt:

26. Samtgemeinde Lamspringe

Flecken Lamspringe
Ortsteile: Lamspringe

Glashütte

Gemeinde Sehlem
Ortsteile: Sehlem

Evensen

Gemeinde Woltershausen
Ortsteile: Woltershausen

Hornsen
Graste
Netze

Gemeinde Neuhof
Ortsteile: Neuhof

Ammenhausen
Wöllersheim

Gemeinde Harbarnsen
Ortsteile: Harbarnsen

Irmenseul.

Artikel 3

Inkrafttreten der Satzung

Die Satzung tritt mit Wirkung vom 1. 11. 2008 in Kraft.“

— Nds. MBl. Nr. 4/2009 S. 98



Nds. MBl. Nr. 4/2009

99

Anlage
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Hohenbüchen

Grünen-
plan

Delligsen

Kaierde
Var-

rigsen

Ammen-
sen

Meimers-
hausen

Freden

Everode

Winzenburg

Klump

Schildhorst

Westerberg

Eyers.
hausen

Wette-
born

Ohlenrode

Esbeck

Sehlde

Elze

Mehle

Wittenburg

Sorsum

Hallerburg

Adensen

Wülfin-
gen

Poppen-
burg

Burgstemmen

Nord-
stemmen

Heyersum

Klein
Escherde

Groß 
Escherde

Emmerke

Barnten

Rössing

Ahrbergen

Giesen

Groß Förste

Bledeln

Algermissen

Harsum

Asel

Hönnersum

Hüddessum
Borsum

Ummeln

Wätzum
Groß 
Lobke

Harber

Clauen
Hohenhameln

Soßmar

Mehrum

Rötzum
Equord

Schwicheldt

Rosenthal

Hof-
schwicheldt

Solschen

Stedum

Bekum
Groß
Bülten

Ölsburg

Adenstedt
Bierbergen

Oedelum

Wendeburg

Sophiental
Woltorf

FürstenauDungelbeck

Klein
Ilsede

Kemme

Dinklar

Wendhausen

Ottbergen

Farmsen

Schellerten

Ahstedt

Garbolzum

Mölme

Hohen-
eggelsen

Dingelbe
Bettrum

Groß 
Himstedt

Berel
Nettlingen

Wöhle

Luttrum

Nordassel

Burgdorf

Wester-
linde

Hohenassel

Heersum

Astenbeck

Derneburg

Hackenstedt

Söder

Hennecken-
rode

Sottrum

Holle

Sillium

Wohlden-
berg

Bodenstein

Nauen

Hahausen

Lutter
Ostlutter

Neu-
wallmoden

Alt 
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Kaufmännische Verwaltung Trinkwasser und Abwasser

Anlage 1 zur Verbandssatzung des
Wasserverbandes Peine

(Stand 01.11.2008)

Betriebsführung Abwasser
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Niedersächsische Landesbehörde
für Straßenbau und Verkehr

Feststellung nach § 3 a UVPG
(Station Königsworther Platz, Hannover)

Bek. d. NLStBV v. 12. 1. 2009 — 3330-30161-8 —

Auf Antrag der Infrastrukturgesellschaft Region Hannover
GmbH ist für die Nachrüstung von Aufzügen an der Station
Königsworther Platz der Stadtbahnstrecke C-West in Hanno-
ver eine Plangenehmigung gemäß § 28 Abs. 1 a des Personen-
beförderungsgesetzes erteilt worden.

Im Rahmen dieser Entscheidung ist auf der Grundlage der
Planunterlagen und Stellungnahmen zu o. g. Verfahren die
Vorprüfung zur Pflicht zur Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung durchgeführt worden. Die Vorprüfung
des Einzelfalles gemäß § 3 a UVPG hat ergeben, dass für die
Nachrüstung der Station Königsworther Platz mit Aufzügen
keine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung besteht.

Diese Feststellung ist gemäß § 3 a UVPG nicht selbständig
anfechtbar.
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Feststellung nach § 3 a UVPG
(Station Werderstraße, Hannover)

Bek. d. NLStBV v. 12. 1. 2009 — 3330-30161-9 —

Auf Antrag der Infrastrukturgesellschaft Region Hannover
GmbH ist für die Nachrüstung von Aufzügen an der Station
Werderstraße der Stadtbahnstrecke B-Nord in Hannover eine
Plangenehmigung gemäß § 28 Abs. 1 a des Personenbeförde-
rungsgesetzes erteilt worden.

Im Rahmen dieser Entscheidung ist auf der Grundlage der
Planunterlagen und Stellungnahmen zu o. g. Verfahren die
Vorprüfung zur Pflicht zur Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung durchgeführt worden. Die Vorprüfung
des Einzelfalles gemäß § 3 a UVPG hat ergeben, dass für die
Nachrüstung der Station Werderstraße mit Aufzügen keine
Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprü-
fung besteht.

Diese Feststellung ist gemäß § 3 a UVPG nicht selbständig
anfechtbar.
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Niedersächsischer Landesbetrieb 
für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz

Planfeststellung gemäß § 12 NDG i. V. m. § 119 NWG
zur Verbesserung des Hochwasserschutzes

in der Ortschaft Horneburg mit einer
Hochwasserentlastungsanlage zum Bullenbruch

Bek. d. NLWKN v. 14. 1. 2009 
— VI L 14-62025/1-180 —

Der von den Deichverbänden I. Meile Altenlandes und
II. Meile Alten Landes vorgelegte Antrag nebst der eingereich-
ten Planunterlagen vom 24. 10. 2005 ist durch Planfeststel-
lungsbeschluss vom 7. 1. 2009 — VI L 14-62025/1-180 — fest-
gestellt worden. Die Hochwasserschutzmaßnahmen umfassen
im Wesentlichen die Verlegung der Aue/Lühe mit rechts- und
linksseitigem Deichneubau und einem Überlaufbauwerk zum
Bullenbruch. 

Im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens wurde eine
Prüfung der Umweltverträglichkeit der Maßnahme durchge-
führt. Die Auswirkungen der Maßnahme auf die Umwelt sind
in die Gesamtabwägung eingeflossen.

Die Planfeststellung erfolgte nach Maßgabe der in Num-
mer I.2 im Planfeststellungsbeschluss vom 7. 1. 2009 aufge-
führten Unterlagen sowie der in Nummer II des Planfeststel-
lungsbeschlusses enthaltenen Nebenbestimmungen, Zusagen
und Hinweise, auf die ausdrücklich hingewiesen wird. Der ver-
fügende Teil des Planfeststellungsbeschlusses und die Rechts-
behelfsbelehrung werden als Anlage bekannt gemacht. 

Jeweils eine Ausfertigung des vollständigen Planfeststellungs-
beschlusses einschließlich seiner Begründung und der plan-
festgestellten Antragsunterlagen liegen in der Zeit 

vom 3. bis 16. 2. 2009 (einschließlich)
öffentlich aus bei der
— Samtgemeinde Horneburg

im Bürgerbüro,
Lange Straße 49, 21640 Horneburg,
während der Dienststunden
montags, dienstags von 8.00 bis 12.30 Uhr
und mittwochs und 13.30 bis 15.30 Uhr,
donnerstags von 8.00 bis 12.30 Uhr

und 15.00 bis 18.00 Uhr,
freitags von 8.00 bis 12.00 Uhr,

— Samtgemeinde Lühe,
Huttfleth 18, 21720 Steinkirchen,
während der Dienststunden
montags, dienstags und mittwochs von 8.00 bis 17.00 Uhr,
donnerstags von 8.00 bis 19.00 Uhr,
freitags von 8.00 bis 13.00 Uhr.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Planfeststellungs-
beschluss gemäß § 74 Abs. 5 des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes gegenüber den Betroffenen und denjenigen, die Einwen-
dungen erhoben haben, als zugestellt. Dies gilt nicht für die
Beteiligten, denen der Planfeststellungsbeschluss individuell
zugestellt wurde.

Nach der öffentlichen Bekanntmachung kann der Planfest-
stellungsbeschluss bis zum Ablauf der Rechtsbehelfsfrist von
den Betroffenen und von denjenigen, die Einwendungen erhoben
haben, schriftlich beim Niedersächsischen Landesbetrieb für
Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz — Direktion —,
Geschäftsbereich VI, Adolph-Kolping-Straße 6, 21337 Lüneburg,
angefordert werden.
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Anlage

Auszug aus dem
Planfeststellungsbeschluss gem. § 12 

Niedersächsisches Deichgesetz (NDG)
in Verbindung mit § 119 Niedersächsisches Wassergesetz (NWG)

vom 7. 1. 2009 — Az.: VI L 14-62025/1-180
„Verbesserung des Hochwasserschutzes 

in der Ortschaft Horneburg mit einer 
Hochwasserentlastungsanlage zum Bullenbruch“

I. Verfügender Teil
I.1 Planfeststellung

Der Plan zur Verbesserung des Hochwasserschutzes in der
Ortschaft Horneburg mit einer Hochwasserentlastungsanlage
zum Bullenbruch wird auf Antrag der beiden Deichverbände
I. Meile Altenlandes und II. Meile Alten Landes vom 24. 10. 2005
gemäß den durch den Niedersächsischen Landesbetrieb für
Wasserwirtschaft und Küstenschutz, Betriebsstelle Stade, als
Planverfasser aufgestellten Planfeststellungsunterlagen vom
24. 10. 2005 mit den sich aus diesem Beschluss ergebenden
Änderungen und Nebenbestimmungen festgestellt.
I.2 Planunterlagen
(Hier nicht abgedruckt)
I.3 Entscheidungen über Einwendungen

Die im Anhörungsverfahren erhobenen Einwendungen
werden zurückgewiesen, soweit sie nicht durch Nebenbestim-
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mungen in diesem Beschluss und/oder Zusagen der beiden
Deichverbände I. Meile Altenlandes und II. Meile Alten Lan-
des berücksichtigt worden sind oder sich auf andere Weise im
Laufe des Anhörungsverfahrens erledigt haben.
I.4 Kostenlastentscheidung

Die Antragsteller tragen die Kosten des Verfahrens. Die Höhe
der Kosten ergibt sich aus einem gesonderten Kostenfestset-
zungsbescheid.

II. Nebenbestimmungen
Es sind Nebenbestimmungen u. a. zum Deichbau, zur Was-

serwirtschaft, zu Naturschutz und Landschaftspflege, zur Be-
weissicherung, zu bundeswasserstraßenrechtlichen Belangen,
zu Maßnahmen während der Bauzeit und zu sonstigen Belan-
gen ergangen.
(Hier nicht abgedruckt)

III. Begründung
Beinhaltet u. a. Ausführungen zu folgenden Themen:

Sachverhalt, Verfahrensablauf und verfahrensrechtliche Bewer-
tung, Planrechtfertigung, Varianten, Flächeninanspruchnahme,
Umweltverträglichkeitsprüfung, Naturschutz und Landespflege.
(Hier nicht abgedruckt)

IV. Entscheidungen über Einwendungen und Stellungnahmen
Beinhaltet Ausführungen zu den Einwendungen sowie den

Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange und der aner-
kannten Naturschutzverbände.
(Hier nicht abgedruckt)

V. Begründung Kostenlastentscheidung
(Hier nicht abgedruckt)

VI. Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Planfeststellungsbeschluss kann innerhalb ei-

nes Monats nach Zustellung Klage beim Verwaltungsgericht
Stade, Am Sande 4 a, 21682 Stade, schriftlich oder zur Nie-
derschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle erhoben
werden. Die Klage wäre gegen den Niedersächsischen Lan-
desbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz
— Direktion —, Geschäftsbereich VI, Adolph-Kolping-Str. 6,
21337 Lüneburg, zu richten. 

Die Zustellung wird durch öffentliche Bekanntgabe im Nie-
dersächsischen Ministerialblatt sowie im Stader Tageblatt
ersetzt. Als Zeitpunkt der Zustellung gilt der letzte Tag der
Auslegungsfrist. Dies gilt nicht für die Beteiligten, denen der
Planfeststellungsbeschluss individuell zugestellt wurde.

VII. Hinweise
Der verfügende Teil des vorliegenden Planfeststellungsbe-

schlusses wird — da mehr als 50 Zustellungen zu bewirken
wären — nicht einzeln zugestellt, sondern im Niedersächsi-
schen Ministerialblatt (dem amtlichen Veröffentlichungsblatt
des NLWKN) sowie im Stader Tageblatt (der örtlichen Tages-
zeitung) öffentlich bekannt gemacht. 

Je eine Ausfertigung des Planfeststellungsbeschlusses mit
Rechtsbehelfsbelehrung sowie eine Ausfertigung des festge-
stellten Planes wird bei der Samtgemeinde Horneburg und der
Samtgemeinde Lühe zwei Wochen zur Einsicht ausliegen; Ort
und Zeit der Auslegung werden im Zusammenhang mit der
öffentlichen Bekanntmachung des Planfeststellungsbeschlus-
ses mitgeteilt.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Beschluss gegen-
über allen Betroffenen und gegenüber denjenigen, die Ein-
wendungen erhoben haben, als zugestellt. Dies gilt nicht für
die Beteiligten, denen der Planfeststellungsbeschluss indivi-
duell zugestellt wurde.

Nach der öffentlichen Bekanntmachung kann der Planfest-
stellungsbeschluss bis zum Ablauf der Rechtsbehelfsfrist von
den Betroffenen und von denjenigen, die Einwendungen erhoben
haben, schriftlich beim Niedersächsischen Landesbetrieb für
Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz — Direktion —,
Geschäftsbereich VI, Adolph-Kolping-Str. 6, 21337 Lüneburg,
angefordert werden. 

Unabhängig von der öffentlichen Auslegung des Planfest-
stellungsbeschlusses können die unter Teil I des Beschlusste-
nors genannten Planunterlagen auch beim Niedersächsischen
Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz
— Direktion —, Geschäftsbereich VI, Adolph-Kolping-Str. 6,
21337 Lüneburg, eingesehen werden.

Die Klage hat keine aufschiebende Wirkung. Auf Antrag
kann das Verwaltungsgericht Lüneburg die aufschiebende
Wirkung ganz oder teilweise wiederherstellen.
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Niedersächsische Landesmedienanstalt

Satzung
der Landesmedienanstalten

über Gewinnspielsendungen und Gewinnspiele
(Gewinnspielsatzung)

Bek. d. NLM v. 9. 1. 2009

Die Versammlung der NLM hat in ihrer Sitzung am 4. 12. 2008
die in der Anlage abgedruckte Satzung beschlossen: 
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Anlage

Satzung
der Landesmedienanstalten

über Gewinnspielsendungen und Gewinnspiele
(Gewinnspielsatzung)

Aufgrund von § 8 a in Verbindung mit § 46 Abs. 1 Satz 1
und § 58 Abs. 4 des Staatsvertrages über Rundfunk und Tele-
medien (Rundfunkstaatsvertrag — RStV —) erlassen die Lan-
desmedienanstalten in der Bundesrepublik Deutschland,

Landesanstalt für Kommunikation Baden-Württemberg (LFK),

Bayerische Landeszentrale für neue Medien (BLM),

Medienanstalt Berlin-Brandenburg (mabb),

Bremische Landesmedienanstalt (brema),

Medienanstalt Hamburg/Schleswig-Holstein (MA HSH),

Hessische Landesanstalt für privaten Rundfunk 
und neue Medien (LPR Hessen),

Landesrundfunkzentrale Mecklenburg-Vorpommern (LRZ),

Niedersächsische Landesmedienanstalt (NLM),

Landesanstalt für Medien Nordrhein-Westfalen (LfM),

Landeszentrale für Medien und Kommunikation (LMK) 
Rheinland-Pfalz,

Landesmedienanstalt Saarland (LMS),

Sächsische Landesanstalt für privaten Rundfunk 
und neue Medien (SLM),

Medienanstalt Sachsen-Anhalt (MSA)

und die Thüringer Landesmedienanstalt (TLM)

übereinstimmend folgende Satzung:

§ 1
Geltungsbereich

(1) Diese Satzung gilt für Rundfunk und vergleichbare Tele-
medien (Telemedien, die an die Allgemeinheit gerichtet sind).

(2) Die Regelungen des Staatsvertrages über den Schutz der
Menschenwürde und den Jugendschutz in Rundfunk und Te-
lemedien, des Glücksspielstaatsvertrages, des Gesetzes gegen
den unlauteren Wettbewerb sowie telekommunikationsrecht-
liche Regelungen bleiben unberührt.

§ 2
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Satzung ist
1. ein Gewinnspiel ein Bestandteil eines Rundfunkprogramms

oder eines Telemedienangebotes, der den Nutzerinnen
und Nutzern im Falle der Teilnahme die Möglichkeit auf
den Erhalt eines Vermögenswertes, insbesondere in Form
von Geld, Waren oder Dienstleistungen, bietet;
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2. eine Gewinnspielsendung ein inhaltlich zusammenhängen-
der, nicht durch andere Programmelemente unterbroche-
ner, zeitlich begrenzter Teil eines Rundfunkprogramms
oder eines Telemedienangebots von mehr als 3 Minuten
Länge, einschließlich der Hinweise der §§ 10 und 11, bei
dem die Durchführung eines oder mehrerer Gewinnspiele,
insbesondere unter Berücksichtigung des zeitlichen Um-
fangs dieser Spiele, den Schwerpunkt darstellt;

3. die Teilnahme an einem Gewinnspiel oder einer Gewinn-
spielsendung der Versuch einer Nutzerin oder eines Nut-
zers, unter Nutzung eines dafür geeigneten Kommunika-
tionsweges Kontakt zu dem Anbieter im Hinblick auf den
Erhalt einer Gewinnmöglichkeit aufzunehmen;

4. Unentgeltlich im Sinne der Satzung sind auch Angebote,
bei denen für die Nutzerinnen und Nutzer bei telefoni-
schem Kontakt maximal 0,14 €, für eine SMS maximal
0,20 €, bei postalischem Kontakt die Kosten einer Postkar-
te pro Teilnahme anfallen. 

§ 3
Jugendschutz

(1) Minderjährigen darf die Teilnahme an Gewinnspiel-
sendungen nicht gestattet werden. Minderjährigen unter 14
Jahren darf die Teilnahme an Gewinnspielen nicht gestattet
werden. Soweit eine Teilnahme untersagt ist, dürfen keine
Gewinne ausgeschüttet werden. 

(2) Besonders kinder- und jugendaffine Gewinnspielsen-
dungen, insbesondere die Auslobung von Waren und Produk-
ten als Gewinn, die vor allem auf Minderjährige einen großen
Anreiz zur Teilnahme ausüben, sowie Gewinnfragen, die vor
allem Kinder und Jugendliche ansprechen, sind unzulässig. 

(3) Teilnahmeappelle, die ausschließlich oder ausdrücklich
auch an Minderjährige gerichtet sind und deren Unerfahren-
heit und Leichtgläubigkeit ausnutzen, sind bei Gewinnspielen
und Gewinnspielsendungen unzulässig.

(4) Für unentgeltliche Angebote finden § 3 Abs. 1 bis 3, § 5
Abs. 2 S. 1, § 10 Abs. 1 S. 1 Ziff. 2 und 3, Ziff. 5 bis 7 sowie
§ 10 Abs. 2 keine Anwendung.

§ 4
Ausschluss von der Teilnahme

Ein Ausschluss von einzelnen Nutzerinnen oder Nutzern
darf nur anhand abstrakt-genereller Regelungen erfolgen, die
im Vorfeld bekannt gegeben wurden.

§ 5
Transparenz

(1) Gewinnspiele und Gewinnspielsendungen sind transpa-
rent zu gestalten. Hierzu hat der Anbieter im Vorfeld allge-
mein verständliche Teilnahmebedingungen aufzustellen und
auf seiner Website und — sofern vorhanden — im Fernsehtext-
angebot zu veröffentlichen.

(2) Für den Fall, dass der Anbieter eines Gewinnspiels/einer
Gewinnspielsendung eine Auswahl unter den Nutzerinnen
und Nutzern im Hinblick auf die Unterbreitung eines Lö-
sungsvorschlags vornimmt, hat der Anbieter den Einsatz des
eingesetzten Auswahlverfahrens, den Auswahlmechanismus
selbst und/oder seiner Parameter zu protokollieren. Für jeden
Zeitpunkt des laufenden Spiels ist die Anzahl der Nutzerin-
nen und Nutzer zu protokollieren und zu belegen.

(3) Bei Anwendung eines technischen Auswahlverfahrens
hat der Anbieter sicherzustellen, dass für jede Nutzerin und
jeden Nutzer während der gesamten Dauer des Gewinnspie-
les/der Gewinnspielsendung die gleiche Chance sowie die
grundsätzliche Möglichkeit besteht, ausgewählt zu werden,
und dass sowohl der Zeitpunkt als auch die Auswahl der Nut-
zerinnen und Nutzer dem Zufallsprinzip unterworfen sind.

§ 6
Irreführungsverbot

(1) Aussagen jeglicher Art, die falsch, zur Irreführung geeig-
net oder widersprüchlich sind, insbesondere über die Spiel-
dauer, den Gewinn, die Lösungslogik der Aufgabe, die Anzahl
der Nutzerinnen und Nutzer, den Schwierigkeitsgrad eines
Spiels sowie über die allgemeinen Teilnahmebedingungen
und das Verfahren zur Auswahl der Nutzerinnen und Nutzer,
einschließlich der Möglichkeit, ausgewählt zu werden, sind
unzulässig. Die Vorspiegelung eines Zeitdrucks ist unzulässig.

(2) Eine Abrechnung von Entgelten für die Teilnahme an
Gewinnspielen und Gewinnspielsendungen ist unzulässig,

wenn die Nutzerinnen und Nutzer nicht tatsächlich am proto-
kollierten Auswahlverfahren teilgenommen haben. Bei der te-
lefonischen Teilnahme dürfen beim Schalten des üblichen
Besetztzeichens keine Entgelte bei den Nutzerinnen und Nut-
zern abgerechnet werden.

§ 7
Manipulationsverbot

Veränderungen in einem laufenden Gewinnspiel oder einer
Gewinnspielsendung, insbesondere durch die Abänderung
von Spielregeln, die Vorspiegelung weiterer Nutzerinnen und
Nutzer oder fehlender Nutzerinnen und Nutzer oder Eingriffe
in Nutzerinnen- und Nutzerauswahl, Rätsellösung oder die
Reduzierung des Gewinns sind unzulässig.

§ 8
Schutz der Nutzerinnen und Nutzer 

vor übermäßiger Teilnahme
(1) Die Aufforderung zu wiederholter Teilnahme ist unzu-

lässig.
(2) Es darf kein besonderer Anreiz zu wiederholter Teilnah-

me gesetzt werden. Insbesondere unzulässig sind:
1. der Vergleich zwischen Teilnahmeentgelt und Gewinn-

summe,
2. Hinweise auf erhöhte Gewinnmöglichkeiten bei Mehrfach-

teilnahme,
3. die Darstellung des Gewinns als Lösung für persönliche

Notsituationen.
(3) Vergünstigungen, die einen Anreiz zur Mehrfachteilnah-

me darstellen, sind unzulässig.

§ 9
Spielablauf, -gestaltung und -auflösung

(1) Die Spielgestaltung und Durchführung der Spiele richtet
sich nach den verbindlichen Teilnahmebedingungen.

(2) Die Lösung eines Spiels muss allgemein verständlich
und insbesondere auch mithilfe der technischen Ausstattung
eines durchschnittlichen Haushalts nachvollziehbar sein.

(3) Bei Wortfindungsspielen dürfen nur Begriffe verwendet
werden, die in allgemein zugänglichen Nachschlagewerken
oder allgemein zugänglicher Fachliteratur enthalten sind.

(4) Der ausgelobte Gewinn ist auszuschütten, wenn die in
den gem. § 5 verbindlichen Teilnahmebedingungen benann-
ten Bedingungen erfüllt sind.

(5) Ist die Teilnahme per Telefon vorgesehen, ist für den
Fall, dass eine durchgestellte Nutzerin oder ein durchgestell-
ter Nutzer keinen Lösungsvorschlag abgibt, sofort eine weitere
Nutzerin oder ein weiterer Nutzer durchzustellen.

(6) Ein Gewinnspiel ist nach seinem Ablauf aufzulösen. Die
Auflösung ist auf der Website des Veranstalters und — soweit
vorhanden — im Fernsehtext zu veröffentlichen und dort für
die Dauer von mindestens drei Tagen nach Ablauf des Spiels
vorzuhalten. Die Auflösung hat vollständig und allgemein
verständlich unter Erläuterung der Lösungslogik zu erfolgen.
Sie muss genau zuzuordnen und nachvollziehbar sein. Bei
Gewinnspielsendungen im Rundfunk muss zudem die deut-
lich wahrnehmbare und allgemein verständliche Darstellung
der Auflösung im Programm erfolgen. In diesem Fall kann die
Auflösung auch am Ende der Sendung erfolgen.

(7) Wird im Rahmen einer Gewinnspielsendung eine Aus-
wahl unter den Nutzerinnen und Nutzern vorgenommen, so
hat die Auswahl einer Nutzerin oder eines Nutzers innerhalb
eines Zeitraums von höchstens 30 Minuten zu erfolgen.

(8) Gewinnspielsendungen dürfen höchstens eine Dauer
von 3 Stunden haben.

§ 10
Informationspflichten

(1) Die Nutzerinnen und Nutzer sind vor ihrer Teilnahme
umfassend über alle Umstände aufzuklären, die für die Ent-
scheidung über die Teilnahme von Bedeutung sind. Nach
Maßgabe des § 11 ist hinzuweisen auf 
1. das Teilnahmeentgelt,
2. auf den Ausschluss Minderjähriger nach § 3 Abs. 1 Satz 1

und 2,
3. auf die Tatsache, dass Gewinne gemäß § 3 Abs. 1 Satz 3

nicht an Minderjährige, bzw. Minderjährige unter 14 Jahre
ausgeschüttet werden,
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4. die allgemeinen Teilnahmebedingungen und die Möglich-
keit ihrer Kenntnisnahme,

5. die Tatsache, dass nicht jede entgeltpflichtige Teilnahme
zur Auswahl der Nutzerin oder des Nutzers führt,

6. den Zeitrahmen, in dem die Auswahl einer Nutzerin oder
eines Nutzers vorgesehen ist,

7. auf die Veröffentlichung der Auflösung gemäß § 9 Abs. 6.
(2) Bei Gewinnspielsendungen ist zudem das eingesetzte

Auswahlverfahren einschließlich etwaiger Spielvarianten deut-
lich wahrnehmbar und allgemein verständlich zu Beginn und
während des Spielverlaufs zu erläutern. Hierbei ist insbeson-
dere genau darzulegen, wie die konkrete Auswahl der Nutze-
rinnen und Nutzer erfolgt. Der Hinweis auf einen von Dritten
betriebenen Auswahlmechanismus ist unzureichend. 

(3) In den Teilnahmebedingungen muss insbesondere auf
das Teilnahmeentgelt, den Jugendschutz gem. § 3 Abs. 1, den
Ausschluss von der Teilnahme gem. § 4, die konkrete Aus-
gestaltung eines eingesetzten Verfahrens zur Auswahl der
Nutzerinnen und Nutzer (wie beispielsweise Vorzähl- bzw.
Vorschaltfaktor), die allgemeinen Bedingungen für die Aus-
schüttung eines Gewinns sowie alle Umstände, die für die
Einschätzung der eigenen Gewinnmöglichkeit, insbesondere
unter Berücksichtigung der Funktionsweise des eingesetzten
Auswahlverfahrens aus Sicht der Nutzerinnen und Nutzer re-
levant sind, sowie auf etwaige Spielvarianten allgemein ver-
ständlich hingewiesen werden.

§ 11
Erfüllung der Informationspflichten 

während des Spielverlaufs
(1) Bei Gewinnspielsendungen im Fernsehen sind die Infor-

mationspflichten gem. § 10 wie folgt wahrzunehmen:
1. Hinweise gem. § 10 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bis 3 sind durch

mündliche Hinweise zu Beginn und in höchstens fünf-
zehnminütigem Abstand sowie eine deutlich lesbare Bild-
schirmeinblendung während des gesamten Sendungsver-
laufs zu erteilen. Hinweise gem. § 10 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3
können auch alle fünf Minuten durch deutlich lesbare
Textlaufbänder mit einer Mindestdauer von zehn Sekun-
den anstelle einer permanenten Bildschirmeinblendung
erteilt werden. 

2. Hinweise gem. § 10 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 bis 6 sind zu Be-
ginn und in höchstens 30-minütigem Abstand mündlich
zu erteilen. Zudem sind diese Hinweise während des
Spielverlaufs durch ein dauerhaft eingesetztes, deutlich
lesbares Textlaufband zu erteilen. Hierbei ist jeder Hin-
weis in höchstens zehnminütigem Abstand zu berücksich-
tigen. Auf das Textlaufband ist ebenfalls mindestens alle
zehn Minuten mündlich ausdrücklich hinzuweisen.

3. Hinweise gem. § 10 Abs. 1 Satz 2 Nr. 7 haben durch eine
deutlich lesbare Bildschirmeinblendung von mindestens
10 Sekunden Dauer zu erfolgen.

4. Die Erläuterungen gem. § 10 Abs. 2 haben sowohl münd-
lich als auch durch einen zeitgleich für mindestens 30 Se-
kunden bildschirmfüllend eingeblendeten deutlich lesba-
ren Text zumindest am Anfang jeder Sendung sowie jeweils
im Zeitabstand von 60 Minuten zu erfolgen.

(2) Bei Gewinnspielen im Fernsehen, die außerhalb einer
Gewinnspielsendung veranstaltet werden, sind, jedes Mal wenn
eine konkrete Teilnahmemöglichkeit eröffnet wird, Hinweise
gem. § 10 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 bis mündlich zu erteilen, wenn die
Teilnahmemöglichkeit mündlich eröffnet wird und durch Bild-
schirmeinblendung, wenn die Teilnahme durch Einblendung
erfolgt. Im Rahmen der Darstellung der Auflösung gemäß § 9
Abs. 6 Satz 5 haben Hinweise gem. § 10 Abs. 1 Satz 2 Nr. 7
durch eine deutlich lesbare Bildschirmeinblendung von min-
destens 10 Sekunden Dauer zu erfolgen.

(3) Bei Gewinnspielsendungen im Hörfunk sind Hinweise
gem. § 10 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 bis 6 deutlich wahrnehmbar
mündlich alle fünfzehn Minuten zu erteilen. Hinweise gem.
§ 10 Abs. 1 S. 2 Nr. 8 sind zumindest alle 10 Minuten deut-
lich wahrnehmbar mündlich zu erteilen. Hinweise gem. § 10
Abs. 2 haben zumindest am Anfang jeder Sendung sowie je-
weils im Zeitabstand von 60 Minuten zu erfolgen. Im Rahmen
der Darstellung der Auflösung gemäß § 9 Abs. 6 S. 5 haben
Hinweise gem. § 10 Abs. 1 S. 2 Nr. 7 deutlich wahrnehmbar
zu erfolgen. Hinweise gem. § 10 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 5 können
durch eine kostenfreie Ansage unmittelbar vor der Teilnahme
der Nutzerin oder des Nutzers erfolgen.

(4) Bei Gewinnspielen im Hörfunk, die außerhalb einer Ge-
winnspielsendung veranstaltet werden, sind jedes Mal, wenn

eine konkrete Teilnahmemöglichkeit eröffnet wird, deutlich
wahrnehmbare mündliche Hinweise gem. § 10 Abs. 1 S. 2
Nr. 1 bis 4 zu geben. Im Rahmen der Darstellung der Auflö-
sung gemäß § 9 Abs. 6 S. 5 haben Hinweise gem. § 10 Abs. 1
S. 2 Nr. 7 deutlich wahrnehmbar zu erfolgen. 

(5) Soweit Gewinnspiele in Telemedien im Hinblick auf den
Spielablauf, die Ansprache der Nutzerinnen und Nutzer und
die Teilnahmemöglichkeiten in ihrer Gestaltung Gewinnspie-
len bzw. Gewinnspielsendungen im Fernsehen gleichzuset-
zen sind, gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend.

(6) Bei unentgeltlichen Gewinnspielen und Gewinnspiel-
sendungen hat der Anbieter abweichend von Abs. 1 bis 5 hin-
zuweisen 
1. auf die Unentgeltlichkeit bzw. darauf, dass für die Teil-

nahme ausschließlich ein Entgelt für die Übermittlung ei-
ner Nachricht erhoben wird,

2. auf die allgemeinen Teilnahmebedingungen und die Mög-
lichkeit ihrer Kenntnisnahme.

§ 12
Auskunfts- und Vorlagepflichten

(1) Anbieter von Gewinnspielen/Gewinnspielsendungen ha-
ben der zuständigen Aufsichtsbehörde jeweils auf Verlangen
und in aktueller Fassung vorzulegen:
1. eine ausführliche Erläuterung etwaiger angewandter Ver-

fahren zur Auswahl der Nutzerinnen und Nutzer ein-
schließlich etwaiger Varianten, 

2. die allgemeinen Teilnahmebedingungen unter Angabe ih-
rer Veröffentlichung,

3. etwaige interne, die Veranstaltung der Sendung und die
Durchführung der Spiele betreffende Dienstanweisungen, 

4. zur Prüfung des technischen Auswahlmechanismus ge-
mäß § 5 Abs. 2 S. 1 technische Protokolle über Funktion
und konkrete Anwendung eines etwaigen Auswahlmecha-
nismus (wie beispielsweise Angaben zum Vorzählfaktor),

5. Belege über das Nutzerinnen- und Nutzeraufkommen
gem. § 5 Abs. 2 S. 2,

6. einen schriftliche Nachweis über tatsächliche Gewinner
sowie über ausgezahlte Gewinnsummen,

7. ausführliche Lösungsskizzen einzelner Spiele sowie ggf.
Referenzen, 

8. Belege für die Veröffentlichung von Spielauflösungen
gem. § 9 Abs. 6 S. 2.

(2) Der Anbieter hat die betreffenden Daten drei Monate
nach Durchführung des Gewinnspiels bzw. Ausstrahlung
der Gewinnspielsendung vorzuhalten. Telekommunikations-
rechtliche und datenschutzrechtliche Regelungen sind zu be-
achten. 

(3) Sofern sich der Anbieter zur Durchführung eines Ge-
winnspieles/einer Gewinnspielsendung Dritter bedient, sind
diese entsprechend zu verpflichten.

§ 13
Ordnungswidrigkeiten

(1) Eine Ordnungswidrigkeit nach § 49 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5
des Rundfunkstaatsvertrags begeht, wer

1. entgegen § 3 Abs. 1 bei konkreten Anhaltspunkten für die
Minderjährigkeit einer Nutzerin oder eines Nutzers, bzw.
die Minderjährigkeit unter 14 Jahren, das Alter der Nut-
zerin oder des Nutzers nicht überprüft oder bei erwiese-
ner Minderjährigkeit einer Nutzerin oder eines Nutzers,
bzw. einer Minderjährigkeit unter 14 Jahren, dessen wei-
tere Teilnahme sowie die Gewinnsauszahlung nicht un-
terbindet,

2. entgegen § 8 a Abs. 1 Satz 6 des Rundfunkstaatsvertrags
ein Gewinnspiel/eine Gewinnspielsendung anbietet, für
das/die insgesamt ein Entgelt von mehr als 50 Cent erho-
ben wird,

3. entgegen § 5 Abs. 1 Satz 2 nicht für die von ihm veran-
stalteten Gewinnspiele und Gewinnspielsendungen ver-
bindliche allgemeine Teilnahmebedingungen aufstellt oder
diese nicht veröffentlicht,

4. bei einem technischen Auswahlverfahren entgegen § 5
Abs. 2 eine technische Protokollierung des Ablaufs des
Auswahlmechanismus nicht sicherstellt bzw. das Nut-
zerinnen- und Nutzeraufkommen nicht protokolliert,

5. entgegen § 6 Abs. 1 falsche, irreführende oder wider-
sprüchliche Angaben macht,
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6. entgegen § 7 Eingriffe in ein laufendes Gewinnspiel oder
eine laufende Gewinnspielsendung vornimmt,

7. entgegen § 8 Nutzer nicht vor übermäßiger Teilnahme
schützt,

8. bei Durchführung und Gestaltung des Spiels gegen die
Vorgaben des § 9 verstößt,

9. entgegen § 10 Abs. 3 in den Teilnahmebedingungen
nicht auf das Teilnahmeentgelt, den Jugendschutz gem.
§ 3 Abs. 1, den Ausschluss von der Teilnahme gem. § 4,
die konkrete Ausgestaltung eines eingesetzten Verfahrens
zur Auswahl der Nutzerinnen und Nutzer (wie beispiels-
weise Vorzähl- bzw. Vorschaltfaktor) und die allgemei-
nen Bedingungen für die Ausschüttung eines Gewinns
hinweist,

10. seine Informationspflichten entgegen § 11 Abs. 1 bis 6
nicht erfüllt,

11. entgegen § 12 seinen Auskunfts- oder Vorlagepflichten
nicht nachkommt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße von
bis zu 500 000 Euro geahndet werden.

§ 14
Inkrafttreten

Die Satzung tritt in Kraft, wenn alle Landesmedienanstalten
die Satzung in den amtlichen Verkündungsblättern der Län-
der veröffentlicht haben. 

Staatliches Fischereiamt Bremerhaven

Laufzeitverlängerung von Muschelkulturbezirken
(David de Leeuw Muschelzucht GmbH, Jever)

AV d. Staatlichen Fischereiamtes Bremerhaven
v. 8. 1. 2009 — 65438-1 a —

Auf Antrag der David de Leeuw Muschelzucht GmbH,
Dannhalmsburg 6, 26441 Jever, ist die Verlängerung der Un-
terschutzstellung der nachfolgend genannten Fläche, die mit
AV vom 27. 2. 2004, veröffentlicht im ABl. für den Regie-
rungsbezirk Weser-Ems S. 297, zum Muschelbezirk erklärt
worden ist, bis zum 28. 2. 2019 genehmigt worden. 

Mit der Erteilung dieser Genehmigung ist gleichzeitig die
Nutzungsbefugnis nach § 1 Abs. 3 Satz 3 des Bundeswasser-
straßengesetzes durch das Land Niedersachsen übertragen
worden. Eine Befischung darf nur durch den o. g. Fischerei-
betrieb oder seinen Beauftragten erfolgen.

Bezeichnung der Miesmuschelkulturfläche: 
„Eckwarden“ (K JAD 002).

Geografische Lage auf der Grundlage von WGS 84:
1. 53° 30,660'N / 008° 14,920'O
2. 53° 29,930'N / 008° 14,920'O
3. 53° 30,480'N / 008° 13,770'O
4. 53° 30,730'N / 008° 13,820'O
5. 53° 30,860'N / 008° 13,970'O.

Die Größe der Kulturfläche beträgt ca. 129,66 ha. 
Die Unterschutzstellung dieser Kulturfläche beginnt am

1. 3. 2009 und endet am 28. 2. 2019.
Widerrufsvorbehalt:

Diese Genehmigung kann widerrufen werden, wenn Rechts-
mittel aufgrund der gleichzeitig vom Staatlichen Fischereiamt
Bremerhaven zu veranlassenden Bek. als AV innerhalb eines
Monats nach Veröffentlichung im Nds. MBl. eingelegt und als
begründet angesehen werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese Genehmigung kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die Klage ist beim Ver-
waltungsgericht Oldenburg, Schlossplatz 10, 26122 Olden-
burg, schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen.
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Laufzeitverlängerung von Muschelkulturbezirken
(David de Leeuw Muschelzucht GmbH, Jever)

AV d. Staatlichen Fischereiamtes Bremerhaven
v. 8. 1. 2009 — 65438-1 a —

Auf Antrag der David de Leeuw Muschelzucht GmbH,
Dannhalmsburg 6, 26441 Jever, ist die Verlängerung der Un-
terschutzstellung der nachfolgend genannten Fläche, die mit
AV vom 27. 2. 2004, veröffentlicht im ABl. für den Regie-
rungsbezirk Weser-Ems S. 297, zum Muschelbezirk erklärt
worden ist, bis zum 28. 2. 2019 genehmigt worden. 

Mit der Erteilung dieser Genehmigung ist gleichzeitig die
Nutzungsbefugnis nach § 1 Abs. 3 Satz 3 des Bundeswasser-
straßengesetzes durch das Land Niedersachsen übertragen
worden. Eine Befischung darf nur durch den o. g. Fischereibe-
trieb oder seinen Beauftragten erfolgen.

Bezeichnung der Miesmuschelkulturfläche: 
„Mittelbalje I“ (K JAD 004).

Geografische Lage auf der Grundlage von WGS 84:
1. 53° 38,540'N / 008° 12,750'O
2. 53° 38,420'N / 008° 12,920'O
3. 53° 38,200'N / 008° 12,150'O
4. 53° 38,380'N / 008° 12,070'O.

Die Größe der Kulturfläche beträgt ca. 26,96 ha. 
Die Unterschutzstellung dieser Kulturfläche beginnt am

1. 3. 2009 und endet am 28. 2. 2019.
Widerrufsvorbehalt:

Diese Genehmigung kann widerrufen werden, wenn Rechts-
mittel aufgrund der gleichzeitig vom Staatlichen Fischereiamt
Bremerhaven zu veranlassenden Bek. als AV innerhalb eines
Monats nach Veröffentlichung im Nds. MBl. eingelegt und als
begründet angesehen werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese Genehmigung kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die Klage ist beim Ver-
waltungsgericht Oldenburg, Schlossplatz 10, 26122 Olden-
burg, schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen.
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Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig

Öffentliche Bekanntmachung;
Erteilung einer Genehmigung nach dem BImSchG

(Volkswagen AG, Wolfsburg)

Bek. d. GAA Braunschweig v. 7. 1. 2009
— G/08/028 —

Gemäß § 21 a der 9. BImSchV vom 29. 5. 1992 (BGBl. I
S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom
23. 10. 2007 (BGBl. I S. 2470), wird die Entscheidung über
den Antrag auf Umbau eines Prüfzentrums für Motoren in der
Anlage öffentlich bekannt gemacht. Der vollständige Bescheid
und seine Begründung können in der Zeit 

vom 29. 1. bis 11. 2. 2009

in den folgenden Stellen zu den dort angegebenen Zeiten ein-
gesehen werden:
— Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig,

Dienststelle Bohlweg 38,
Zimmer 236,
38100 Braunschweig,
Einsichtmöglichkeit:
montags bis donnerstags von 8.00 bis 16.00 Uhr,
freitags und an Tagen
vor Feiertagen von 8.00 bis 12.00 Uhr,
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— Stadt Wolfsburg,
Rathaus A, Zimmer 913,
Porschestraße 49,
38440 Wolfsburg,

Einsichtmöglichkeit:

montags, dienstags und donnerstags von 8.00 bis 16.30 Uhr,
mittwochs von 8.00 bis 15.00 Uhr,
freitags von 8.00 bis 12.00 Uhr.
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Anlage

Tenor

1. Auf Ihren Antrag vom 21. 7. 2008 habe ich der Firma
Volkswagen AG, Berliner Ring 2, 38440 Wolfsburg, gemäß
§ 16 Abs. 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG)
i. d. F. vom 26. 9. 2002 (BGBl. I S. 3830), zuletzt geändert
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23. 10. 2007 (BGBl. I
S. 2470), in Verbindung mit Nr. 10.15 a), Spalte 1 des Anhangs
der Vierten Verordnung zur Durchführung des Bundes-Im-
missionsschutzgesetzes (4. BImSchV) i. d. F. vom 14. 3. 1997
(BGBl. I S. 504), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes
vom 23. 10. 2007 (BGBl. I S. 2470), am 18. 12. 2008 die Ände-
rungsgenehmigung für die folgende Anlage erteilt:

Prüfstände für oder mit Verbrennungsmotoren mit einer
Feuerungswärmeleistung von insgesamt 10 Megawatt oder
mehr.

Standort: 38440 Wolfsburg, Werksgelände Volkswagen AG,
Nordbereich Forschung und Entwicklung

Gemarkung: Sandkamp

Flur: 1

Flurstück: 15/2.

Der Bescheid umfasst im Wesentlichen:

— Neu- bzw. Umbau der Räume im Erd- und Hallengeschoss
der Halle 77

— Neubau eines Penthauses auf der Halle 77 für Lüftungs-
zentralen und Kälteanlage 

— Demontage des bestehenden Kamins und Neubau eines
24-m-Kamins

— Demontage von 15 alten Prüfständen

— Einbau von neuen Prüfständen, Erhöhung der Anzahl der
Prüfstände auf insgesamt 33

— Erhöhung der Feuerungswärmeleistung von 19,2 MW auf
31,8 MW.

2. Gemäß § 13 BImSchG schließt diese Genehmigung die
nach der Niedersächsischen Bauordnung (NBauO) in der Fas-
sung vom 10. 2. 2003 (Nds. GVBl. S. 89), in der derzeit gelten-
den Fassung, erforderliche Baugenehmigung ein. 

3. Die Kosten des Verfahrens sind vom Antragsteller zu tragen.

II.

Der Bescheid ist mit Auflagen und Nebenbestimmungen
verbunden.

III.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach
Zustellung Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch wä-
re schriftlich oder zur Niederschrift beim Staatlichen Gewer-
beaufsichtsamt Braunschweig, Petzvalstraße 18, 38104 Braun-
schweig, einzulegen.

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg

Feststellung gemäß § 3 a UVPG
(Schlachterei Uhlen GmbH & Co. KG, Lengerich)

Bek. d. GAA Oldenburg v. 13. 1. 2009
— 3106-40211-7.2-49 —

Die Firma Schlachterei Uhlen GmbH & Co. KG, Foppenkamp
1, 49838 Lengerich, hat mit Datum vom 31. 1. 2008 die Ertei-
lung einer Genehmigung gemäß den §§ 16 und 10 BImSchG i.
d. F. vom 26. 9. 2002 (BGBl. I S. 3830) in der jeweils geltenden
Fassung für die Änderung einer Anlage zum Schlachten von
Sauen und Spanferkeln beantragt. 

Gegenstand der wesentlichen Änderung ist die Erhöhung der
Schlachtkapazität auf 151 t/Tag. 

Im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens ist gemäß § 3 c i.
V. m. Nummer 7.13.1 Anlage 1 UVPG i. d. F. vom 25. 6. 2005
(BGBl. I S. 1757, 2797) in der jeweils geltenden Fassung durch
eine Vorprüfung des Einzelfalles zu ermitteln, ob für das be-
antragte Vorhaben die Durchführung einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung erforderlich ist. 

Diese Vorprüfung hat ergeben, dass eine Umweltverträglich-
keitsprüfung für das o. a. Verfahren nicht erforderlich ist. 

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung nicht
selbständig anfechtbar ist. 
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Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Osnabrück

Feststellung gemäß § 3 a UVPG
(Holzhackschnitzelheizwerk, Melle)

Bek. d. GAA Osnabrück v. 11. 12. 2008 
— 08-012-01/Sch —

Die Biopower Melle GmbH & Co. KG, Klippenbusch 20,
49326 Melle, hat mit Antrag vom 30. 7. 2008 die Erteilung einer
Genehmigung gemäß § 4 BImSchG i. d. F. vom 26. 9. 2002
(BGBl. I S. 3830), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Geset-
zes 23. 10. 2007 (BGBl. I S. 2470), zur Errichtung und zum Be-
trieb einer Feuerungsanlage mit einer Feuerungswärmeleistung
von 2,4 MW beantragt. Standort der Anlage ist das Grund-
stück in Melle, Gemarkung Drantum, Flur 5, Flurstück 16/5.

Das Vorhaben ist eine genehmigungsbedürftige Anlage, die
in Nummer 1.1.6 Anlage 1 UVPG i. d. F. vom 25. 6. 2005
(BGBl. I S. 1757, 2797), zuletzt geändert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 21. 12. 2006 (BGBl. I S. 3316), genannt ist. Ge-
mäß § 3 c Abs. 1 UVPG ist eine allgemeine Vorprüfung für das
Vorhaben erforderlich. Nach der Vorprüfung der entschei-
dungserheblichen Daten und Unterlagen wird hiermit für das
Vorhaben „Errichtung und Betrieb einer Feuerungsanlage“
gemäß § 3 a UVPG festgestellt, dass eine Umweltverträglich-
keitsprüfung nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung ist gemäß § 3 a UVPG nicht selbständig
anfechtbar.
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Rechtsprechung

Staatsgerichtshof

L e i t s ä t z e
zum Urteil vom 5. 12. 2008

— StGH 2/07 —

1. Art. 60 Satz 1 NV beschränkt sich in seinem Anwendungs-
bereich nicht auf die Binnenstruktur der Landes- und Kom-
munalverwaltung, sondern bezieht sich auf sämtliche
öffentlichen Aufgaben, bei deren Wahrnehmung hoheits-
rechtliche Befugnisse ausgeübt werden. Die Vorschrift ist
deshalb auch bei der Ausübung hoheitsrechtlicher Befug-
nisse durch beliehene Private anwendbar. 

2. Mit dem Begriff der Ausübung hoheitsrechtlicher Befug-
nisse in Art. 60 Satz 1 NV werden zumindest diejenigen
öffentlichen Aufgaben erfasst, bei deren Wahrnehmung
einseitig grundrechtsrelevante Entscheidungen gegenüber
den Adressaten getroffen werden. Auf die Abgrenzung zwi-
schen Eingriffs- und Leistungsverwaltung kommt es hier-
bei nicht an.

3. Die nach Art. 60 Satz 1 NV zulässigen Ausnahmen und
ihre Rechtfertigung sind nach dem Zweck der Norm zu be-
stimmen, die Gesetzmäßigkeit der Verwaltung und das
staatliche Gewaltmonopol zu sichern. Für eine Durchbre-
chung der in Art. 60 Satz 1 NV enthaltenen Regel sind ein
rechtfertigender Gemeinwohlbelang und eine Einzelbe-
trachtung der den Nichtbeamten übertragenen Befugnisse
erforderlich. Dem Gesetzgeber kommt hinsichtlich der Ge-
meinwohlbelange ein weiter Prognose- und Gestaltungs-
spielraum zu.

4. Das in Art. 1 Abs. 2, 2 Abs. 1 NV niedergelegte Demokra-
tieprinzip gebietet es, dass im Falle der Übertragung ho-
heitsrechtlicher Befugnisse auf juristische Personen des
Privatrechts oder Personengesellschaften im Wege der
Beleihung die natürlichen Personen, die diese Befugnisse
tatsächlich ausüben, über eine personelle demokratische
Legitimation verfügen. Fachaufsichtsrechtliche Befugnisse
gegenüber den Beliehenen zur Kontrolle der Recht- und
Zweckmäßigkeit bei Erledigung der übertragenen Aufga-
ben genügen dem Demokratieprinzip nicht.

5. Die sachlich-inhaltliche Legitimation von Beliehenen, die
ebenfalls aus dem Demokratieprinzip abzuleiten ist, erfor-
dert bei Aufgaben, deren Wahrnehmung mit erheblichen
Grundrechtseingriffen für die Betroffenen verbunden sind,
in der Regel unmittelbare Weisungsrechte der staatlichen
Fachaufsicht gegenüber den einzelnen Funktionsträgern.
Der Fachaufsicht muss deshalb gesetzlich eine begleitende
Aufsicht vor Ort ermöglicht werden. 

6. Durch eine nach diesen Grundsätzen effektive Fachauf-
sicht vor Ort kann eine fehlende personelle demokratische
Legitimation der tatsächlich handelnden Funktionsträger
einer beliehenen Gesellschaft nicht ausgeglichen werden. 

Urteil
In dem Verfahren über den Normenkontrollantrag

des Herrn ..., MdL, und weiterer 53 Mitglieder der ...-Fraktion
des Niedersächsischen Landtags 
und
des Herrn ..., MdL, und weiterer 13 Mitglieder der Fraktion ...
des Niedersächsischen Landtags
— Antragsteller —
Verfahrensbevollmächtigte: Prof. Dr. H.

Prof. Dr. J.
auf Überprüfung des Art. 1 Nr. 1, 2 und 5 des Gesetzes zur
Änderung des Niedersächsischen Maßregelvollzugsgesetzes
und des Ausführungsgesetzes zum Gerichtsverfassungsgesetz
vom 25. Januar 2007 (Nds. GVBl. S. 51) und des Art. 1 Nr. 1
Buchst. a und b des Gesetzes zur Änderung des Niedersäch-
sischen Gesetzes über Hilfen und Schutzmaßnahmen für
psychisch Kranke vom 25. Januar 2007 (Nds. GVBl. S. 50)
hinsichtlich ihrer Vereinbarkeit mit der Niedersächsischen
Verfassung,
beteiligt:
Niedersächsische Landesregierung, 
hat der Niedersächsische Staatsgerichtshof auf die mündliche
Verhandlung vom 17. Oktober 2008 für Recht erkannt:
1. Art. 1 Nr. 1, 2 und 5 des Gesetzes zur Änderung des Nie-
dersächsischen Maßregelvollzugsgesetzes und des Ausfüh-
rungsgesetzes zum Gerichtsverfassungsgesetz vom 25. Januar
2007 (Nds. GVBl. S. 51) ist insoweit mit Art. 1 Abs. 2, 2 Abs. 1
(Demokratieprinzip) der Niedersächsischen Verfassung un-
vereinbar, als die Bediensteten der beliehenen Krankenhaus-
träger zu grundrechtseinschränkenden Maßnahmen befugt
sind, ohne von einer staatlichen Behörde hierzu bestellt wor-
den zu sein.
2. Art. 1 Nr. 1 Buchst. a und b des Gesetzes zur Änderung
des Gesetzes über Hilfen und Schutzmaßnahmen für psy-
chisch Kranke vom 25. Januar 2007 (Nds. GVBl. S. 50) ist in-
soweit mit Art. 1 Abs. 2, 2 Abs. 1 (Demokratieprinzip) der
Niedersächsischen Verfassung unvereinbar, als die Bediens-
teten der beliehenen Krankenhausträger zu grundrechts-
einschränkenden Maßnahmen befugt sind, ohne hierzu von
einer staatlichen Behörde bestellt worden zu sein, und bei ih-
rer Tätigkeit keiner unmittelbar weisungsbefugten Fachauf-
sicht unterliegen. 
3. Der Gesetzgeber ist verpflichtet, bis zum 31. Dezember
2010 durch Änderung des Niedersächsischen Maßregelvoll-
zugsgesetzes und des Niedersächsischen Gesetzes über Hilfen
und Schutzmaßnahmen für psychisch Kranke eine Regelung
zu treffen, die den verfassungsrechtlichen Anforderungen ge-
nügt. Bis zu diesem Zeitpunkt gelten die Gesetze in ihrer ge-
genwärtigen Fassung fort. 

G r ü n d e :

A.
Das Normenkontrollverfahren betrifft die Frage, ob §§ 3

Abs. 1 Sätze 2 bis 4, 3 a und 5 a des Niedersächsischen Maßregel-
vollzugsgesetzes in der Fassung des Art. 1 Nr. 1, 2 und 5 des
Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Maßregelvoll-
zugsgesetzes und des Ausführungsgesetzes zum Gerichtsver-
fassungsgesetz vom 25. Januar 2007 — Nds. MVollzG n. F. —
und § 15 Abs. 1 bis 3 des Niedersächsischen Gesetzes über
Hilfen und Schutzmaßnahmen für psychisch Kranke in der
Fassung des Art. 1 Nr. 1 Buchst. a und b des Gesetzes zur Än-
derung des Gesetzes über Hilfen und Schutzmaßnahmen für
psychisch Kranke vom 25. Januar 2007 — NPsychKG n. F. —
mit der Niedersächsischen Verfassung — NV —, insbesondere
mit Art. 60 Satz 1 NV und dem Demokratieprinzip der Art. 1
Abs. 1, 2 Abs. 1 NV, vereinbar sind.
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I.
1. Nach § 1 des Niedersächsischen Maßregelvollzugsgeset-
zes vom 1. Juni 1982 (Nds. GVBl. S. 131), geändert durch das
Gesetz zur Anpassung des Landesrechts an das Betreuungs-
gesetz vom 17. Dezember 1991 (Nds. GVBl. S. 367) — Nds.
MVollzG — ist der sachliche Anwendungsbereich dieses Ge-
setzes auf den Vollzug der durch strafrichterliche Entschei-
dung angeordneten freiheitsentziehenden Maßregeln der Bes-
serung und Sicherung in einem psychiatrischen Krankenhaus
oder einer Entziehungsanstalt beschränkt. Mit diesen Formu-
lierungen nimmt das Gesetz Bezug auf §§ 61 Nr. 1, 2 und 63 f.
StGB, die die materiell-rechtlichen Voraussetzungen für die
Verhängung derartiger Maßregeln der Besserung und Siche-
rung enthalten. 

Sachlich zuständig für die Unterbringungsanordnungen sind
die Strafgerichte als erkennende Gerichte der ersten Instanz,
wobei die Verhängung einer Unterbringung in einem psychiat-
rischen Krankenhaus durch die Amtsgerichte nach § 24
Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2 GVG ausgeschlossen ist. Die Anord-
nungen ergehen im Regelfall als Teil des Rechtsfolgenaus-
spruchs im strafgerichtlichen Urteil. Hat aber wegen der
Schuldunfähigkeit oder der Verhandlungsunfähigkeit des Tä-
ters eine Hauptverhandlung nicht stattgefunden, so kann die
Verhängung auch nach Abschluss eines selbständigen Siche-
rungsverfahrens durch das Strafgericht in einem Urteil erfol-
gen (§ 71 Abs. 1 StGB i. V. m. §§ 413, 414 Abs. 2 Satz 4 StPO).
Entscheidungen über die Beendigung einer Unterbringung im
Wege der Aussetzung ihrer Vollstreckung zur Bewährung
(vgl. §§ 67 c Abs. 1, 67 d Abs. 2 i. V. m. § 67 e StGB) oder
durch Erledigungserklärung (vgl. §§ 67 c Abs. 2 Satz 5, 67 d
Abs. 6 StGB) sind im Regelfall der Strafvollstreckungskammer
nach § 463 Abs. 1 i. V. m. § 462 a Abs. 1 StPO vorbehalten.

Von den gesetzlichen Vorschriften, die die Anordnung, ihre
Vollstreckbarkeit und die Beendigung der Unterbringung in
einem psychiatrischen Krankenhaus oder einer Entziehungs-
anstalt als Maßregeln der Besserung und Sicherung regeln, ist
das Maßregelvollzugsrecht zu unterscheiden. Hierunter fallen
die Bestimmungen, die die Voraussetzungen für Eingriffe in
Rechte der Patienten, soweit diese über die bloße Aufrecht-
erhaltung des Freiheitsentzugs hinausgehen, und deren Gren-
zen, die Ansprüche, die die Patienten im Maßregelvollzug zur
Gewährleistung eines ihrer Menschenwürde entsprechenden
Lebensraums im Krankenhaus haben, und die Rechtsstellung
des Behandlungspersonals in vollzugsrechtlicher Hinsicht re-
geln. 

Grundzüge des Maßregelvollzugsrechts waren zunächst in
§§ 136 bis 138 StVollzG normiert, die bis zur Neuregelung
der Materie durch den Landesgesetzgeber fortgalten. §§ 136 f.
StVollzG enthielten Konkretisierungen der bereits in §§ 63 f.
StGB festgeschriebenen Zielsetzungen bei der Behandlung im
Vollzug der Unterbringung in einem psychiatrischen Kran-
kenhaus bzw. einer Entziehungsanstalt. § 138 Abs. 3 StVollzG
verwies zur Regelung des gerichtlichen Rechtsschutzes gegen
Maßnahmen der Bediensteten der Einrichtungen im Maßre-
gelvollzug auf die §§ 109 bis 121 StVollzG. § 138 Abs. 1 Satz 2
StVollzG  erklärte darüber hinaus die Vorschriften zum Pfän-
dungsschutz des Überbrückungsgeldes in § 51 Abs. 3, 4 StVollzG
und der Entlassungsbeihilfe in § 75 Abs. 3 StVollzG für ent-
sprechend anwendbar.

Der niedersächsische Gesetzgeber erließ am 14. Dezember
2007 das Gesetz zur Neuregelung des Justizvollzugs in Nieder-
sachsen (Nds. GVBl. S. 720). Abweichend von § 1 StVollzG
umfasst der sachliche Regelungsbereich dieses Gesetzes nicht
mehr die freiheitsentziehenden Maßregeln der Sicherung und
Besserung, sondern nur noch die Unterbringung in der Siche-
rungsverwahrung im Sinne der §§ 61 Nr. 3, 66 StGB. Die Neu-
regelung der §§ 136 bis 138 StVollzG durch Landesrecht soll
nach dem Willen des historischen Gesetzgebers aus systemati-
schen Gründen in einem Änderungsgesetz zum Nds. MVollzG
erfolgen (vgl. Entwurfsbegründung, Nds. LT-Drs. 15/3565,
S. 66, 80). Das Gesetz trat nach Art. 5 zum 1. Januar 2008 in
Kraft.

Die verbleibende Lücke insbesondere hinsichtlich der
grundrechtseinschränkenden Befugnisse der Bediensteten zur
Durchführung der Behandlung, zur Aufrechterhaltung der
Ordnung im Krankenhaus und zur Gewährleistung der Si-
cherheit wird in Niedersachsen durch die gesetzlichen Er-
mächtigungsgrundlagen in §§ 6 ff. Nds. MVollzG geschlossen.
So hat der Untergebrachte z. B. die erste und alle weiteren
ärztlichen Untersuchungen und die gebotenen ärztlichen und
therapeutischen Behandlungsmaßnahmen zu dulden und an
ihnen mitzuwirken bzw. sie zu unterstützen (§§ 6 Abs. 3
Satz 2, 8 Abs. 1 Satz 3 Nds. MVollzG), der seelsorgerische

Umgang kann beschränkt (§ 10 Abs. 1 Nds. MVollzG), der Be-
sitz an seinen Sachen ihm vorenthalten oder entzogen werden
(§ 19 Abs. 1 Satz 1 Nds. MVollzG). Ihm kann nach § 19 Abs. 2
Nds. MVollzG auferlegt werden, von der Einrichtung angeord-
nete Kleidung zu tragen. Der Besitz und die Verwendung eige-
ner Tonträger können davon abhängig gemacht werden, dass
der Untergebrachte ihrer Überprüfung zustimmt (§ 19 Abs. 3
Satz 1 Nds. MVollzG). Sein Postverkehr und seine Telefonge-
spräche können überwacht oder unterbunden werden (§ 21
Abs. 1, 4 Nds. MVollzG), auch Beschränkungen des Hörfunk-
und Fernsehempfangs sind nach Maßgabe des § 21 Abs. 6
Nds. MVollzG zulässig. § 22 Nds. MVollzG erlaubt die Durch-
suchung der Unterbringungsräume des Patienten, seiner
Sachen und seiner Person. Einen Katalog weiterer besonde-
rer Sicherungsmaßnahmen enthält § 23 Nds. MVollzG. Zur
Durchsetzung der Beschränkungen kann nach § 18 Abs. 2
Nds. MVollzG unmittelbarer Zwang angewandt werden. Ge-
gen Verwaltungsakte zur Regelung einzelner Angelegenheiten
auf dem Gebiet des Maßregelvollzugs kann der Untergebrach-
te bis zu einer weiteren Novellierung des Nds. MVollzG nach
§§ 138 Abs. 3, 109 Abs. 1 StVollzG einen Antrag auf gerichtli-
che Entscheidung stellen. Zuständig für die Entscheidung ist
nach § 110 StVollzG die Strafvollstreckungskammer, in deren
Bezirk die Einrichtung ihren Sitz hat. Der Antrag hat keine
aufschiebende Wirkung, eine solche kann aber durch das Ge-
richt angeordnet werden (§ 114 Abs. 1 und 2 StVollzG).
2. Die materiellen Voraussetzungen zur Unterbringung ei-
ner Person nach dem Niedersächsischen Gesetz über Hilfen
und Schutzmaßnahmen für psychisch Kranke vom 16. Juni 1997
(Nds. GVBl. S. 272), geändert durch das Gesetz zur Umset-
zung der Verwaltungsmodernisierung im Geschäftsbereich
des Ministeriums für Soziales, Frauen, Familie und Gesund-
heit vom 5. November 2004 (Nds. GVBl. S. 404) — NPsychKG —
regelt dessen § 16, der folgenden Wortlaut hat:

„§ 16 Voraussetzungen der Unterbringung
Die Unterbringung einer Person ist nach diesem Gesetz nur

zulässig, wenn von ihr infolge ihrer Krankheit oder Behinde-
rung im Sinne des § 1 Nr. 1 eine gegenwärtige erhebliche Ge-
fahr (§ 2 Nr. 1 Buchst. b und c Nds. SOG) für sich oder andere
ausgeht und diese Gefahr auf andere Weise nicht abgewendet
werden kann.“

Über die Unterbringung entscheidet das Vormundschafts-
gericht auf Antrag der zuständigen Landkreise und kreisfreien
Städte (§ 17 Abs. 1 Satz 1 NPsychKG). In der Entscheidung ist
der Zeitpunkt festzulegen, an dem die Unterbringungsmaß-
nahme endet, wenn sie nicht vorher verlängert wird (§§ 70
Abs. 1 Nr. 3, 70 f Nr. 3 FGG). Kann die gerichtliche Entschei-
dung nicht rechtzeitig herbeigeführt werden, kann die zustän-
dige Behörde eine vorläufige Einweisung verfügen, die dann
aber der Bestätigung durch das Vormundschaftsgericht bedarf
(§ 18 Abs. 1 und 2 NPsychKG). Die untergebrachte Person ist
zu entlassen, wenn das Vormundschaftsgericht die Unterbrin-
gungsmaßnahme aufhebt oder deren Vollziehung nach § 28
NPsychKG aussetzt, die Unterbringungsfrist abgelaufen ist
oder im Fall der vorläufigen Einweisung ein bestätigender
Unterbringungsbeschluss des Gerichts nicht rechtzeitig vor-
liegt (§ 27 Abs. 2 NPsychKG).

Während der Unterbringung hat der Patient die verschie-
densten Beschränkungen seiner grundrechtlich geschützten
Freiheiten zu dulden. So muss er eine ärztliche Untersuchung
zu Beginn seines Aufenthalts und später die erforderlichen Be-
handlungsmaßnahmen hinnehmen (§§ 20, 21 Abs. 3 NPsychKG).
§ 21 Abs. 3 NPsychKG hat folgenden Wortlaut:
„Ist eine Einwilligung im Sinne des Absatzes 2 nicht erteilt,
so hat die untergebrachte Person eine Heilbehandlung zu dul-
den, wenn diese notwendig ist, um
1. diejenige Krankheit oder Behinderung zu heilen oder lin-

dern, wegen derer sie untergebracht ist, oder
2. die Gesundheit anderer zu schützen.
Satz 1 ist im Falle der Nummer 1 nicht anzuwenden, wenn
die nach § 1904 des Bürgerlichen Gesetzbuches erforderliche
Genehmigung des Vormundschaftsgerichts nicht erteilt wor-
den ist.“

Unter den in §§ 22 bis 25 NPsychKG festgeschriebenen
Voraussetzungen können seine Rechte, seine persönliche
Kleidung zu tragen und persönliche Gegenstände in seinem
Zimmer aufzubewahren, an Gottesdiensten oder anderen reli-
giösen Veranstaltungen teilzunehmen, freien Postverkehr zu
unterhalten und Telefongespräche frei zu führen, beschränkt
werden. Zuständig für die Anordnungen dieser Maßnahmen
ist grundsätzlich die Krankenhausleitung. Nur wenn durch
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mechanische Vorrichtungen, Medikamente oder auf andere
Weise die persönliche Freiheit über einen längeren Zeitraum
oder regelmäßig beschränkt werden soll, bedarf es einer vor-
mundschaftsgerichtlichen Entscheidung auf Antrag der zu-
ständigen Behörde oder der Krankenhausleitung (§ 17 Abs. 3
NPsychKG). Der Untergebrachte kann gegen die einzelnen
Maßnahmen gerichtlichen Rechtsschutz nach § 70 l Abs. 1
FGG in Anspruch nehmen. Ein entsprechender Antrag hat
nach § 70 l Abs. 2 Satz 1 FGG keine aufschiebende Wirkung,
jedoch kann das Gericht nach Satz 2 die aufschiebende Wir-
kung anordnen. 

II.
Der Niedersächsische Landtag hat am 24. Januar 2007 das

Gesetz zur Änderung des Niedersächsischen Maßregelvoll-
zugsgesetzes und des Ausführungsgesetzes zum Gerichtsver-
fassungsgesetz — Nds. MVollzÄndG — und das Gesetz zur
Änderung des Gesetzes über Hilfen und Schutzmaßnahmen
für psychisch Kranke — NPsychKÄndG — beschlossen. Beide
Gesetze sind am 1. Februar 2007 im Niedersächsischen Ge-
setz- und Verordnungsblatt verkündet worden (S. 51 bzw. S. 50)
und gemäß Art. 5 Nds. MVollzÄndG bzw. Art. 3 NPsychKÄndG
am folgenden Tag in Kraft getreten.
1. § 3 Abs. 1 Nds. MVollzG a. F. bestimmte, dass der Vollzug
der Maßregeln der Besserung und Sicherung in einem psychi-
atrischen Krankenhaus oder einer Entziehungsanstalt grds. in
Einrichtungen des Landes erfolgen sollte. Nach Satz 2 der
Vorschrift konnte die Landesregierung diese Aufgabe aber
auch Einrichtungen anderer Träger mit deren Zustimmung
widerruflich übertragen. Diese unterstanden der Aufsicht der
zuständigen Behörden. Nach Art. 1 Nr. 1 Nds. MVollzÄndG
sieht der neu gefasste Satz 2 des § 3 Nds. MVollzG n. F. die
Möglichkeit vor, den Vollzug auf eine juristische Person des
Privatrechts oder eine Kommanditgesellschaft als Träger einer
entsprechenden Einrichtung durch das Fachministerium im
Wege einer Beleihung zu übertragen. In einem neu eingefüg-
ten Satz 4 ist ein abschließender Katalog von Aufgabenberei-
chen festgelegt, deren Übertragung auf die Privatgesellschaf-
ten ausgeschlossen ist. Die Vorschrift des Art. 1 Nr. 1 Nds.
MVollzÄndG hat folgenden Wortlaut:
„1. § 3 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Satz 2 erhält folgende Fassung:
,Das Fachministerium kann den Vollzug von Maßre-
geln einer juristischen Person des öffentlichen Rechts
oder im Wege der Beleihung einer juristischen Person
des Privatrechts oder einer Kommanditgesellschaft als
Träger einer entsprechenden Einrichtung mit deren
Zustimmung durch Verwaltungsakt unter dem Vorbe-
halt des Widerrufs oder durch öffentlich-rechtlichen
Vertrag mit dem Recht zur Kündigung übertragen.‘

b) Es werden die folgenden Sätze 3 und 4 angefügt:
,Das Fachministerium hat öffentlich bekannt zu ma-
chen, auf wen und in welchem Umfang der Vollzug
von Maßregeln übertragen worden ist. Von der Über-
tragung auf eine juristische Person des Privatrechts
oder eine Kommanditgesellschaft sind ausgeschlossen

1. die Aufgaben der Vollzugsleitung,
2. die Entscheidung über die Einweisung oder Ver-

legung in den offenen Vollzug (§ 5 Abs. 4),
3. die Durchführung von Aufnahmeuntersuchungen

(§ 6 Abs. 1),
4. die Aufstellung, Anpassung und Erörterung des

Behandlungs- und Eingliederungsplans (§ 7),
5. die Entscheidung über die Ansprüche des Unter-

gebrachten auf weitere gesundheitliche Betreu-
ung (§ 8 Abs. 7),

6. die Entscheidung über die Berücksichtigung des
Bedürfnisses nach Seelsorge bei Beschränkungen
(§ 10 Abs. 1),

7. die Entscheidung über die Beschränkung der frei-
en Verfügung über das Taschengeld (§ 11 Satz 2),

8. die Entscheidung über die Bildung von Über-
brückungsgeld (§ 12 Abs. 3 Satz 1),

9. die Entscheidung zur Verfügung von Eigengeld
(§ 13 Abs. 1 Satz 2), 

10. die Entscheidung über die Gewährung und Ge-
staltung von Lockerungen des Vollzuges und von
Urlaub (§ 15),

11. die Entscheidung über die Anwendung  unmittel-
baren Zwangs (§ 18 Abs. 2),

12. die Entscheidung über die Vorenthaltung oder
den Entzug von Sachen sowie über die Beschrän-
kung des Erwerbs und der Verwendung von Sa-
chen (§ 19 Abs. 1),

13. die Entscheidung über den Besitz, den Empfang,
die Weitergabe und die Verwendung von Tonträ-
gern (§ 19 Abs. 3),

14. die Entscheidung über die Vernichtung oder Un-
brauchbarmachung von Aufzeichnungen und an-
deren Sachen (§ 19 Abs. 5),

15. die Entscheidung über die Einschränkung oder
Untersagung von Besuchen einschließlich der
Entscheidung über die Durchsuchung der Besu-
cher und die Überprüfung der von diesen mitge-
führten Gegenstände (§ 20 Abs. 1),

16. die Entscheidung über den Abbruch von Besu-
chen (§ 20 Abs. 2 Satz 2),

17. die Entscheidung über die Speicherung der in
§ 20 Abs. 3 genannten Daten,

18. die Entscheidung über die Überwachung und Be-
schränkung des Schriftverkehrs und von Tele-
fongesprächen sowie des Paketverkehrs, anderer
Sendungen und anderer Arten der Nachrichten-
übermittlung sowie die Entscheidung über die
Beschränkung des Zugangs zu Hörfunk und Fern-
sehen (§ 21),

19. die Entscheidung über die Verarbeitung der Er-
kenntnisse aus der Überwachung (§ 21 a),

20. die Anordnung von Durchsuchungen der Unter-
gebrachten (§ 22) und

21. die Anordnung besonderer Sicherungsmaßnah-
men (§ 23 Abs. 1 Sätze 1 und 2).‘“

Durch Art. 1 Nr. 2 Nds. MVollzÄndG wurde ein § 3 a in das
Maßregelvollzugsgesetz eingefügt, der die Modalitäten der
Fachaufsicht des Fachministeriums über die Einrichtungen
nach § 3 Abs. 1 Sätze 1 und 2 Nds. MVollzG n. F. regelt und in
seinem Abs. 2 ein Eintrittsrecht des Fachministeriums für den
Fall bestimmt, dass ein Beliehener einer fachaufsichtsrechtli-
chen Weisung nicht fristgerecht nachkommt. Diese Vorschrift
lautet wie folgt:
„2. Nach § 3 wird der folgende § 3 a eingefügt:

,§ 3 a Aufsicht
(1) Die Einrichtungen des Landes und die Träger der

übrigen Einrichtungen unterliegen der Fachaufsicht des
Fachministeriums. Im Rahmen der Fachaufsicht ist dem
Fachministerium insbesondere Auskunft zu erteilen, Ein-
sicht in Akten und sonstige Schriftstücke zu gewähren,
Weisungen des Fachministeriums Folge zu leisten sowie
dem Fachministerium und insbesondere den Mitgliedern
der Besuchskommission (§ 24) jederzeit Zugang zu den
Räumlichkeiten der Einrichtung zu gewähren.

(2) Im Fall der Übertragung nach § 3 Abs. 1 Satz 2 kann
das Fachministerium anstelle und auf Kosten des Trägers
der Einrichtung tätig werden oder Dritte tätig werden las-
sen, wenn der Träger eine Weisung innerhalb einer be-
stimmten Frist nicht befolgt. Das Fachministerium kann
das Selbsteintrittsrecht nach Satz 1 auch durch Weisun-
gen gegenüber den Bediensteten des Trägers in der Ein-
richtung ausüben.‘“ 

Mit dem durch Art. 1 Nr. 5 Nds. MVollzÄndG neu eingefüg-
ten § 5 a Satz 1 wird der ärztlichen Leitung (Vollzugsleitung)
der Vollzug der Maßregeln überantwortet. § 5 a Satz 1 Nds.
MVollzG n. F. enthält zunächst eine Legaldefinition des Be-
griffs der Vollzugsleitung. In Satz 2 wird ihr Verantwortungs-
bereich umschrieben und in Satz 3 ein Weisungsrecht auch
gegenüber den Bediensteten des privatrechtlichen Trägers der
Einrichtung bestimmt. Nach Satz 4 sind für die Vollzugslei-
tung Stellvertreter in ausreichender Zahl zu bestimmen. Die
Änderungsvorschrift hat folgenden Wortlaut:
„5. Nach § 5 wird der folgende § 5 a eingefügt:

,§ 5 a Vollzugsleitung
Der Vollzug der Maßregeln steht unter ärztlicher Lei-

tung (Vollzugsleitung). Die Vollzugsleitung trägt die Ver-
antwortung für die ärztlichen und  pflegerischen Aufgaben
des Vollzugs, insbesondere für die Aufgaben nach § 3
Abs. 1 Satz 4 Nrn. 2 bis 21. Soweit der Verantwortungs-
bereich der Vollzugsleitung nach Satz 2 betroffen ist, ist
diese im Fall der Beleihung nach § 3 Abs. 1 Satz 2 gegen-
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über den Bediensteten des Trägers der Einrichtung wei-
sungsbefugt. Für die Vollzugsleitung sind Stellvertretun-
gen in ausreichender Zahl zu bestimmen.‘“

Nach Art. 1 Nr. 12 Buchst. c Nds. MVollzÄndG werden die
bisherigen Regelungen zur Anwendung unmittelbaren Zwangs
in § 18 Abs. 2 Nds. VollzG n. F. wie folgt neu gefasst:

„(2) Die Vollzugsleitung und ihre Stellvertretungen sind
nach Maßgabe des § 69 des Niedersächsischen Gesetzes über
die öffentliche Sicherheit und Ordnung (Nds. SOG) zur An-
wendung unmittelbaren Zwangs befugt, soweit dies zur Aus-
führung dieses Gesetzes erforderlich ist. Andere Bedienstete
sind zur Anwendung unmittelbaren Zwangs befugt, soweit sie
Weisungen der Vollzugsleitung oder ihrer Stellvertretungen
ausführen. § 72 und § 74 Abs. 1 Sätze 1 und 2 Nds. SOG gel-
ten entsprechend.“
2. Nach bisheriger Rechtslage wurde die Unterbringung psy-
chisch Kranker in der Regel in Krankenhäusern des Lan-
des vollzogen (§ 15 Abs. 1 Satz 1 NPsychKG a. F.). Allerdings
sah § 15 Abs. 1 Satz 2 NPsychKG a. F. die Möglichkeit vor,
dass diese Aufgabe Krankenhäusern anderer Träger übertragen
wurde. Zuständig für die Übertragung war die Fachaufsichts-
behörde. Durch Art. 1 Nr. 1 NPsychKÄndG wird § 15 des
Gesetzes neu gefasst und nunmehr dem Fachministerium die
Befugnis eingeräumt, die Unterbringung im Wege der Belei-
hung einer juristischen Person des Privatrechts oder einer
Kommanditgesellschaft zu übertragen. Nicht übertragbar ist
die Befugnis nach § 24 Abs. 1 Satz 2 NPsychKG n. F., den Un-
tergebrachten die Teilnahme an einem Gottesdienst oder an
anderen religiösen Veranstaltungen einzuschränken oder zu
untersagen. In Abs. 2 der Neufassung sind die Modalitäten der
Fachaufsicht des Fachministeriums geregelt und die Formu-
lierungen des § 3 a Nds. MVollzG n. F. übernommen worden.
Art. 1 Nr. 1 Buchst. a und b haben folgenden Wortlaut:
„1. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 und 2 erhalten folgende Fassung:
,(1) Die Unterbringung wird in Krankenhäusern als

Einrichtungen des Landes vollzogen. Das Fachminis-
terium kann die Unterbringung einer juristischen Per-
son des öffentlichen Rechts oder im Wege der Belei-
hung einer juristischen Person des Privatrechts oder
einer Kommanditgesellschaft als Träger einer entspre-
chenden Einrichtung mit deren Zustimmung durch
Verwaltungsakt unter dem Vorbehalt des Widerrufs
oder durch öffentlich-rechtlichen Vertrag mit dem
Recht der Kündigung übertragen. Von der Übertra-
gung auf eine juristische Person des Privatrechts oder
eine Kommanditgesellschaft sind Maßnahmen nach
§ 24 Abs. 1 Satz 2 ausgeschlossen.

(2) Die Einrichtungen des Landes und die Träger
der übrigen Einrichtungen unterliegen der Fachauf-
sicht des Fachministeriums. Im Rahmen der Fachauf-
sicht ist dem Fachministerium insbesondere Auskunft
zu erteilen, Einsicht in Akten und sonstige Schrift-
stücke zu gewähren, Weisungen des Fachministeri-
ums Folge zu leisten sowie dem Fachministerium und
insbesondere den Mitgliedern der Besuchskommissi-
onen (§ 30) jederzeit Zugang zu den Räumlichkeiten
der Einrichtung zu gewähren.‘

b) Es wird der folgende neue Absatz 3 eingefügt:
,(3) Im Fall der Übertragung nach Absatz 1 Satz 2

kann das Fachministerium anstelle und auf Kosten
des Trägers der Einrichtung tätig werden oder Dritte
tätig werden lassen, wenn der Träger eine Weisung
innerhalb einer bestimmten Frist nicht befolgt. Das
Fachministerium kann das Selbsteintretungsrecht nach
Satz 1 auch durch Weisungen gegenüber den Beschäf-
tigten des Trägers in der Einrichtung ausüben.‘“

3. Von der Befugnis zur Übertragung der Aufgaben des Maß-
regelvollzugs auf Einrichtungen anderer Träger nach § 3 Abs. 1
Satz 2 Nds. MVollzG a. F. hat die Niedersächsische Landes-
regierung keinen Gebrauch gemacht. Auf der Grundlage des
§ 15 Abs. 1 Satz 2 NPsychKG a. F. nahmen dagegen 19 in
kommunaler bzw. privater Trägerschaft stehende Kranken-
häuser die Aufgaben des Vollzugs der Unterbringung psy-
chisch Kranker wahr. Die Landkreise und kreisfreien Städte
haben in Einzelfällen angestellte Ärztinnen und Ärzte nach
§ 12 Abs. 3 NPsychKG i. V. m. § 50 Abs. 1 des Niedersächsi-
schen Gefahrenabwehrgesetzes vom 20. Februar 1998 (Nds.
GVBl. S. 101) — NGefAG —, § 1 der Verordnung über Verwal-
tungsvollzugsbeamtinnen und Verwaltungsvollzugsbeamte
vom 15. März 1995 (Nds. GVBl. S. 60) — VollzBeaVO — zu
Verwaltungsvollzugsbeamtinnen bzw. -beamten bestellt. Im

Laufe des Normenkontrollverfahrens haben die beliehenen
Gesellschaften die bei ihnen tätigen Ärztinnen und Ärzte zu
Verwaltungsvollzugsbeamtinnen bzw. -beamten bestellt.  

III.
68 der ...-Fraktion und der Fraktion ... angehörende Mit-

glieder des Niedersächsischen Landtags begehren im Verfah-
ren der abstrakten Normenkontrolle, Art. 1 des Gesetzes zur
Änderung des Niedersächsischen Maßregelvollzugsgesetzes
und des Ausführungsgesetzes zum Gerichtsverfassungsgesetz
vom 25. Januar 2007 (Nds. GVBl. Nr. 4/2007 vom 1. 2. 2007,
S. 51), soweit dadurch § 3 Abs. 1 Satz 2 geändert und §§ 3
Abs. 1 Satz 3 und 4, 3 a, 5 a des Niedersächsischen Maßregel-
vollzugsgesetzes vom 1. Juni 1982 (GVBl. S. 131) eingefügt
werden, sowie Art. 1 des Gesetzes zur Änderung des Nieder-
sächsischen Gesetzes über Hilfen und Schutzmaßnahmen für
psychisch Kranke vom 25. Januar 2007 (Nds. GVBl. Nr. 4/2007
vom 1. 2. 2007, S. 50), soweit dadurch § 15 des Gesetzes über
Hilfen und Schutzmaßnahmen für psychisch Kranke vom
16. Juni 1997 (Nds. GVBl. S. 272) geändert wird, für nich-
tig zu erklären. Zur Begründung tragen sie im Wesentlichen
vor:

Die zur verfassungsrechtlichen Überprüfung vorgelegten
Änderungsgesetze verstießen gegen Art. 60 Satz 1 NV. Bei der
Auslegung dieser Vorschrift könne man wegen der wörtlichen
Übereinstimmung mit Art. 33 Abs. 4 GG die zu letzterer Vor-
schrift ergangene Rechtsprechung und die Literatur heranzie-
hen. Art. 60 Satz 1 NV enthalte einen sog. Funktionsvorbehalt
für Beamte, wonach die Wahrnehmung hoheitlicher Befugnis-
se jedenfalls als ständige Aufgabe und in der Regel von Beam-
ten wahrzunehmen sei. Die Vorschrift sei schon deshalb als
Prüfungsmaßstab heranzuziehen, weil hoheitliche Aufgaben
ihre Eigenart nicht dadurch verlören, dass der Staat sie im
Wege der Beleihung auf Gesellschaften des Privatrechts über-
trage. 

Den beliehenen Gesellschaften werde die Ausübung ho-
heitsrechtlicher Befugnisse im Sinne des Art. 60 Satz 1 NV
übertragen. Dieser Begriff sei nicht formal in dem Sinne zu
verstehen, dass nur Maßnahmen der Eingriffsverwaltung
erfasst seien, sondern teleologisch unter Berücksichtigung
der Eigenart des Berufsbeamtenverhältnisses auszulegen. Ent-
scheidend sei deshalb, ob die zu prüfende Verwaltungstätig-
keit in den Formen des öffentlichen Rechts erfolge, grund-
rechtliche Freiheiten der betroffenen Bürger tangiere und des-
halb der dem Beamtenstatus eigenen Sicherungsmechanis-
men bedürfe.

Der Maßregelvollzug werde schon aufgrund der Beleihung
in den Formen des öffentlichen Rechts durchgeführt. Er weise
eine hohe Grundrechtsrelevanz auf, da die Betroffenen einer
zeitlich u. U. unbefristeten Freiheitsentziehung unterworfen
seien und gegen sie zur Aufrechterhaltung der Ordnung und
Sicherheit in den Krankenhäusern und zur Erzielung des Be-
handlungsziels schwerwiegende belastende Anordnungen er-
gingen, die notfalls mit unmittelbarem Zugang durchgesetzt
würden. Funktionale Erwägungen stützten das Ergebnis, weil
der Maßregelvollzug permanent aufrechterhalten werden müs-
se, wegen der Grundrechtsrelevanz in besonderer Weise auf
die Gewährleistung und Sicherung rechtsstaatlicher Garan-
tien angewiesen sei und die Personenauswahl deshalb nicht
völlig außerhalb demokratischer Kontrolle stattfinden dürfe.
Selbst wenn man sich einer in der Literatur vertretenen Auf-
fassung anschließen und den sachlichen Anwendungsbereich
des Art. 60 Satz 1 NV auf den Bereich der Eingriffsverwaltung
beschränken würde, ergäbe sich angesichts der belastenden
Vollzugsmaßnahmen kein anderes Ergebnis.

Die vorstehenden Erwägungen zum Maßregelvollzug seien
auch auf die Unterbringung nach dem NPsychKG übertrag-
bar. Die staatliche Gefahrenabwehr gehöre wie der Strafvoll-
zug zu den Kernaufgaben des Staates und gelte deshalb als
Inbegriff hoheitsrechtlicher Tätigkeit. Ein Unterschied hin-
sichtlich der Grundrechtsrelevanz der dort durchzuführenden
Maßnahmen ergebe sich nicht; die im Vergleich zum Maßre-
gelvollzug generell geringe Unterbringungsdauer sei für deren
rechtliche Qualität unbeachtlich.

Die Übertragung der Vollzugsaufgaben im Wege der Be-
leihung erfolge auf unabsehbare Zeit und nicht nur zeitlich
begrenzt, so dass diese von den beliehenen Gesellschaften
und ihren Bediensteten als ständige Aufgabe wahrgenommen
würden.

Mit der Einschränkung auf den Regelfall verdeutliche Art. 60
Satz 1 NV, dass die Aufgaben in Ausnahmefällen auch durch
Angestellte wahrgenommen werden könnten. Selbst wenn
man nicht nur einzelfallbezogene, sondern bereichsspezifi-
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sche Ausnahmeregelungen zulasse, sei die Wahrnehmung der
Befugnisse beim Vollzug der Unterbringung wegen ihrer Grund-
rechtsrelevanz und ihres Zwangscharakters nicht für eine der-
artige Regelung geeignet.

Ein tragfähiger Grund, der eine Ausnahme rechtfertigen
könne, sei nicht ersichtlich. Die Übertragung der Aufgaben
beim Vollzug der Unterbringung sei notwendiger Baustein auf
dem Wege der Privatisierung der Landeskrankenhäuser gewe-
sen, die maßgeblich mit dem Ziel der Haushaltsentlastung er-
folgt sei. Finanzielle Erwägungen aber könnten gerade in Be-
reichen mit hoher Grundrechtsrelevanz eine Ausnahme vom
Funktionsvorbehalt nicht rechtfertigen. Auch das in diesem
Zusammenhang vorgebrachte Argument, die privaten Kran-
kenhausträger wiesen eine größere Flexibilität auf, verdecke
die ausschließlich fiskalischen Beweggründe. Der Hinweis,
die Privatisierung solle eine qualitativ hochwertige und orts-
nahe stationär-psychiatrische Versorgung nachhaltig sichern,
sei demgegenüber nicht nachvollziehbar. 

Aus den vom Gericht während des Verfahrens eingeholten
Auskünften der Niedersächsischen Landesregierung ergebe
sich schließlich, dass die Fachaufsicht über die privaten Trä-
ger im Bereich des NPsychKG völlig unzureichend sei. Die
Aufsichtsbehörde könne die notwendige Kontrolle über die
Krankenhäuser der Beliehenen tatsächlich nicht ausüben. So
hätten dem aufsichtführenden Ministerium offenbar keine
laufend aktualisierten Zahlen über die öffentlich-rechtlichen
Unterbringungen zur Verfügung gestanden. Die Niedersächsi-
sche Landesregierung habe auch nicht klären können, wie
viel Personal im Fachministerium sich in welchem Umfang
mit der Wahrnehmung der Fachaufsicht nach dem NPsychKG
beschäftige. Zudem dränge sich der Eindruck auf, dass eine
stichprobenweise Akteneinsicht nicht regelmäßig stattfinde.
Dieser Umstand sei gerade im Hinblick auf die Anordnung
und Durchführung von Zwangsmaßnahmen durch die privat
angestellten Ärzte verfassungsrechtlich bedenklich. Im Maß-
regelvollzug seien zwar jeweils 14 Planstellen für öffentliche
Bedienstete in einer Einrichtung vorgesehen, diese seien aber
insbesondere beim ärztlichen Personal nicht in vollem Um-
fang besetzt. Zudem stünden die Landesbediensteten, denen
die Aufgaben der Vollzugsleitung überantwortet seien, und
die ihr nachgeordneten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen
überwiegend lediglich in einem Angestelltenverhältnis zum
Land. 

IV.
Dem Niedersächsischen Landtag und der Niedersächsi-

schen Landesregierung ist Gelegenheit zur Stellungnahme ge-
geben worden. Die Niedersächsische Landesregierung hat sich
zum Normenkontrollantrag geäußert. Sie hält den Antrag für
unbegründet und trägt im Wesentlichen vor:

Es sei bereits zweifelhaft, ob sich aus dem Regelungsgehalt
des Art. 60 Satz 1 NV neben einer institutionellen Garantie
des Berufsbeamtentums auch Vorgaben zu der Frage, inwie-
weit eine bislang durch Angehörige der Landesverwaltung wahr-
genommene Aufgabe auf beliehene Privatpersonen übertragen
werden dürfe, ergäben. Die Verfassungsnorm erfasse nach ih-
rem Wortlaut, ihrer systematischen Stellung und ihrer Ziel-
setzung wie die parallele Bestimmung des Art. 33 Abs. 4 GG
nur die Verteilung der Aufgaben innerhalb des öffentlichen
Dienstes.

Selbst wenn man diese Sicht nicht teile, könnten der Maß-
regelvollzug und die Unterbringung psychisch Kranker nicht
dem Kernbereich hoheitsrechtlicher Befugnisse zugeordnet
werden, weil die Untergebrachten — anders als im Strafvoll-
zug — in erster Linie behandelt und betreut würden. Behand-
lung und Betreuung seien mithin in einer Grauzone zwischen
Eingriffs- und Leistungsverwaltung anzusiedeln.

Die aus dem in Art. 60 Satz 1 NV verankerten Regel-Aus-
nahme-Prinzip abzuleitenden Vorgaben für die Begrenzung
der Übertragung hoheitlicher Befugnisse auf Nichtbeamte sei-
en in Rechtsprechung und Literatur nicht abschließend ge-
klärt. Bei quantitativer Betrachtungsweise sei Art. 60 Satz 1
NV gewahrt, weil den nach der Beleihung wegfallenden Be-
amtenstellen im Vergleich zu der Zahl der insgesamt im öf-
fentlichen Dienst des Landes stehenden Beamten nur eine
untergeordnete Bedeutung zukomme. Bei qualitativer Betrach-
tung sei aufgrund des in § 3 Abs. 1 Satz 4 Nds. MVollzG n. F.
normierten Vorbehaltskatalogs sichergestellt, dass im Maß-
regelvollzug besonders schwerwiegende Eingriffe in grund-
rechtlich geschützte Bereiche durch die Vollzugsleitung, die
mit Beamten besetzt werde, angeordnet würden. Zudem un-
terlägen sowohl die Vollzugsleitung als auch die Beliehenen
einer engmaschigen Fachaufsicht durch das Ministerium für

Soziales, Frauen, Familie und Gesundheit. Schließlich seien
nicht alle Niedersächsischen Landeskrankenhäuser funkti-
onal teilprivatisiert worden.

Bei der Unterbringung psychisch Kranker habe der Gesetz-
geber — abgesehen von §§ 15 Abs. 1 Satz 3, 24 Abs. 1 Satz 2
NPsychKG n. F. — keinen derartigen Vorbehaltskatalog vor-
gesehen, weil Unterbringungsmaßnahmen dort einer äußerst
engen gerichtlichen Kontrolle unterlägen (vgl. u. a. § 70 Abs. 1
FGG und §§ 17 Abs. 3, 27 Abs. 2 Nr. 2 und 3 NPsychKG). Der
Richter werde gewissermaßen verfahrensbegleitend tätig und
erfülle von daher die Maßgaben des Art. 60 Satz 1 NV. Zudem
beschränke sich die durchschnittliche Verweildauer auf etwa
20 Tage, während sie im Maßregelvollzug mehr als sechs Jah-
re betrage.

Die Übertragung der Aufgaben auf Beliehene sei schließlich
auch durch sachliche Gründe gerechtfertigt. Die Übertragung
der Trägerschaft der Niedersächsischen Landeskrankenhäuser
habe primär dem Ziel gedient, eine optimale Versorgung psy-
chisch kranker Menschen trotz der sich verändernden Rah-
menbedingungen sicherzustellen. Dabei habe der Gesetzgeber
dem Umstand Rechnung getragen, dass sich die Behandlungs-
methoden bei derartigen Erkrankungen denen somatisch Er-
krankter angeglichen hätten. Die Verschränkung zwischen
Allgemeinpsychiatrie und Maßregelvollzug im Sinne des „nie-
dersächsischen Weges“ habe notwendigerweise zur gemeinsa-
men Überführung beider Bereiche in eine neue Trägerschaft
geführt.

Die niedersächsischen Landeskrankenhäuser seien nach ei-
ner Analyse des Landesrechnungshofs vor ihrer Privatisierung
nicht wettbewerbs- und zukunftsfähig gewesen. Das Land hät-
te aufgrund der schlechten Haushaltslage die notwendigen In-
vestitionen (Neu- und Erweiterungsbauten sowie Beseitigung
eines erheblichen Sanierungsstaus) nicht tätigen können. Die
neuen Träger hätten sich in den Kauf- und Übertragungsver-
trägen zu Investitionsmaßnahmen in Höhe von etwa 54 Mio.
Euro verpflichtet. Bei der gesetzgeberischen Prognose sei auch
berücksichtigt worden, dass sich wegen der verschiedenen Maß-
nahmen des Bundesgesetzgebers zur Kostendämpfung im
Gesundheitswesen der Verdrängungswettbewerb unter den
Krankenhäusern weiter verschärfen werde. Nur leistungsstar-
ke Krankenhäuser könnten eine ortsnahe und qualitativ ho-
hen Ansprüchen genügende stationäre Psychiatrie sicherstel-
len. Zudem würden die verschiedenen Träger aufgrund der
nunmehr geschaffenen Wettbewerbssituation untereinander
bestrebt sein, ihre Leistungen flexibel zu gestalten. Dies wäre
bei einem Verbleib in der öffentlichen Hand wegen der büro-
kratischen Hemmnisse so nicht gelungen.

Die Beleihung mit den im Maßregelvollzug und bei der Un-
terbringung psychisch Kranker anfallenden Aufgaben genüge
den Anforderungen des Demokratieprinzips. Die beliehenen
Gesellschaften seien ausreichend personell legitimiert, weil
das Parlament ein entsprechendes formelles Gesetz mit einer
Ermächtigungsgrundlage für das Fachministerium erlassen
habe und dieses durch öffentlich-rechtlichen Vertrag oder
Verwaltungsakt dem Beliehenen die hoheitlichen Befugnisse
übertrage. Die sachlich-inhaltliche demokratische Legitima-
tion werde beim Maßregelvollzug bereits durch die effektiven
Weisungs- und Aufsichtsmöglichkeiten der Vollzugsleitung
bewirkt; bei der Unterbringung stelle die umfangreiche Fach-
aufsicht die sachliche Einbindung und damit eine ausrei-
chend hohe Legitimationsebene sicher.

V.
In der mündlichen Verhandlung am 17. Oktober 2008 ha-

ben der Vertreter des ärztlichen Direktors des ..., Herr ..., der
Chefarzt der verselbständigten Abteilung Forensische Psychi-
atrie im ..., Herr Prof. Dr. ..., und der Leiter des Niedersächsi-
schen Landeskrankenhauses ..., Herr Dr. ..., als sachkundige
Dritte zu den tatsächlichen Ausgestaltungen des Unterbrin-
gungsvollzugs nach dem NPsychKG und dem Nds. MVollzG
Stellungnahmen abgegeben. 

B.
Der zulässige Normenkontrollantrag ist teilweise begründet.

Art. 1 Nr. 1, 2 und 5 Nds. MVollzÄndG und Art. 1 Nr. 1
Buchst. a und b NPsychKÄndG sind mit Art. 60 Satz 1 NV
vereinbar; sie sind jedoch mit dem in Art. 1 Abs. 2, 2 Abs. 1 NV
niedergelegten Demokratieprinzip unvereinbar.

I.
Gegenstand des Normenkontrollverfahrens sind die §§ 3

Abs. 1, 3 a und 5 a Nds. MVollzG n. F. sowie § 15 Abs. 1 bis 3
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NPsychKG n. F. in der Fassung, die sie durch das Nds.
MVollzÄndG und das NPsychKÄndG erlangt haben. Für die
verfassungsrechtliche Prüfung der §§ 3 Abs. 1, 3 a und 5 a
Nds. MVollzG n. F. sowie § 15 Abs. 1 bis 3 NPsychKG n. F.
kommt es nicht darauf an, ob die betreffenden Vorschriften
von ihren Vorgängervorschriften wesentlich abweichen, diese
nur wiederholen, deren Regelungsgehalt inhaltlich konkreti-
sieren oder gar beschränken. Im Verfahren der abstrakten
Normenkontrolle wird der Prüfungsgegenstand durch den An-
trag bezeichnet. Dieser ist aber im Hinblick auf die im einzel-
nen vorgebrachten Beanstandungen auszulegen (BVerfG, Ur-
teil vom 27. Mai 1992 2 BvF 1, 2/88, 1/89 und 1/90, BVerfGE
86, 148, 210 f.; Beschlüsse vom 24. Mai 1995 2 BvF 1/92,
BVerfGE 93, 36, 65; vom 11. März 1997 2 BvF 2/95, BVerfGE
95, 243, 248; vom 28. Januar 1998 2 BvF 3/92, BVerfGE 97,
198, 213). Nach sachgerechter Auslegung des Antrags be-
schränkt sich dieser nicht auf die Änderungssubstanz der
beiden Änderungsgesetze im Vergleich mit der bisherigen
Rechtslage nach §§ 3 Abs. 1 Nds. MVollzG a. F., 15 Abs. 1 und 2
NPsychKG a. F., sondern erfasst die Regelungsgegenstände
der Art. 1 Nr. 1, 2 und 5 Nds. MVollzÄndG und Art. 1 Nr. 1
Buchst. a und b NPsychKÄndG in vollem Umfang. 

Soweit die Antragsteller die Unvereinbarkeit der angegriffe-
nen Regelungen mit der Niedersächsischen Verfassung damit
begründen, die Fachaufsichtsbehörde nehme ihre Kontroll-
befugnis gegenüber den privaten Trägern der Krankenhäuser
entweder gar nicht oder jedenfalls nur unzureichend wahr,
und die staatliche Vollzugsleitung könne die ihr nach §§ 3
Abs. 1 Satz 4 und 5 a Satz 2 und 3 Nds. MVollzG n. F. zuge-
wiesenen Aufgaben wegen Personalmangels faktisch nicht er-
füllen, können sie in diesem Verfahren keinen Erfolg haben.
Zulässig ist ein Antrag auf abstrakte Normenkontrolle nach
Art. 54 Nr. 3 NV, §§ 8 Nr. 8, 33 StGHG nur dann, wenn konkrete
Gründe für die Verfassungswidrigkeit des Prüfungsgegenstands
— also des Gesetzes selbst — benannt werden (vgl. BVerfG, Ur-
teil vom 28. Februar 1961 2 BvG 1, 2/60, BVerfGE 12, 205, 221).
Verwaltungsbehördliche Vollzugsdefizite bei der Durchfüh-
rung eines Gesetzes vermögen dessen Vereinbarkeit mit der
Verfassung nicht zu erschüttern, weil die Verwaltung schon
nach Art. 2 Abs. 2 NV zur rechtmäßigen Wahrnehmung der
ihr gesetzlich zugewiesenen Aufgaben verpflichtet ist (vgl.
Brem. StGH, Urteil vom 15. Januar 2002 St 1/01, LVerfGE 13,
209, 228) und hierbei gerichtlicher Kontrolle unterliegt.

Auch die von den Antragstellern erhobene Rüge, die staatli-
chen Vollzugsleitungen nach § 5 a Nds. MVollzG n. F. und die
ihr nachgeordneten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (die
sog. „14er-Teams“) stünden entgegen den verfassungsrecht-
lichen Vorgaben aus Art. 60 Satz 1 NV überwiegend lediglich
in einem Angestelltenverhältnis zum Land Niedersachsen,
kann im Verfahren der abstrakten Normenkontrolle gegen das
Nds. MVollzÄndG nicht berücksichtigt werden. Das Maßre-
gelvollzugsgesetz selbst trifft hinsichtlich des Status der Voll-
zugsleitung und der weiteren Mitarbeiter keine Regelung,
sondern führt in § 5 a Satz 4 lediglich aus, dass für die (staatli-
che) Vollzugsleitung Stellvertretungen in ausreichender Zahl
zu bestimmen sind. 

II.
Art. 1 Nr. 1, 2 und 5 Nds. MVollzÄndG und Art. 1 Nr. 1

Buchst. a und b NPsychKÄndG sind mit Art. 60 Satz 1 NV
vereinbar.

Der Anwendungsbereich des Art. 60 Satz 1 NV ist nicht auf
die Binnenstruktur des öffentlichen Dienstes in der Landes-
und Kommunalverwaltung beschränkt, sondern erfasst die
Wahrnehmung aller Aufgaben, die als Ausübung hoheits-
rechtlicher Befugnisse zu qualifizieren sind, also auch durch
beliehene Private (1). Die den privaten Trägern der Kranken-
häuser durch die angegriffenen Vorschriften überantworteten
Aufgaben sind als Ausübung hoheitsrechtlicher Befugnisse
zu qualifizieren (2). Die Ausübung der übertragenen hoheits-
rechtlichen Befugnisse durch die privaten Träger und ihre Be-
diensteten erfolgt auch als ständige Aufgabe (3). Die Übertragung
der Aufgaben auf die Beliehenen ist jedoch als Ausnahme
vom in Art. 60 Satz 1 NV angeordneten Regelfall durch die in
§§ 19 Abs. 1 und 2 NPsychKG, 2 Nds. MVollzG festgelegten
Ziele der Unterbringung und die besonderen Eigengesetzlich-
keiten der ärztlichen Versorgung in den Krankenhäusern sach-
lich gerechtfertigt (4).
1. Nach Art. 60 Satz 1 NV ist die Ausübung hoheitsrecht-
licher Befugnisse als ständige Aufgabe in der Regel Angehö-
rigen des öffentlichen Dienstes zu übertragen, die in einem
öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhältnis stehen.
Der Anwendungsbereich dieser Norm ist nicht auf die Bin-

nenstruktur des öffentlichen Dienstes in der Landes- und
Kommunalverwaltung beschränkt, sondern setzt auch einer
Übertragung hoheitsrechtlicher Befugnisse auf Beliehene ver-
fassungsrechtliche Grenzen. Soweit bei der Auslegung des
wortgleichen Art. 33 Abs. 4 GG unter Hinweis auf dessen Ent-
stehungsgeschichte und den systematischen Zusammenhang
mit Art. 33 Abs. 5 GG die gegenteilige Auffassung vertreten
wird (vgl. Schleswig-Holsteinisches Oberlandesgericht, Beschluss
vom 19. Oktober 2005 2 W 120/05, Recht und Psychiatrie
2006, S. 37 m. w. N.; anders dagegen z. B. BVerwG, Beschlüs-
se vom 29. August 1975 BVerwG VII P 2.74, BVerwGE 57, 55,
60; vom 29. September 2005 7 BN 2.05, DVBl. 2006, S. 840,
841), ist dieses Ergebnis auf die niedersächsische Rechtslage
nicht übertragbar. Die Reichweite des Art. 60 Satz 1 NV er-
streckt sich unter Beachtung seiner systematischen Stellung
innerhalb des Siebten Abschnitts der Niedersächsischen Ver-
fassung und seiner durch Art. 60 Satz 2 NV verdeutlichten
Zweckbestimmung zumindest auch auf den Bereich der
Wahrnehmung staatlicher Aufgaben durch beliehene Privat-
personen. 

Nach dem Wortlaut der Bestimmung wäre eine restriktive
Interpretation im Sinne eines Funktionsvorbehalts für Beamte
bei der Verteilung der Aufgabenwahrnehmung innerhalb des
öffentlichen Dienstes nur dann möglich, wenn man den in
Art. 60 Satz 1 NV enthaltenen Begriff „Angehörigen des öf-
fentlichen Dienstes“ als eigenständiges Tatbestandsmerkmal
neben denen der „Ausübung hoheitsrechtlicher Befugnisse“,
„als ständige Aufgabe“ und „in der Regel“ deuten würde. In
diesem Fall würde sich der sachliche Anwendungsbereich
von vornherein auf die Personen beschränken, die unabhän-
gig von der Qualität ihrer Beschäftigung formal im Dienst
einer juristischen Person des öffentlichen Rechts tätig sind.
Geht man demgegenüber davon aus, dass dieser Terminus mit
dem anschließenden Relativsatz als Einheit lediglich die
Rechtsfolge umschreibt, erweitert sich der Anwendungsbe-
reich des Art. 60 Satz 1 NV auf alle als ständige Aufgaben aus-
zuübenden hoheitsrechtlichen Befugnisse.

Eine systematische Auslegung innerhalb des Art. 60 NV
vermag keine eindeutige Klärung dieser Frage herbeizufüh-
ren. Für eine enge Interpretation als verbindliche Organisa-
tionsnorm für die Binnenstruktur der Verwaltung spricht die
amtliche Überschrift „Öffentlicher Dienst“, weil dieser Begriff
in seiner üblichen formalen Bedeutung (vgl. BVerfG, Beschluss
vom 20. Februar 1957 1 BvR 441/53, BVerfGE 6, 257, 267;
BVerwG, Urteil vom 27. Juni 1968 BVerwG VIII C 10.67,
BVerwGE 30, 81, 87 f.) keinesfalls Personen umfasst, die nicht
im Dienst einer juristischen Person des öffentlichen Rechts
beschäftigt sind. Die amtliche Überschrift würde bei erwei-
ternder Auslegung den Regelungsinhalt des Art. 60 NV nur
ungenau wiedergeben, weil sowohl der Beamtenfunktionsvor-
behalt als auch die Regelung in Satz 2 lediglich einen Teilaus-
schnitt des öffentlichen Dienstes betreffen würden. Dass der
Landesverfassungsgeber den Begriff des öffentlichen Dienstes
in dem hier erläuterten formellen Sinne verstanden hat, er-
gibt sich überdies aus der Neufassung des Art. 47 VNV durch
Art. 61 NV. Die Ersetzung der bisherigen Formulierung „von
Beamten, Angestellten des öffentlichen Dienstes und Richter“
durch „von Angehörigen des öffentlichen Dienstes“ erfolgte
nur aus sprachlichen Gründen (vgl. die Äußerungen der Abg.
Rabe, Möllring und Hruska, in: Niederschrift über die 25. Sit-
zung des Sonderausschusses „Niedersächsische Verfassung“
am 28. August 1992, S. 5; Schriftlicher Bericht zum Entwurf
einer Niedersächsischen Verfassung, Nds. LT-Drs. 12/5840,
S. 38).

Auf der anderen Seite lässt sich das in Satz 2 verankerte
Neutralitätsgebot als Beleg für eine erweiternde Auslegung
heranziehen. Diese Regelung entspricht § 35 Abs. 1 BRRG,
der gemäß § 2 Abs. 1 BRRG nur bei Beamten, die „zu ihrem
Dienstherrn“ in einem öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treue-
verhältnis stehen, anwendbar ist. Zur Umschreibung des
danach erforderlichen Beamtenverhältnisses gehört deshalb
neben der Ausgestaltung eines öffentlich-rechtlichen Dienst-
und Treuverhältnisses als Grundvoraussetzung auch die An-
gehörigkeit zum öffentlichen Dienst, also zum Dienst einer
dienstherrenfähigen Körperschaft oder anderen juristischen
Person des öffentlichen Rechts. Mit der Einleitung „sie“ nimmt
Satz 2 somit auf beide Termini in Art. 60 Satz 1 NV Bezug; da-
mit ist es gerechtfertigt, diese auch im Rahmen des Satzes 1
als einheitliche Formulierung der dort angeordneten Rechts-
folge zu interpretieren.

Die Stellung des Art. 60 Satz 1 NV innerhalb des Siebenten
Abschnitts „Die Verwaltung“ spricht im Rahmen einer syste-
matischen Auslegung ebenfalls für eine erweiternde Ausle-
gung, mit der der sachliche Anwendungsbereich über den
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Personenkreis der Angehörigen des öffentlichen Dienstes aus-
gedehnt wird. Dieser Abschnitt wird durch die Regelung in
Art. 56 Abs. 1 NV eingeleitet, wonach „das Land ( ) seine Ver-
waltung durch die Landesregierung und die ihr nachgeordne-
ten Behörden aus(übt).“ Aus dieser Regelung und einem Um-
kehrschluss aus Art. 42 Abs. 1, 43 Abs. 1 Satz 1 und 51 Abs. 1
NV ergibt sich zunächst, dass das Merkmal „Ausübung
hoheitsrechtlicher Befugnisse“ in Art. 60 Satz 1 NV sich
ausschließlich auf die Wahrnehmung der Befugnisse der Ver-
waltung des Landes und unter Berücksichtigung des Art. 57
Abs. 1 NV der Kommunen bezieht. Mit der Ersetzung des
Merkmals „staatliche Verwaltung“ in der Vorgängerregelung
des Art. 43 Abs. 1 VNV durch die Formulierung „seine Ver-
waltung“ in Art. 56 Abs. 1 NV war nach dem Willen des histo-
rischen Verfassungsgesetzgebers keine inhaltliche Modifikation
des Regelungsgehalts verbunden (vgl. Niederschrift über die
23. Sitzung des Sonderausschusses „Niedersächsische Ver-
fassung“ am 17. August 1992, S. 10 und der 31. Sitzung am
12. Oktober 1992, S. 7).

Während des Gesetzgebungsverfahrens wurde allerdings
eine tatbestandliche Verengung des Art. 56 Abs. 1 NV derge-
stalt diskutiert, dass die Norm nur die der Landesregierung
nachgeordneten Landesbehörden erfassen solle. Der Gesetzge-
bungs- und Beratungsdienst beim Niedersächsischen Landtag
legte deshalb Formulierungsvorschläge zu dem entsprechen-
den Abschnitt der Verfassung vor (Vorlage 72, abgedruckt in:
Die Landtagsverwaltung, Niedersächsische Verfassung vom
19. Mai 1993, Band II, S. 1457). Art. 43 Abs. 1 des Vorschlags
betraf danach ausdrücklich nur noch die unmittelbaren Lan-
desbehörden; die im übertragenen Wirkungskreis tätigen Be-
hörden der Selbstverwaltungskörperschaften, die selbständigen
Anstalten und die Beliehenen wurden in den nachfolgenden
Art. 44 und 45/2 des Vorschlags behandelt. Dieser Vorschlag
fand jedoch zunächst keine Berücksichtigung, vielmehr einig-
te man sich darauf, Art. 43 Abs. 1 (den späteren Art. 56 Abs. 1 NV)
wie folgt zu fassen: „Das Land übt seine Verwaltung durch die
Landesregierung und die ihr nachgeordneten Landesbehörden
aus.“ Der Zusatz „Landes“-Behörden wurde dann gestrichen,
um auch die Tätigkeit der Kommunen im übertragenen Wir-
kungskreis zu erfassen (Abg. Rabe, in: Niederschrift über die
38. Sitzung des Sonderausschusses „Niedersächsische Verfas-
sung“ am 15. Januar 1993, S. 4; Schriftlicher Bericht zum Ent-
wurf einer Niedersächsischen Verfassung, Nds. LT-Drs. 12/5840,
S. 35). Aus dem in Art. 56 Abs. 1 NV verwandten Begriff  der
„nachgeordneten Behörden“ ist zu schließen, dass die im Sieb-
ten Abschnitt geregelte Landesverwaltung auch die mittelbare
Staatsverwaltung des Landes unter Einschluss der mit der
Wahrnehmung bestimmter Landesverwaltungsaufgaben be-
trauten Beliehenen umfasst.

Diesem Ergebnis steht auch nicht entgegen, dass der Verfas-
sungsgeber der Anregung des Gesetzgebungs- und Beratungs-
dienstes zur Verankerung der verfassungsrechtlichen Grenzen
der Beleihung in der Verfassung nicht gefolgt ist. Die Be-
fürworter einer derartigen Bestimmung begründeten ihre An-
sicht mit der nach bisheriger Rechtslage bestehenden Unklar-
heit über die verfassungsrechtlichen Anforderungen an eine
derartige Übertragung staatlicher Aufgaben, während die Geg-
ner darauf hinwiesen, eine solche Regelung könne als Er-
mächtigungsgrundlage für eine Übertragung von ursprünglich
staatlichen Aufgaben auf Private missverstanden werden (vgl.
Niederschrift über die 41. Sitzung des Sonderausschusses „Nie-
dersächsische Verfassung“ am 26. Februar 1993, S. 27; Schrift-
licher Bericht zum Entwurf einer Niedersächsischen Verfas-
sung, Nds. LT-Drs. 12/5840, S. 35). Aus dem Umstand, dass
auf eine ausdrückliche Normierung letztlich verzichtet wur-
de, lässt sich für die Frage der Einordnung der Beliehenen in
die mittelbare Landesverwaltung und damit in den Anwen-
dungsbereich des gesamten Siebenten Abschnitts aber nichts
ableiten.

Die aus Art. 60 Satz 2 NV abzuleitende Zweckbestimmung
des in Art. 60 Satz 1 NV enthaltenen Funktionsvorbehalts für
Beamte lässt sich ebenfalls für eine erweiternde Auslegung
der Norm unter Einbeziehung der Ausübung hoheitsrecht-
licher Befugnisse durch Beliehene heranziehen. Im Gegensatz
zu Art. 33 Abs. 4 GG, der einen engen systematischen Bezug
zur Garantie des Berufsbeamtentums in Art. 33 Abs. 5 GG auf-
weist, enthält Art. 60 Satz 2 NV mit der Normierung des Ge-
bots der unparteiischen Amtsführung nur eine Kernpflicht
des Beamten im Rahmen seines öffentlich-rechtlichen Treu-
verhältnisses zu seinem Dienstherrn. Die Streichung des dem
Art. 33 Abs. 5 GG inhaltlich entsprechenden Art. 46 Abs. 2
VNV und die gleichzeitige Verankerung des im Übrigen be-
reits nach § 35 Abs. 1 BRRG verbindlich angeordneten Neut-
ralitätsgebots verdeutlichen den Sinn und Zweck des Funk-

tionsvorbehalts in Art. 60 Satz 1 NV: Die Verpflichtung zur
regelmäßigen Übertragung der Wahrnehmung hoheitsrechtli-
cher Befugnisse auf Beamte dient der Sicherung einer stabilen
und gesetzestreuen Verwaltung als ausgleichender Faktor ge-
genüber den das Staatsleben gestaltenden politischen Kräften
und damit der Existenzsicherung eines geordneten Staats-
wesens überhaupt (vgl. auch BVerfG, Beschluss vom 22. Mai
1975 2 BvL 13/73, BVerfGE 39, 334, 347; Urteil vom 27. Sep-
tember 2005 2 BvR 1387/02, BVerfGE 114, 258, 288 m. w. N.).
Zudem führt die Verankerung des Neutralitätsgebots zur Stär-
kung des Vertrauens der Bürger in die Funktionsfähigkeit der
Verwaltung des freiheitlichen Rechtsstaats und leistet so ei-
nen Beitrag zur Akzeptanz des staatlichen Gewaltmonopols.
Der ebenfalls vom Verfassungsgeber zur Existenzsicherung des
Staates als notwendig erachtete Funktionsvorbehalt in Art. 60
Satz 1 NV (vgl. Abg. Cassens, Hruska und Rabe, in: Nieder-
schrift über die 25. Sitzung des Sonderausschusses „Nieder-
sächsische Verfassung“ am 28. August 1992, S. 4) ist gerade
auch dann tangiert, wenn von dem dort normierten Regelfall
abweichend hoheitsrechtliche Befugnisse nicht Angestellten
im öffentlichen Dienst, sondern einem Beliehenen außerhalb
der unmittelbaren Landesverwaltung überantwortet werden.
2. Die durch die angegriffenen Vorschriften den privaten
Trägern der Krankenhäuser überantworteten Aufgaben sind
als Ausübung hoheitsrechtlicher Befugnisse zu qualifizieren.
Dabei kann offenbleiben, welche Verwaltungsaufgaben im
Einzelnen unter dieses Merkmal des Art. 60 Satz 1 NV fallen.
Jedenfalls werden die Verwaltungsbereiche erfasst, in denen
der Staat einseitig grundrechtsrelevante Entscheidungen ge-
genüber den Betroffenen trifft. Der den Beliehenen nach §§ 3
Abs. 1 Satz 2 Nds. MVollzG n. F., 15 Abs. 1 Satz 2 NPsychKG n. F.
überantwortete Vollzug der Unterbringung in einem Kranken-
haus gehört zu diesen Bereichen.
a) Unter einer Befugnis ist nach allgemeinem Sprachgebrauch

die Berechtigung einer Person zu einem Verhalten ge-
genüber anderen Personen zu verstehen. Der Begriff der
Hoheitsrechte umfasst die Gesamtheit der dem Staat zur
Ausübung der Staatsgewalt auf den einzelnen Gebieten
staatlichen Lebens (z. B. Justiz-, Finanz-, Kulturhoheit) zu-
gewiesenen Rechte. Der Wortlaut der Vorschrift spricht
zunächst für eine enge Interpretation dieses Merkmals.
Hiernach würden alle Tätigkeiten staatlicher Funktions-
träger aus dem Anwendungsbereich herausfallen, zu de-
ren Ausübung der Staat keiner besonderen gesetzlichen
Ermächtigung bedarf (z. B. Fiskalverwaltung, erwerbs-
wirtschaftliche Betätigung, Hilfstätigkeiten ohne Außen-
wirkung). Darüber hinaus lässt sich dem Wortlaut auch
entnehmen, dass für die Einordnung eines Tätigkeitsbe-
reichs nicht auf die ohnehin nicht trennscharfe Abgren-
zung zwischen Eingriffsverwaltung (z. B. Gefahrenabwehr,
Strafvollzug, Steuererhebung) und Leistungsverwaltung
abgestellt werden kann. Entscheidend ist vielmehr, ob der
Funktionsträger in Ausübung dem Staat zugewiesener ho-
heitlicher Befugnisse tätig wird.
Greift man im Wege einer historischen Auslegung des
Art. 60 Satz 1 NV auf dessen Entstehungsgeschichte zu-
rück, so ergibt sich jedenfalls, dass bei der Formulierung
dieses Artikels eine Erstreckung des sachlichen Anwen-
dungsbereichs auf die Wahrnehmung der öffentlichen
Aufgaben des Staates nicht beabsichtigt war, jedoch alle
Bereiche, in denen spezifisch hoheitsrechtliche Befugnisse
ausgeübt werden, einbezogen sein sollten. Der Entwurf der
Fraktionen der SPD und der Grünen (Nds. LT-Drs. 12/3008)
enthielt keine Regelung zum Funktionsvorbehalt, wäh-
rend die Entwürfe der Fraktionen der CDU (Nds. LT-Drs.
12/1310, S. 18) und der FDP (Nds. LT-Drs. 12/3250, S. 21)
eine mit Art. 46 Satz 1 VNV wörtlich übereinstimmende
Bestimmung vorsahen. In den Beratungen des Sonderaus-
schusses „Niedersächsische Verfassung“ wurden die gegen-
sätzlichen Standpunkte erörtert. Die Koalitionsfraktionen
hielten eine Verankerung des Funktionsvorbehalts in der
Niedersächsischen Verfassung zunächst für entbehrlich,
weil zum einen nur Art. 33 Abs. 4 GG wiederholt werde
und zum anderen auch Bewerbern aus anderen Mitglied-
staaten der EU die Möglichkeit eröffnet werden müsse,
Aufgaben staatlicher Hoheitsgewalt ausüben zu können
(Abg. Rabe, in: Niederschrift über die 25. Sitzung am 28. Au-
gust 1992, S. 4). Die Vertreter der Oppositionsfraktionen
wiesen demgegenüber darauf hin, dass der Funktionsvor-
behalt zur Sicherung der Existenz des Staates unbedingt
erforderlich sei (Abg. Cassens und Hruska, a. a. O.). Es sei
allerdings zu bedenken, ob nach wie vor in allen öffentli-
chen Bereichen, also auch in Bereichen, in denen hoheitli-
che Befugnisse nicht ausgeübt würden, Beamte eingesetzt
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werden müssten (Abg. Hruska, a. a. O.). Diesen Bedenken
schloss sich der Vertreter der SPD-Fraktion an (Abg. Rabe,
a. a. O.). Schließlich verständigte man sich darauf, Art. 46
Satz 1 VNV zu übernehmen (Schriftlicher Bericht zum
Entwurf einer Niedersächsischen Verfassung, Nds. LT-Drs.
12/5840, S. 38).
Mit der als Kompromiss zu bewertenden wörtlichen Über-
nahme der Vorgängerregelung aus dem Jahr 1951, die wie-
derum wörtlich mit Art. 33 Abs. 4 GG übereinstimmte, hat
sich der Verfassungsgeber bewusst für eine restriktive For-
mulierung entschieden, nach der nur Tätigkeiten mit ho-
heitsrechtlichen Mitteln erfasst werden. Auf der anderen
Seite enthält die Regelung mit der Anknüpfung an die
anzuwendenden Mittel keinesfalls eine pauschale Begren-
zung auf bestimmte Aufgabenbereiche des Staates, die
in ihrer Gesamtheit als Eingriffsverwaltung umschrieben
werden. Hoheitsrechtliches Handeln ist auch im Bereich
der Leistungsverwaltung denkbar, wenn z. B. staatliche
Leistungen zur Sicherung des menschlichen Existenzmini-
mums einseitig durch Verwaltungsakt festgesetzt werden.
Unter Berücksichtigung des engen Kontextes mit dem in
Art. 60 Satz 2 NV geregelten Neutralitätsgebot lassen sich
für die Bestimmung des Umfangs der von dem Merkmal
der hoheitsrechtlichen Befugnisse erfassten Tätigkeitsfel-
der folgende Rückschlüsse ziehen:
Mit der ausdrücklichen Normierung des Neutralitätsge-
bots verdeutlicht die Verfassung die große Bedeutung, die
der Integrität des Beamtentums für die ordnungsgemäße
Ausübung der Verwaltung beizumessen ist. Der in Art. 2
Abs. 2 NV verankerte Grundsatz der Gesetzmäßigkeit der
Verwaltung wird durch Art. 60 Satz 1 NV organisations-
rechtlich insoweit verstärkt und abgesichert, als die Befol-
gung von Recht und Gesetz, insbesondere die sachgerechte
Ausübung des der Verwaltung eingeräumten Ermessens,
bei der Wahrnehmung der Verwaltungsbefugnisse durch
Berufsbeamte wegen ihrer herausgehobenen Pflichtenbin-
dung besonders gewährleistet wird. Zudem bewirkt Art. 60
Satz 1 NV eine Verstärkung des in Art. 2 Abs. 1 NV enthal-
tenen Gewaltmonopols des Staates, weil die Gewaltun-
terworfenen Eingriffe des Staates in ihre Freiheitssphäre
umso eher hinzunehmen bereit sind, wenn diese streng
rechtsstaatlich und unparteilich angeordnet und vollzogen
werden. Somit unterfallen zumindest sämtliche Eingriffe
in grundrechtlich geschützte Freiheitssphären der Bürger
dem sachlichen Anwendungsbereich des Art. 60 Satz 1 NV
(vgl. dazu auch Brem. StGH, Urteil vom 15. Januar 2002
St 1/01, LVerfGE 13, 209, 232). 

b) Die Tätigkeitsfelder, die der ärztlichen Leitung des belie-
henen Krankenhauses bzw. seiner übrigen Bediensteten
nach dem NPsychKG n. F. überantwortet werden, sind
ohne weiteres als Ausübung hoheitsrechtlicher Befugnisse
zu qualifizieren. Sie umfassen die in §§ 20 ff. NPsychKG
geregelten Anordnungsbefugnisse, deren Vollzug zu teil-
weise gravierenden Eingriffen in die grundrechtlich ge-
schützten Freiheiten der Untergebrachten und dritter Per-
sonen führen, die mit den Untergebrachten in Kontakt
treten wollen. An diesem Ergebnis ändert der Umstand
nichts, dass in den psychiatrischen Krankenhäusern auch
Heilbehandlungen mit Einwilligung der Betroffenen durch-
geführt werden, die für sich genommen zu keiner Grund-
rechtsbeeinträchtigung führen. 
Die den Beliehenen bzw. ihren Bediensteten nach dem
Nds. MVollzG n. F. überantworteten Aufgaben zeigen ein
differenziertes Bild: Zunächst haben sie den Vollzug der
verschiedenen Anordnungen der staatlichen Vollzugslei-
tung gegenüber den Untergebrachten und dritten Personen
sicherzustellen. Insoweit werden die grundrechtlich ge-
schützten Freiheiten der Untergebrachten eingeschränkt,
auch wenn den Bediensteten kein bestimmender Einfluss
auf die Anordnung der zu vollziehenden Maßnahmen der
Vollzugsleitung zukommt. Die Bediensteten der privaten
Krankenhausträger können auch — im Gegensatz zur
Rechtslage nach § 12 Abs. 2 Satz 2 NPsychKG — kei-
ne Entscheidungen über die Anwendung unmittelbaren
Zwangs treffen; sie handeln vielmehr gemäß § 18 Abs. 2
Satz 2 Nds. MVollzG n. F. allein auf Anweisung der staat-
lichen Vollzugsleitung und dürfen — selbst bei Gefahr im
Verzug — nicht selbständig tätig werden. Eine im Gesetz-
entwurf hierfür vorgesehene Grundlage (§ 3 Abs. 1 Satz 5
in der Fassung des Entwurfs des Art. 1 Nr. 1 Buchst. b),
Nds. LT-Drs. 15/3290, S. 3, 10) ist im Laufe des Gesetzge-
bungsverfahrens gestrichen worden. Der Gesetzgeber ging
davon aus, es müssten aus verfassungsrechtlichen Grün-

den so viele Beamte beschäftigt werden, dass der Staat die
Aufgaben der staatlichen Vollzugsleitung jederzeit wahr-
nehmen könne (Vorlage 6 des GBD beim Niedersächsi-
schen Landtag vom 7. Dezember 2006, S. 8; Schriftlicher
Bericht zum Entwurf eines Nds. MVollzÄndG, Nds.
LT-Drs. 15/3495, S. 3). Bei der abschließenden Beratung
des Gesetzentwurfs wurde im Niedersächsischen Landtag
allerdings zum Problem der Gefahr im Verzug ausge-
führt, dass die Bediensteten zur Anwendung unmittelba-
ren Zwangs auf der Grundlage antizipierter allgemeiner
Weisungen der Vollzugsleitung ermächtigt werden könn-
ten (Abg. Matthiesen, Nds. LT, Stenographischer Bericht
über die 109. Sitzung am 24. Januar 2007, S. 12862).

Die Bediensteten der beliehenen Krankenhausträger üben
jedoch hoheitsrechtliche Befugnisse außerhalb des Vorbe-
halts des Kataloges der Vollzugsleitung aus, die nicht nur
marginalen Umfang haben. Zum einen werden ihnen die
Anordnungsbefugnisse für die weiteren Untersuchungen
nach § 6 Abs. 2, Abs. 3 Satz 1 Nds. MVollzG, die Behand-
lungsmaßnahme nach § 8 Abs. 1 Nds. MVollzG, die Über-
wachung des Besuchs (§ 20 Abs. 2 Satz 1 Nds. MVollzG)
und bestimmte Arten einer körperlichen Untersuchung
des Untergebrachten (§ 22 Satz 2 Nds. MVollzG) übertra-
gen. Gerade den Anordnungen auf dem Gebiet der Behand-
lungsmaßnahmen ist nach der in § 2 Abs. 1 Nds. MVollzG
genannten Zielsetzung eine nicht nur untergeordnete Be-
deutung beizumessen. Zum anderen verbleibt den Be-
diensteten auch bei der Anwendung unmittelbaren Zwangs
hinsichtlich der Entscheidung im Einzelfall und der Inten-
sität des Zwangsmittels ein Spielraum, der gerade bei der
Anwendung körperlich wirkender Gewalt wegen der Be-
einträchtigung des Grundrechts des Betroffenen auf kör-
perliche Unversehrtheit (Art. 3 Abs. 2 Satz 1 NV i. V. m.
Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG) als erheblich anzusehen ist. Die
Stellung der Bediensteten lässt sich somit mit der eines
bloßen Verwaltungshelfers nicht umschreiben, weil letzte-
rem keine Zwangsbefugnisse zukommen. Generelle Wei-
sungen der Vollzugsleitung schließen ebenfalls nicht aus,
dass die in ihrer Ausführung ergehenden Maßnahmen als
selbständige Grundrechtseingriffe zu werten sind. 

3. Die Ausübung der übertragenen hoheitsrechtlichen Be-
fugnisse durch die privaten Träger der Krankenhäuser und
ihre Bediensteten erfolgt als ständige Aufgabe. Hierbei kommt
es nicht darauf an, wie häufig grundrechtseinschränkende
Maßnahmen im Maßregelvollzug und bei der Unterbringung
psychisch Kranker angeordnet und durchgeführt werden
müssen. Für dieses Tatbestandsmerkmal ist vielmehr ent-
scheidend, ob die Aufgabe an sich nur vorübergehend anfällt
oder auf unabsehbare Zeit wahrzunehmen ist. Es ist offen-
sichtlich, dass Maßregelvollzug und Unterbringung psychisch
Kranker auf unabsehbare Zeit wahrzunehmende öffentliche
Aufgaben darstellen.

4. Die Übertragung hoheitsrechtlicher Befugnisse auf die Be-
liehenen und ihre Bediensteten ist im Maßregelvollzug jedoch
als Ausnahme von der Regel des Art. 60 Satz 1 NV gerechtfer-
tigt, zumal alle wesentlichen Entscheidungen und die Grund-
strukturen der Behandlung durch die staatliche Vollzugsleitung
und den von ihr aufgestellten und verantworteten Behand-
lungs- und Eingliederungsplan des § 7 Nds. MVollzG vorgegeben
werden. Auch die weitergehende Übertragung nahezu sämt-
licher Eingriffsbefugnisse im Bereich der Unterbringung psy-
chisch Kranker ist als Ausnahme von dem in Art. 60 Satz 1 NV
statuierten Grundsatz der Wahrnehmung hoheitsrechtlicher
Befugnisse durch Beamte zu rechtfertigen. Der Gesetzgeber
hat sich insoweit in verfassungsrechtlich nicht zu beanstan-
dender Weise auf den sog. „niedersächsischen Weg“, nämlich
die Ortsnähe der Unterbringung, die Vermeidung einer Stig-
matisierung der Untergebrachten, die Durchlässigkeit zwi-
schen dem Vollzug der Unterbringung und der Allgemein-
psychiatrie und auf die Qualitätsverbesserung der Behandlung
durch eine weitgehende Integration des Untergebrachten in
die spezialisierten Fachabteilungen der Allgemeinpsychiatrie
berufen. 

Art. 60 Satz 1 NV stellt die bei der Organisation der Ver-
waltung zu beachtende Regel auf, die Ausübung hoheitsrecht-
licher Befugnisse als ständige Aufgabe Statusbeamten zu
übertragen, und erlaubt hiervon Ausnahmen. Hinsichtlich
des Umfangs der zulässigen Ausnahmen und der Anforderun-
gen an ihre Rechtfertigung ist auf den durch Art. 60 Satz 2 NV
verdeutlichten Zweck der Norm abzustellen, nämlich den
Grundsatz der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung und das staat-
liche Gewaltmonopol insoweit abzusichern, als der Einsatz
von Statusbeamten aufgrund der besonderen Pflichtenstellung
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gegenüber ihren Dienstherren bei der Wahrnehmung von ho-
heitlichen Befugnissen gegenüber dem Bürger die Einhaltung
der rechtstaatlich gebotenen Verfahren und die Wahrung der
Grundrechte in besonderer Weise garantiert. Aufgrund dieser
Zielsetzung sind ein rechtfertigender Gemeinwohlbelang für
die Durchbrechung des in Art. 60 Satz 1 NV verankerten
Strukturprinzips und eine Einzelbetrachtung der den Nicht-
beamten übertragenen Befugnisse erforderlich.

Neben dem Schutz der Allgemeinheit (§ 2 Abs. 1 Satz 3
Nds. MVollzG) ist der Maßregelvollzug durch eine Mehrzahl
von Zielen gekennzeichnet, die in § 2 Nds. MVollzG als
„Grundsätze“ festgelegt sind. Nach Abs. 1 steht bei der Unter-
bringung die Heilung des Untergebrachten oder zumindest
die Besserung seines gesundheitlichen Zustands im Vorder-
grund. Nach Abs. 2 soll der Vollzug der Unterbringung soweit
wie möglich den allgemeinen Lebensverhältnissen angegli-
chen werden und den Untergebrachten auf eine selbständige
Lebensführung vorbereiten. Seine familiäre, soziale und be-
rufliche Eingliederung soll gefördert werden. Mit dieser Ziel-
setzung weist der Maßregelvollzug gegenüber den hoheitsrecht-
lichen Aufgaben, die zum Kernbestand des Staates gehören
und sich deshalb einer Übertragung auf Beliehene entziehen,
Besonderheiten auf, die unter bestimmten Voraussetzungen
eine Ausnahme von dem in Art. 60 Satz 1 NV statuierten
Grundsatz und damit eine funktionelle Teilprivatisierung zu
rechtfertigen vermögen.

Der Gesetzgeber hat zur Begründung der Beleihung privater
Krankenhausträger, die durch die Einrichtung der staatlichen
Vollzugsleitung beschränkt wird, auf den besonderen „nieder-
sächsischen Weg“ der organisatorischen und inhaltlichen Ver-
zahnung von Allgemeinpsychiatrie und forensischer Psychiatrie
verwiesen. Dieser Weg habe sich für Patienten und Mitarbei-
terschaft in vielen Jahren bewährt, weil er zu einer verbesser-
ten Behandlung der Untergebrachten geführt habe (vgl. Abg.
Matthiesen, Nds. LT, Stenographischer Bericht über die 109.
Sitzung am 24. Januar 2007, S. 12862). Ein erheblicher Inves-
titionsstau bei den ehemaligen Landeskrankenhäusern und
die verschärften Wettbewerbsbedingungen am Klinikmarkt
hätten nach Prüfung aller Alternativen eine Veräußerung der
allgemeinpsychiatrischen Kliniken des Landes nicht nur aus
fiskalischen Gründen nahe gelegt. Zweifel an der dauernden
Wettbewerbsfähigkeit eines Landeskrankenhauses herkömm-
licher Art hätten im Ergebnis auch die Qualität des Maßregel-
vollzugs gefährdet. Diese Begründung begegnet angesichts des
weiten Prognose- und Gestaltungsspielraums des Gesetzge-
bers keinen verfassungsrechtlichen Bedenken und ist somit
als rechtfertigender Gemeinwohlbelang zu werten. 

Auch bei der Einzelbetrachtung der den Beliehenen und
ihren Bediensteten verbleibenden Eingriffsbefugnisse erweist
sich eine Ausnahme vom in Art. 60 Satz 1 NV niedergelegten
Funktionsvorbehalt als gerechtfertigt.

Die Ausübung unmittelbaren Zwangs durch die Bedienste-
ten unterliegt der Verantwortung und Aufsicht der Vollzugs-
leitung. Spielräume beim Vollzug von Anordnungen werden
durch die gesetzlich bestimmte ständige Präsenz des sog.
„14-er Teams“ eingeschränkt und kontrolliert. Die Anordnung
weiterer Untersuchungen gemäß § 6 Abs. 2, Abs. 3 Satz 1
Nds. MVollzG und die Behandlungsmaßnahmen des § 8
Abs. 1 Nds. MVollzG sind durch den der staatlichen Vollzugs-
leitung gemäß § 3 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 Nds. MVollzG vorbehal-
tenen Behandlungs- und Eingliederungsplan vorstrukturiert
und begrenzt. Die Überwachung des Besuchs gemäß § 20
Abs. 2 Satz 1 Nds. MVollzG steht im Zusammenhang mit den
weiteren der Vollzugsleitung gemäß § 3 Abs. 1 Satz 3 Nr. 15,
16 und 17 Nds. MVollzG vorbehaltenen Entscheidungen über
die Einschränkung und Untersagung von Besuchen. Zudem
kann die Vollzugsleitung mittels ihres Weisungsrechts nach
§ 5 a S. 3 Nds. MVollzG eingreifen, wenn durch eine Überwa-
chungsmaßnahme die Vollzugsverantwortung oder der Be-
handlungserfolg gefährdet würde. Die mit einer Entkleidung
verbundene körperliche Durchsuchung des § 22 Satz 2 Nds.
MVollzG, die allein Sicherheitsinteressen dient, ist dem Belie-
henen ohne Anordnung der Vollzugsleitung nur bei Gefahr
im Verzug gestattet. Dieser Fall kann also nur eintreten, wenn
die Vollzugsleitung im Ausnahmefall nicht verfügbar ist. Un-
ter diesen Voraussetzungen vermögen die Sicherheitsinteressen
ebenfalls eine Ausnahme von der Regel des Art. 60 Satz 1 NV
zu rechtfertigen.

Die Unterbringung psychisch Kranker ist durch eine ähnli-
che, in § 19 Abs. 1 und 2 NPsychKG festgelegte Zielsetzung
wie der Maßregelvollzug gekennzeichnet. Stärker noch als
dieser ist die Unterbringung psychisch Kranker von den Be-
sonderheiten ärztlicher Versorgung und der Eigengesetzlich-

keit eines Krankenhauses bestimmt. Wie die Niedersächsische
Landesregierung vorgetragen hat, macht die Zahl der nach
dem NPsychKG Untergebrachten nur einen geringen Prozent-
satz der Gesamtzahl der Patienten psychiatrischer Klinken
aus. Überdies können die zwangsweise Untergebrachten je-
derzeit durch Erklärung das Rechtsregime der Unterbringung
verändern und sich zur Behandlung freiwillig in der Klinik
aufhalten, was ebenfalls ein hohes Maß an Durchlässigkeit in-
nerhalb des Krankenhauses erfordert. Deshalb und aus sonsti-
gen therapeutischen Gründen erscheint — wie auch von den
Auskunftspersonen überzeugend vorgetragen worden ist —
eine Absonderung der Patienten, die nach dem NPsychKG un-
tergebracht sind, von den anderen Patientengruppen nicht an-
gezeigt. Damit ist auch bei kleiner Patientenzahl im jeweiligen
Krankenhaus die Behandlung in Fachabteilungen und kom-
patiblen Gruppen möglich. Der Vollzug in derzeit 26 Kran-
kenhäusern gestattet überdies eine flächendeckend ortsnahe
Behandlung. Die Ortsnähe dient dem Interesse der Unter-
gebrachten, weil ihr Kontakt zum sozialen Umfeld während
der Unterbringung nicht in Folge äußerer Umstände abreißt.
Nicht zuletzt vermeidet die ortsnahe Unterbringung in einem
Allgemeinkrankenhaus die Stigmatisierung der Untergebrach-
ten, die den Grund ihres Krankenhausaufenthaltes — anders
als bei einer Unterbringung in einem zentralen Landeskran-
kenhaus, das auf den Unterbringungsvollzug spezialisiert
wäre — geheim halten können. Diese Umstände sprechen ent-
scheidend dafür, dass eine Ausnahme von der in Art. 60
Satz 1 NV aufgestellten Regel statthaft ist. Im Gegensatz zur
Auffassung der Niedersächsischen Landesregierung kann
demgegenüber die geringe Verweildauer, die bei nach dem
NPsychKG Untergebrachten durchschnittlich 20 Tage beträgt,
eine Ausnahme von dem in Art. 60 Satz 1 NV aufgestellten
Grundsatz nicht rechtfertigen.

III.
Art. 1 Nr. 1, 2 und 5 Nds. MVollzÄndG und Art. 1 Nr. 1

Buchst. a und b NPsychKÄndG sind jedoch mit dem in Art. 1
Abs. 2, 2 Abs. 1 NV niedergelegten Demokratieprinzip inso-
weit unvereinbar, als Bedienstete der privaten Krankenhaus-
träger Grundrechtseingriffe vornehmen dürfen, ohne hierzu
durch besondere Bestellung einer staatlichen Behörde legiti-
miert zu sein (1), und im Fall der Unterbringung psychisch
Kranker keiner unmittelbar weisungsbefugten Fachaufsicht
unterliegen (2). Die fehlende Legitimation der Bediensteten
privater Krankenhausträger im Maßregelvollzug wird nicht
durch die Aufsicht durch die Vollzugsleitung kompensiert (3).
1. Nach Art. 2 Abs. 1 NV geht alle Staatsgewalt vom Volke
aus und wird von diesem in Wahlen und Abstimmungen und
durch besondere Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden
Gewalt und der Rechtsprechung ausgeübt. Die staatlichen Or-
gane und die für sie handelnden Organwalter bedürfen zur
Ausübung von Staatsgewalt einer besonderen Legitimation,
die sich auf die Gesamtheit der Bürger als Staatsvolk zurück-
führen lassen muss (BVerfG, Urteile vom 10. Dezember 1974
2 BvK 1/73, 2 BvR 902/73, BVerfGE 38, 258, 271; vom 31. Ok-
tober 1990 2 BvF 3/89, BVerfGE 83, 60, 71; Beschlüsse vom
15. Februar 1978 2 BvR 134, 268/76, BVerfGE 47, 253, 272;
vom 1. Oktober 1987 2 BvR 1178, 1179, 1191/86, BVerfGE 77,
1, 40; vom 24. Mai 1995 2 BvF 1/92, BVerfGE 93, 37, 66; vom
5. Dezember 2002 2 BvL 5, 6/98, BVerfGE 107, 59, 87). 

Als Ausübung von Staatsgewalt, die der demokratischen
Legitimation bedarf, stellt sich jedenfalls alles amtliche Han-
deln mit Entscheidungscharakter dar. Dies gilt gleichermaßen
für Entscheidungen, die unmittelbar nach außen wirken, wie
auch für solche, die nur behördenintern die Voraussetzungen
für die Wahrnehmung der Amtsaufgaben schaffen, sowie für
die Wahrnehmung von Mitentscheidungsbefugnissen ein-
schließlich der Ausübung von Vorschlagsrechten (BVerfG,
Urteil vom 31. Oktober 1990 2 BvF 3/89, BVerfGE 83, 60, 73;
BVerfG, Beschlüsse vom 24. Mai 1995 2 BvF 1/92, BVerfGE
93, 37, 68; vom 5. Dezember 2002 2 BvL 5, 6/98, BVerfGE
107, 59, 87). Die Wahrnehmung von Entscheidungsbefugnis-
sen bedarf auch dann der für die Ausübung von Staatsgewalt
erforderlichen demokratischen Legitimation, wenn sie nicht
völlig unabhängig von anderen Organen der staatlichen Ver-
waltung erfolgen kann, sondern mit den Zuständigkeiten ei-
nes anderen Organs verschränkt ist. Entscheidungsbefugnisse
können im Bereich der Verwaltung auch einem unbegrenzt
weisungsabhängigen Amtsträger oder Organ zukommen. Das
Mittel der Weisung kennzeichnet vor allem die zentralisierte
und dekonzentrierte Verwaltung; die Zuständigkeiten der
weisungsunterworfenen Organe verlieren dadurch ihren Cha-
rakter als Entscheidungskompetenzen nicht. Das gilt ebenso
beim Bestehen von Selbsteintrittsrechten, Letztentscheidungs-
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oder Abänderungsrechten eines übergeordneten aufsichtfüh-
renden Organs in Konfliktfällen. Solange und soweit derartige
Befugnisse nicht ausgeübt werden, kommt die Entscheidungs-
gewalt des weisungsunterworfenen Amtsträgers zur Geltung;
er übt insoweit, auch wenn er eine ihm bekannte allgemeine
Haltung der Aufsichtsbehörde bei seiner Entscheidungsfin-
dung berücksichtigt, selbst staatliche Herrschaft aus (BVerfG,
Urteil vom 31. Oktober 1990 2 BvF 3/89, BVerfGE 83, 60, 73).

Bei der Prüfung einer hinreichenden demokratischen Legi-
timation des konkreten Entscheidungsträgers unterscheidet
das Bundesverfassungsgericht zwischen der organisatorisch-
personellen und der sachlich-inhaltlichen Legitimation (BVerfG,
Urteil vom 31. Oktober 1990 2 BvF 3/89, BVerfGE 83, 60, 72).
Uneingeschränkte personelle Legitimation besitzt ein Ent-
scheidungsträger, wenn er sein Amt im Wege einer Wahl
durch das Volk oder das Parlament oder dadurch erhalten hat,
dass er durch einen seinerseits personell legitimierten, unter
Verantwortung gegenüber dem Parlament handelnden Amts-
träger oder mit dessen Zustimmung bestellt worden ist (unun-
terbrochene Legitimationskette; BVerfG, Urteile vom 24. Juli
1979 2 BvK 1/78, BVerfGE 52, 95, 130; vom 31. Oktober 1990
2 BvF 3/89, BVerfGE 83, 60, 73; Beschlüsse vom 15. Februar
1978 2 BvR 134, 268/76, BVerfGE 47, 253, 275; vom 1. Okto-
ber 1987 2 BvR 1178, 1179, 1191/86, BVerfGE 77, 1, 40; vom
24. Mai 1995 2 BvF 1/92, BVerfGE 93, 37, 67; vom 5. Dezem-
ber 2002 2 BvL 5, 6/98, BVerfGE 107, 59, 87). Die sachlich-
inhaltliche Legitimation wird dagegen zweistufig vermittelt:
zum einen durch die Bindung an das Gesetz (Art. 2 Abs. 2
2. Halbs. NV) und zum anderen durch Aufsicht und Weisung
übergeordneter staatlicher Stellen (vgl. BVerfG, Beschlüsse
vom 24. Mai 1995 2 BvF 1/92, BVerfGE 93, 37, 67; vom 5. De-
zember 2002 2 BvL 5, 6/98, BVerfGE 107, 59, 89). Personelle
und sachlich-inhaltliche Legitimation stehen dabei in einem
wechselbezüglichen Verhältnis, welches es ermöglicht, eine
verminderte Legitimation des jeweils anderen Stranges auszu-
gleichen. Sichergestellt sein muss nur ein bestimmtes Legiti-
mationsniveau zur Sicherung einer effektiven demokratischen
Legitimation (BVerfG, Urteil vom 31. Oktober 1990 2 BvF 3/89,
BVerfGE 83, 60, 72; Beschlüsse vom 24. Mai 1995 2 BvF 1/92,
BVerfGE 93, 37, 67; vom 5. Dezember 2002 2 BvL 5, 6/98,
BVerfGE 107, 59, 87). Für den Bereich der unmittelbaren
Staatsverwaltung durch Bundes- oder Landesbehörden fordert
das Bundesverfassungsgericht grundsätzlich die volle per-
sonelle Legitimation der entscheidenden Amtsträger (BVerfG,
Beschlüsse vom 24. Mai 1995 2 BvF 1/92, BVerfGE 93, 37, 67 f.;
vom 5. Dezember 2002 2 BvL 5, 6/98, BVerfGE 107, 59, 87 f.).

Bei der Wahrnehmung von Aufgaben mit besonders ge-
ringem Entscheidungsgehalt in einem wenig bedeutsamen
Bereich hält das Bundesverfassungsgericht eine geminderte
Legitimation für möglich, wenn die Kompetenzen gegenständ-
lich und ihrem Umfang nach eng begrenzt, die zu treffenden
Entscheidungen inhaltlich im Ergebnis vorstrukturiert sind
und die Entscheidungsträger einem umfassenden Evokations-
oder Letztentscheidungsrecht eines übergeordneten Organs
unterliegen (BVerfG, Urteil vom 31. Oktober 1990 2 BvF 3/89,
BVerfGE 83, 60, 74; BVerfG, Beschluss vom 24. Mai 1995
2 BvF 1/92, BVerfGE 93, 37, 70). Im Bereich der funktionalen
Selbstverwaltung — also der Übertragung bestimmter öffent-
licher Aufgaben auf Verwaltungsträger, die über Entschei-
dungsbefugnisse in eigenen Angelegenheiten verfügen und
zumeist körperschaftlich verfasst sind — erfährt der Grund-
satz der personellen Legitimation insofern eine Durchbrechung,
als die Entscheidungsträger aus den Reihen der Mitglieder ge-
stellt werden. Das Bundesverfassungsgericht hält in solchen
Fällen eine hinreichende demokratische Legitimation trotz
fehlender personeller Legitimation für gegeben, wenn „die
Aufgaben und Handlungsbefugnisse der Organe in einem von
der Volksvertretung beschlossenen Gesetz ausreichend vor-
herbestimmt sind und ihre Wahrnehmung der Aufsicht per-
sonell demokratisch legitimierter Amtswalter unterliegt“.
Begründet wird diese Ausnahme mit der Offenheit des Demo-
kratieprinzips, die es ermögliche, auch die in ihm wurzelnden
Grundsätze der Selbstverwaltung und der Autonomie ange-
messen zu berücksichtigen (BVerfG, Beschluss vom 5. Dezem-
ber 2002 2 BvL 5, 6/98, BVerfGE 107, 59, 91 f., 94).

Die angefochtenen Regelungen des NPsychKÄndG und des
Nds. MVollzÄndG genügen diesen verfassungsrechtlichen
Vorgaben nicht, weil die für die beliehenen privaten Kranken-
hausträger handelnden Bediensteten über keinerlei demokra-
tische Legitimation verfügen. 

Durch § 3 Abs. 1 Satz 2 Nds. MVollzG n. F. kann juristi-
schen Personen und Kommanditgesellschaften im Wege der
Beleihung nicht nur der Vollzug der Unterbringung als öffent-
liche Aufgabe übertragen werden. Nach §§ 6 Abs. 2, Abs. 3

Satz 1, 8 Abs. 1, 20 Abs. 2 Satz 1 und 22 Satz 2 Nds. MVollzG
haben die Bediensteten als Funktionsträger der beliehenen
Gesellschaften hierbei die Befugnis zur Anordnung grund-
rechtseinschränkender Maßnahmen. Auch bei der Anwen-
dung unmittelbaren Zwangs treffen sie unter Beachtung von
Weisungen der Vollzugsleitung nach § 18 Abs. 2 Satz 2 Nds.
MVollzG n. F. Entscheidungen über Ausführung und Intensi-
tät der Maßnahmen im Einzelfall.  

Im Bereich der Unterbringung psychisch Kranker hat sich das
Land Niedersachsen — bis auf die in § 15 Abs. 2 NPsychKG n. F.
vorgesehene Fachaufsicht und den Ausnahmefall des Selbst-
eintrittsrechts (§ 15 Abs. 3 NPsychKG n. F.) — aus der An-
wendung des Gesetzes vollständig zurückgezogen. Eine prä-
ventive richterliche Kontrolle ist nur für den Fall vorgesehen,
dass die untergebrachte Person über einen längeren Zeitraum
oder regelmäßig zusätzlich in ihrer Freiheit beschränkt wird
(§ 17 Abs. 3 Satz 1 NPsychKG). Auch Psychiatrieausschuss
und Besuchskommissionen, die wichtige Elemente einer ex-
ternen Kontrolle verkörpern, bewirken nicht, dass das Land
im täglichen Gesetzesvollzug präsent wäre. Die im Gesetz vor-
gesehenen Grundrechtseingriffe werden folglich von Bediens-
teten der mit der Aufgabe beliehenen juristischen Personen
oder Kommanditgesellschaften sowohl angeordnet als auch
durchgeführt. Dies folgt schon aus § 15 Abs. 1 Satz 3 NPsychKG
n. F. Danach sind nur Maßnahmen nach § 24 Abs. 1 Satz 2
NPsychKG von der Übertragung auf eine juristische Person
des Privatrechts oder eine Kommanditgesellschaft ausgeschlos-
sen. Zudem begründen §§ 25 Abs. 4 Satz 1 und 26 Abs. 5
NPsychKG die sachliche Zuständigkeit der Krankenhauslei-
tung bzw. der ärztlichen Leitung des Krankenhauses für die
Anordnung bestimmter Maßnahmen. Es kann offenbleiben,
wie die verfassungsrechtlichen Grenzen bei der Übertragung
staatlicher Aufgaben auf juristische Personen des Privatrechts
und Kommanditgesellschaften im Wege einer Beleihung gene-
rell zu ziehen sind. In jedem Fall bedarf die Übertragung von
Aufgaben, bei deren Wahrnehmung grundrechtseinschrän-
kende Befugnisse ausgeübt werden, einer besonderen perso-
nellen Legitimation der natürlichen Personen, die diese Befug-
nisse für die beliehenen Gesellschaften tatsächlich ausüben.
Eine derartige Legitimation der Bediensteten der privaten
Krankenhausträger sehen die angegriffenen Vorschriften des
Nds. MVollzÄndG und des NPsychKÄndG nicht bzw. nicht
in verfassungsrechtlich ausreichender Weise vor.

Die fehlende personelle Legitimation der Bediensteten wird
nicht dadurch ersetzt, dass die Krankenhausträger selbst mit
dem Vollzug der Unterbringung psychisch Kranker und dem
Maßregelvollzug beliehen sind. Die durch § 3 Abs. 1 Satz 2
Nds. MVollzG n. F. bzw. § 15 Abs. 1 Satz 2 NPsychKG n. F.
vermittelte ununterbrochene Legitimationskette reicht zwar
vom Parlament als Gesetzgeber über die gesetzlichen Ermäch-
tigungsgrundlagen für das zuständige Fachministerium und
über die von diesem erlassenen Beleihungsakte bis zu den be-
liehenen Gesellschaften. Dann aber bricht die Kette ab, denn
für die Bestellung der Geschäftsführer der Gesellschaften als
deren gesetzliche Vertreter (§ 35 Abs. 1 GmbHG bzw. §§ 125
Abs. 1, 170 HGB) ist die Gesellschafterversammlung nach
§ 46 Satz 1 Nr. 5 GmbHG zuständig bzw. die vollhaftenden
Gesellschafter üben die Vertretung grundsätzlich selbst aus
(§§ 161 Abs. 2, 125 Abs. 1 HGB). Die gesetzlichen Vertreter
schließen vorbehaltlich einer anderen Regelung im Gesell-
schaftsvertrag in deren Namen die Arbeitsverträge ab und be-
stimmen so den Kreis der unselbständig Beschäftigten der
Gesellschaft. Dass die Gesellschafter der privaten Kranken-
hausträger und deren Beschäftigte über keinerlei personelle
demokratische Legitimation verfügen, ist offensichtlich.

Eine hinreichende personelle Legitimation der für die Belie-
henen handelnden Personen wird auch nicht dadurch vermit-
telt, dass dem Fachministerium ein Einfluss bei der Auswahl
der gesetzlichen Vertreter und der im Vollzug tätigen An-
gestellten der beliehenen Krankenhausträger zukäme. Die in
§ 3 a Abs. 1 Satz 1 Nds. MVollzG n. F. bzw. § 15 Abs. 2 Satz 1
NPsychKG n. F. verankerte Fachaufsicht, die eine Weisungs-
befugnis gegenüber den Beschäftigen nur im Falle des Selbst-
eintrittsrechts einschließt (§§ 3 a Abs. 2 Satz 2 Nds. MVollzG
n. F., 15 Abs. 2 Satz 2 NPsychKG n. F.), erstreckt sich nach
dem Wortlaut nur auf die Kontrolle der Recht- und Zweckmä-
ßigkeit bei der Erledigung der übertragenen Aufgaben und die
Wahrnehmung der gesetzlichen Ermächtigungsgrundlagen,
nicht aber auf die Auswahlentscheidungen der Gesellschafter-
versammlung bzw. der Geschäftsführung bei der Anstellung
der einzelnen Bediensteten. Soweit die beliehenen Gesell-
schaften nach §§ 3 Abs. 2 Satz 1 Nds. MVollzG n. F., 15 Abs. 4
NPsychKG n. F. zu einer ausreichenden personellen Ausstat-
tung der von ihnen betriebenen Einrichtung verpflichtet sind,
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kann das Fachministerium diese gesetzliche Vorgabe zwar
im Beleihungsakt konkretisieren und entsprechende fachliche
Anforderungsprofile an die zu besetzenden Stellen festlegen;
ein darüber hinausgehendes Bestimmungsrecht bei der Beset-
zung der einzelnen Stellen oder eine Prüfungskompetenz hin-
sichtlich der besonderen Sachkunde und Zuverlässigkeit der
ausgewählten Personen sieht das Gesetz jedoch nicht vor. 

Ein entsprechender Zustimmungs- und Bestellungsvorbe-
halt des Fachministeriums zur Anstellung der Bediensteten
lässt sich auch nicht im Wege einer erweiternden verfassungs-
konformen Auslegung der §§ 3 a Abs. 1 Satz 1 Nds. MVollzG
n. F., 15 Abs. 2 Satz 1 NPsychKG n. F. in das Gesetz hineinin-
terpretieren. Bei dem im Gesetz verwandten Begriff der Fach-
aufsicht handelt es sich um einen juristischen Terminus mit
feststehendem Bedeutungsinhalt, der einer über den Wortlaut
hinausgehenden Auslegung entgegensteht. Aus den inhalt-
lichen Konkretisierungen der fachaufsichtsrechtlichen Befug-
nisse des Fachministeriums in §§ 15 Abs. 2 Satz 2, Abs. 3
NPsychKG n. F., 3 a Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 Nds. MVollzG n. F.
lässt sich überdies der Schluss ziehen, dass der Gesetzgeber
den Begriff der Fachaufsicht nicht untechnisch im Sinne einer
allgemeinen Aufsicht des Fachministeriums über alle Ent-
scheidungen der Beliehenen mit einem auch nur mittelbaren
Bezug zur übertragenen Aufgabe verwendet hat (vgl. auch die
Entwurfsbegründungen zum Nds. MVollzÄndG und zum
NPsychKÄndG, Nds. LT-Drs. 15/3290, S. 10 f., 15/3290, S. 10 f.).
Einer die Inhalte der Fachaufsicht erweiternden Interpretation
stehen zudem Grundrechte der Gesellschaften bzw. ihrer Ge-
sellschafter aus Art. 12 Abs. 1 und Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG
entgegen, da Beschränkungen des Grundrechts der Berufsfrei-
heit und der Gesellschafterrechte einer ausdrücklichen gesetz-
lichen Grundlage bedürften. Das vom Staatsgerichtshof der
Freien Hansestadt Bremen zur Begründung seiner gegenteili-
gen Ansicht vorgebrachte Argument, eine Spezifizierung der
Aufsichtsmittel gegenüber dem Beliehenen müsse durch das
Gesetz nicht erfolgen, weil dieser in Bezug auf die übertrage-
nen öffentlichen Aufgaben und Befugnisse der hierarchischen
Weisungsgewalt wie eine nachgeordnete Behörde unterliege
(Urteil vom 15. Januar 2002 St 1/01, LVerfGE 13, 209, 226 f.),
kann demgegenüber nicht überzeugen. Der Beliehene ist als
Privatperson und damit Träger von Grundrechten der Landes-
verwaltung nur angegliedert und keinesfalls ein Teil der un-
mittelbaren Landesverwaltung. Staatliche Einwirkungen auf
die Entscheidungen der Beliehenen können daher — ähnlich
wie bei den Kommunen als Trägern der Selbstverwaltungs-
garantie nach Art. 57 Abs. 1 und 4 NV — nur aufgrund eines
Gesetzes erfolgen.

Auch der Umstand, dass die privaten Krankenhausträger
mit der Beleihung möglicherweise den Status einer Behörde
i. S. d. § 1 Abs. 4 NVwVfG erlangen, führt zu keinem anderen
Ergebnis. Nur staatliche Verwaltungsbehörden können ihre
Bediensteten mit der Ausübung hoheitlicher Befugnisse be-
trauen. Da juristische Personen des Privatrechts und Kom-
manditgesellschaften lediglich Zuordnungssubjekte für Rechte
und Pflichten sind, reicht ihre Beleihung nach §§ 3 Abs. 1
Satz 2 Nds. MVollzG n. F., 15 Abs. 1 Satz 2 NPsychKG n. F.
jedenfalls dann nicht aus, wenn es sich bei den wahrzu-
nehmenden Tätigkeiten der Bediensteten um grundrechtsein-
schränkende Maßnahmen handelt, wie sie im NPsychKG und
Nds. MVollzG vorgesehen sind. Der Grundsatz einer ununter-
brochenen personellen Legitimationskette erfordert in diesen
Fällen vielmehr, dass die Personen, die die Grundrechtsein-
griffe tatsächlich anordnen und durchführen, hierzu durch
einen besonderen Bestellungsakt einer staatlichen Behörde
legitimiert sind. 

Die Erforderlichkeit einer Bestellung durch staatliche Be-
hörden betrifft sämtliche Bediensteten des Krankenhausträgers,
die — auch im Notfall — Grundrechtseingriffe gegenüber den
nach NPsychKG und Nds. MVollzG Untergebrachten oder
dritten Personen anordnen oder durchführen. Erforderlich ist
deshalb auch die besondere Bestellung einer Ärztin oder eines
Arztes, der bzw. dem die Behandlung der untergebrachten
Personen obliegt. Zwar ist wegen der weitgehenden Unter-
schiede zwischen dem Maßregelvollzug und der Unterbrin-
gung psychisch Kranker die Bestellung eines staatlichen
Bediensteten — entsprechend der Vollzugsleitung nach § 5 a
Nds. MVollzG n. F. — verfassungsrechtlich nicht erforderlich.
Allerdings müssen die Anordnungsbefugnisse auch für grund-
rechtseinschränkende Maßnahmen gegenüber untergebrach-
ten psychisch Kranken in einer Leitungsperson gebündelt
werden, die der Fachaufsicht ggf. berichten und der die Fach-
aufsicht Weisungen erteilen kann.

Die nach § 12 Abs. 3 NPsychKG vorgesehene Bestellung von
Verwaltungsvollzugsbeamten genügt den dargelegten Anfor-

derungen nicht und vermag die fehlende personelle demokra-
tische Legitimation des Personals privater Krankenhausträger
bei dem Vollzug der Unterbringung psychisch Kranker nicht
auszugleichen. Nach der in dieser Vorschrift enthaltenen
Rechtsgrundverweisung auf § 50 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 Nds.
SOG i. V. m. § 1 Abs. 1 Nr. 9 VollzBeaVO können für die Un-
terbringung psychisch Kranker Verwaltungsvollzugsbeamte
bestellt werden. Personen außerhalb des öffentlichen Diens-
tes können ausnahmsweise bestellt werden, wenn zwischen
ihrer hauptberuflichen Tätigkeit und der Vollzugsaufgabe ein
enger Zusammenhang besteht und die Weisungsgebunden-
heit an die Verwaltungsbehörde gewährleistet ist (§ 2 Satz 2
VollzBeaVO). Dies ist nach den Vorschriften des NPsychKG
gerade nicht der Fall, weil Weisungsrechte der Fachaufsichts-
behörde nur gegenüber dem Krankenhausträger als solchem
bestehen. Überdies würde eine Bestellung durch die hierfür
zuständigen Verwaltungsbehörden — nämlich die Landkreise
und kreisfreien Städte — dazu führen, dass bestellende Behörde
und Fachaufsichtsbehörde nicht identisch sind. Damit wäre
die verfassungsrechtlich notwendige Bezogenheit von demo-
kratischer Legitimation und Fachaufsicht nicht gewahrt. 

Im Maßregelvollzugsgesetz ist demgegenüber die Bestellung
von Vollzugsbeamten nicht vorgesehen, obwohl unmittelbarer
Zwang nicht allein von Angehörigen der sog. „14-er Gruppe“
ausgeübt wird und auch weitere Grundrechtseingriffe — so in
den Fällen der §§ 6 Abs. 2, Abs. 3 Satz 1, 8 Abs. 1, 20 Abs. 2
Satz 1, 22 Satz 2 Nds. MVollzG — von Bediensteten des priva-
ten Trägers vorgenommen werden.

Beide Gesetze leiden daher unter dem generellen Mangel,
dass die Bestellung von Bediensteten zu Verwaltungsvollzugs-
beamten nicht und vor allem nicht in der Form vorgeschrie-
ben ist, die einen Einfluss auf die Auswahl, die Prüfung der
Sachkunde und Zuverlässigkeit sowie die Anleitung dieser
Mitarbeiter durch die Fachaufsichtsbehörde ermöglicht bzw.
voraussetzt. Sollte sich der Gesetzgeber des Modells der Be-
stellung von Verwaltungsvollzugsbeamten zur Gewährleistung
einer hinreichenden demokratischen Legitimation bedienen,
müssten im Gesetz die Voraussetzungen dieser Bestellung
und deren Einbettung in eine effektive Fachaufsicht ausge-
formt und festgelegt werden. Eine Bestellung durch die Belie-
henen selbst vermag im Lichte des Demokratiegebots keinerlei
personelle Legitimation zu vermitteln.
2. Die verfassungsrechtlichen Anforderungen, die hinsicht-
lich der fachaufsichtsrechtlichen Einwirkungsmöglichkeiten
auf Beliehene zu stellen sind, sind nach den ihnen zugewie-
senen Befugnissen zu bestimmen. Je genauer die gesetzlichen
Ermächtigungsgrundlagen ihre Entscheidungen inhaltlich
vorprägen und je mehr die ihnen übertragenen Verwaltungs-
kompetenzen rein technische oder doch entscheidungsarme
Befugnisse enthalten, umso geringere Anforderungen sind an
die Dichte der Aufsicht durch die übergeordnete staatliche Be-
hörde zu stellen. Werden dagegen Aufgaben wahrgenommen,
deren Erfüllung mit erheblichen Grundrechtseingriffen für die
Betroffenen verbunden sind, und räumen die gesetzlichen Er-
mächtigungsgrundlagen ein Handlungs- und/oder Auswahl-
ermessen ein, ist die erforderliche effektive staatliche Auf-
sicht in der Regel nur dann gewährleistet, wenn die einzelnen
Funktionsträger der Beliehenen unmittelbar der staatlichen
Fachaufsicht unterworfen sind. Die Beleihung ist in diesem
Bereich nur dann zulässig, wenn gesetzlich sichergestellt wird,
dass der Fachaufsichtsbehörde gegenüber diesem Personen-
kreis ein unmittelbares Weisungsrecht zusteht, das ihr eine
begleitende Aufsicht vor Ort ermöglicht.

Nach §§ 3 a Abs. 1 Satz 1 Nds. MVollzG n. F., 15 Abs. 2
Satz 1 NPsychKG n. F. unterliegen die beliehenen Gesellschaf-
ten als Träger der psychiatrischen Krankenhäuser, der Ent-
ziehungsanstalten und der Krankenhäuser der Fachaufsicht
durch das Fachministerium. Im Rahmen der Aufsicht sind die
Gesellschaften verpflichtet, Auskunftsersuchen nachzukom-
men. Akteneinsichtnahmen zu gewährleisten, Weisungen zu
befolgen und dem Ministerium und den Mitgliedern der Be-
suchskommissionen jederzeit Zutritt zu den Räumlichkeiten
der Einrichtung zu gewähren (§§ 3 a Abs. 1 Satz 2 Nds.
MVollzG n. F., 15 Abs. 2 Satz 1 NPsychKG n. F.). Wenn die
Gesellschaften einer Weisung innerhalb einer vom Ministe-
rium gesetzten Frist nicht nachkommen, hat das Ministerium
ein Selbsteintrittsrecht nach §§ 3 a Abs. 2 Satz 1 Nds.
MVollzG n. F., 15 Abs. 3 Satz 1 NPsychKG n. F., das auch
Weisungen gegenüber den Bediensteten erlaubt (§§ 3 a Abs. 2
Satz 2 Nds. MVollzG n. F., 15 Abs. 3 Satz 2 NPsychKG n. F.).
Soweit sich die Landesregierung in einzelnen Beleihungsver-
trägen weitergehende Weisungsrechte vorbehalten hat, genü-
gen diese den verfassungsrechtlichen Anforderungen nicht,
weil derartige Befugnisse dem Gesetzesvorbehalt unterliegen.
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Die fachaufsichtlichen Steuerungs- und Kontrollrechte wer-
den im Maßregelvollzugsrecht durch § 5 a Nds. MVollzG n. F.
ergänzt. Die Aufgaben der Vollzugsleitung sind nach § 3 Abs. 1
Satz 4 Nr. 1 Nds. MVollzG n. F. von der Beleihung ausgeschlos-
sen und daher innerhalb der unmittelbaren Landesverwaltung
wahrzunehmen. Die Vollzugsleitung trägt die Verantwortung
für die ärztlichen und pflegerischen Aufgaben des Vollzugs
und ist gegenüber den Bediensteten der Einrichtungen wei-
sungsbefugt. § 5 a MVollzG legt somit die ständige Aufsicht
über den Maßregelvollzug in die Hände der Vollzugsleitung,
die vor Ort ist und sowohl über unmittelbare Weisungsrechte,
aber auch über faktische Weisungsmöglichkeiten gegenüber
den Bediensteten des Beliehenen verfügt. Damit wird ein wirk-
sames Maß an sachlich-inhaltlicher Legitimation durch eine
begleitende, ortsnahe Fachaufsicht auch bei Maßnahmen er-
reicht, die dem „14-er Team“ nicht vorbehalten sind. 

Demgegenüber vermittelt das NPsychKG in seinen — wenn
auch gegenüber der Vorgängerfassung verbesserten — Rege-
lungen zur Fachaufsicht dem Beliehenen und seinen Mitar-
beitern keine ausreichende sachlich-inhaltliche Legitimation,
weil die aufsichtsrechtlichen Befugnisse des Fachministeriums
in § 15 Abs. 2 und 3 NPsychKG n. F. hierfür nicht ausreichend
sind. § 15 Abs. 2 NPsychKG n. F. ermöglicht nur Maßnahmen
gegenüber den privaten Trägern der Krankenhäuser; Weisun-
gen gegenüber ihren Bediensteten sind nur im Ausnahmefall
des in § 15 Abs. 3 NPsychKG n. F. geregelten Selbsteintritts-
rechts zulässig. Verfassungsrechtlich geboten ist jedoch ein
Weisungsrecht gegenüber allen Bediensteten, die zur Wahrneh-
mung von Aufgaben beim Vollzug der Unterbringung psychisch
Kranker zur Anordnung und Durchführung grundrechtsein-
schränkender Maßnahmen befugt sind. Überdies muss Gewähr
dafür bestehen, dass die individuell bestellten Bediensteten
jederzeit — ggf. über den für diesen Krankenhausbereich ver-
antwortlichen Arzt, aber ohne Einschaltung des Kranken-
hausträgers — der Fachaufsichtsbehörde berichten können. 
3. Die Regelungen über die Fachaufsicht nach dem Nds.
MVollzG n. F. genügen somit zwar den verfassungsrechtli-
chen Anforderungen an eine sachlich-inhaltliche Legitimation,
weil der staatlichen Vollzugsleitung eine Weisungsbefugnis
auch unmittelbar gegenüber den Bediensteten zukommt (§ 5 a
Satz 3 Nds. MVollzG) und damit eine begleitende staatliche
Aufsicht vor Ort sichergestellt ist. Die durch die Fachaufsicht
vermittelte sachlich-inhaltliche Legitimation im Bereich des
Maßregelvollzugs vermag die fehlende personelle Legitima-
tion der Bediensteten der privaten Krankenhausträger jedoch
nicht auszugleichen. Eine effektive Fachaufsicht ist nach den
oben dargelegten Grundsätzen nur geeignet, eine geminderte
personelle Legitimation zu kompensieren, um insgesamt ein
ausreichendes Legitimationsniveau zu erreichen. Diesem Er-
gebnis steht die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts
vom 5. Dezember 2002 (BVerfGE 107, 59, 94) nicht entgegen,
weil das Gericht eine Durchbrechung des Grundsatzes perso-
neller Legitimation nur für den Sonderfall einer Übertragung
hoheitlicher Befugnisse auf Träger funktionaler Selbstverwal-
tung zugelassen hat; die dortigen Ausführungen sind auf die
Konstellation der Beleihung einer juristischen Person des Pri-
vatrechts und einer Kommanditgesellschaft nicht übertragbar. 

IV.
Der Staatsgerichtshof sieht von einer Nichtigkeitserklärung

der angegriffenen Vorschriften nach § 34 Abs. 1 Satz 1 StGHG
ab, weil durch eine Nichtigkeitserklärung der Art. 1 Nr. 1, 2
und 5 Nds. MVollzÄndG und Art. 1 Nr. 1 Buchst. a und b
NPsychKÄndG die Regelungen des § 3 Abs. 1 Satz 2 Nds.
MVollzG a. F. und des § 15 Abs. 1 Satz 1 NPsychKG a. F.
wieder aufleben würden und sich dadurch der Rechtszustand
in verfassungsrechtlicher Hinsicht nicht verbessern, sondern
verschlechtern würde. Es ist Aufgabe des Gesetzgebers, durch
eine Änderung des Nds. MVollzG und des NPsychKG eine Re-
gelung zu treffen, die den verfassungsrechtlichen Anforderungen
genügt. Der Zeitraum von zwei Jahren — bis zum 31. Dezem-
ber 2010 — erscheint hierfür angemessen.

C.
Das Verfahren ist nach § 21 Abs. 1 StGHG kostenfrei; Aus-

lagen der Beteiligten werden gemäß § 21 Abs. 2 Satz 2 StGHG
nicht erstattet.
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Stellenausschreibung

Im Kirchenkreisamt Peine — Verwaltungsstelle für den Ev. luth.
Kirchenkreis Peine und die Kirchengemeinden — ist zum nächstmög-
lichen Zeitpunkt die Stelle

einer Sachgebietsleiterin oder eines Sachgebietsleiters

nach BesGr. A 11 des Kirchenbeamtenbesoldungs- und Versorgungs-
gesetzes oder einer Eingruppierung nach dem TV-L zu besetzen.

Anstellungsvoraussetzung ist die Prüfung für den gehobenen nicht-
technischen Verwaltungsdienst sowie die Mitgliedschaft in der Ev.-
luth. Kirche.

Der Aufgabenbereich umfasst die Leitung des Sachgebietes im Be-
reich der Kindertagesstätten- und Friedhofsverwaltung mit allen Rechts-
fragen inklusive Satzungsrecht und Gebührenkalkulation.

Betriebswirtschaftliche Erfahrungen sowie besondere Kenntnisse im
EDV-Bereich zur eventuellen Mitkoordinierung der EDV-Systembe-
treuung im Kirchenkreisamt wären wünschenswert.

Die Stelle ist bedingt schwerbehindertengeeignet.

Wenn Sie Interesse an der angebotenen Aufgabe haben, senden Sie
Ihre Bewerbungsunterlagen bitte innerhalb von zwei Wochen nach
Erscheinen dieser Anzeige an das Ev. luth. Kirchenkreisamt, Zehner-
straße 8, 31226 Peine.

Auskünfte erteilt der Leiter des Kirchenkreisamtes, Herr Finke,
Tel. 05171 5849-0.

— Nds. MBl. Nr. 4/2009 S. 117




	Inhalt MBl. Nr. 04 vom 28.01.2009
	A. Staatskanzlei
	Honorarkonsuln in der Bundesrepublik Deutschland - Republik Mali

	B. Ministerium für Inneres, Sport und Integration
	Polizeigewahrsamsordnung
	Zentraler Fahrdienst Niedersachsen,
Nutzungsregelungen
	Richtlinie zur Korruptionsprävention
und Korruptionsbekämpfung
in der Landesverwaltung
(Antikorruptionsrichtlinie)
	Vereinbarung
zur Änderung des Verwaltungsabkommens zwischen
dem Land Hessen und dem Land Niedersachsen
über die Wahrnehmung wasserschutzpolizeilicher
Aufgaben in den Stromgebieten der Weser und Fulda
	Anerkennung der
Bohnenkamp Management Stiftung
	Anerkennung der
Friedel und Gisela Bohnenkamp Stiftung
	Verwaltungsabkommen zwischen
der Freien Hansestadt Bremen und dem Land Niedersachsen
über die Wahrnehmung vollzugspolizeilicher Aufgaben
auf Bundesautobahnen
	Anerkennung der
Stiftung Heimat Niedersachsen
Heimat-Kultur-Natur
	Landesausschuss „Rettungsdienst“ nach § 13 NRettDG;
Ärztliche Leiterin/Ärztlicher Leiter Rettungsdienst
	Durchführung des Gemeindefinanzreformgesetzes;
Bekanntgabe des Gemeindeanteils an der Einkommensteuer
(Schlussabrechnung für das Haushaltsjahr 2008)
	Anerkennung der
Peter-und-Paul-Stiftung

	C. Finanzministerium
	Richtlinie zur Haushaltsführung (HFR)
	Richtlinie für die Haushaltsführung im
personalwirtschaftlichen Bereich (HFRPers)
	Haushaltsführung im Haushaltsjahr 2009
	Haushaltsführung im personalwirtschaftlichen Bereich
im Haushaltsjahr 2009
	Lohnsteuer; Bewertung der Gemeinschaftsunterkunft
bei Angehörigen der Bundeswehr,
der Bundespolizei und der Polizei des Landes
Niedersachsen ab Kalenderjahr 2009
	Satzung der Bremer Landesbank
Kreditanstalt Oldenburg — Girozentrale —

	D. Ministerium für Soziales, Frauen, Familie
und Gesundheit
	Bauaufsicht; fliegende Bauten
	Bauaufsicht;
Verwaltungsvorschriften über Ausführungsgenehmigungen
für fliegende Bauten und Berichte über Unfälle

	H. Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft,
Verbraucherschutz und Landesentwicklung
	Zulassung von Buchmachern und Buchmachergehilfen
zur Vermittlung von Pferdewetten
	Zulassung von Buchmachern,
Buchmachergehilfinnen und Buchmachergehilfen
zur Vermittlung von Pferdewetten
	Zulassung von Buchmachern und Buchmachergehilfinnen
zur Vermittlung von Pferdewetten

	I. Justizministerium
	Verfahren bei Sterbefallanzeigen nach § 30 Abs. 3
des Personenstandsgesetzes in den Fällen des § 159
der Strafprozessordnung

	K. Ministerium für Umwelt und Klimaschutz
	Änderung der Satzung des Wasserverbandes Peine

	Niedersächsische Landesbehörde
für Straßenbau und Verkehr
	Feststellung nach § 3 a UVPG
(Station Königsworther Platz, Hannover)
	Feststellung nach § 3 a UVPG
(Station Werderstraße, Hannover)

	Niedersächsischer Landesbetrieb
für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz
	Planfeststellung gemäß § 12 NDG i. V. m. § 119 NWG
zur Verbesserung des Hochwasserschutzes
in der Ortschaft Horneburg mit einer
Hochwasserentlastungsanlage zum Bullenbruch

	Niedersächsische Landesmedienanstalt
	Satzung
der Landesmedienanstalten
über Gewinnspielsendungen und Gewinnspiele
(Gewinnspielsatzung)

	Staatliches Fischereiamt Bremerhaven
	Laufzeitverlängerung von Muschelkulturbezirken
(David de Leeuw Muschelzucht GmbH, Jever)
	Laufzeitverlängerung von Muschelkulturbezirken
(David de Leeuw Muschelzucht GmbH, Jever)

	Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig
	Öffentliche Bekanntmachung;
Erteilung einer Genehmigung nach dem BImSchG
(Volkswagen AG, Wolfsburg)

	Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg
	Feststellung gemäß § 3 a UVPG
(Schlachterei Uhlen GmbH & Co. KG, Lengerich)

	Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Osnabrück
	Feststellung gemäß § 3 a UVPG
(Holzhackschnitzelheizwerk, Melle)

	Rechtsprechung
	Staatsgerichtshof

	Stellenausschreibung


